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247. Sitzung 

Bonn, den 3. Juli 1969 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Es wird sich inzwischen wie ein Lauffeuer durch 
das Haus verbreitet haben, daß gestern abend um 
11 Uhr auf dem Heimweg aus der Parlamentarischen 
Gesellschaft die Kollegin Frau Geisendörfer über-
fallen, zusammengeschlagen und ausgeraubt worden 
ist und gegenwärtig im Johanniter-Krankenhaus 
liegt. Ich habe vor zehn Minuten mit ihr telefoniert. 
In ihrer alten Gelassenheit hat sie mir den Hergang 
berichtet. Sie wird heute vormittag untersucht. Wir 
haben bisher keine offizielle Berichterstattung der 
Kriminalpolizei. Sobald wir Näheres wissen, wer-
den wir Sie unterrichten. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in das Protokoll aufgenommen: 

Der Bundesminister für Verkehr hat am 26. Juni 1969 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Imle, Ramms und der 
Fraktion der FDP betr. Unfälle an Bahnübergängen — Druck-
sache V/4334 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
V/4534 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat am 27. Juni 1969 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Genscher, Dorn, Moersch, Dr. Miess-
ner und der Fraktion der FDP betr. Beamten- und Besoldungs-
recht — Drucksache V/4345 — beantwortet. Sein Schreiben wird 
als Drucksache V/4535 verteilt. 

Der Bundesschatzminister hat mit Schreiben vom 26. Juni 1969 
den in der Fragestunde am 12. Februar 1969 angekündigten Be-
richt über die Verwendung des bundeseigenen Kunstguts, soweit 
es aus früherem Reichsbesitz stammt, vorgelegt. Der Bericht 
wird als Drucksache V/4537 verteilt. 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat am 20. Juni 1969 
unter Bezug auf den Beschluß des Bundestages vom 28. Juni 
1967 in Ergänzung seines Berichts über die deutschen Auslands-
schulen — Drucksache V/2121 — einen weiteren Bericht bezüg-
lich der Bemühungen des Auswärtigen Amts, die Ziele seiner 
Kulturpolitik auf dem Auslandsschulsektor zu verwirklichen, 
vorgelegt. Der Bericht wird als Drucksache V/4550 verteilt. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau hat 
am 30. Juni 1969 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Baier, 
Röhner, Dr. Ritz, Josten, Franke (Osnabrück), Biechele und 
Genossen betr. Fehlbelegung von Sozialwohnungen — Druck-
sache V/4337 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Druck-
sache V/4556 verteilt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers hat am 1. Juli 1969 ge-
mäß § 7 Nr. 2 Satz 2 des Durchführungsgesetzes EWG Getreide, 
Reis, Zucker, Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch sowie 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse mit Zusatz von 

Zucker vom 30. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 617) in Verbin-
dung mit § 27 Abs. 2 Satz 1 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 
28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481) die von dem Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten erlassene 

Verordnung über die Beschränkung der Intervention auf in 
der Bundesrepublik geerntetes Getreide vom 17. Juni 1969 

übersandt. Die Verordnung wird als Drucksache V/4544 verteilt. 

Die Bundesregierung hat folgende Vorlagen der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften vorgelegt: 

Verordnung des Rates zur Verschiebung des Zeitpunkts, zu 
dem der Geltungsbereich der Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen 
sowie der Bescheinigungen über die vorherige Festsetzung 
auf die gesamte Gemeinschaft ausgedehnt werden soll 
(Drucksache V/4520) 

Verordnung des Rates zur Ergänzung der Verordnung (EWG) 
Nr. 888/68, soweit es die Begriffsbestimmung der in Arti-
kel 14 Absatz 2 erster Unterabsatz der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 über die gemeinsame Marktorganisation für Rind-
fleisch genannten Konserven betrifft (Drucksache V/4547) 

Verordnung des Rates über die Beteiligung des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Ab

-

teilung Ausrichtung, für das Jahr 1970 (Drucksache V/4449) 

Verordnung des Rates 
über die Festsetzung der allgemeinen Anwendungsbedingun-
gen für die in der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates 
vom 30. Juli 1968 über die Einführung eines Margentarif-
systems im Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
vorgesehenen Tarife 

Verordnung des Rates 
zur Änderung von Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 
1174/68 des Rates vom 30. Juli 1968 über die Einführunng 
eines Margentarifsystems im Güterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten (Drucksache V/4554) 

Verordnung des Rates 

— zur Festsetzung der Preise für Getreide für das Wirt-
schaftsjahr 1970/71 

— zur Festsetzung des Richtpreises für geschälten Reis für 
das Wirtschaftsjahr 1970/71 

— zur Festsetzung der Richtpreise und des Interventions

-

preises für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 1969/70 

—zur Festsetzung der Richtpreise und Interventionsgrund-
preise für Olsaaten für das Wirts chaftsjahr 1970/71 

— zur Änderung der Verordnung Nr. 1009/67/EWG über die 
gemeinsame Marktorganisation für Zucker 

— über die Festsetzung der Preise für Zucker für das Zucker-
wirtschaftsjahr 1970/71 sowie der Standardqualitäten für 
Weißzucker und Zuckerrüben 

— zur Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise, der 
Zuckerrübenmindestpreise, der Schwellenpreise, des Koef-
fizienten für die Festsetzung der angepaßten Grundquoten, 
der Garantiemenge und der Produktionsabgabe für das 
Zuckerwirtschaftsjahr 1970/1971 

— zur Festsetzung des Richtpreises für Milch sowie der 
Interventionspreise für Butter, Magermilchpulver, Grana 
Padano und Parmigiano Raggiano für das Milchwirtschafts-
jahr 1970/1971 

— zur Festsetzung der Schwellenpreise für bestimmte Milch

-

erzeugnisse für das Milchwirtschaftsjahr 1970/1971 

— zur Festsetzung der im Milchwirtschaftsjahr 1970/1971 
gültigen Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver, 
die für Futterzwecke verwendet werden 
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Bundespräsident von Hassel 
- über die Festsetzung der für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 

gültigen Orientierungspreise für Kälber und für ausge-
wachsene Rinder 

- zur Festsetzung des Grundpreises und der Standardquali-
tät für geschlachtete Schweine für die Zeit vom 1. No-
vember 1969 bis zum 31. Oktober 1970 (Drucksache V/4555) 

Die Bundesregierung hat weiterhin die folgenden Verordnun-
gen des Rates der Europäischen Wirts chaftsgemeins chaft vorge-
legt, die - da sie bereits im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften veröffentlicht sind - nicht als Drucksachen ver-
teilt wurden: 

Verordnung Nr. 882/69 des Rates vom 13. Mai 1969 zur Fest-
setzung einer Übergangsvergütung für Weichweizen, zur 
Brotherstellung geeigneten Roggen, Gerste und Mais, die 
sich am Ende des Wirtschaftsjahres 1968/69 auf Lager befin-
den 

Verordnung Nr. 988/69 des Rates vom 28. Mai 1969 zur 
Änderung der Verordnung Nr. 127/67/EWG hinsichtlich be-

stimmter Waren, die aus den assoziierten afrikanischen Staa-
ten und Madagaskar oder aus den überseeischen Ländern 
und Gebieten eingeführt werden 

- Verordnung Nr. 1069/69 des Rates vom 10. Juni 1969 zur 
Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises 
für Zitronen für den Zeitraum vom 1. Juni 1969 bis 
30. April 1970 

- Verordnung Nr. 1070/69 des Rates vom 10. Juni 1969 zur 
Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises für 
Tafeltrauben 

- Verordnung Nr. 1071/69 des Rates vom 10. Juni 1969 zur 
Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises für 
Pfirsiche 

Verordnung Nr. 1179/69 des Rates vom 26. Juni 1969 zur 
Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschafts-
zollkontingents von 46 000 Tonnen für Heringe, frisch, ge-
kühlt oder gefroren, ganz, ohne Kopf oder zerteilt, der 
Tarifnr. 03.01 B I a 2 aa des Gemeinsamen Zolltarifs 

Verordnung Nr. 1200/69 des Rates vom 26. Juni 1969 zur 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 204/69 zur Festlegung 
der allgemeinen Regeln für die Gewährung von Ausfuhr-
erstattungen und der Kriterien zur Festsetzung des Erstat-
tungsbetrages für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
die in Form von nicht unter Anhang II des Vertrages fallen-
den Waren ausgeführt worden 

Verordnung Nr. 1202/69 des Rates vom 26. Juni 1969 über 
die Festsetzung der monatlichen Zuschläge zum Richtpreis 
und zum Interventionspreis für Ölsaaten im Wirtschaftsjahr 
1969/1970 

Verordnung Nr. 1203/69 des Rates vom 26. Juni 1969 zur 
Festsetzung der Interventionspreise für Rohreis, der Schwel-
lenpreise für geschälten Reis und Bruchreis und des in den 
Schwellenpreis für vollständig geschliffenen Reis einzubezie-
henden Schutzbetrags für das Wirts chaftsjahr 1969/1970 

Verordnung Nr. 1204/69 des Rates vom 26. Juni 1969 zur 
Festsetzung der monatlichen Zuschläge zu den Reispreisen 
für das Wirtschaftsjahr 1969/1970 

Verordnung Nr. 1208/69 des Rates vom 26. Juni 1969 zum 
Datum, ab welchem die Interventionsstellen nur noch Butter 
mit dem Kontrollzeichen kaufen dürfen 

- Verordnung Nr. 1209/69 des Rates vom 26. Juni 1969 zur 
erneuten Verlängerung des Milchwirtschaftsjahres 1968/ 
1969 

- Verordnung Nr. 1210/69 des Rates vom 26. Juni 1969 zur 
erneuten Verlängerung des Wirtschaftsjahres 1968/69 für 

Rindfleisch 

Verordnung Nr. 1211/69 des Rates vom 28. Juni 1969 zur 
Änderung der Verordnungen (EWG) 971/68, 985/68 und 1014/68 

hinsichtlich der Aufstellung einer Liste von Lagerhäusern für 
die Lagerung von Butter, der Käsesorten Grana Padano und 
Parmigiano Raggiano sowie von Magermilchpulver 

Verordnung Nr. 1195/69 des Rates vom 26. Juni 1969 zur 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 950/68 des Rates vom 

28. Juni 1968 über den Gemeinsamen Zolltarif 

Verordnung Nr. 1196/69 des Rates vom 26. Juni 1969 zur 
Erhöhung der Menge und der Reserve des Gemeinschaftszoll-
kontingentes für Thunfisch, frisch, gekühlt oder gefroren, 
ganz, ohne Kopf oder zerteilt, für die Konservenindustrie, 
der Tarifnummer ex 03.01 B I b 1 des Gemeinsamen Zoll-
tarifs 

Zu den in der Fragestunde der 246. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 2. Juli 1969 gestell-
ten Fragen des Abgeordneten Richter, Drucksache 
V/4504 Nrn. 6 und 7 *), ist inzwischen die schriftliche 
Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger vom 
1. Juli 1969 eingegangen. Sie lautet: 

Es ist vorgesehen, in Wertheim für das Postamt und die Orts-
vermittlungsstelle Neubauten auf dem Postgrundstück Dr.-Hübsch-
Straße/Bahnhofstraße/Poststraße zu errichten. 

Das bedeutet, daß die dort vorhandenen Gebäude abgebrochen 
werden müssen. Da keine Ausweichmöglichkeit besteht, ist es 
notwendig, das Bauvorhaben in zwei Bauabschnitten auszufüh- 

*) Siehe 246. Sitzung, Seite 13710 C 

ren. Im 1. Bauabschnitt soll das Dienstgebäude für die Orts-
vermittlungsstelle und im 2. Bauabschnitt das Postamtsgebäude 
errichtet werden. 

Nach dem augenblicklichen Stand der Bauplanung ist anzuneh-
men, daß mit dem Bau für die Ortsvermittlungsstelle im Jahre 
1970 begonnen werden kann. Nach Fertigstellung dieses Gebäu-
des müssen die neuen technischen Einrichtungen der Ortsver-
mittlungsstelle aufgebaut werden. Sobald diese Arbeiten abge-
schlossen sind, soll dann mit dem Bau des Postamtsgebäudes 
begonnen werden. Ob dies vor dem Jahre 1973 möglich sein 
wird, läßt sich im Augenblick noch nicht übersehen. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfraktio-
nellen Vereinbarung soll die Tagesordnung um die 
in der Ihnen vorliegenden zweiten Ergänzungsliste 
bezeichneten Vorlagen ergänzt werden. - Das Haus 
ist damit einverstanden. Die Erweiterung der Tages-
ordnung ist damit beschlossen. 

Zur Tagesordnung hat sich der Abgeordnete Ra-
vens gemeldet. 

Ravens (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Namens unserer Fraktion beantrage ich, die 
Drucksache V/4521 auf die Tagesordnung zu setzen: 
Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses über den 
von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Abzahlungsgeset-
zes. Die langen und gründlichen Beratungen über 
dieses Gesetz im Wirtschaftsausschuß und im Rechts-
ausschuß sind abgeschlossen, die Drucksachen lie-
gen uns vor; es gibt also keine Begründung dafür, 
das Gesetz nicht zu beraten. Wir halten es für eine 
wichtige Fortsetzung verbraucherpolitischer, aber 
auch mittelstandspolitischer Maßnahmen. 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Namens der Fraktion der FDP wider-
spreche ich der Aufsetzung dieser Vorlage auf die 
Tagesordnung. Die Vorlage ist in keiner Weise aus-
gereift. Sie beinhaltet schwerwiegende Rechtsfra-
gen, die noch nicht ausreichend geprüft sind. Eine 
überhastete Verabschiedung 

(Abg. Rasner: Ist nur beim Grundgesetz 
möglich!) 

in dieser Stunde wird der Angelegenheit nicht ge-
recht. - Herr Kollege Rasner, nachdem Sie gestern 
in einer anderen Frage schwerwiegende Bedenken 
gegen übereilte Verabschiedung von Vorlagen ge-
äußert haben, bin ich sicher, daß Sie und Ihre Frak-
tion jetzt mit uns stimmen 

(Abg. Rasner: Nein!) 

und sich gegen die Aufsetzung aussprechen werden. 

Präsident von Hassel: Das Wort zur Tages-
ordnung wird weiter nicht gewünscht. Wir müssen 
darüber abstimmen, ob wir die Drucksache V/4521 
- Abzahlungsgesetz - und dazu eine zu-Druck-
sache auf die Tagesordnung setzen wollen. Wer für 
den hier begründeten Antrag stimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegen-
probe. - Enthaltungen? - Bei einigen Gegenstim-
men und Enthaltungen ist die Aufsetzung auf die 
Tagesordnung beschlossen. 
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Präsident von Hassel 
Vereinbarungsgemäß beginnen wir heute mit dem 

Punkt 56 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der FDP betr. 
mittelständische Wirtschaft 

— Drucksachen V/4198, V/4441 — 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Opitz. 

Opitz (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Leitbild unserer Wirt-
schaftsordnung ist die wettbewerbsstarke Markt-
wirtschaft mit ihrer Vielfalt von Betrieben unter-
schiedlicher Größe. Dadurch garantiert sie die best-
mögliche Form der Verbraucherversorgung. In die-
ser Wirtschaftsordnung spielen Klein- und Mittel-
betriebe eine bedeutende Rolle. 

Leider hat sich im Laufe der Jahre herausgestellt, 
daß diese unsere Wirtschaftsordnung, dieses unser 
Wirtschaftssystem konzentrationsfördernd wirkt. Ich 
glaube, diese Feststellung brauchen wir nicht zu 
diskutieren, diese Feststellung ist durch die Ent-
wicklung bewiesen. Wir stehen nun vor der Frage, 
ob das zwangsläufig so ist bzw. ob wir das wollen. 
Wir sind nicht der Meinung, daß das so sein muß, 
und betonen mit Nachdruck, daß wir das ändern 
wollen. 

Davon ausgehend, daß die Startgleichheit aller 
Marktpartner die Voraussetzung für einen funktio-
nierenden Leistungswettbewerb ist, haben wir un-
sere Große Anfrage zur Mittelstandspolitik gestellt. 
Die staatliche Wirtschafts- und Sozialpolitik der 
Vergangenheit ebenso wie die Finanz- und Steuer-
politik haben diese Startgleichheit erheblich beein-
trächtigt. 

Gestatten Sie mir, meine Damen und Herren, daß 
ich Ihnen am Beispiel der Sozialpolitik aufzeige, 
worum es mir geht. Da ist z. B. die soviel diskutierte 
Frage der Lohnbezogenheit der Soziallasten. Durch 
die rapide technische Entwicklung, verbunden mit 
der Mechanisierung und Rationalisierung ist über-
wiegend die Großwirtschaft in die Lage versetzt 
worden, die Zahl ihrer Arbeitnehmer relativ zur 
Produktion in einem erheblichen Maße zu verrin-
gern. Das ist zugegebenermaßen an sich nichts 
Schlimmes. Aber die Soziallasten müssen von den 
noch im Arbeitsprozeß stehenden Menschen erarbei-
tet werden. Das heißt, daß bei jeder sozialpoliti-
schen Belastung die lohnintensiven Unternehmen 
— das ist überwiegend die mittelständische Wirt-
schaft — ungleich stärker belastet werden, weil sie 
die Altlasten, die sie gar nicht verursacht haben, 
mit aufbringen müssen. Alle Soziallasten treffen 
die lohnintensive Wirtschaft sehr viel härter als 
die kapitalintensive Großwirtschaft. Wenn ich Ihnen 
einige wenige Zahlen nennen darf, mögen Sie daran 
die sich laufend verschlechternde Situation erken-
nen. 1957 kamen auf einen Rentner noch 2,8 Be-
schäftigte, 1967 waren es nur noch 2,2 Berufs-
tätige, und 1976 werden es noch ganze 2 Berufs-
tätige sein. 

Wir müssen zu einer wettbewerbsneutralen Be-
messungsgrundlage der Soziallasten kommen. Ich 
weiß selbst, wie schwierig das sein wird. Aber es 
hilft uns nicht weiter, wenn wir immer nur von die-
sem Problem reden, wenn von diesem Problem nur 
gesprochen wird. Die technische und wirtschaftliche 
Entwicklung in der Welt wird uns immer wieder 
vor neue Probleme stellen, und wir werden sie 
lösen müssen. Wir freien Demokraten fordern die 
Bundesregierung auf, sich dieses Problems ernsthaft 
anzunehmen unter Zuhilfenahme von Wissenschaft-
lern und Experten. Wir glauben, es ist des Schwei-
ßes der Edlen wert. 

Meine Damen und Herren, die Antwort der Bun-
desregierung auf unsere Anfrage befriedigt uns in 
keiner Weise. Die Antwort läßt überwiegend die 
gestellten Fragen offen, und wenn es so aussieht, 
als wollte man konkret werden, dann verweist man 
auf völlig überholte Maßnahmen wie z. B. die Er-
höhung des Freibetrages bei der Gewerbesteuer aus 
dem Jahre 1961. 

Wir sind natürlich der Meinung, daß die Einfüh-
rung und Beibehaltung der Ergänzungsabgabe die 
Senkung des Einkommensteuertarifes im mittleren 
Bereich wieder rückgängig gemacht hat. Wenn die 
Bundesregierung in ihrer Antwort formuliert hat, 
daß diese unsere Meinung nicht zutreffe, weil die 
Ergänzungsabgabe nur Bezieher von Jahreseinkom-
men über 16 000 DM belaste, dann sei allerdings 
die Frage gestattet, ob Bezieher von einem Einkom-
men von rund 1300 DM im Monat nicht mehr zum 
Mittelstand gehören. Wenn das die Meinung der 
Bundesregierung ist, dann diskutieren wir aller-
dings aneinander vorbei. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wenn bei einzelnen Fragen auf die geplante 
Steuerreform und auf die Beratung der dafür einge-
setzten Kommission verwiesen wird, dann läßt das 
doch zumindest die Vermutung zu, daß eigene kon-
krete Vorstellungen der Regierung zur Zeit nicht 
vorhanden sind. Sosehr anzuerkennen ist, daß in der 
Antwort der Regierung die Bedeutung der Selbstän-
digen und der von ihnen geleiteten Unternehmen 
gewürdigt wird, bleibt doch festzustellen, daß damit 
der begreiflichen Unruhe in weiten Kreisen der 
mittelständischen Wirtschaft nicht zu begegnen ist. 

Es ist bedauerlich, daß der Entwurf der zweiten 
Kartellgesetznovelle wegen der strittigen Preisbin-
dungsfrage nicht im Bundestag eingebracht worden 
ist. Unserer Meinung nach sollte die Preisbindung 
der zweiten Hand dort erhalten bleiben, wo sie 
vom Markt nicht unterlaufen wird. Aber eine Ver-
knüpfung dieser Frage mit den gewünschten not-
wendigen Verbesserungen des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen ist unzweckmäßig und un-
gerechtfertigt. Die vor allem für die Kooperation 
kleiner und mittlerer Betriebe bedeutsame Bagatell-
kartellfrage hätte endlich gesetzlich geregelt werden 
können und müssen. Das gleiche gilt für die im Ge-
setz vorgesehenen Bestimmungen über die Wett-
bewerbsregeln sowie die Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen. 



13792 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 247. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Juli 1969 

Opitz 
Meine Kolleginnen und Kollegen werden noch zu 

einzelnen Punkten unserer Anfrage und natürlich 
zu den Antworten Stellung nehmen. Lassen Sie 
mich aber mit aller Deutlichkeit und mit allem 
Nachdruck folgendes sagen. Eine Politik, die auf die 
Stärkung der mittelständischen Wirtschaft gerichtet 
ist, war und ist für die Freien Demokraten eine stän-
dige Aufgabe, weil wir der Überzeugung sind, daß 
ein funktionierender Wettbewerb nur durch die 
Vielfalt von Unternehmen verschiedener Größe 
möglich ist. Wettbewerb ist aber im Interesse der 
gesamten Volkswirtschaft und im besonderen Maße 
im Interesse des Verbrauchers erforderlich. Das be-
deutet allerdings nicht, daß die FDP daran inter-
essiert ist, jedes nicht lebensfähige Kleinstunter-
nehmen um jeden Preis zu unterhalten. Wir wollen 
keine Sonderregelungen, die den Mittelstand in 
irgendeiner Weise bevorzugen. Wir wollen auch 
keine Subventionen, denn das würde schon wieder 
eine Wettbewerbsverzerrung zur anderen Seite hin 
bedeuten. Was wir lediglich wollen, ist eine wett-
bewerbsneutrale Wirtschafts-, Finanz- und Sozial-
politik, die sich nicht zuungunsten der mittelständi-
schen Wirtschaft auswirkt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wie wichtig diese Wirtschaft für uns alle ist, 
beweist eine wissenschaftliche Untersuchung in den 
Vereinigten Staaten von Amerika über die Lei-
stungsfähigkeit der Klein- und Mittelbetriebe hin-
. sichtlich Forschung und Entwicklung. Hier wurde 
erarbeitet, daß, obwohl die relativen Aufwendungen 
für Forschung und Entwicklung in den Großbetrie-
ben sehr viel höher liegen, die Klein- und Mittel-
betriebe hinsichtlich neuer Erzeugnisse und Pro-
duktverbesserungen den Großbetrieben zum Teil 
überlegen sind und sehr viele Anregungen gerade 
aus dem Bereich der mittelständischen Wirts chaft 
kommen. 

Meine Damen und Herren, das mag Grund genug 
sein, zu hoffen, daß im Verlauf der Debatte doch 
noch eine konkretere Stellungnahme seitens der Bun-
desregierung abgegeben wird als in der schrift-
lichen Antwort auf die Anfrage der FDP. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Gewandt. 

Gewandt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen! Meine Herren! Die CDU/ 
CSU-Fraktion begrüßt die Möglichkeit, noch in die-
ser Legislaturperiode eine Debatte über die Pro-
bleme der mittelständischen Wirtschaft zu führen. 
Natürlich bedauern wir, daß dieses Thema so kurz 
vor Toresschluß hier auf der Tagesordnung steht, 
so daß wir unter einem gewissen Zeitdruck reden 
müssen. Das hat aber vielleicht auch den Vorteil, 
daß man die Möglichkeit hat, gleich zum Kernpunkt 
zu kommen. 

Die Antwort der Bundesregierung erscheint uns 
recht ausgewogen. Wir begrüßen auch, daß die 
Bundesregierung nicht verschwiegen hat, daß in 
einer Reihe von Fragen unterschiedliche Beurteilun-

gen möglich sind. Aber, meine Damen und Herren, 
wir glauben im Gegensatz zu den Kollegen von der 
FPD, daß man eine Mittelstandsdebatte nicht nur 
an Hand einzelner, sicherlich wichtiger Fragen der 
Steuer- und der Sozialpolitik führen kann, sondern 
wir meinen, daß man den Bogen etwas weiter 
spannen muß und in diese Betrachtung die Struk-
turpolitik, insbesondere die betriebsgrößenorien-
tierte Strukturpolitik, einzubeziehen hat. 

Zunächst möchte ich noch einmal die Bedeutung 
des Mittelstands unterstreichen, den wir immer als 
integrierten Bestandteil der Wirtschaft betrachtet 
haben. Häufig wird verkannt, daß auch heute noch 
etwa zwei Drittel aller Beschäftigten in mittelstän-
dischen Betrieben tätig sind und daß fast 20 % der 
im Erwerbsleben Stehenden Selbständige sind, wenn 
man die mithelfenden Familienmitglieder einbezieht. 

Nun sagte ich bereits, daß es nach unserer Auf-
fassung nicht nur darauf ankommt, hier die ein-
zelnen Bereiche der Steuer- und der Sozialpolitik 
auszuloten, sondern daß man zunächst einmal fest-
stellen muß, daß für den Mittelstand — und er ist 
ja ein integrierter Bestandteil der Wirtschaft — in 
erster Linie natürlich die Frage interessant ist, ob 
die allgemeine wirtschaftliche Linie stimmt, ob wir 
eine gute Konjunktur haben, ob wir ein Klima 
haben, in dem sich die freie Initiative und der 
Leistungswettbewerb entfalten können. Wir haben 
Mittelstandspolitik immer als Strukturpolitik im 
weitesten Sinne aufgefaßt. Wir haben damit klar 
zum Ausdruck bringen wollen, daß wir immer 
Gegner einer rein konservierenden Schutzpolitik für 
den Mittelstand gewesen sind. Wir haben uns auch 
nicht gescheut, gelegentlich tief verwurzelte Traum-
bilder im Bereich der mittelständischen Wirtschaft, 
wenn es im Interesse des Mittelstandes nötig ist, 
zu zerstören. Wir wollen keine konservierende 
Schutzpolitik, sondern wir wollen eine moderne 
Strukturpolitik. Wir meinen, daß gerade im Mittel-
stand dieser Strukturwandel von größter Bedeu-
tung ist. Es muß unterstrichen werden, daß in 
keinem Bereich der Wirtschaft eine so wichtige 
Gruppe wie beispielsweise der Einzelhandel oder 
das Handwerk in der Lage war, ohne staatliche 
Hilfe, nur auf sich allein gestellt sich den modernen 
Strukturwandlungen anzupassen. Die einzige Schüt-
zenhilfe, die wir gegeben haben, war im Grunde 
genommen die Gewerbeförderung, die dann noch 
durch Eigenbeiträge aus der Wirtschaft ergänzt 
wurde. 

(Abg. Dorn: Lohnfortzahlungsgesetz!) 

Dieser Strukturwandel, der hier stattgefunden hat, 
ist ohne größere Härten und ohne Appell an die 
Hilfe des Staates vollzogen worden. Wir meinen, 
daß man das unterstreichen muß. 

Unter Strukturpolitik verstehen wir nicht ein 
neues Instrument an Stelle der Globalsteuerung. 
Diese Strukturpolitik ist nach unserer Meinung Be-
standteil der marktwirtschaftlichen Ordnung und ein 
unentbehrliches Glied einer nationalen Wirtschafts-
politik. 

Wir bedauern, daß in der Anfrage die FDP auf die 
Probleme der Strukturpolitik nicht eingegangen 
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Gewandt 
wurde. Dies hätte nämlich die Regierung in den 
Stand versetzt, in bezug auf das Instrumentarium 
vielleicht noch etwas konkreter zu werden. Vor 
anderthalb Jahren haben wir hier eine struktur-
politische Debatte geführt, in der wir uns alle für 
eine moderne Strukturpolitik ausgesprochen haben. 
Wir haben aber keine Kenntnis, in welcher Weise 
die Bundesregierung in der Zwischenzeit ihr struk-
turpolitisches Instrumentarium ausgebaut hat. Vor 
allen Dingen haben wir keine Klarheit über ihre 
größenorientierte Strukturpolitik. Die betriebs- und 
unternehmensorientierte Strukturpolitik sollte ne-
ben der sektoralen und der regionalen Struktur-
politik das dritte Element sein. 

Von dem Herrn Kollegen Opitz ist mit Recht 
darauf hingewiesen worden, daß dem Wettbewerb 
eine elementare Bedeutung für unser wirtschaftliches 
Leben zukommt. Wir haben uns immer zum Wett-
bewerb bekannt. Natürlich muß das Wettbewerbs-
recht weiter entwickelt werden, damit der Wettbe-
werb weiter der Garant für eine optimale Ver-
sorgung der Bevölkerung ist. Die Möglichkeiten 
eines kostensenkenden und güterschöpfenden tech-
nischen Fortschritts müssen nach meiner Auffassung 
stärker unterstrichen werden. Wir brauchen eine 
Weiterentwicklung des Wettbewerbsrechts. 

Zur Strukturpolitik möchte ich kurz noch folgendes 
erwähnen. Es darf nicht der Eindruck entstehen, als 
würden wirtschaftspolitische und sozialpolitische 
Maßnahmen unter Rücksichtnahme auf Großunter-
nehmen konzipiert. Es muß jetzt endlich eine eigen-
ständige betriebsgrößenorientierte Strukturpolitik 
entwickelt werden. 

Wir haben uns immer dagegen gewandt, daß man 
in der Wettbewerbsfrage von Leitbildern ausgeht, 
die nicht der Realität entsprechen. Es hat nach dem 
letzten Kartellbericht und der Stellungnahme der 
Bundesregierung den Anschein — ich klammere im 
Augenblick einmal das Thema der Preisbindung der 
zweiten Hand aus —, daß eine gewisse Annäherung 
der Standpunkte zu verzeichnen ist. Wir haben uns 
immer gegen die Gleichung gewehrt: Großbetrieb 
gleich sozialer Fortschritt, gleich technologischer 
Fortschritt. Diese These hält keiner exakten Be-
trachtung stand. Alle Berichte aus den Vereinigten 
Staaten, die wir studieren konnten, ergeben, daß in 
diesem Lande, aus dem Galbraith kommt, der ja 
immer die Philosophie des Großbetriebes vertritt, 
die technologischen Impulse, die aus der mittleren 
Wirtschaft kommen, in absoluten und relativen 
Zahlen ausgedrückt, größer sind als die, die von den 
Großbetrieben kommen. 

Wir haben — insofern stimmen wir mit der FDP 
überein — bedauert, daß wegen einer nach unserer 
Auffassung nicht sehr sachgerechten und zweck-
mäßigen Verbindung der Frage der Preisbindung 
der zweiten Hand mit einer Weiterentwicklung des 
Kartellrechts eine Novelle der Bundesregierung hier 
nicht zur Debatte gestellt werden konnte. Ich meine, 
daß die Frage der Preisstabilität, die im Augenblick 
im Zusammenhang mit dem Problem der Preisbin-
dung gesehen wird, mit der Frage der Preisbindung 
nichts zu tun hat. Ich meine, daß hier andere 
Gründe vorhanden sind, nämlich eine Überdosie-

rung im konjunkturellen Bereich. Ich habe den Ein-
druck, daß auch heute noch im Bundeswirtschafts-
ministerium die Frage der Preisbindung überbe-
wertet wird. Wir haben gerade in der zurückliegen-
den Zeit feststellen können, daß die gebundenen 
Preise besonders stabil waren. Das konnte man auch 
bei der Einführung der Mehrwertsteuer beweisen. 

Auch die Bundesregierung geht in ihrem Bericht 
davon aus, daß zwar nachzuweisen ist, daß es bei 
der Aufhebung der Preisbindung in einzelnen Fällen 
zu Preiseinbrüchen gekommen ist, daß damit aber 
über das Preisniveau nichts gesagt ist. Es ist immer-
hin interessant, daß Herr Günther, der keineswegs 
als ein besonderer Förderer der Preisbindung ange-
sehen werden kann, erklärt hat, es sei auch möglich, 
daß nach Aufhebung der Preisbindung sogar Preis-
auftriebstendenzen festzustellen seien. Immerhin 
meine ich, daß man einmal feststellen sollte, daß in 
einem Land wie der Schweiz mit einem relativ 
hohen Anteil an gebundenen Preisen die Preisstabili-
tät maximal ist, während in anderen Ländern, bei-
spielsweise den skandinavischen Ländern, die Preis-
bindung unbekannt ist und dort immerhin erheb-
liche Preisauftriebstendenzen zu verzeichnen sind; 
für mein Empfinden ein weiterer Beweis dafür, daß 
die Frage der Preisstabilität nichts mit dem Problem 
der preisgebundenen Artikel zu tun hat. 

Im übrigen darf man nicht verkennen, daß auch die 
Markenartikel mit gebundenen Preisen Marktpreise 
haben. Denn sie stehen nicht nur in Konkurrenz zu 
gleichartigen preisgebundenen Artikeln, sondern 
darüber hinaus auch zu ungebundenen Artikeln. 

Wir sind nun der Meinung, daß man bei der 
Weiterentwicklung des Wettbewerbsrechts folgendes 
berücksichtigen muß: einmal eine verbesserte Mög-
lichkeit der Kooperation durch- die Lockerung des 
generellen Kartellverbots. Wir möchten damit den 
Wettbewerb nicht einschränken, sondern verbessern. 
Wir möchten weiterhin eine Ausweitung der Miß-
brauchsaufsicht und eine präventive Fusionskon-
trolle. Wir sind ferner der Auffassung, daß man die 
Zulässigkeit der Wettbewerbsregeln neu fassen muß. 
Ich hoffe, daß es im Rahmen der weiteren Diskus-
sion um ein Wettbewerbsrecht möglich sein wird, 
auch den leistungsgerechten Wettbewerb justitiabel 
zu formulieren. Ferner meinen wir, daß bei der Wei-
terentwicklung des Wettbewerbsrechts darauf acht-
gegeben werden muß, daß kleinere und mittlere 
Unternehmen in der Lage sein müssen, sich durch 
gemeinschaftliche Aktionen einem Verdrängungs-
wettbewerb gegenüber zu behaupten. Wir wollen 
damit keine Preiskartelle, sondern wir möchten nur 
eine Möglichkeit der Zusammenarbeit auf Zeit mit 
dem Ziel, Niedrigpreisaktionen gemeinsam durchzu-
führen. 

Da nun, wie ich ausführte, wegen der Verbindung 
des Themas der Preisbindung mit der Weiterent-
wicklung des Wettbewerbsrechts in dieser Legislatur-
periode das Wettbewerbsrecht eben dort stehenblei-
ben mußte, wo es nach den Beschlüssen der letzten 
Legislaturperiode stand, haben wir uns bemüht, 
durch parlamentarische Initiativen das Wettbewerbs-
recht weiter zu entwickeln und sicherzustellen, daß 
der unlautere Wettbewerb unterbunden wird. Wir 
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haben einmal an den Änderungen der Gewerbeord-
nung mitgewirkt, um unlautere Werbeveranstaltun-
gen zu unterbinden. Unsere Kollegen, die auf die 
Steuerfragen zu sprechen kommen, werden nachher 
darauf hinweisen, daß wir zur Erreichung der Wett-
bewerbsneutralität die Mehrwertsteuer eingeführt 
haben. Ich glaube aber, die entscheidende wettbe-
werbspolitische Aktion dieser Legislaturperiode war 
unser Initiativantrag zur Verbesserung des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb. Wir sind froh 
darüber, daß es in einer gemeinsamen Arbeit aller 
Fraktionen gelungen ist, das Wettbewerbsrecht zu 
verbessern, damit alle die Praktiken, die heute be-
reits jeder seriöse Geschäftsmann als unlauter be-
trachtet, wirkungsvoll verfolgt werden können. 

Ich möchte mir noch einige grundsätzliche Bemer-
kungen erlauben. In einer so dynamischen Gesell-
schaft und Wirtschaft wie der unsrigen hatten die 
Selbständigen ungeahnte und bisher nie gekannte 
Chancen. Allerdings muß man einschränkend sagen: 
das Risiko ist größer, und die Anforderungen, die 
an den Selbständigen gestellt werden, sind größer 
als zu allen anderen Zeiten. 

(Abg. Dorn: Vor allen Dingen nach den 
Belastungen, die Sie mit Ihrer Fraktion 
und Ihrem Koalitionspartner dem Mittel

-

stand aufgebürdet haben!) 

— Ach, Herr Dorn, ich habe den Eindruck, Sie spre-
chen jetzt, ohne es zu sagen, von der arbeitsrecht-
lichen Form der Lohnfortzahlung. 

(Abg. Dorn: Unter anderem!) 
Wenn Sie das einmal genau ausrechnen, verehrter 
Herr Kollege Dorn, mit all den Maßnahmen, die wir 
hier beschlossen haben, und mit der Senkung des 
Satzes für die Krankenversicherung, dann werden 
Sie feststellen, daß die jetzt geschaffene Regelung 
billiger ist als die von Ihnen empfohlene versiche-
rungstechnische Lösung. Hier geht es nicht um eine 
Mehrbelastung. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
Mitte: Rechnen muß man können! — Abg. 
Dorn: Wir wollen hier doch keine Mär

-

chenstunde abhalten!) 

— Sie müssen rechnen können, Herr Kollege Dorn. 
Das läßt sich nun leider nicht vermeiden. Aber wir 
können Ihnen da gern Nachhilfestunden erteilen. 

(Zuruf von der Mitte: In der Sommerpause!) 

Ich habe bereits darauf hingewiesen, daß in dieser 
dynamischen Gesellschaft höhere Anforderungen 
an den Selbständigen gestellt werden. Deshalb mei-
nen wir, daß dem Ausbau der Gewerbeförderung 
größere Bedeutung zukommt als in der Vergangen-
heit, daß der mittlere, der kleine Betrieb die 
gleichen Erkenntnisse in seinem Berufsleben anwen-
den können muß, die dem großen zur Verfügung 
stehen. Vor allen Dingen müssen wir ein wirtschafts-
politisches und sozialpolitisches Klima erhalten, das 
den Leistungswettbewerb anregt und die private 
Initiative lohnenswert macht. 

(Abg. Lampersbach: Sehr richtig!) 

Nun gibt es natürlich eine Fülle von Gefahren: 
die Gefahren des staatlichen Dirigismus, die Gefahr  

der Gigantomanie, die wir überall zu verzeichnen 
haben. Es gibt vielleicht auch die Gefahr, daß in zu 
starkem Maße außerhalb des Parlaments — ich 
denke im Augenblick an die konzertierte Aktion — 
bestimmte Maßnahmen präfabriziert werden, auch 
im gesellschaftspolitischen Bereich. 

Ferner besteht eine große Gefahr in der Ungleich-
heit im Subventionswesen. Wir werden sicherlich 
einmal — in dieser Legislaturperiode ist es nicht 
gelungen — dazu kommen, dieses Thema fundierter 
zu behandeln, als es bisher möglich war. Viele For-
men der Staatshilfen und Subventionen führen heute 
zu einer Wettbewerbsverzerrung. Um ein vielleicht 
extremes, aber praktisches Beispiel zu geben: in 
einem Fall wie Krupp war es natürlich die öffentliche 
Hand, die einsprang; im Fall des Kleinen wird der 
Betrieb dann leise vor sich hinsterben, ohne das 
großes Aufsehen erregt wird. 

Aber auch die Stabilität des wirtschaftlichen 
Lebens und der Finanzen ist von großer Bedeutung, 
gerade für die mittelständische Wirtschaft, die 
immer für eine Stabilität eingetreten ist. Deshalb 
sollten wir uns hüten, die öffentlichen Hände zu 
überfordern, damit nicht wieder ein inflationärer 
Sog entsteht. Denn über eines darf man sich nicht 
hinwegtäuschen: ein inflationärer Trend bringt den 
kleinen und mittleren Betrieben nie einen Vorteil, 
sondern immer einen Substanzverlust. Sicher sind die 
vielen Fragen, auf die wir noch im einzelnen ein-
gehen werden, entscheidend; aber in erster Linie 
kommt es darauf an, daß wir ein stabiles wirtschaft-
liches Gefüge haben, daß wir eine gute Konjunktur 
erhalten und daß wir ein Wettbewerbsrecht schaffen 
und eine moderne Strukturpolitik betreiben, die es 
auch dem mittleren und kleineren Betrieb ermög-
licht, sich zu behaupten und seine angemessene 
Rolle im wirtschaftlichen Leben unseres Landes zu 
spielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Kurlbaum. 

Kurlbaum (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit Recht spielen im Rahmen der 
Sicherung der mittelständischen Wirtschaft die 
Steuerfragen eine entscheidende Rolle. Lassen Sie 
mich hier jetzt einiges zu .  den steuerpolitischen 
Fragen, die im Rahmen unserer heutigen Debatte 
von Bedeutung sind, sagen. 

Die kleineren Wirtschaftsunternehmen haben in 
der Auseinandersetzung mit großen Wettbewerbern 
unzweifelhaft entscheidende Wettbewerbsnachteile, 
die nicht so leicht zu korrigieren und zu kompen-
sieren sind. Ich zähle in diesem Zusammenhang nur 
einige auf. Da ist erstens einmal die Tatsache, daß 
sich das kleinere Unternehmen in der Regel nur zu 
teureren Zinsen und nicht so reichlich finanzieren 
kann wie das Großunternehmen. Zweitens ist es 
für das Großunternehmen sehr viel leichter, die 
hohen Kosten der Großwerbung aufzubringen, da 
es diese Kosten auf große Umsätze verteilen und 
durch eine solche mächtige Großwerbung den kleine-
ren Wettbewerber an die Wand drücken kann. 
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Schließlich ist es drittens vielen Großunternehmun-
gen möglich, ihre Risiken zu verteilen, da sie ein 
ganzes Spektrum von Arbeitsgebieten haben. Sie 
sind in die Lage versetzt, sich auf einzelnen Arbeits-
gebieten gezielt für eine begrenzte Zeit mit der 
reinen Kostendeckung abzufinden, auf Gewinne zu 
verzichten und dadurch kleinere, auf bestimmte Ar-
beitsgebiete spezialisierte Unternehmungen aus dem 
Markt zu verdrängen. 

Angesichts dieser sozusagen immanenten Vorteile 
der Großen — Vorteile, die für sie unabhängig da-
von bestehen, ob sie bessere oder preiswertere 
Waren und Dienstleistungen anbieten oder nicht — 
muß sich der verantwortungsbewußte Staat mit der 
Frage beschäftigen, wie er das ausgleichen kann. 
In diesem Rahmen spielt natürlich die Steuergesetz-
gebung eine entscheidende Rolle. Wir wissen alle, 
daß insbesondere die Gewerbesteuer und die Ge-
werbeertragsteuer im Mittelpunkt der Diskussion 
stehen. 

Wir möchten gar keinen Zweifel daran lassen, daß 
wir das derzeitige System der Gewerbeertragsteuer 
für dringend überholungsbedürftig halten. Die der-
zeitige Gewerbeertragsteuer hat folgende entschei-
denden Nachteile, die die Reform geradezu heraus-
fordern. Die Besteuerung ist, abgesehen von unzu-
reichenden Freibeträgen und abgesehen von einer 
Steigerung der Sätze im Rahmen eines noch relativ 
kleinen Einkommens, nicht progressiv, sondern wen-
det einen festen Steuersatz an. Sie widerspricht also 
in ihrer Grundkonzeption den modernen Vorstellun-
gen einer Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit. 

Zweitens bringt das derzeitige System den ent-
scheidenden Nachteil mit sich, daß die Zinsen des 
Steuerpflichtigen nicht abzugsfähig sind. Diese 
Eigenschaft dieser Steuer führt mit dazu, daß 
kleinere Unternehmen mit einer schmalen Finanz-
basis, insbesondere neu beginnende Unternehmen, 
sehr nachteilig betroffen werden. 

Drittens — und damit komme ich zu einem Punkt, 
der in Verbindung mit unserem Antrag auf Umdruck 
719 steht — hat das System der Abzugsfähigkeit der 
Gewerbeertragsteuer bei der Ermittlung des ein-
kommensteuerpflichtigen oder körperschaftsteuer-
pflichtigen Einkommens den bösen Nachteil, daß, 
wenn man beide Steuern — Gewerbesteuer und Ein-
kommensteuer — zusammennimmt, der kleinere Un-
ternehmer effektiv einen höheren Prozentsatz seiner 
Gewerbeertragsteuer selbst bezahlen muß als Unter-
nehmen mit hohen Einkommensteuersätzen oder 
Körperschaftsteuersätzen. 

Aus diesen Erwägungen wird klar, wo vor allen 
Dingen die Reform der Gewerbeertragsteuer anzu-
setzen hat. Nun ist leider auch klar, daß derjenige, 
der Reformvorschläge zu einer Steuer macht, die 
einen so wesentlichen Bestandteil unseres gesamten 
Steueraufkommens ausmacht, wohl auch Vorschläge 
über die Ersatzlösungen machen muß, d. h. über die 
Ausfüllung der Finanzlücken, die durch eine reine 
Herabsetzung der Gewerbesteuer auftreten. Ange-
sichts der Tatsache, daß die Gewerbeertragsteuer 
ungefähr 11 Milliarden DM erbringt und insbeson-
dere die Kommunen auf sie angewiesen sind, ist  

es unserer Auffassung nach nicht möglich, die 
Gewerbeertragsteuer betreffende Vorschläge zu 
machen, die auf eine Senkung hinausgehen, ohne 
daß auch ein Ersatzfinanzierungsvorschlag für die 
Gemeinden gemacht wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Eine Lösung der Art, daß erst eine andere Finan-
zierungsquelle aufgetan werden muß, wird man 
also kurzfristig nicht erreichen können. Das wird mit 
großer Wahrscheinlichkeit erst im Rahmen der 
Steuerreform der nächsten Legislaturperiode und auf 
der Grundlage dessen, was die Steuerkommission 
erarbeitet hat, möglich sein. 

Deshalb möchte ich auch auf die Fragwürdigkeit 
des Grundvorschlags des Antrags Stücklen auf Um-
druck 733 hinweisen. Selbstverständlich sind auch 
wir davon überzeugt, daß etwas getan werden muß, 
um die Kapitalbildung bei den kleineren Unter-
nehmungen zu erleichtern. Aber auch beim Antrag 
Stücklen muß die Frage gestellt werden: was kostet 
das, und wie wird die dadurch entstehende Finanz-
lücke ausgefüllt? Ich habe mich darum bemüht, das 
ziffernmäßig zu erfassen. Aber das ist außerordent-
lich schwierig, weil man natürlich bei einem sol-
chen Vorschlag niemals genau und zuverlässig vor-
aussagen kann, in welchem Umfang von der Mög-
lichkeit einer steuerfreien Rücklage Gebrauch ge-
macht wird. Im allgemeinen wird der Steuerzahler 
das in großem Umfang tun, weil es ja unmittelbar 
zu einer Steuerersparnis für ihn führt. Aber in die-
sem Zusammenhang stellt sich die schwierige Frage, 
inwieweit er bei der Ausnutzung seines Spielraums 
für Sonderausgaben und Prämiensparen bereits für 
die nächsten Jahre disponiert hat. 

Eines scheint mir von vornherein klar zu sein, 
daß man bei der Durchführung des Vorschlags ge-
mäß Umdruck 733 *) mit einem jährlichen Ausfall 
von mehreren hundert Millionen D-Mark rechnen 
muß. Ich behaupte nicht, daß er unter allen Um-
ständen eintritt, aber man muß eine solche Möglich-
keit ins Auge fassen. 

Nun zu den Vorschlägen der FDP, soweit sie aus 
ihrem Umdruck 738 **) erkennbar sind. In den ersten 
fünf Punkten beschäftigt sich die FDP mit den Steu-
erfragen. Die ersten beiden Fragen betreffen die 
Erleichterung der Kapitalbildung und die Frage der 
Neutralität der steuerlichen Belastung. Dort sind die 
Wünsche so allgemein formuliert, daß ihnen wohl 
jeder zustimmen muß, aber sie sind leider in keiner 
Weise konkretisiert. 

Aber bei den nächsten Punkten fängt schon die 
Schwierigkeit an. Man verlangt den Abbau der Er-
gänzungsabgabe und verlangt radikal den Abbau 
der Gewerbesteuer, ohne mit einem einzigen Wort 
zu sagen, wie man diese Finanzlücken decken will. 
Meine Damen und Herren von der FDP, schließlich 
müssen noch zwei andere Fragen in diesem Rahmen 
gesehen werden. Mindestens im jetzigen Zeitpunkt, 
in dem sich ein gefährlicher Boom in unserer Wirt-
schaft ankündigt, müssen wohl alle solche Vor- 

*) Siehe Anlage 2 
**) Siehe Anlage 3 
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schläge für massive Steuersenkungen auch unter dem 
Gesichtspunkt unserer Konjunkturpolitik gesehen 
werden. Meine Damen und Herren von der FDP, ich 
erinnere Sie daran, daß im Stabilitätsgesetz ganz 
andere Maßnahmen für den Fall eines Überschäu-
mens der Konjunktur vorgeschlagen werden, näm-
lich die Stillegung von Steuermehreinnahmen, nicht 
aber die Durchführung von allgemeinen Steuer-
senkungen. 

Schließlich stellt sich in diesem Zusammenhang 
auch die Frage eines richtigen Gleichgewichts zwi-
schen den Steuersenkungen, die für die Unterneh-
mungen verlangt werden, und den Steuersenkungen, 
die auch für den Verbraucher, z. B. für den Lohn- 
und Gehaltsempfänger, denkbar sind. Sie wissen, 
daß sich uns der DGB auf diesem Gebiet angeschlos-
sen hat. Wenn also solche Forderungen nach Steuer-
minderungen erhoben werden, müssen wir die Frage 
stellen: wo bleibt, wenn die Unternehmensteuern 
gesenkt werden sollen, der Lohn- und Gehaltsbe-
zieher, wo bleibt der Rentner, und wo bleibt der 
Verbraucher? Auf diese Frage müssen Sie uns wohl 
eine Antwort geben. 

Präsident von Hassel: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Staratzke? 

Kurlbaum (SPD) : Ja,  bitte  schön! 

Dr. Staratzke (FDP) : Herr Kollege Kurlbaum, 
sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß die Ein-
führung der Ergänzungsabgabe zu einem Zeitpunkt 
erfolgte, als sie ganz sicher auch nicht antizyklisch, 
sondern prozyklisch wirkte? 

Kurlbaum (SPD) : Ja, da stimme ich Ihnen ohne 
weiteres zu. 

(Abg. Dr. Staratzke: Danke schön!) 

Aber die Notwendigkeit der Einführung der Er-
gänzungsabgabe zu diesem Zeitpunkt hatte nicht die 
Große Koalition zu verantworten, sondern die Ein-
führung der Ergänzungsabgabe wurde notwendig 
durch die falsche Finanzpolitik der vorangegange-
nen Koalition und der vorangegangenen Bundes-
regierung. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei der 
FDP.) 

Präsident von Hassel: Eine weitere Zwischen-
frage der Abgeordneten Frau Funcke. 

Frau Funke (FDP) : Herr Kollege Kurlbaum, wie 
müßte denn eigentlich der Zustand der Konjunktur 
sein, um den von Ihnen an sich begrüßten und für 
notwendig gehaltenen Abbau von Steuern durch-
führen zu können, wenn ein Boom und offensichtlich 
auch eine Rezession nicht geeignet sind? 

Kurlbaum (SPD) : Ich habe nichts davon gesagt, 
daß eine Rezession kein geeigneter Zeitpunkt für 
einen Steuerabbau sei. Ich bin im Gegenteil der 

Meinung, Frau Kollegin Funcke, daß man, wenn es 
— wir wünschen das nicht — wieder zu einem, 
sagen wir einmal, wirtschaftlichen Zurückbleiben 
des Wachtums käme, sehr wohl Steuersenkungen in 
Erwägung ziehen müßte. Das wäre der geeignete 
Zeitpunkt dafür. Wir hoffen, daß im jetzigen Zeit-
punkt, in dem sich ein Boom ankündigt oder schon 
da ist, die Mittel nicht durch zeitlich falsch termi-
nierte Steuersenkungen vertan werden. Das würde 
nämlich dazu führen, daß uns die Mittel dann, wenn 
wir sie wirklich brauchen, nicht mehr zur Verfügung 
stehen, so wie es in den Jahren 1966 und 1967 leider 
der Fall war. 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Funcke? 

Frau Funcke (FDP) : Herr Kollege Kurlbaum, wie 
rechtfertigen Sie denn auf Grund dessen, was Sie 
gerade gesagt haben, die Tatsache, daß seit Bildung 
der Großen Koalition mindestens acht Steuerarten 
heraufgesetzt oder neu eingeführt worden sind? 

Kurlbaum (SPD) : Frau Funcke, ich kann nur das 
wiederholen, was ich vorhin gesagt habe. Die Große 
Koalition befand sich in einem schrecklichen 
Dilemma, das ihr von der vorangegangenen Bundes-
regierung hinterlassen worden war, 

(Zurufe von der FDP) 

nämlich die Rezession bei gleichzeitigen gefähr-
lichen Haushaltsdefiziten zu überwinden, für die 
Ihr Finanzminister, Herr Dahlgrün, in erster Linie 
verantwortlich war. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das war die Lage, die wir vorgefunden haben. Des-
halb mußten Steuererhöhungen in einem Zeitpunkt 
vorgenommen werden, in dem wir sie hoffentlich bei 
geordneten Bundesfinanzen in Zukunft nicht mehr 
vorzunehmen brauchen. 

Präsident von Hassel: Gestatten. Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Ott? 

Ott (CDU/CSU) : Herr Kollege Kurlbaum, ange-
sichts Ihrer Äußerung über die Finanzsituation eine 
Frage: haben Sie vergessen, daß die Finanzsituation 
auch dadurch entstanden ist, daß Sie mit Ihrer 
Fraktion bei den Ausgabenbeschlüssen kräftig mit-
gemischt haben und daß Herr Dr. Möller hier in 
diesem Hause und damals in der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung auch zugegeben hat, daß gemein-
sam Sünden begangen worden sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Kurlbaum (SPD) : Ja, Sie wissen aber auch 
gleichzeitig, daß die Sozialdemokratische Partei 
unmittelbar vor den Wahlen 1965, als sich diese 
Finanzlage ankündigte, als sie sichtbar wurde, ihre 
alten Vorlagen in großem Umfang zurückgezogen 
hat. 

(Zuruf von der SPD: Als einzige Partei!) 
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Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Ertl? 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Kurlbaum, sind Sie 
heute der Auffassung, daß der wirtschaftspolitische 
Sprecher der SPD-Fraktion, Karl Schiller, im Jahre 
1966 eine falsche Meinung vertrat, als er gemein-
sam mit der FDP der Meinung war, Steuererhöhun-
gen zum damaligen Zeitpunkt seien ein falsches 
Mittel? 

Kurlbaum (SPD) : Meine Herren, ich kann doch 
nicht alles wiederholen, was ich gesagt habe. Ich 
glaube, ich habe ganz klar und deutlich gesagt, daß 
die damaligen Steuererhöhungen konjukturpoli-
tisch nicht erwünscht waren, aber leider durch die 
gefährliche Defizitlage erzwungen waren, die die 
neue Bundesregierung vorfand. Mehr kann ich dazu 
nicht sagen. Ich möchte mich auch jetzt auf weitere 
Diskussionen nicht mehr einlassen, weil, wie ich 
glaube, die Argumente hierzu ausgetauscht sind. 

(Beifall und Zurufe von der SPD.) 

Lassen Sie mich nun zu den den Vorschlägen der 
Fraktion der SPD kommen. Meine Damen und Her-
ren, wenn wir kurzfristig den kleineren und mittle-
ren Unternehmungen auf dem Gebiete der Gewerbe-
ertragsteuer helfen wollen, stellt sich die Aufgabe, 
eine Lösung zu finden, für die keine Deckungslücke 
ausgefüllt werden muß. Das ist der entscheidende 
Gesichtspunkt für unseren Vorschlag. 

Zweitens geht der Vorschlag auch davon aus, daß 
das Gewerbesteueraufkommen für die Kommunen 
mit ihren vielfältigen Aufgaben auf dem Gebiete der 
Bildungs-, Gesundheits- und Verkehrspolitik vor-
läufig unangetastet bleibt, zumindest so lange, bis 
die große Steuerkommission Vorschläge vorgelegt 
hat und diese Vorschläge durch den Deutschen Bun-
destag in seinen Ausschüssen beraten worden sind. 
Meine Damen und Herren, uns ist dieser Zeitraum zu 
lang, und darum haben wir uns einen Vorschlag 
überlegt, der sofort durchgeführt werden kann, ohne 
schwierige Finanzierungsfragen aufzuwerfen. 

Nun hat der Herr Kollege Lampersbach eine 
Presseverlautbarung herausgegeben, die erkennen 
läßt, daß er offensichtlich nicht in der Lage war, 
den sachlichen Inhalt unseres Vorschlages zu erken-
nen. Sonst hätte er in seiner Verlautbarung nicht die 
Behauptung aufgestellt, dieser Vorschlag würde zu 
einer Erhöhung der Gewerbeertragsteuer führen. 
Das ist ein klares Mißverständnis, Herr Lampers-
bach, und ich würde es begrüßen, wenn Sie die fal-
sche Feststellung in Ihrer Presseverlautbarung be-
richtigten. 

Sie haben zweitens die Behauptung aufgestellt, 
Bund und Länder würden auf Grund des SPD-Vor-
schlages höhere Einnahmen erzielen. Wenn Sie 
unseren Antrag durchlesen, werden Sie feststellen, 
daß das ja gerade durch unseren Vorschlag ausge-
schlossen werden soll, nämlich durch die richtige 
Wahl des Prozentsatzes, mit dem die Gewerbeer-
tragsteuer von der Einkommensteuerschuld bzw. von 
der Körperschaftsteuerschuld in Abzug gebracht wer-
den soll. Unser Vorschlag ist daher bezüglich des 

Aufkommens an Einkommen- und Körperschaft-
steuer für Bund und Länder neutral. Dies wollte ich 
am Anfang richtigstellen. 

Nun haben Sie weiter behauptet, daß unser An-
trag für den kleineren Unternehmer nichts Ent-
scheidendes bringe. Herr Lampersbach, ich möchte 
Ihnen ein kleines Rechenexempel vorführen. Ich 
habe bereits  in  der Presseverlautbarung darauf 
hingewiesen, daß der kleine Unternehmer, der sich 
mit seinem Gewerbeertrag und vor allen Dingen 
mit seinem einkommensteuerpflichtigen Einkommen 
im Rahmen der Proportionalgrenze des Einkom-
mensteuertarifes bewegt, bei Anwendung des 
jetzigen Abzugsystems 100% weniger 19% — das 
ist der Einkommensteuersatz in der Proportional-
zone —, d. h. praktisch effektiv 81 % von seiner 
Gewerbeertragsteuer zu bezahlen hat. Das Kapital-
unternehmen mit einem Körperschaftsteuersatz von 
51 % bezahlt aber effektiv nur 100% minus 51%, 
d. h. 49 % der Gewerbeertragsteuer. Hierin liegt 
ein großer Teil der Rückständigkeit und Ungerech-
tigkeit des geltenden Systems. Diese wollen wir 
beseitigen, und das kann auch kurzfristig beseitigt 
werden. 

Wie kann man denn nun zu einer Erleichterung 
für den kleinen Unternehmer kommen, Herr Lam-
persbach? Wenn unserem Vorschlag gefolgt wird 
und wenn sich herausstellt — das können nur ge-
nauere Berechnungen ergeben —, daß der Pauschal-
satz von 40% richtig ist, bezahlt in Zukunft jeder 
Einkommen- und Körperschaftsteuerpflichtige effek-
tiv 60 % seiner Gewerbeertragsteuer. Das bedeutet, 
für den kleinen Unternehmer sinkt die effektive 
Belastung der Gewerbeertragsteuer von 81% auf 
60%, d. h. um mehr als ein Viertel. Ich frage Sie 
nun: ist eine Steuersenkung um ein Viertel denn 
nichts? Ich würde es sehr begrüßen, wenn unser 
Vorschlag heute auf sachliche Kritik stoßen würde 
und wenn man sich von Voreingenommenheit frei-
halten würde. 

In diesem Zusammenhang ist nun noch gesagt 
worden, dieser Vorschlag sei systemwidrig. Meine 
Damen und Herren, mit dem Vorwurf der System-
widrigkeit ist in diesem Hause schon sehr oft ge-
arbeitet worden. Dieser Vorwurf schlägt aber nicht 
durch. Letzten Endes liegt es beim Gesetzgeber, wie 
er das Steuerrecht gestaltet. Ich mache Sie darauf 
aufmerksam, daß unser Vorschlag des Überganges 
vom Abzug der Gewerbeertragsteuer vom steuer-
pflichtigen Einkommen zum Abzug von der Steuer-
schuld im Grunde nur eine konsequente Fortsetzung 
unseres alten Vorschlages darstellt, bei solchen 
Begünstigungen überhaupt vom Abzug vom steuer-
pflichtigen Einkommen zum Abzug von der Steuer-
schuld überzugehen. Sie wissen, daß wir diesen von 
uns lange vertretenen Schritt bereits im Stabilitäts-
gesetz getan haben, indem wir dort die Steuerab-
schreibungen durch die Investitionsprämie ersetzt 
haben. Wir sind auch jetzt in unserer neuen Struk-
turpolitik denselben Weg gegangen; wir haben auch 
hier für Investitionen eine sofort auszahlbare oder 
mit der Steuerschuld abrechenbare Subvention ein-
geführt. 
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Insofern stellt unser Vorschlag eine konsequente 

Weiterentwicklung des Systemwechsels dar, dem 
Sie, meine Damen und Herren, die Sie die Mehrheit 
des Hauses bilden, in den vergangenen Jahren be-
reits gefolgt sind und der natürlich auch noch auf 
anderen Gebieten weiterentwickelt werden kann 
und nach unserer Auffassung weiterentwickelt wer-
den sollte.  

Ich bitte Sie daher, unserem Antrag zuzustimmen, 
denn er stellt die einzige praktisch angebotene Lö-
sung dar, um dem kleinen Unternehmer angesichts 
der für ihn bestehenden entscheidenden Wettbe-
werbsnachteile — ich habe sie anfangs skizziert — 
kurzfristig in seiner Wettbewerbslage zu helfen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der 
Bundesminister für Wirtschaft Professor Dr. Schiller. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Bundesregierung hat sich bemüht, die 
in der Großen Anfrage der FDP-Fraktion aufgewor-
fenen Probleme konkret und ausführlich zu beant-
worten. Wir haben dabei — Herr Gewandt hat das 
schon erwähnt — nichts beschönigt, wir haben auch 
Meinungsunterschiede, soweit sie vorhanden sind, 
nicht verwischt. In der Tat, wir spielen Ihnen auch 
beim Thema „Mittelstand" keine konfliktlose Welt 
und keine Idylle vor. Die Selbständigen brauchen in 
der sich wandelnden Welt, in der modernen Indu-
striegesellschaft nicht Trostpflästerchen oder Lamen-
tos auf großen Kongressen; sie brauchen dagegen 
einigermaßen sichere Perspektiven, sie brauchen 
Taten, die ihren Standort in der zukünftigen Ent-
wicklung bestimmen helfen. 

Wichtig ist dabei - ich glaube, da sind wir 
einig —, daß wir die Stellung der Selbständigen 
gegenüber den Großunternehmen durch eine Erhö-
hung der Leistungsfähigkeit der kleinen und mitt-
leren Betriebe stärken. Daran haben wir gearbeitet, 
daran arbeiten wir, und daran werden wir weiter 
arbeiten. Wir wollen in der Zukunft ein nicht auf 
Mehrleistung beruhendes Übergewicht großer Un-
ternehmen verhindern. Wo diese Mehrleistung da 
ist, ist sie volkswirtschaftlich, ist sie gesamtwirt-
schaftlich zu begrüßen. Niemand kann — auch vom 
Standpunkt des Selbständigen — dagegen etwas 
sagen. 

Wir haben für die marktgerechte Stärkung der 
Position der Selbständigen bisher Sorge getragen. 
Hierzu gehört u. a., wie Sie wissen, die Gewerbe-
förderung, die finanziell gefestigt und verstärkt ist, 
in ihrer Zielrichtung prononciert und in die mittel-
fristige Finanzplanung bis 1972 unter diesen Akzen-
ten eingebaut ist. Darüber habe ich dem Hohen 
Hause mit der Drucksache V/3678 vor einem halben 
Jahr ausführlich berichtet. 

Hierzu gehören weiter konditionsgünstige ERP- 
Kredite für kleine und mittlere Unternehmen. Allein 
im Jahre 1969 waren das 285 Millionen DM. 

Hierzu gehört die regionale Wirtschaftsförderung, 
die in ganz starkem Maße mittelständischen Betrie-
ben zugute kommt. 

Und hierzu gehört auch — man muß daran erin-
nern — die Steuergesetzgebung der letzten Jahre. 
Meine Damen und Herren, gerade von der FDP: die 
Einführung der Mehrwertsteuer galt doch über viele 
Jahre, ja über Jahrzehnte hinweg als berechtigte 
Forderung gerade der selbständigen Unternehmen 
gegen das vorhandene System der Umsatzsteuer. 

(Zuruf des Abg. Ertl.) 

Es war für uns alle eine Genugtuung, daß diese 
große Reform auch im Interesse der Selbständigen 
ohne größere Schwierigkeiten Wirklichkeit werden 
konnte. 

(Abg. Dorn: Einverstanden!) 

Bei den übrigen Steuerfragen, die von der FDP- 
Fraktion angeschnitten wurden, ist es meines Er-
achtens legitim, in der Antwort der Bundesregierung 
auf die Arbeit der Steuerreformkommission, die der 
Herr Finanzminister einberufen hat, zu verweisen. 
Schließlich muß eine Steuerreform im Gesamtzusam-
menhang erarbeitet werden. 

Ich möchte weiter zu unseren bisherigen, aktuellen 
und kommenden Aktivitäten sagen: hierzu gehört 
auch, was die jüngste Vergangenheit betrifft — das 
wird oft übersehen —, die Förderung der Althaus-
sanierung im Rahmen der Konjunkturprogramme 
der Bundesregierung. Im Zweiten Konjunktur- und 
Strukturprogramm der Bundesregierung wurde 
für verbilligte Kapitalmarktkredite zur Sanierung 
des Althausbesitzes mehr ausgegeben als in all den 
Jahren von 1957 bis dahin. 380 Millionen DM Zu-
schüsse des Bundes im Zweiten Konjunktur- und 
Strukturprogramm mobilisierten für diesen Bereich 
der Selbständigen Kapitalmarktkredite in einem Vo-
lumen von 2,4 Milliarden DM. Auch die Mittel für 
niedrig verzinsliche Darlehen an einkommen

-

schwache Hauseigentümer wurden besonders durch 
das Zweite Konjunkturprogramm mehr als verdrei-
facht. 

Nun komme ich auf einen Punkt, in dem wir nicht 
einig sind. Ich will nur in begrenztem Umfang auf 
ihn eingehen. Gewisse Maßnahmen, die der Bundes-
wirtschaftsminister und andere seiner Kollegen gern 
gesehen hätten, konnten in der Bundesregierung 
keine gemeinsame Basis finden. Das wird in der 
Antwort auf die Frage 6 ehrlicherweise offen aus-
gesprochen. Wie Sie wissen, scheiterte die Novelle 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen — 
es  wäre die zweite Novelle gewesen — u. a. — ich 
berichte nur — an der vorgesehenen Aufhebung der 
Preisbindung der zweiten Hand. Sie fragten in der 
Anfrage nach dem Junktim, nach der Verbindung 
dieser in Aussicht genommenen Maßnahme der Auf-
hebung der Preisbindung der zweiten Hand mit der 
Erleichterung der Kooperation, ich möchte hinzu-
fügen: mit der Verstärkung der Mißbrauchaufsicht 
über marktbeherrschende und marktstarke Unter-
nehmen; denn diese Verbesserung in der zweiten 
Kartellgesetznovelle wäre für mittelständische 
Unternehmen möglicherweise noch interessanter. Sie 
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war ebenfalls, wie gesagt, in dem Entwurf des Bun-
deswirtschaftsministeriums enthalten. 

Ich will im übrigen zu diesem nach wie vor um-
strittenen Thema nur nebenbei auf zwei Dinge hin-
weisen. Diese Bundesregierung der Großen Koali-
tion — meine Damen und Herren, wir machen ja 
in dieser Woche ein bißchen Bilanz — hat am 12. Juli 
1967 in ihrer Stellungnahme zum Bericht des Bundes-
kartellamtes über dessen Tätigkeit im Jahre 1966 
folgendes geschrieben, — Herr Gewandt weiß schon, 
worauf ich hinaus will. Es war diese Bundesregie-
rung, die schrieb: 

Zum andern kann nicht verhindert werden, daß 
die Preisbindung der zweiten Hand die Waren 
verteuert. Dies liegt vor allem daran, daß in 

 einer grundsätzlich marktwirtschaftlichen Ord-
nung nur der Marktpreis Maßstab sein kann. Die 
Preisbindung erschwert aber die Ermittlung die-
ses Preises. 

Dann wurde weiter gesagt: 

Wegen der konjunkturellen Lage ist im Augen-
blick 

— das war Sommer 1967 — 

nicht daran gedacht, die Preisbindung der zwei-
ten Hand abzuschaffen. Da jedoch nach Ansicht 
der Bundesregierung 

— dieser Bundesregierung — 

die Nachteile der Preisbindung größer sind als 
die Vorteile, wird die Bundesregierung zu gege-
bener Zeit einen Gesetzentwurf mit dem Ziel 
einbringen, das Privileg der Preisbindung der 
zweiten Hand zu beseitigen. 

So weit der Bericht dieser Bundesregierung von 
1967. Es ist kein Geheimnis, daß ich dieser Meinung 
der Bundesregierung — dieser Bundesregierung — 
auch heute noch bin. Ich lasse mich eben in meiner 
Regierungstreue, wie Sie sehen, von niemandem 
übertreffen. 

(Heiterkeit und Bravo-Rufe bei der 
CDU/CSU.) 

Im übrigen habe ich  das große Glück, meine 
Damen und Herren von der FDP, in diesem Punkte 
mit der Auffassung auch der vorhergehenden Bun-
desregierung übereinzustimmen. Die vorhergehende 
Bundesregierung hat es kürzer und lapidarer gesagt 
— das Kompliment muß ich ihr machen —; sie hat 
schlicht und ergreifend formuliert. Ich zitiere jetzt: 

Das Preisbindungsprivileg für Markenwaren ist 
grundsätzlich mit einer nach dem Wettbewerbs-
prinzip geordneten Marktwirtschaft nicht ver-
einbar. 

Diese vom marktwirtschaftlichen Geist erfüllten 
Worte stehen in der Begründung zum Entwurf 
der ersten Kartellnovelle vom 18. September 1964. 
Dieser Entwurf — Herr Dorn, gleich kommen Sie 
dran — ist übrigens unterschrieben von dem dama-
ligen Stellvertreter des Bundeskanzlers, Mende. Der 
steht darunter. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Das war die Preisbindung der zweiten Hand. 

Präsident von Hassel: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dorn? 

Dorn (FDP) : Herr Bundesminister, darf ich aus 
Ihrer Bemerkung, die Sie zur Haltung dieser Bundes-
regierung gemacht haben, auch schließen, daß ent-
gegen anderslautenden Pressemeldungen die Mini-
ster Strauß und Schmücker ebenfalls dieser von 
Ihnen vorgetragenen Meinung ihre Zustimmung 
gegeben haben? 

Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ich kann 
hier nicht über einzelne Kabinettsmitglieder berich-
ten, Herr Kollege Dorn. 

(Abg. Dorn: Aber sie haben im Kabinett 
eine andere Meinung vertreten!) 

Ich habe nur darauf Bezug genommen — ich glaube, 
das wurde von anderen Herren schon erwähnt —, 
daß die Bundesregierung in der Antwort auf die 
Frage 6 sehr ehrlich gesagt hat, daß in der Bun-
desregierung verschiedene Meinungen bestehen. 
Ich habe meine Meinung im übrigen nur auf eine 
Äußerung dieser und der vorhergehenden Bundes-
regierung gestützt, der ich zustimme. Mehr können 
Sie doch eigentlich nicht verlangen in diesem Augen-
blick. 

(Abg. Dorn: Ich bin doch zufrieden! Sie 
bestätigen in der Praxis das, was wir ver

-

mutet hatten, trotz der anderslautenden 
Pressemeldungen!) 

Aber, wie gesagt, ich kann über andere Kollegen in 
diesem Fall nicht mehr sagen als das, was wir ge-
meinsam ehrlich — auch als Meinungsverschieden-
heit — in der Antwort auf Ihre Große Anfrage for-
muliert haben. Im übrigen, Herr Dorn, hoffe ich, daß 
bei Ihnen und anderen der allgemeine Prozeß der 
Weiterentwicklung der marktwirtschaftlichen Ge-
sinnung, der marktwirtschaftliche Lernprozeß sich 
fortsetzt. Ich bin sicher, daß mit der Zeit die Mehr-
zahl der mittelständischen Unternehmer erkennen 
wird, daß ihre Interessen bei einem wirklich freien 
Wettbewerb am besten aufgehoben sind. 

Abgesehen von dieser ordnungspolitischen Frage 
darf ich jetzt in sechs Punkten sozusagen als 
Skizze, ganz knapp — die Ziele und Mittel für eine 
Mittelstandspolitik andeuten, die mir unter den 
heutigen und den kommenden Bedingungen not-
wendig erscheinen — dazu nur Stichworte —: 

1. soziale Absicherung aller Selbständigen durch 
Einbeziehung in die gesetzliche Rentenversiche-
rung; darauf ist in der Antwort auf die Frage 4 der 
Bundesregierung eingegangen worden; 

2. vorausschauende Strukturanpassung z. B. durch 
Maßnahmen der Gewerbeförderung, aber vor allem 
durch neue Wege der Förderung der praxisnahen 
technologischen Forschung gerade in den selbstän-
digen, in den kleinen und mittleren Betrieben; dazu 
müssen natürlich neue Wege der Zusammenarbeit 
gegangen werden; 

3. zeitgemäße und mutige Wettbewerbspolitik 
zur Verbesserung der Position der Klein- und Mit- 
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telbetriebe, z. B. als Zulieferer von marktstarken 
Unternehmen. Dazu verweise ich im übrigen noch 
auf unsere Antwort auf 'die Fragen 5, 6 und 7; 

4. Verbesserungen der Finanzierungsbedingun-
gen für Selbständige; 

5. Verbesserung des Informationsniveaus, des 
laufenden ökonomischen Informationsstandes der 
mittelständischen Unternehmen. Das ist eigentlich 
ein neues Gebiet. Meine Damen und Herren, wir 
sollten alle Wege und Mittel suchen, um die Metho-
den der elektronischen Datenverarbeitung nicht nur 
den Großunternehmen oder den Verwaltungen nutz-
bar zu machen, sondern auch den Klein- und Mittel-
betrieben, wofür bestimmte Formen der Koopera-
tion, aber auch der staatlichen Hilfe, durchaus zu er-
wägen sind; 

6. Reform der Steuergesetze gerade unter dem 
Gesichtspunkt des Mittelstandes. Ich war vorhin 
schon bei diesem Thema. Wir alle wissen ja, daß 
Ad-hoc-Gesetze gerade auf steuerlichem Gebiet im 
Laufe dieser 20 Jahre zu einer unnötigen Kompli-
ziertheit der steuerlichen Gesetzgebung geführt 
haben, und wir wissen alle, daß dieses rein tech-
nische Problem der Kompliziertheit der steuerlichen 
Gesetze im wesentlichen zu Lasten der Klein- und 
Mittelbetriebe geht, die sich keine großen Steuer-
abteilungen in ihren eigenen Unternehmen halten 
können. Ich glaube also, das Ziel, durch eine be-
sondere Steuerreformkommission sozusagen eine 
Flurbereinigung unseres Steuerwesens in der näch-
sten Legislaturperiode vorzubereiten, liegt im In-
teresse gerade des Mittelstands. 

Nun wurde hier schon angesprochen — ich stimme 
dem voll zu —, daß Mittelstandspolitik nicht nur in 
spezialen Hilfsmaßnahmen bestehen kann, sondern 
auch im Rahmen der Konjunkturpolitik gesehen 
werden muß. Die günstigsten Bedingungen, so 
würde ich sagen, werden dem mittelständischen 
Gewerbe in einer stetigen wirtschaftlichen Auf-
wärtsentwicklung geboten. Das mittelständische Ge-
werbe gedeiht am besten sozusagen in der gemäßig-
ten Zone oder, wie man auch sagt, in der Nähe des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts. Eine Kon-
junkturentwicklung und eine Konjunkturpolitik — 
meine Damen und Herren, das muß ich deutlich 
sagen —, die Rezessionen von der Art der des Jah-
res 1966/67 zuließ, waren ausgesprochen mittelstands-
feindlich. Wir wissen noch alle, daß damals, 1966/67, 
die Klein- und Mittelbetriebe am meisten ins Ge-
dränge kamen. Auf der Talsohle — ich habe das 
damals oft festgestellt — fühlten sich manche Groß-
unternehmen und Oligopole recht wohl. Sie hatten 
nämlich die Chance, bei abfallender Gesamtnach-
frage ihre Marktanteile — absolut und natürlich 
auch relativ — auf Kosten der mittelständischen 
Betriebe zu vergrößern, gerade in einer Zeit wei-
chender Konjunktur. Ich darf auch auf die politischen 
Konsequenzen hinweisen. Das müssen wir gerade 
am Ende dieses 5. Deutschen Bundestages feststel-
len. Die politische Folge, die wir einfach feststellen 
müssen, ist doch die gewesen: der Poujadismus — 
mehr will ich nicht sagen — war ein Kind der Re-
zession des Jahres 1966/67. Was ich mit „Poujadis-
mus" hier ausdrücken will, ist allen bekannt. 

Das läßt sich im übrigen, was die ökonomische 
Position der mittelständischen Betriebe in der Re-
zession betrifft, sehr leicht an Zahlen beweisen. 
Erstmals seit der Währungsreform ging von 1966 
auf 1967 der Umsatz des Handwerks um 3,6 % zu-
rück, Zweitens hatten sich die Finanzierungsbedin-
gungen sowohl für Investitionen wie für die laufen-
den Betriebsmittelkredite im Jahre 1966/67 vor 
allem bei den kleinen und mittleren Betrieben ver-
schlechtert. Wir wissen, wie es in einem solchen 
Falle für die ganz großen Betriebe aussieht. Wir 
kennen alle das Wort, daß, wenn solche Finanzie-
rungsschwierigkeiten auftauchen, Größe unsterblich 
macht, weil wegen der Gefährdung so vieler Ar-
beitsplätze in einem riesigen Unternehmen Landes- 
und Bundeshilfe sehr leicht kommt und eher kommt 
- das müssen wir ehrlicherweise zugestehen — 
als bei vielen Klein- und Mittelbetrieben. Drittens 
waren die Einzelhandelsumsätze letztlich noch bis 
zum Herbst 1968 von der Rezession gekennzeichnet. 
Viertens stiegen — das muß auch sehr deutlich ge-
sehen werden — die Konkurse beim Einzelhandel 
und Handwerk in der Zeit der Rezession um fast 
50 % an, während in den übrigen Wirtschaftsberei-
chen eine Steigerungsquote von 30% zu verzeich-
nen war. Das ist die eine Seite. 

Genauso wie der Mittelstand durch Talfahrt und 
Talsohle überproportional getroffen wird, genauso 
schädlich ist für ihn — ich glaube, da stimmen wir 
überein — ein überschäumender Boom. Auch das ist 
eine ausgesprochen ungünstige Situation. Ein sol-
cher überschäumender Boom wird dann vielleicht 
noch durch Überexpansion der Auslandsnachfrage 
angeheizt und führt womöglich durch eine Laissez-
faire-Entwicklung zu gewissen Preissteigerungen 
und den berühmten Preisanpassungen im Ausland. 
So etwas stellt ein ungünstiges Klima und ungün-
stige ökonomische Umweltbedingungen für den 
Mittelstand dar. 

Wenn man sich in dieser Situation in der Praxis 
umtut und mittelständische Betriebsinhaber und 
Unternehmer fragt: was kann man für euch im 
Boom tun?, dann kann man sehr leicht feststellen: 
Erstens tun sich mittelständische Betriebe auf einem 
leergefegten Arbeitsmarkt sehr schwer. Sie können 
auf diesem leergefegten Arbeitsmarkt nicht die-
selben Leistungen wie andere Betriebe erbringen. 
Zweitens müssen wir bedenken, daß mittelständische 
Betriebe im allgemeinen stärker auf die inländische 
Nachfrage, auf Konsum und Bauinvestitionen, 
orientiert sind, die Großindustrie mehr auf Export. 
Da im Export, wie wir alle wissen, z. B. in der jetzi-
gen ungleichgewichtigen Situation die Preissteige-
rungen besonders groß und die Erlöse damit beson-
ders begünstigt sind, ist auch hier eine Benachteili-
gung gegeben. Die Erlöse des vornehmlich auf die 
Inlandsmärkte orientierten mittelständischen Ge-
werbes sind eben nicht in gleicher Weise durch 
höhere Exportpreise aufgestockt, und die export-
orientierte größere Industrie kann eben mit einer 
größeren Gewinnreserve um die Arbeitskräfte und 
um die Finanzmittel der Banken konkurrieren. 

Ich möchte also sagen, meine Damen und Herren, 
um das abzuschließen: eine unausgewogene Kon- 
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junkturentwicklung, sowohl nach unten wie nach 
oben, ist verbunden mit einer mittelstandsfeind-
lichen Schlagseite. 

Im übrigen können die Selbständigen dessen 
sicher sein, daß der Bundeswirtschaftsminister nach 
den Entscheidungen der Bundesregierung von An-
fang Mai dieses Jahres die Hände nicht in den 
Schoß gelegt hat, sondern gewillt ist, etwas zu tun 
in Richtung auf Bändigung des Booms und damit 
indirekt auch etwas zu tun für die Position des 
Mittelstands. 

Damit will ich zugleich sagen: Mittelstandspolitik 
ist doch nicht in erster Linie Anliegen oder Gegen-
stand von Sondergruppenpolitik und sollte auch 
nicht das Lieblingskind von Sondergruppenpoliti-
kern sein, sondern Mittelstandspolitik muß Teil 
einer wirtschaftspolitischen Gesamtkonzeption sein. 
Ich bin selber der Meinung, daß die Globalsteuerung 
im ganzen, wenn sie richtig angewendet wird und 
wenn das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz richtig 
angewendet wird, immer noch die beste Mittel-
standspolitik bedeutet. Das Stabilitäts- und Wachs-
tums-Gesetz ist in der Tat, wenn Sie wollen, auch 
ein Mittelstandsgesetz, wenn man es richtig an-
wendet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn man es 
weiß!) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, stehen wir 
heute vor einer Debatte draußen im Lande, bei der 
wir hier, glaube ich, uns einig sein sollten, daß wir 
den mittelständischen Betrieben Aufklärung, ratio-
nale Aufklärung zu bieten haben. Wir müssen auch 
den mittelständischen Betrieben unbequeme Wahr-
heiten sagen über die notwendigen Strukturrefor-
men, über die unausbleiblichen gesellschaftlichen 
Folgen der industriellen Revolution, in der wir 
stehen. 

Die „Frankfurter Rundschau" schrieb vor kurzem 
— ich will daraus nur einen Satz als Zitat bringen, 
um die Gefahren aufzuweisen — folgendes wörtlich: 

Die politische Rechte 

— und sie meinte wohl die radikale Rechte — 

preist dagegen für den Mittelstand ein bieder-
meierliches Weltbild an als unvergänglich und 
hochaktuell, und sie baut alle, die über das Bie-
dermeier hinaus sind, als Gegner vor den Mit-
telständlern auf. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, in diesem 
Hause, Koalitionsfraktionen, Opposition und Regie-
rung, sind wir da doch einer Meinung: Die Zukunft 
des Mittelstands kann nicht in einer Restauration 
etwa des Biedermeier, des wirtschaftspolitischen Bie-
dermeier liegen. Der Mittelstand hat seine Zukunft 
nur in dieser sich unaufhaltsam weiter entwickeln-
den, technologisch mehr und mehr beherrschten In-
dustriegesellschaft. In dieser Industriegesellschaft 
dürfen nicht nur industrielle Großeinheiten herr-
schen. Ja, wir wissen: unaufhörlich werden bei 
neuen technologischen Verfahren Klein- und Mittel-
betriebe verlangt, als Zulieferer oder Abnehmer. 
Der moderne technologische Fortschritt kann oft 
selbst gar nicht auf die Pioniertätigkeit der Mittel- 

und Kleinbetriebe verzichten. Sie gehören auch zur 
zukünftigen Industriegesellschaft, und das ist gut so. 
Ich möchte sagen, gerade bei den Selbständigen stel-
len wir doch den Mut zum Eigenrisiko, den Unab-
hängigkeitswillen, ihr Wettbewerbsbewußtsein fest. 
Das alles sind doch Kardinaltugenden, die gerade 
eine marktwirtschaftlich organisierte Gesellschaft, 
ja eine mündige Gesellschaft fordert. 

Das Besondere der Selbständigen ist doch, daß sie 
sich allein mit ihrer eigenen Existenz dem Markte 
stellen in einer Welt, die äußerlich gesehen sehr be-
herrscht wird von den angemieteten Spezialisten 
und Experten der Großwirtschaft. In einer solchen 
Welt sind nach meiner Ansicht, nach Ansicht der 
Bundesregierung und wohl nach Ansicht aller in 
diesem Hause das Engagement und die eigenstän-
dige Aktivität des Mittelstandes bitter notwendig, 
ja mehr denn je  vonnöten. Ich möchte so weit ge-
hen und sagen: die Selbständigen, die mittelständi-
schen Betriebe und Unternehmen sind die natür-
lichen Gegenkräfte zu den notwendigerweise auch 
immer neu entstehenden Apparaturen der großen 
Unternehmen und der großen Konzerne. 

Weiter möchte ich sagen — und das betrifft eigent-
lich alle Gebiete, von der Ordnungspolitik über die 
Finanzpolitik bis hin zur Steuerpolitik —: nicht als 
Naturschutzpark, sondern als belebendes, als akti-
ves Element der Marktwirtschaft hat der Mittelstand 
in der modernen Industriegesellschaft seine Chance. 
Die Chance zu nutzen, liegt bei ihm; gewisse Chan-
cen ihm zu sichern, liegt .  bei uns allen in diesem 
Hohen Hause. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Ich danke Ihnen, Herr 
Bundesminister. 

Bevor ich Herrn Lampersbach das Wort erteile, 
möchte ich auf folgendes hinweisen. Zu diesem 
Tagesordnungspunkt liegen zur Zeit noch zwölf 
Wortmeldungen vor. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Wir hegten heute morgen die Hoffnung, daß wir 
vielleicht heute nachmittag mit der gesamten Tages-
ordnung fertig werden könnten, indem wir die Sit-
zung von 15 bis auf 16 Uhr ausdehnen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Ich stelle das anheim. Die Vizepräsidenten und der 
Präsident sind morgen alle da. Aber ich glaube, wir 
tun allen einen Dienst, wenn wir versuchen, heute 
mit der Tagesordnung zu einem Abschluß zu kom-
men. Vielleicht können sich die nächsten Redner 
darauf ein wenig einrichten. 

(Beifall.) 

Ich mache darauf aufmerksam, daß Herr Dr. Fre-
richs der erste ist, der ein Beispiel geben will. Er 
gibt seine Ausführungen zu Protokoll *). 

(Beifall.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Lampersbach. 

*) Siehe Anlage 9 
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Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Nach dem 
Appell des Herrn Präsidenten, der nicht ungehört 
im Raum verhallt ist, will ich versuchen, mich ganz 
kurz zu fassen. Sie werden mir aber gestatten, daß 
ich mit wenigen Bemerkungen auf die direkte An-
frage von Herrn Kollege Kurlbaum eingehe. 

Herr Kollege Kurlbaum, als ich Ihr Papier in die 
Hände bekam, habe ich zunächst gedacht: Donner-
wetter, man hat sich etwas einfallen lassen! Als ich 
dann Ihre Zahlen durchlas, bekam ich einen leichten 
Schreck über die Art, in der Sie Steuerzahlen dar-
stellen. Ich habe einmal sehr sorgfältig nachgerech-
net, welche tatsächliche Entlastung und welche 
Mehrbelastungen das denn nun für die mittelstän-
dische Wirtschaft, für den 'Unternehmer mit sich 
bringt. Da mir die Zahlen aus eigener Rechnung 
doch nicht so ganz kompetent erschienen, habe ich 
mich selbstverständlich bei einem zuständigen Res-
sort vergewissert. 

Nun, Herr Kollege Kurlbaum, Sie werden wissen, 
daß in dem unteren Bereich eine mögliche Ent-
lastung von etwas unter 2 % herauskommt, und in 
den ansteigenden Bereichen wird eine Mehr-
belastung von 5 % und mehr eintreten. Bei der 
ersten Prüfung Ihres Papiers war für uns ziemlich 
entscheidend, daß nicht die Verstärkung der Ge-
meindekassen eintritt, sondern daß das Geld in 
Länder- und Bundeskassen fließt. Das hat uns ver-
anlaßt, im Hinblick auch auf die Abzugsmodalitäten 
hier zu sagen, daß diese ganze Frage, die Sie dan-
kenswerterweise — das sage ich — angeschnitten 
haben, sicherlich in einer umfassenden Reform sehr 
eingehend erörtert werden sollte. Wir halten das 
für zweckmäßiger und für vernünftiger, als hier so 
zwei Minuten vor Toresschluß mit einer spektaku-
lären Erklärung herauszukommen, nachdem wir uns 
jahrelang draußen schon mit dem Problem der Ge-
werbesteuer beschäftigt haben. Wir halten das — 
ich will nicht den Ausdruck „Augenwischerei" ge-
brauchen — doch zumindest für eine etwas sonder-
bare Methode, so schwerwiegende Dinge in die par-
lamentarische Diskussion zu bringen. So weit dazu. 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Kurlbaum? 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Präsident, sehr 
gern, wenn Sie deswegen meine Redezeit nicht ein-
engen. 

Präsident von Hassel: Bitte schön, Herr Abge-
ordneter! 

Kurlbaum (SPD) : Herr Kollege Lampersbach, ist 
Ihnen entgangen, daß in unserem Antrag ausdrück-
lich steht, daß dieser Prozentsatz, mit dem die Ge-
werbeertragsteuer bei der Einkommensteuerschuld 
abzugsfähig gemacht werden soll, so bemessen wer-
den soll, daß kein erhöhtes Steueraufkommen für 
Bund und Länder eintritt? 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Kollege Kurl-
baum, das ist mir natürlich nicht entgangen, aber  

diese Aussage oder diese Auffassung allein genügt 
mir noch nicht. Deswegen haben wir auch gesagt, 
es muß geprüft werden. Und ich freue mich, daß der 
Bundeswirtschaftsminister, der, soviel ich weiß, 
Ihrer Fraktion angehört, das vorhin außerdem in 
einem anderen Zusammenhang noch einmal extra 
bestätigt hat. Solche Reformpläne sollte man tunlichst 
in einer umfassenden Steuerreform miterledigen. 
Etwas anderes ist es, Herr Kollege Kurlbaum, wenn 
ich innerhalb der bestehenden Gesetze hierbei z. B. 
eine Anhebung der Nullstufe durchführe. Das ist 
etwas anderes als eine völlige oder eine teilweise 
Systemänderung. 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 

möchte jetzt zu dem eigentlichen Thema, zu dem ich 
hier etwas sagen wollte, kommen, um die Redezeit 
nicht noch weiter auszudehnen. Wir wären durchaus 
in der Lage, von meiner Fraktion, der der CDU/CSU, 
bei diesem Punkt einige Dutzend Damen und Herren 
aufs Podium zu schicken, weil wir in diesem Thema 
„Mittelstandspolitik" seit vielen Jahren sowohl 
parlamentarisch als auch vorparlamentarisch so 
engagiert sind, daß uns das keine Schwierigkeiten 
macht. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich habe mich auf den einen Punkt — Kapital-
decke, Kapitalausstattung, Kreditversorgung — be-
schränkt und hoffe, dieses Thema einmal in kurzen 
Gedanken vor Ihnen ausbreiten zu können. Bei 
jedem Unternehmer wird der zweite Gedanke seiner 
unternehmerischen Überlegungen die Frage der 
Finanzierung sein. Dies ist in der gesamten Wirt-
schaft und damit selbstverständlich auch im mittel-
ständischen Bereich so. Die Idee, die der Unterneh-
mer zunächst gebiert, muß in Aktionen umgesetzt 
werden, wenn sie zum Erfolg kommen soll. Die 
Realisierung dieser Idee erfordert aber Geld. 

Nun, meine Damen und Herren, die Situation nicht 
nur nach dem ersten, sondern auch nach dem zwei-
ten Krieg war so, daß die Barvermögen und darüber 
hinaus weitgehend auch die betrieblichen Einrich-
tungen vernichtet waren. 21 Jahre nach der Geburts-
stunde der D-Mark und 24 Jahre nach dem verlore-
nen Krieg können wir heute feststellen, daß wir 
diese Schäden weitestgehend nur dadurch haben 
beheben können, daß gerade die Unternehmer der 
mittelständischen Wirtschaft unter Einsatz ihrer gan-
zen Arbeits- und Leistungsfähigkeit und unter weit-
gehender Unterstützung ihrer Familienangehörigen 
mit einer Tagesstundenleistung von weit mehr als 
zehn es fertiggebracht haben, diese Aufbauleistun-
gen zu erbringen. 
Das kann und darf auf die Dauer aber nicht so 

bleiben. Wenn Sie heute einmal ganz objektiv die 
Kapitalausstattung in den Betrieben insbesondere im 
mittelständischen Bereich verfolgen, so werden Sie 
auch nach den Statistiken feststellen, daß diese 
Kapitalausstattung sowohl im nationalen als auch 
im internationalen Vergleich absolut zu gering ist. 

Ich bin dem Bundeswirtschaftsminister sehr dank-
bar für die Bemerkung, die er vorhin zur Situation 
während der wirtschaftlichen Dämpfung machte. Ich 
glaube, daß hier, wenn eine bessere Kapitalaus-
stattung bereits zu dieser Zeit vorhanden gewesen 
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wäre, die großen Sorgen, die wir alle gehabt haben, 
nicht aufgekommen wären, weil die Wirtschaft sehr 
viel eher und sehr viel besser in der Lage gewesen 
wäre, diese dämpfenden Intervalle zu überbrücken. 
Auch insofern ist es dringend erforderlich, daß wir 
für die wechselseitigen Abläufe innerhalb der Wirt-
schaft eine ausreichend starke Kapitalbasis haben. 
Die Funktionsfähigkeit eines Körpers hängt weit-
gehend von der Blutversorgung ab. So wie es beim 
menschlichen Körper ist, ist es, glaube ich, auch in 
der Wirtschaft: wenn hier die Funktionen gestört 
werden, wird das zum Teil daran liegen, daß eine 
Unterversorgung vorhanden ist. 

Wir haben in all den zurückliegenden Jahren in 
einer sehr zielstrebigen und sehr objektiv gestalte-
ten und, ich möchte sagen, sehr wenig spektakulären 
Politik versucht, diesem Teilbereich in der mittel-
ständischen Wirtschaft zu einer besseren Situation 
zu verhelfen. Die Bundesregierung und auch die 
Länderregierungen haben in vielen Förderungsmaß-
nahmen versucht, auch in diesem Teilbereich Besse-
rungen zu schaffen. In der Bundestagsdrucksache 
V/3678, meine Damen und Herren von der FDP, 
steht dieser ganze Katalog sehr respektabler Förde-
rungsmaßnahmen verzeichnet. Die Darstellung im 
einzelnen kann ich mir ersparen, da sie dort wirk-
lich außerordentlich übersichtlich und gut lesbar vor-
handen sind. 

Ich glaube aber, daß wir bei der Kapitalbetrach-
tung auch den Fragen eine besondere Aufmerksam-
keit schenken müssen, die sich bei der Bildung, 
sowohl der Neubildung als auch der weiteren Bil-
dung, der Anreicherung des Kapitals, ergeben. Wir 
haben die Möglichkeit, über Gewinne Kapital zu 
bilden. Das wird nicht immer möglich, nicht immer 
durchführbar sein. Die Wettbewerbssituation 
schreibt das hier zum Teil vor. Der von unserem 
Kollegen und ersten Vorsitzenden Kurt Schmücker 
bereits vor Jahren ausgearbeitete Plan einer unter-
schiedlichen Besteuerung der Gewinne hinsichtlich 
des Verbrauchs bzw. der Investitionen würde hier 
sicherlich eine hervorragende Zuarbeit liefern. Ich 
glaube, mein Kollege Schwörer wird auf diese Dinge 
noch im einzelnen eingehen. 

Was uns echte Sorge macht, ist der Zugang zum 
freien Kapitalmarkt. Diese Schwierigkeiten sind all-
gemein  bekannt. Die mittelständischen Unterneh-
mungen sind meistens nicht in der Lage, die hier 
erforderlichen und geforderten Sicherheiten zu bie-
ten. Die Ausfallbürgschaften in den Kreditprogram-
men des Handels und des Handwerks, die vom Bund 
und von den Ländern getragen werden, sind leider, 
so muß man sagen, in der Vergangenheit nicht 
immer ausreichend bekanntgegeben und nicht im-
mer richtig interpretiert, aber auch von den Kredit-
instituten sehr häufig den Kreditsuchenden nicht 
immer in der richtigen Form dargeboten worden. 
Hier muß trotz der Verbesserungen, die wir in den 
vergangenen Jahren erreicht haben — Vereinfa-
chung der Antragsverfahren, Vereinfachung der 
Durchführungsverfahren —, auch noch ein erkleck-
liches Stück Arbeit geleistet werden. 

Wir glauben, daß mit der Bildung sogenannter 
Kapitalbeteiligungsgesellschaften ebenfalls eine er-

hebliche Lücke geschlossen werden kann. In Nord-
rhein-Westfalen ist vor einigen Monaten eine der-
artige Kapitalbeteiligungsgesellschaft — ich glaube, 
als erste in der Bundesrepublik — gegründet wor-
den. Das Arbeiten und Funktionieren dieser Kapital-
beteiligungsgesellschatt schon nach dem kurzen An-
laufen berechtigt uns zu den größten und besten 
Hoffnungen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß aber 
auch eine weitere Möglichkeit noch mehr ausge-
schöpft werden sollte, nämlich die Vergabe von Auf-
trägen der öffentlichen Hand an mittelständische 
Unternehmungen. Diese sogenannte Good-will-
Klausel, die hier auf Grund eines Antrags unseres 
Kollegen Wieninger auch behandelt worden ist, 
verdient nicht nur besondere Beachtung, weil sie 
überhaupt da ist. Man sollte bei der Regierung und 
bei den Aufsichtsbehörden ebenfalls Obacht darauf 
geben, daß sie in Zukunft in vollem Umfang und 
vielleicht noch besser ausgeweitet Anwendung fin-
det. 

Meine Damen und Herren, durch eine gut funk-
tionierende mittelständische Wirtschaft wird auch 
in der Entwicklung der Gesamtwirtschaft, so wie es 
der Herr Bundeswirtschaftsminister vorhin darge-
stellt hat, das Wohl und Wehe einer Volkswirt-
schaft entscheidend beeinflußt. Insofern freue ich 
mich darüber, daß die Kollegen von der FDP diese 
Anfrage gestellt haben. Gestatten Sie mir aber eine 
kritische Bemerkung dazu. Es muß natürlich außer-
ordentlich nachdenklich stimmen, daß über diese 
Anfrage praktisch einige Sekunden vor Schluß einer 
Legislaturperiode debattiert werden soll. Wir können 
uns hier leider des Eindrucks nicht ganz erwehren, 
daß man dabei auch noch andere Überlegungen als 
nur die parlamentarisch-sachliche Bearbeitung die-
ser Fragen im Auge gehabt hat. Ich glaube, gerade 
die CDU/CSU-Fraktion, also meine Partei und un-
sere Schwesterpartei, hat in der Vergangenheit eine 
aktive und in die Zukunft weisende Mittelstands-
politik getrieben. Herr Bundeswirtschaftsminister, 
Sie nannten vorhin 6 Punkte; wir haben deren 34. 
Vielleicht darf ich Ihnen einmal freundlicherweise 
die Lektüre unserer Leitsätze empfehlen. Sicherlich 
werden wir viele Gemeinsamkeiten finden. Ich habe 
das Gefühl, daß Sie sich schon vor Ihrer Münchner 
Rede daran orientiert haben. 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Ertl? 

Lampersbach (CDU/CSU) : Ja, bitte schön! 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Lampersbach, würden 
Sie mir bestätigen, daß diese Debatte auf Wunsch 
der CDU verschoben worden ist und diese Regierung 
schon längst die Möglichkeit gehabt hätte, unsere 
Anfrage zu beantworten? 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Kollege Ertl, 
das bestätige ich Ihnen natürlich sehr gern. Wissen 
Sie, es gibt Situationen im Leben, in denen man sich 
überlegt: wie kannst du dem anderen ein Schnipp-
chen schlagen! Sie haben diese Anfrage zu einer Zeit 
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eingebracht, in der die CDU/CSU-Fraktion aus ihrer 
Verantwortung für die Gesamtpolitik die bis dahin 
bereits vorliegenden Anfragen erledigen mußte. Ich 
halte ein solches Verfahren jedenfalls für sehr viel 
zweckmäßiger. Ich persönlich hätte es als Mittel-
ständler sehr viel lieber gesehen, wenn wir über Ihre 
Anfrage schon vor zwei oder drei Jahren oder vor 
einem Jahr hätten debattieren können, weil wir 
dann noch Zeit gefunden hätten, darüber in den 
Ausschüssen sachlich zu beraten. Sonst, Herr Kollege 
Ertl, entsteht draußen tatsächlich der Eindruck: Es 
wird ein bißchen Blabla gemacht, und dann sagt man 
hinterher: na ja, die Überweisung an die Ausschüsse 
war eben leider nicht mehr möglich, und damit ist 
das Thema vom Tisch. So sollte es eigentlich nicht 
gehandhabt werden. 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Genscher? 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Präsident, das 
geht alles von der ohnehin knappen Zeit ab; aber 
gern, mir macht das Freude. 

Präsident von Hassel: Ich würde vorschlagen, 
daß das die letzte Zwischenfrage ist, Herr Kollege. 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, sollte Ihnen als 
engagiertem Mittelständler, wie Sie sich hier be-
zeichnen, entgangen sein, daß die verspätete Be-
handlung dieser Großen Anfrage darauf zurückzu-
führen ist, daß die Bundesregierung bei der Beant-
wortung die nach der Geschäftsordnung vorge-
schriebene Zeit nicht eingehalten hat und zunächst 
sogar den Versuch unternommen hatte, die Beant-
wortung auf die Zeit nach Abschluß unserer Ver-
handlungen zu verschieben? 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Kollege Gen-
scher, sollte es Ihnen entgangen sein, daß eine Auf-
gabenteilung zwischen Legislative und Exekutive 
besteht und Sie diese Frage nicht an mich, sondern 
in diesem Fall an die Bundesregierung richten 
müßten? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Gen

-

scher: An Ihre Regierung, die Regierung Ih

-

res Kanzlers!) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Dahlgrün. 

Dr.  Dahlgrün (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Da ich kein Redemanuskript 
habe, 

(Abg. Ertl: Zum Verlesen!) 

bin ich nicht in der Lage, den anderen Weg zu ge-
hen. Mich führt der Zorn, der mich auf Grund der 
Ausführungen des Herrn Kurlbaum erfaßt hat, hier 
herauf. 

(Abg. Krammig: Zorn ist ein schle chter Rat

-

geber!) 

Ich kann mir einfach nicht vorstellen, daß Herr 
Kurlbaum nicht weiß, daß die Legenden, die er und  

seine Freunde immer wieder verbreiten, nicht rich-
tig sind, daß sie erfunden worden sind, um die 
schwarzen und die roten Hasen in den Stall der 
Großen Koalition zu treiben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Man ist — Herr Kurlbaum weiß das auch — auf Ih-
rer Seite nicht davor zurückgeschreckt, einen be-
stimmten Mann zu diffamieren und zu beleidigen. 

(Abg. Ertl: Sehr richtig!) 

Ich muß es mir versagen, das hier mit den Worten 
zu kennzeichnen, die ich dafür habe, denn dann 
müßte mich der Präsident für drei Tage ausschlie-
ßen. 

(Zuruf von der FDP.) 

Treffen würde mich das allerdings nicht, da ich heute 
sowieso zum letztenmal hier stehe. 

(Erneuter Zuruf von der FDP.) 

Da ist die immer wiederkehrende wohlwollende 
Behauptung der SPD, sie habe Milliarden-Anträge 
großzügig gestrichen: Sehen Sie das doch einmal 
nach, Herr Kurlbaum! Das war zu einem Zeitpunkt, 
als diese Anträge der SPD und anderer Fraktionen, 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

meine nicht ausgenommen, ihre verheerende Wir-
kung bereits gehabt hatten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das Ganze war genauso eine Propagandageste wie 
das, was Sie heute hier von Ihrem Wohlverhalten 
erzählen. Ich wünschte, die Daten, die heute bei 
Herrn Wirtschaftsminister Schiller auf dem Tisch lie-
gen, wären besser als die Daten im Herbst 1966; sie 
sind aber im wesentlichen alle bedrohlicher und hö-
her als damals. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Ertl: Und die 
Zeche kommt im Herbst!) 

Herr Kurlbaum hat auch die Legende von der Steu-
ererhöhung wieder aufgewärmt. Ich will ihm gar 
nicht die Frage stellen, warum er damals denn nicht 
gegen die Beseitigung des Mittelstandsbauches ge-
stimmt hat. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Die Beseitigung des Mittelstandsbauches erfolgte 
doch einstimmig in diesem Hause. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich halte sie auch heute noch für richtig; denn wenn 
.das Geld, das wir damals für kleine und kleinste 
Steuerzahler frei gemacht haben, in die Kassen des 
Staates, der öffentlichen Hand, geflossen wäre, wäre 
der Boom eben anderthalb Jahre vorher mit densel-
ben Wirkungen gekommen. Herr Kurlbaum, Sie wis-
sen doch ganz genau, daß es auf der sogenannten 
Talsohle, von der aus es ja schon wieder aufwärts 
ging — das behaupte ich —, als die Große Koali-
tion gegründet wurde, 

(Zuruf von der SPD) 

überhaupt nicht möglich gewesen wäre, die Ergän

-

zungsabgabe zur Einkommen- und Körperschaft- 
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steuer zu erheben, wenn wir vorher nicht den Mit-
telstandsbauch beseitigt hätten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, ich will Sie als Redner 
außer der Reihe nicht allzu lange aufhalten, möchte 
aber doch feststellen 

(Abg. Frau Kurlbaum-Beyer meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— gleich, wenn ich mit diesem Gedankengang fer-
tig bin —: Das Stabilitätsgesetz ist von der Regie-
rung Erhard eingebracht worden; das Mehrwert-
steuergesetz ist von der Großen Koalition lediglich 
in seinen letzten sechs Parlamentswochen behandelt 
worden. So sieht das aus. 

Bitte, Frau Kurlbaum! 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Kurlbaum? 

Frau Kurlbaum-Beyer (SPD) : Herr Dr. Dahl-
grün, haben Sie vergessen, wieviel zusätzliche Grup-
penanträge im Finanzausschuß lagen und daß Herr 
Dr. Schmidt als Vorsitzender Sie wiederholt in den 
Ausschuß gebeten hat, um zu fragen, ob das über-
haupt noch verantwortet werden könne? Das war am 
Schluß der Wahlperiode, und das waren doch die 
Milliardengeschenke, die Steuergeschenke, die da-
mals gemacht wurden und die zu der Auseinander-
setzung geführt haben. Später mußten sie ja zum 
Teil zurückgenommen werden. Ich glaube, darüber 
ist eben gesprochen worden. Könnten Sie nicht dazu 
etwas sagen? 

(Abg. Genscher meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage.) 

Dr. Dahlgrün (FDP) : Gleich die nächste! 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Dr. Dahlgrün, er

-

erinnern Sie sich auch, daß die Fraktion der Sozial-
demokratischen Partei, als sie noch in der Opposi-
tion war, hier in diesem Hause gegen ein Stabili-
tätsgesetz gesprochen hat und uns an Stelle dieses 
Stabilitätsgesetzes vorschlug, man solle versuchen, 
diese Frage mit Staatsverträgen zu lösen? 

(Beifall bei der FDP.) 

Dr. Dahlgrün (FDP) : Herr Genscher, das weiß 
ich natürlich genausogut wie jeder hier in diesem 
Hause. Ich weiß auch, daß die Mehrwertsteuer

-

Schwierigkeiten zu einem sehr großen Teil von sei-
ten der Fraktion der SPD gekommen sind, daß sie 
aber zuletzt dann doch den Weg mit gegangen ist. 

Auf die Frage von Frau Kurlbaum antworte ich: 
Ja, Frau Kurlbaum, der Vorsitzende des Finanzaus-
schusses, Herr Kollege Schmidt (Wuppertal), und ich 
waren manchmal verzweifelt; das betraf aber alle 
Fraktionen. 

(Abg. Frau Kurlbaum-Beyer: Das ist doch 
unwahr!) 

Ich glaube, es würde zu weit führen, das hier auszu-
führen. 

Immerhin haben wir aber heute den Tatbestand 
zu verzeichnen, daß — jedenfalls nach meiner Über-
zeugung — die Voraussagen und die Prognosen des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers fast alle falsch 
waren. Er wird jetzt wahrscheinlich kaschierend sa-
gen: Das waren Zielprojektionen. Natürlich, aber 
wenn ich 50 m am Ziel vorbeischieße, habe ich zwar 
vielleicht auch eine Zielprojektion gehabt, bloß war 
sie verkehrt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Alle Raten — Preisraten, Gastarbeiterzuwachs, Ex-
portentwicklung, was immer Sie nehmen — wurden 
falsch vorausgesagt. Alles hat nicht gestimmt, weil 
der Boom viel stärker geworden ist, als erwartet 
wurde. Ich erinnere auch daran, daß es Herr Kollege 
Dr. Schiller war, der noch eine dritte Spritze geben 
wollte, obwohl nach der zweiten schon gewarnt 
wurde. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, das können Sie hier nicht 
mit der Frage der Preisbindung der zweiten Hand, 
zu denen ja sicher der eine oder andere von Ihnen 
noch etwas sagen wird, kaschieren. 

(Abg. Genscher: Sehr wahr!) 

Ich möchte einmal wissen, wie sich Herr Kollege 
Schiller herausredet, wenn er die Abschaffung der 
Preisbindung durchgesetzt hat und die von ihm ver-
sprochene Preissenkung nicht eintritt. 

(Abg. Lampersbach: Dann sind das exogene 
Einflüsse!) 

Sie kann gar nicht eintreten, 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

weil der Bereich der preisgebundenen Artikel für 
eine solche Wirkung viel zu schmal ist. Aber es wird 
ein Tabu aufgestellt und eine Forderung von den 
Gewerkschaften erhoben, und jeder, der in dieser 
Richtung eine Verpflichtung spürt, sagt: Ja, das ist 
gut! 

Meine Damen und Herren, dann gibt es das 
Schlagwort „Stillegung von Geldern". Darunter stellt 
sich der Mann auf der Straße vor — und es gibt im 
Stabilitätsgesetz ja auch den Weg dazu —, daß die-
ses Geld wirklich stillgelegt wird, d. h. in einen Topf 
bei der Bundesbank getan und damit aus dem Ver-
kehr gezogen wird. Aber das ist bisher gar nicht der 
Fall. Ich möchte durch Ausweis der Bundesbank erst 
einmal wissen, ob und wieviel Geld in diesem Topf 
ist. Ersatzweise werden nämlich vorher Schulden ge-
tilgt, und damit kommt das Geld letzten Endes wie-
der unter die Leute. Es hat dann als Geld seine Wir-
kung. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die Stillegung, von der hier immer als Beruhigungs-
mittel gesprochen wird, gibt es noch nicht, weil eine 
solche Stillegung im echten und wahrsten Sinn des 
Wortes bisher nicht durchgeführt worden ist. Ich 
möchte die Länder, Kommunen und schließlich auch 
den Bund sehen, die Geld auf diese Weise stillegen 
und die Schulden behalten. Nun ist es durchaus rich- 
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tig, Schulden zu tilgen. Aber mit der angeblichen 
Stillegung die Ablehnung einer Senkung oder Ab-
schaffung der Ergänzungsabgabe begründen zu wol-
len, geht nicht. Ich kann nur wiederholen, daß das 
Geld in Wirklichkeit gar nicht „stillgelegt" wird, 
sondern doch unter die Leute kommt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ravens. 

Ravens (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! 

(Abg. Genscher: Jetzt kommt der Kollege 
Ravens, er wird uns mal sagen, wie das 
mit dem Stabilitätsgesetz und der außen-
wirtschaftlichen Absicherung durch die Re-
gierung ist! Aber keinen Klosterfrau-Melis-
sengeist, sondern wirkliche Maßnahmen!) 

Präsident von Hassel: Herr Kollege Genscher, 
ich mache darauf aufmerksam, daß Herr Ravens 
das Wort hat. 

Ravens (SPD) : Herr Kollege Genscher, darüber 
haben wir gestern in diesem Hause abgestimmt. 
Nur: ich hatte eigentlich, Herr Kollege Genscher, 
darauf gewartet, daß der Herr ehemalige Finanz-
minister Dahlgrün in diesen Fragen aus seinen 
eigenen Erfahrungen mehr gelernt hätte. Ich habe 
den Eindruck, er hat es immer noch nicht gelernt, 
und ich habe vor allen Dingen den Eindruck, daß 
dem Herrn ehemaligen Finanzminister Dahlgrün 
eine ganze Reihe von Erinnerungslücken überkom-
men sind; er bringt einiges nicht mehr richtig 
in Erinnerung. 

(Abg. Ertl: Zum Beispiel?) 

— Ich fange an mit Beispielen, Herr Ertl, keine 
Sorge. Ich mache es nicht so, wie Sie es gern tun. 

Zunächst einmal, Herr Kollege Dahlgrün: Die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat sich in 
diesem Hause bei der ersten Lesung des Stabilitäts-
gesetzes nicht gegen das Stabilitätsgesetz ausge-
sprochen. Sie hat erklärt, daß sie der Grundgesetz-
änderung ihre Zustimmung nicht geben werde. Sie 
hat dabei gesagt, die Bundesregierung möge prüfen, 
wieweit das in Form von Staatsverträgen möglich 
ist, aber daß sie einer Grundgesetzänderung so 
lange auch nicht zustimmen würde, als nicht das, 
was in diesem Gesetz steht, auch von ihr mitgetra-
gen werden kann. Ich meine, das ist wohl eine 
selbstverständliche Haltung einer Fraktion im 
Deutschen Bundestag. Niemand verlangt von Ihnen 
z. B., daß Sie Grundgesetzänderungen zustimmen, 
die Gesetze auslösen, die Sie nicht mittragen wollen 
oder von denen Sie meinen, daß sie in der Form, 
in der sie vorgelegt werden, nicht dem entsprechen, 
was Sie sich vorstellen. 

Das zweite: Dieses Stabilitätsgesetz ist zwar von 
der Regierung Erhard/Mende eingebracht worden. 
Aber es ist in einer Zeit eingebracht worden, 
als es nicht mehr darauf ankam, auf die Bremse zu  

treten, sondern darauf, die Konjunktur wieder 
in Gang zu setzen. Die Instrumente, die uns in dem 
damaligen Entwurf vorgelegt wurden, waren aber 
ausschließlich Instrumente, die dem Bremsen dienen 
sollten. Mit dem Gesetz, so wie es von der damali-
gen Regierung vorgelegt wurde, hätte also die Re-
zession nicht überwunden werden können. 

Und nun noch eines, Herr Dahlgrün. Es ist eine 
sehr schöne und nette, manchmal auch wirkungs-
volle Sache, zu sagen: „Ihr als Opposition habt ja 
auch zugestimmt!" Natürlich! Aber darf ich daran 
erinnern, daß das Steuersenkungsgesetz — worüber 
wir uns ja wohl, hoffe ich, jetzt im nachhinein im 
klaren sind — zu dem damaligen Zeitpunkt eine 
Sünde wider den Geist der Stabilität gewesen ist; 

(Widerspruch bei der FDP. — Abg. Ertl: 
Da war Herr Schiller aber anderer Mei

-

nung!) 

— auch Herr Schiller war nicht anderer Meinung —, 
zu dem damaligen Zeitpunkt, als es eingeführt 
wurde, mit Ihrer Begründung, Herr Dahlgrün, es sei 
besser das Geld dem einzelnen Bürger in die Hand 
zu geben — so haben Sie es damals hier gesagt —, 
als es stillzulegen, denn der einzelne Bürger sei 
ja wohl sparsamer als der Bund. 

(Abg. Ertl: Stimmt das nicht?) 

Das Gesetz war eine Regierungsvorlage, die Ihre 
Unterschrift trägt. Sehen Sie: wir als Sozialdemo-
kraten in der Regierung machen die Opposition 
nicht dafür verantwortlich und versuchen auch nicht, 
uns damit einen Persilschein zu schaffen, daß Sie 
als Opposition sich unter Umständen Regierungs-
vorlagen anschließen. Die Verantwortung für die 
Regierungsvorlagen übernehmen wir immer noch 
selbst, 

(Zuruf des Abg. Genscher) 

und es wäre gut, wenn der damalige Finanzminister 
Dahlgrün die Regierungsvorlagen, die er unter-
schrieben hat, dann auch in seine eigene Verant-
wortung nähme 

(Abg. Ertl: Hat er das nicht getan?) 

und nicht versuchte, das mit solchen Hinweisen ab-
zudecken und abzutun. 

(Beifall bei der SPD.) 

So viel zu dem. Meine Damen und Herren, ich 
glaube, wir sind hier gar nicht dabei und sollten 
hier gar nicht dabei sein, den Versuch einer Ver-
gangenheitsbewältigung noch einmal und noch ein-
mal und noch einmal zu machen. 

(Abg. Dr. Dahlgrün: Wer hat denn ange

-

fangen?) 

Ich habe den Eindruck, Herr Dahlgrün, daß Sie es 
versucht haben, allerdings mit einer Fülle von 
Gedächtnislücken; leider Gottes mit einer Fülle von 
Gedächtnislücken. 

(Abg. Ertl: Sie haben bis jetzt noch keine 
genannt!) 

— Herr Ertl, ich habe Ihnen soeben einige Beispiele 
genannt. — Vielleicht darf ich dann noch einmal 
Ihre Erinnerung daran wachrufen, daß unsere Frak- 
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tion, vertreten durch unseren finanzpolitischen 
Sprecher Alex Möller, im Januar 1965 Anträge der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion mit einem 
Finanzvolumen von insgesamt etwa 2,5 Milliarden 
DM hier an diesem Platz des Hauses zurückgenom-
men hat, mit der Aufforderung an die beiden Par-
teien der Regierungskoalition und an die damalige 
Regierung, ebenso zu verfahren, damit die Stabilität 
unseres Haushalts und die Stabilität unseres Geld-
wertes nicht in Zukunft zerstört würden, um nicht 
in eine Politik der Wahlgeschenke vor der Bundes-
tagswahl zu verfallen. Er ist damals aus Ihren Rei-
hen verhöhnt worden. Im nachhinein, als die Bilan-
zen auf den Tisch gelegt wurden, hat sich gezeigt, 
wie recht er gehabt hat. 

Aber nun zurück zum Thema. Ich will versuchen, 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, nur in ein 
paar Stichpunkten das darzutun, von dem wir mei-
nen, daß es im Bereich der Selbständigenpolitik, der 
Mittelstandspolitik in Deutschland gesagt werden 
muß. Wir gehen davon aus, daß es bedauerlich ist, 
eine solche Debatte am Ende einer Legislaturperiode 
zu haben, zumal in dieser Debatte eine Fülle von 
Problemen angeschnitten sind, von denen wir über-
zeugt sind, daß sie im Laufe der vergangenen Jahre 
zu einem Teil schon aufgeworfen worden sind und 
auch schon als Gesetzesinitiativen von uns vorge-
legen haben. Wir wissen, daß es hier heute nur 
noch einmal um eine Darstellung des Problems gehen 
kann, weil wir alle miteinander dieser Bundesregie-
rung letzten Endes nur noch für drei Monate Auf-
träge geben können. In drei Monaten wird dort eine 
neugewählte Bundesregierung sitzen, die dann aus 
einem neugewählten Parlament neue Aufträge für 
ihre Politik zu erhalten hat. Es geht also darum, 
noch einmal eine kurze Bestandsaufnahme zu 
machen. 

Meine Damen und Herren, vor einigen Tagen hat 
ein bekannter Journalist im „Industrie-Kurier" ge-
schrieben: 

Die Parteien spekulieren darauf, daß gerade die 
fehlende Definition des Begriffs „Mittelstand" 
und der unverkennbare Appeal, den dieses 
Wort auf jeden ausübt, der nicht gerade Krupp 
oder Flick heißt, für sie werbend wirken. 

Wenn wir uns von dem Vorwurf, der in diesen Sät-
zen mitschwingt, freimachen wollen, dann kommt es 
darauf an, die Lage der Selbständigen, der kleinen 
und mittleren Unternehmen, der Branchen, in denen 
kleine und mittlere Unternehmen tätig sind und 
eine Rolle spielen, ohne Emotionen zu analysieren 
und von jedem Appell an das Ressentiment abzu-
sehen. 

Das Rezessionsjahr — darauf hat der Herr Bun-
deswirtschaftsminister schon hingewiesen — hat ge-
rade im Bereich der mittleren Selbständigen und der 
mittelständischen Wirtschaft in den struktur-
schwachen Gebieten böse Spuren hinterlassen. Es 
hat hier gezeigt, daß Abschwünge, gewollte oder 
auch ungewollte Rezessionen, wie immer Sie das 
wollen, im Bereich der mittelständischen Wirtschaft 
entscheidende Einbrüche bringen. Das Hochschnel-
len der Zahl der Konkurse um fast 50 % im Jahre  

1967 macht deutlich, daß die Kapitaldecke der 
kleinen und mittleren Unternehmen nicht ausreicht, 
eine so lange Durststrecke durchzustehen. 

Aber nicht nur diese negative Seite hat es ge-
geben. Auf der anderen Seite kann man ebenso fest-
stellen, .daß die kleinen und mittleren Unternehmen 
darüber hinaus erstaunlich schnell in die Lage ver-
setzt wurden, im Aufschwung wieder den Anschluß 
zu finden. Die Umsatzzahlen in der kleinen und 
mittleren Industrie der Jahre 1967 und 1968 zeigen, 
daß sie aus der Wachstumspolitik, aus dem Wieder

-

ankurbeln der Konjunktur Impulse erhalten hat und 
daß sie wendig und anpassungsfähig genug ist, 
diese Impulse aufzunehmen und sie auch zum Tra-
gen zu bringen. Ich meine, das ist eine positive 
Sache. Dabei muß man auch sehen, daß gerade im 
kleineren Bereich, in den Größenklassen der Unter-
nehmen von 1 bis 500 Beschäftigten und auch von 
500 bis 1000 Beschäftigten, nach den Untersuchungen 
der Bundesregierung die Umsatzexpansion über-
durchschnittlich verläuft. Erst in den Unternehmen 
mit mehr als 1000 Beschäftigten verläuft die Um-
satzexpansion unter diesem Durchschnittswert. Auch 
hier zeigt sich wieder einmal, daß in den mittleren 
und kleinen Unternehmen ausgezeichnete unter-
nehmerische Qualitäten vorhanden sind. 

Die mittelständische und gewerbliche Wirtschaft 
leidet aber sehr an den Fragen der inneren Struk-
turumstellung. Dazu muß man allerdings eines 
sagen: die Selbständigen bedürfen keines Natur-
schutzparkes. Ich glaube auch nicht, daß sie das 
wollen und daß das im Interesse einer dynamischen 
Marktwirtschaft liegt. Aber die staatliche Politik 
sollte helfend und führend dort eingreifen, wo Fehl-
entwicklungen zu erwarten sind oder wo Fehlent-
wicklungen schon eingetreten sind. 

Wir haben mit den Strukurprogrammen für Ruhr, 
Saar und Zonenrand, mit den neuen Überlegungen 
im Bereich der Landwirtschaftspolitik gezeigt, welche 
Möglichkeiten im Bereich der sektoralen und der 
regionalen Strukturpolitik für die gewerbliche mit-
telständische Wirtschaft liegen. Wir sollten diese 
Instrumente weiter ausbauen. 

Aber es gibt einen Bereich in der mittelständischen 
Wirtschaft, der Sorgen hat und dessen Entwicklung 
uns auch selber Sorge macht. Durch die ständige Ent-
wicklung neuer Vertriebsformen, durch die Ver-
brauchermärkte und die Einrichtung von Cash-and-
carry-Läden erfolgt im Bereich des Einzelhandels 
nicht nur eine Umstellung, sondern ein Umbruch der 
Strukturen. Hier haben wir anzusetzen. Es ist immer-
hin ganz interessant, wenn man sieht, daß in den 
vergangenen Tagen eine Pressemitteilung eines 
großen Warenhauskonzerns durch die deutschen 
Zeitungen ging, in der es hieß, daß er selbst als 
Warenhauskonzern sich neuerdings von der Schaf-
fung der Verbrauchermärkte betroffen fühle und 
selber in diesen Bereich hineinstoßen wolle, um von 
dieser Entwicklung nicht bedroht zu werden. 

Nun, der traditionelle Einzelhandel kann dieser 
Entwicklung nur durch Spezialisierung, durch ver-
stärkten Gruppenwettbewerb, durch Zusammen-
schluß von Betrieben und Beteiligung an Verbrau- 
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chermärkten Rechnung tragen. Einige Handelsketten 
haben bereits durch Zusammenschluß reagiert. Aber 
wir meinen, daß aus diesen Gründen, wegen der 
Schwierigkeiten, die sich hier ergeben — denn das, 
was dort in Schwierigkeiten kommt, sind ja nicht 
nur Tante-Emma-Eckläden, sondern es sind in der 
Regel durchaus leistungsfähige kleine Unterneh-
men —, die Bundesregierung aus den vorhandenen 
Fördertiteln im ERP-Haushalt und im Bundeshaus-
halt ein zeitlich begrenztes Anpassungsprogramm 
für den Einzelhandel aufstellen sollte. 

Nun lassen Sie mich in dem Zusammenhang ein 
paar Sätze über das sagen, was wir auf Kongres-
sen — Mittelstandskongressen und Wahlkongres-
sen — über unsere Wirtschaftspolitik und über Ver-
dächtigungen gehört haben, die dahin gehen, diese 
Wirtschaftspolitik neige dazu, die Unternehmenskon-
zentration über alles zu stellen und in unserem Kon-
zept gebe es folglich für kleine und mittlere Unter-
nehmen keinen Raum. 

Ich meine, daß man die Frage der Konzentration in 
der Wirtschaft nicht dadurch behandeln kann, daß 
man um sie herum eine neue Ideologie aufbaut. 
Konzentrationsvorgänge sind zunächst einmal nicht 
gut und nicht schlecht, sondern es gibt Bereiche, die 
im Zusammenhang mit der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft, im Zusammenhang mit dem internatio-
nalen Wettbewerb durchaus zu größeren Wirt-
schaftsformen zusammenwachsen müssen, um ihren 
Anteil am Markt, um ihre Wettbewerbsfähigkeit 
erhalten zu können. 

Auf dieser Seite haben wir die strukturelle An-
passung der Unternehmen an diese dynamische Ent-
wicklung zu unterstützen, auch auf dem Wege der 
Zusammenarbeit, soweit es sich dabei um eine Er-
höhung der Leistungsfähigkeit und des Leistungs-
wettbewerbs handelt. Das gilt dann nicht nur für den 
Bereich der großen, sondern insbesondere auch für 
den Bereich der kleinen und der mittleren Unter-
nehmen. Aber wir wissen auf der anderen Seite — 
ich habe in der vergangenen Woche hier schon ein-
mal darauf hingewiesen —, daß die Konzentration 
in der Wirtschaft auch die Frage nach der Möglich-
keit der Beeinflussung der Großen und Mächtigen 
am Markt — in bezug auf die Kleinen — beinhaltet. 

Hier stellen sich die Fragen der Verbesserung des 
Wettbewerbsrechts. Nach zehn Jahren Kartellrecht 
stellen wir heute fest, daß es endlich eine Überein-
stimmung in diesem Hause darüber gibt, daß wir um 
die präventive Fusionskontrolle nicht mehr herum-
kommen. Wir stellen fest, daß es eine Übereinstim-
mung darüber gibt, daß wir die marktbeherrschen-
den und die marktstarken Unternehmen in eine stär-
kere Mißbrauchsaufsicht nehmen müssen. Wir mei-
nen als Sozialdemokraten, daß auf der anderen Seite 
die Förderung der Möglichkeiten im kleinen und 
mittleren Bereich zu Kooperationen und. zur Zusam-
menarbeit hinzukommen muß. 

Meine Damen und Herren, heute geht es wie eine 
einheitliche Aussage durch alle Parteien. Für mich 
ist es erstaunlich, jetzt zu lesen, daß die Konzentra-
tionskontrolle von allen möglichen Seiten gefordert 
wird. Lassen Sie mich hier in Erinnerung rufen: Wer 

Kooperationserleichterungen zwischen kleinen und 
mittleren Unternehmen wünscht, wer die wettbe-
werbspolitische Verhinderung von Knebelungsver-
trägen, d. h. endlich einen wirksamen Schutz von 
Vertragsbeteiligten bei Ausschließlichkeitsverträgen 
wünscht, um den wir ja seit Jahren ringen, und wer 
eine verstärkte Marktmißbrauchsaufsicht über 
marktstarke und marktbeherrschende Unternehmen 
und eine präventive Fusionskontrolle fordert, der 
hätte all diese wettbewerbspolitisch notwendigen 
Verbesserungen schon seit Jahren haben können, 
wenn er in der 4. und 5. Legislaturperiode unseren 
wettbewerbspolitischen Anträgen zugestimmt hätte; 
denn wir haben für all diese Bereiche unsere Vor-
stellungen in der Form von Gesetzentwürfen vor-
gelegt. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Das muß man einmal in die Erinnerung rufen. 

Wir werden zu Beginn der nächsten Legislatur-
periode diese unsere Anträge wieder einbringen, da-
mit zu prüfen ist, ob das, was heute draußen auf den 
Kongressen verkündet wird, mehr ist als nur ein 
Versprechen. Wir werden sie auf den Tisch legen 
und werden Sie, meine Damen und Herren, dann 
wieder ins Wort nehmen. 

Wir wissen, daß es darauf ankommt, eine aus-
gewogene Struktur zwischen kleinen, mittleren und 
Großunternehmen in der Wirtschaft zu erhalten; 
denn nur in dieser ausgewogenen Struktur kann sich 
die ganze Dynamik der Marktwirtschaft, kann sich 
die ganze Dynamik der Wi rtschaft entfalten. Des-
wegen kommt es darauf an, auch im mittelstän-
dischen Bereich den Raum freizuhalten, der zu die-
ser Entfaltung notwendig ist. Wir wissen aus den 
Untersuchungen, die in Amerika durchgeführt wor-
den sind, daß häufig gerade die kleinen und mittle-
ren Unternehmen Träger neuer Technologien sind, 
daß sie immer wieder in Marktlücken hineingreifen, 
daß sie bei der Erspähung von Marktlücken und bei 
der Anwendung neuer Technologien wendiger sind. 
Sie sind also, wenn man so will, das Salz des Fort-
schritts in unserer Volkswirtschaft. Das ist für uns 
weniger ein Lob an sie als eine Verpflichtung. 

Auch mit etwas zweitem sollte man in diesem 
Zusammenhang endlich einmal Schluß machen. Ich 
habe mit einiger Verwunderung gelesen, daß es 
Kolleginnen und Kollegen dieses Hauses gibt — die 
wohl eigentlich im Besitz der Gesetzentwürfe der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion zur Erwei-
terung der Mitbestimmung sein müßten und auch 
der Debatte zur Mitbestimmung in diesem Hause 
gefolgt sein müßten —, die draußen in den Aus-
einandersetzungen so tun, als wolle die Sozialdemo-
kratische Partei mit ihren Vorschlägen die Mit-
bestimmung bis in den letzten Dorfkrug. 

Wir haben, meine Damen und Herren — das 
möchte ich von dieser Stelle aus noch einmal sehr 
deutlich sagen —, unsere Größenmerkmale für die 
Ausweitung der Mitbestimmung in unseren Gesetz-
entwurf hineingeschrieben. Für uns ist die qualifi-
zierte Mitbestimmung für kleinere und mittlere 
Unternehmen aus grundsätzlichen Erwägungen un-
geeignet. Das ist unsere definitive Entscheidung. 
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Dabei bleiben wir. Ich meine, daß das all jene end-
lich einmal zur Kenntnis nehmen sollten, die so tun, 
als wäre das eine Sache, die nach Ansicht der Sozial-
demokraten bis in den letzten Betrieb hineinreichen 
sollte. 

Meine Dmaen und Herren, über eines müssen 
wir uns klar sein: Mitbestimmung ist für uns alles 
andere als eine Vorstufe zur Sozialisierung oder 
gar ein Sozialisierungsersatz. Ganz im Gegenteil, 
wir verstehen die qualifizierte Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in der Großwirtschaft als eine frei-
heitliche, aus der europäischen Tradition kommende 
Antwort auf die Herausforderung des kollektivisti-
schen Kommunismus. Zu dieser Antwort müssen 
wir uns aufraffen. 

Papst Paul hat auf seinem Besuch in Genf bei der 
Internationalen Arbeitsorganisation sehr deutlich 
und nachdrücklich die Forderung nach Mitbestim-
mung und Mitverantwortung der Arbeitnehmer 
unterstützt. 

(Zuruf von der FDP: Richten Sie sich immer 
nach dem Papst?!) 

Wir schließen uns dieser Haltung an. Wir sind ihm 
sehr dankbar dafür, daß er sich mit der ganzen Auto-
rität, die er innerhalb seiner Glaubensgemeinschaft 
besitzt, für diese Frage des Miteinander der Menschen 
in der Wirtschaft eingesetzt hat. — Herr Kollege, 
vielleicht darf ich Sie bitten, einmal die Rede des 
Urgroßvaters der Liberalen, des Herrn Naumann 
im Reichstag zu lesen, in der es damals hieß, es 
komme darauf an, neben dem Aufräumen der mo-
narchischen Struktur im Staat auch in der Wirtschaft 
Formen der Mitbeteiligung, Mitbestimmung und der 
Mitverantwortung zu finden, damit aus dem Wirt-
schaftsuntertan ein Wirtschaftsbürger werde. Es 
wäre gut, wenn die Freien Demokraten sich von Zeit 
zu Zeit einmal daran erinnerten. Die Jungdemokra-
ten sind da viel weiter als die Altdemokraten. Mir 
scheint das bei Ihnen auch nur noch eine Frage der 
Generationen zu sein; 

(Beifall bei der SPD) 

in einigen Jahren werden diese jungen Leute hier im 
Hause sitzen, und dann, glaube ich, wird all das 
weggeblasen sein, was heute von Ihnen mit Mühe 
und Not zu diesem Thema noch gesagt wird. 

Wichtig für den mittelständischen Bereich sind 
auch die Fragen der regionalen und sektoralen 
Strukturpolitik. Wir haben in diesen zweieinhalb 
Jahren wichtige Instrumente der regionalen und 
sektoralen Strukturpolitik verbessert und umgebaut. 
Ich erinnere hier nur daran, daß wir Regelungen für 
Investitionszulagen und Investitionskredite neu auf-
genommen haben. Damit sind wir von der Gewinn-
abhängigkeit bei der Förderung von mittelständi-
schen Unternehmen weggekommen. Wir wissen, daß 
die Sonderabschreibungen, wie sie im Zonenrand-
gebiet gewährt werden, häufig zunächst einmal den 
Großverdienenden Vorteile bringen; für den Klein-
verdienenden mit 19 % Steuerschuld bringt das nicht 
sehr viel zusätzliche Möglichkeiten der Eigenkapi-
talbildung. Deswegen halten wir diese Investitions-

zulagen und -prämien für einen wichtigen mittel-
standsorientierten Fortschritt in der regionalen 
Strukturpolitik. 

Ich darf hier einmal ganz unbescheiden daran er-
innern, daß wir es waren, die im Wirtschaftsaus-
schuß die Förderung der grundlegenden Rationali-
sierung in das zweite Steueränderungsgesetz und in 
das Gemeinschaftsaufgabengesetz hineingebracht 
haben. Das wiederum ist ein Angebot an die Unter-
nehmen, die in diesen Gebieten sitzen, ihre Technik 
und ihre Einrichtungen so zu gestalten, daß sie mit 
den neu hinzukommenden Unternehmen wirklich 
konkurrieren können. Wir würden uns wünschen, 
daß auch das ERP-Vermögen heute unter diesen 
neuen Gesichtspunkten fortschrittlicher als bisher 
eingesetzt wird, damit wir auch hier zu einer zusätz-
lichen Hilfe in Gestalt von Investitionsprämien und 
Investitionszulagen kommen. 

Ein wesentlicher und wichtiger Bereich für die mit-
telständische Wirtschaft ist ihre Kapitalbeschaffung 
und ihre Kapitaldecke. Lassen Sie mich dazu ein paar 
Worte sagen. Ich halte den Vorschlag, den der Kol-
lege Kurlbaum für uns hier eingebracht hat, für 
einen Schritt auf dem Wege, a) zu einer gerechte-
ren Besteuerung der kleinen und mittleren Unter-
nehmen gegenüber den großen zu kommen, b) ihnen 
auch über diesen Weg die Möglichkeit zusätzlicher 
Eigenkapitalbeschaffung zu geben. Der Bereich des 
Eigenkapitals ist in der produzierenden mittelständi-
schen Wirtschaft, im Dienstleistungsgewerbe äußerst 
schmal. Wir wissen auf der anderen Seite aber auch, 
daß dort der beleihungsfähige Rahmen ausgespro-
chen schmal ist. Von da her ergeben sich in diesem 
Bereich beim Kapitaldienst häufig viel höhere Zin-
sen als bei den Großunternehmen. 

Deshalb sollte die Kreditgarantiegemeinschaft, 
die eingerichtet worden ist, weiter ausgebaut wer-
den. Im vergangenen Jahr wurden 150 Millionen 
DM aus dieser Kreditgarantiegemeinschaft an die 
mittelständische Wirtschaft gegeben. Diese Mittel 
sind im wesentlichen in die Unternehmen des Hand-
werks und in geringerem Umfange in den Bereich 
des Handels gegangen. Von der mittelständischen 
Industrie ist aus dieser Kreditgarantiegemeinschaft 
fast nichts in Anspruch genommen worden. Wir hal-
ten diese 150 Millionen DM eigentlich für einen 
Tropfen auf den heißen Stein. Der Bürgschaftsrah-
men müßte hier ausgeweitet werden. Hieraus muß 
ein wirkliches Instrument der Kapitalbeschaffung für 
kleine und mittlere Unternehmen auf breiter Basis 
werden. 

In diesem Zusammenhang darf man vielleicht auch 
darauf hinweisen, daß wir im Augenblick einen 
zweiten Punkt haben, der für die kleine und mitt-
lere Wirtschaft von Bedeutung ist. Infolge der Un-
terlassung der außenwirtschaftlichen Absicherung 
hat die Bundesbank den Diskontsatz auf 5 % erhöht. 
Das hat zweifellos eine bremsende Wirkung. Aber 
ich glaube, wir sollten uns an dieser Stelle auch ein-
mal auf die Nebenwirkungen zurückbesinnen, die es 
dabei gibt. Der Fremdkapitaleinsatz bei kleinen und 
mittleren Unternehmen wird immer höher. Er wird 
auch immer notwendiger, wenn sie sich an die mo-
derne Technik anpassen sollen. Aber sie haben im 
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Augenblick bei einer hohen Eigenfinanzierungs-
quote der Großwirtschaft und bei einer hohen 
Fremdfinanzierungsquote der kleinen und mittleren 
Unternehmen den Nachteil, daß sie neben der hö-
heren Fremdkapitalisierung nun auch noch höhere 
Zinsen zu zahlen haben. Das bringt erneute Schwie-
rigkeiten. Auch von daher wird also den Fragen der 
Kreditgarantiegemeinschaften eine besondere Be-
deutung beizumessen sein. 

Sie, Herr Kollege Lampersbach, haben darauf hin-
gewiesen, daß es in Nordrhein-Westfalen neuer-
dings die Kapitalbeteiligungsgesellschaften gibt. Wir 
wissen, daß in der Bundesregierung die Fragen der 
Kapitalbeteiligungsgesellschaften diskutiert worden 
sind und daß man versucht hat, Modelle dafür zu 
entwickeln. Wir meinen, daß es jetzt an der Zeit ist, 
Herr Bundeswirtschaftsminister, daß Sie Ihre Über-
legungen an die Öffentlichkeit geben, damit sie mit 
den interessierten Verbänden und Organisationen, 
aber auch mit den Bürgern dieses Landes diskutiert 
und in die politische Diskussion eingebracht werden 
können. Denn wir wissen, daß gerade die Frage der 
Kapitalbeteiligungsgesellschaft nicht nur mit Ho-
sianna zu beurteilen ist, sondern daß es hier auch 
Einschränkungen gibt. Man muß das sehr sorgfältig 
ausdiskutieren. Es wäre zu prüfen, ob man diesen 
Weg dann, wenn er als gangbar angesehen wird, 
nicht auch mit in das Förderungsprogramm des Bun-
des für die mittelständische Wirtschaft hineinneh-
men sollte. 

Einen weiteren Punkt sollten wir heute für die 
langfristige Debatte über die Steuerpolitik anmerken. 
Die Abschreibungen — ich habe darauf hingewie-
sen — haben für die kleine und mittlere Industrie 
den Nachteil, daß sie bei geringen Steuersätzen da-
bei nur einen geringeren Betrag wirklich einspart. 
Hier ist zu überlegen, ob im Zusammenhang mit der 
Steuerreform nicht eine andere Form der Abschrei-
bungsmöglichkeiten gefunden werden kann. Die Ab-
schreibungsvorteile sollten nicht mehr so sehr von 
der jeweiligen Steuerprogression abhängen. Wir 
sollten unter Umständen an den Schritt denken, den 
wir beim Zweiten Vermögensbildungsgesetz gegan-
gen sind, die Möglichkeit von Teilabschreibungen 
aus der Einkommensteuerschuld. Das hätte den Vor-
teil, daß wir die Progressionsverzerrungen zugun-
sten der Großwirtschaft oder, wenn man so will, zum 
Nachteil der mittelständischen Unternehmen ausräu-
men könnte. Das ist eine Frage, die im Zusammen-
hang mit der Steuerreform im nächsten Bundestag 
überprüft werden sollte. Ich wäre dem Herrn Bun-
desfinanzminister sehr dankbar, wenn er diese Fra-
ge auch einmal an den Sachverständigenausschuß, 
den er bei seinem Hause gebildet hat, weitergäbe. 

Darüber hinaus wird es darauf ankommen, daß 
wir all das, was im Augenblick bei den Selbständi-
gen, bei den Verbänden und Organisationen, bei 
den Handwerks- und Handelskammern an Einrich-
tungen zur besseren Überschaubarkeit, zur besseren 
Information der kleinen und mittleren Unternehmen 
eingerichtet haben, ausbauen. Wir erleben doch im 
Augenblick, daß in der Großwirtschaft wichtige Un-
ternehmensfunktionen ausgegliedert und anderen 
Unternehmen zugeordnet werden. Ich denke hier an  

den ganzen Bereich der Datenverarbeitung, ich denke 
hier an den Bereich des Marketing, ich denke hier an 
den Bereich der Erfolgskontrolle, Dinge, die in dafür 
besonders geschaffene Unternehmen herausgelagert 
werden. Die Dienste bei diesen Unternehmen sind 
heute häufig auf die Großwirtschaft zugeschnitten. 
Sie passen nicht auf kleine und mittlere Unterneh-
men und lassen sich nicht auf sie übertragen, und 
sie sind dann, so meine ich, auch manchmal für 
einen kleineren und mittleren Unternehmer nicht zu 
tragen. Trotzdem bedarf er, wenn er den Anpas-
sungsprozeß überstehen will, dieser besseren Bera-
tung von außen, dieser besseren Hilfe. Deshalb ap-
pellieren wir an die Bundesregierung, diesen Be-
reich der Selbsthilfeorganisationen bei den Handels-
kammern, bei den Handwerkskammern, beim Ratio-
nalisierungskuratorium für Wirtschaft auszubauen, 
weiter zu fördern und ihn zugänglich zu machen für 
alle kleineren und mittleren Unternehmen. Wir mei-
nen, daß dieser Beratungsarbeit in Zukunft eine 
ganz besondere Bedeutung zukommt. Die kleineren 
und mittleren Unternehmen müssen in die Lage ver-
setzt werden, den Anschluß zu behalten, und stän-
dig informiert sein. Das wird oft nicht gehen, wenn 
der Chef den ganzen Bereich seines Unternehmens 
abdecken soll. 

Bei der Forschung und Entwicklung wünschen wir, 
daß die Bundesregierung auch in Zukunft die Ge-
meinschaftsforschung für kleine und mittlere Unter-
nehmen weiterführt und weiter unterstützt. Denn 
auch hier ist es notwendig, Hilfe zu leisten. Wir 
müssen überlegen, ob es nicht auch Staatszuschüsse 
zu solchen gemeinschaftlichen, partnerschaftlichen 
Forschungs- und Entwicklungsstätten geben muß. 

Zur Kooperation und zum Kartellrecht habe ich 
einiges gesagt. Ich wäre sehr dankbar, wenn wir die 
Bitte aussprechen könnten, daß das Kartellamt ein-
mal prüfen möge, welche Formen der Kooperation, 
der Arbeitsgemeinschaft, der Zusammenarbeit im 
kleineren und mittleren Bereich möglich sind, und 
diese Formen dann auch begreifbar darstellt. Ich 
werde immer wieder von kleineren und mittleren 
Unternehmen gefragt: Wie ist das nun eigentlich zu 
regeln? Wo stoßen wir an die Grenze des Kartellge-
setzes? Wie ist das hinzubekommen? Welche steuer-
lichen Maßnahmen sind dabei zu beachten? Eine 
entsprechende Übersicht wäre also durchaus nützlich. 
Wir wissen, daß die jetzigen Formen des Unterneh-
mensrechts nicht ausreichen. Die Bundesregierung 
sollte in diesen Fragen einmal das Gesellschafts-
recht, das bürgerliche Recht und das Handelsrecht 
überprüfen. Sie sollte prüfen, ob nicht „einzelkauf-
männische Unternehmen mit beschränkter Haftung" 
oder „Partnerschaftsgesellschaften" mögliche zu-
kunftsträchtige Formen für die zukünftige Unterneh-
mensführung in der mittelständischen Wirtschaft 
sein können. Wir erwarten eine solche Übersicht in 
der nächsten Legislaturperiode. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat in seinem 
6-Punkte-Programm, das er in Nürnberg der Öffent-
lichkeit vorgelegt hat, ganz besonders auf die Not-
wendigkeit der elektronischen Datenverarbeitung 
und der damit zusammenhängenden Informations- 
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möglichkeiten hingewiesen. Wir wollten ihn hier er-
muntern, auf diesem Wege weiterzuarbeiten. 

Meine Damen und Herren, mit meinen Ausführun-
gen habe ich versucht, den Bereich der marktwirt-
schaftlichen Formen abzudecken und ein Konzept 
für eine Selbständigenpolitik zu skizzieren. Man 
sollte nicht versuchen, die Gruppen unseres Volkes 
auseinanderzudividieren und den einen gegen den 
anderen losmarschieren zu lassen. Wir erleben im 
Augenblick in vielen Zeitschriften aus bestimmten 
Bereichen — Herr Kollege Wieninger, Sie wissen 
sicherlich, welche ich jetzt meine — den Versuch, 
mit Emotionen und Gefühlswallungen die kleineren 
und mittleren Unternehmen in eine Frontstellung 
gegen die Großwirtschaft und auch gegen die diese 
Regierung tragenden Parteien aufzuhetzen. Darauf 
kommt es nicht an. Vielmehr kommt es darauf an, 
den Mittelständischen und den Selbständigen in 
unserer Wirtschaft deutlich zu machen, daß ihr Wohl 
und Wehe davon abhängt, daß es gelingt, ihre Be-
lange in die Gesamtwirtschaft zu integrieren. Un-
sere Wirtschaftspolitik, die sozialdemokratische 
Wirtschaftspolitik, integriert abgewogen die Be-
lange aller Schichten unseres Volkes. Sie ist eine 
Absage an die Interessenpolitik. Bei uns gibt es 
keine einseitige Begünstigung. Das gilt hinsichtlich 
der Selbständigen, der Landwirtschaft, der Arbeit-
nehmerschaft und der Großunternehmen. Das ist die 
Stärke unserer Wirtschaftspolitik — sie läßt sich 
zwar nicht immer so darstellen —, und dabei bleibt 
es. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Wieninger. 

Wieninger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Dieser Debatte 
könnte man das Motto voranstellen: Spät kommt ihr, 
aber ihr kommt. — Es wäre besser gewesen — es 
ist ja darüber soeben in einem Zwiegespräch gere-
det worden —, wenn diese Debatte, auch um vor 
der Öffentlichkeit glaubwürdiger zu werden, vor 
einigen Monaten geführt worden wäre. Nun, ein Teil 
Schuld an der Verzögerung mag auch das Wirt-
schaftsministerium durch die verhältnismäßig lange 
Frist, die die Beantwortung beansprucht hat, haben. 
Aber selbst wenn wir erst am Ende, wirklich am 
Ende der Legislaturperiode heute über die Lage des 
Mittelstandes sprechen können, so ist das, meine 
ich, besser als gar nicht. 

Es entspricht der Bedeutung der mittelständischen 
Wirtschaft, daß wir die Bundesregierung immer wie-
der anhalten, Bericht über Leistungen und Absich-
ten im Hinblick auf die Klein- und Mittelbetriebe 
zu geben, daß wir aber auch selbst — der Deutsche 
Bundestag — in Debatten fraktionsweise erklären, 
welche Tedenzen und Absichten wir für den Mittel-
stand verfolgen. So meine ich, der Sinn der heutigen 
Ausprache ist der, daß wir Rechenschaft ablegen über 
das, was für den Mittelstand geschehen ist, daß wir 
aber auch einige stichwortartige Ausblicke für die 
notwendigen Absichten des kommenden Bundesta-
ges geben. 

Um dem Gerücht, für den Mittelstand sei nichts 
geschehen, entgegenzutreten, möchte ich doch her-
vorheben, daß dieser 5. Deutsche Bundestag eine 
ganze Anzahl mittelstandsrelevanter Gesetze ver-
abschiedet hat. Ich nenne da nur die Mehrwertsteuer, 
das Stabilitätsgesetz, die Verkehrsreform, die Auf-
stockung der Gewerbeförderungsmittel, die Novelle 
gegen den unlauteren Wettbewerb, die Novelle zur 
Gewerbeordnung im Hinblick auf die Wanderlager, 
die bessere Beteiligung der mittelständischen Wirt-
schaft an öffentlichen Aufträgen, das Berufsausbil-
dungsgesetz, das wir nach den Vorstellungen auch 
des Handwerks gestalten konnten; ich denke weiter 
an die kleinen Gesetze: die Kaminkehrerordnung, 
das Gastgewerbegesetz, das Architektengesetz, die 
Ermöglichung einer gemeinsamen Katalogwerbung 
im Handel, das Ladenschlußgesetz und — auch das 
rechne ich als einen mittelstandspolitischen Erfolg — 
die  Verhinderung der Aufhebung der Preisbindung 
der zweiten Hand. 

Erlauben Sie, daß ich über diesen Gegenstand 
ganz kurz etwas sage. Es wäre apolitisch gewesen, 
wenn. wir die Preisbindung der zweiten Hand, die 
vertikale Preisbindung, aufgehoben hätten und da-
für ein vages System von Preisempfehlungen einge-
tauscht hätten, von Preisempfehlungen, die der — so 
möchte ich fast sagen — Pest der Mischkalkulation 
Vorschub geleistet hätten. — Soviel darüber. Wir 
könnten den Katalog von Leistungen für den Mit-
telstand noch fortsetzen, aber diese Stichworte mö-
gen genügen. 

Was können wir uns nun für den 6. Deutschen 
Bundestag vornehmen, was ist zwingend notwendig, 
wenn wir eine echte Mittelstandspolitik betreiben 
wollten? Ich meine, das Hauptanliegen der mittel-
ständischen Wirtschaft ist die Beseitigung der Eigen-
kapitalnot. Das ist das A und O einer echten Mittel-
standsförderung. Wenn es nicht gelingt, meine Da-
men und Herren, die Eigenkapitalausstattung in der 
Mittelstandswirtschaft zu verbessern, wenn es nicht 
gelingt, in verstärktem Maße Betriebsrücklagen zu 
bilden, werden die Klein- und Mittelbetriebe ihren 
notorischen Modernisierungs- und Rationalisie-
rungsrückstand nie aufholen können, und sie wer-
den darum auch nicht in die Lage versetzt werden, 
mit den Großformen der Wirtschaft echt zu konkur-
rieren. Wir haben zur heutigen Debatte einen Ent-
schließungsantrag eingereicht, der einen Weg auf-
zeigt, wie wir dieser zu geringen Kapitaldeckung be-
gegnen können. 

Ein weiteres wichtiges Anliegen der Mittelstands-
politik im kommenden Bundestag wird die Reduzie-
rung der Gewerbesteuer sein. Sie ist seinerzeit im 
finanzpolitischen Programm zugesagt worden, aber 
im Laufe der Beratungen der finanzpolitischen Ge-
setze ist von einer Reduzierung der Gewerbesteuer, 
insbesondere im Hinblick auf die Beseitigung der 
Kapitalertragsteuer, nicht mehr die Rede gewesen. 
Wir meinen, daß wir mindestens die Anhebung der 
Nullstufe in Bälde erreichen sollten. Die Gewerbe-
steuer ist eine Steuer, die im europäischen Wirt-
schaftsraum einen Fremdkörper darstellt, und ich 
meine, um die deutsche Wirtschaft in der EWG kon-
kurrenzfähig zu machen, müßten wir diese Steuer 
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sobald wie möglich, wenn nicht ganz aufheben, so 
mindestens dezimieren. 

Herr Kollege Ravens hat soeben davon gespro-
chen, wie notwendig es sei, den Informationsbedürf-
nissen der mittelständischen Wirtschaft entgegenzu-
kommen. Auch wir meinen, daß durch die Aufstok-
kung der Gewerbeförderungsmittel, die keine Sub-
ventionen darstellen, sondern eine echte Hilfe zur 
Selbsthilfe, auf diesem Gebiet noch zusätzlich etwas 
für den Mittelstand getan werden müßte. 

Noch eines zu den Sozialgesetzen. Wir wollen er-
reichen, daß im nächsten Bundestag alsbald die 
Altersversorgung aller Selbständigen ermöglicht 
wird. Was dem deutschen Handwerk recht ist, das 
muß allen anderen Beteiligten in der selbständigen, 
in der gewerblichen Wirtschaft billig sein. Eine mo-
ralische Berechtigung liegt darin, alle an den Wohl-
taten der Rentengesetzgebung teilnehmen zu lassen, 
weil auch alle mit ihren Steuergeldern die Staatszu-
schüsse zum Rentenaufkommen leisten. 

Meine Damen und Herren, wenn der Deutsche 
Bundestag in Zukunft Sozialgesetze berät, so sollte 
doch etwas mehr Rücksicht auf die Leistungsfähig-
keit der mittelständischen Wirtschaft genommen 
werden. Wir richten bisher bei der Sozialgesetzge-
bung die Anforderungen, die an die Wirtschaft ge-
stellt werden müssen, immer nach den Großformen 
der Wirtschaft, nach der großen finanziellen Lei-
stungsfähigkeit einiger weniger industrieller Berei-
che aus und denken nicht daran, daß gerade der Mit-
telstand durch seine Lohnintensivität auf dem Ge-
biet der Sozialgesetze besonders beansprucht wird. 

(Zuruf von der FDP: Siehe Lohnfortzah

-

lung!) 

Der Bundestag wird in seiner Gesamttendenz auf 
die strukturellen Schwierigkeiten, die in der mittel-
ständischen Wirtschaft insbesondere auf dem Gebiet 
des Handels bestehen, Rücksicht nehmen müssen. Der 
Bundestag wird darauf Bedacht nehmen müssen, daß 
der Schrumpfungsprozeß in der mittelständischen 
Wirtschaft endlich aufgehalten und gestoppt wird. 
Wir dürfen nicht vergessen, daß wir unsere gesell-
schaftliche Struktur nur dann aufrechterhalten kön-
nen, wenn ein gesunder und breit angelegter Mit-
telstand in unserer Wirtschaft vorhanden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Funcke. 

Frau Funcke (FDP) : Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Von der jetzt fast dreistündigen 
Debatte in diesem Hause hat die Opposition bisher 
20 Minuten in Anspruch genommen. Diejenigen, 
die die übrige Zeit verbraucht haben, mögen sich 
daran erinnern, daß sie sich vor vierzehn Tagen 
für eine Begrenzung der Redezeit eingesetzt haben, 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

um eine lebendigere Debatte und nicht abgelesene 
Reden in diesem Hause vorzuführen. Es wäre gut 

gewesen, wenn man sich auch vor dem zwingenden 
Termin daran gehalten hätte. 

Meine Herren und Damen, die Diskussion an 
diesem Tage hätte sicherlich kürzer sein können, 
wenn die Regierung nicht eine total unbefriedigende 
Antwort gegeben hätte, trotz des Wortreichtums, 
der darauf verschwendet worden ist. 

(Sehr wahr! bei der FDP.) 

Insbesondere im steuerpolitischen Teil, dem ich mich 
jetzt zuwenden möchte, ist die Antwort mehr als 
kümmerlich. Zum Teil greift die Regierung zum 
Nachweis ihrer Leistungen auf Entscheidungen zu-
rück, die die früheren Regierungen vor vier, fünf, 
ja, vor acht und mehr Jahren getroffen haben. Sie 
greift sogar auf Initiativanträge der Fraktionen zu-
rück, durch die eine Verbesserung im Rahmen der 
mittelständischen Politik erreicht worden ist. Offen-
sichtlich hatte sie an Entscheidungen jüngeren Da-
tums nicht viel vorzuweisen. Zum Teil sind die Ant-
worten nahezu ohne eigene Stellungnahme, so wort-
reich sie auch sind, zum Teil bleiben sie unverbind-
lich, und zum Teil verschiebt die Bundesregierung 
mögliche Antworten auf Fragen zu Mißständen und 
verbesserungswürdigen Tatbeständen mit dem Hin-
weis auf die Große Steuerreform. 

Meine Herren und Damen, die Große Steuer-
reform ist sicherlich notwendig. Aber sie ist kein 
Gottesgeschenk, das weder uns selbst noch der Re-
gierung das Denken abnimmt. Denn spätestens seit 
der Finanzreform wissen wir doch, was wir von 
Gutachten und ihrer Realisierbarkeit und von Gut-
achtern und ihrer Wirksamkeit zu halten haben. 
Zweifelsohne sind Gutachten eine Hilfe und ein 
erster Anstoß. Mit Sicherheit aber wird sich eine Bun-
desregierung, wie immer sie in Zukunft auch zusam-
mengesetzt sein wird — ohne Zweifel wird daran 
immerhin die eine oder andere Fraktion, die heute 
die Regierung stellt, beteiligt sein —, Gedanken dar-
über machen müssen, wie sie sich zu den einzelnen 
Vorschlägen stellen will. Das gilt auch für die Frak-
tionen. Denn die Übernahme der wissenschaftlichen 
Gutachten allein würde sicherlich keinen befriedi-
gen. Ich brauche ja nur an das Steuergutachten des 
wissenschaftlichen Beirats des Finanzministeriums 
zu erinnern, um wahrscheinlich in uns allen den 
Wunsch wach werden zu lassen, daß solcherlei Gut-
achten nicht Wirklichkeit werden mögen. 

Meine Herren und Damen, es geht darum, Wett-
bewerbsnachteile für die kleinen und mittleren Be-
triebe auszuschalten. Die Bundesregierung greift in 
ihrer Antwort — wie ich andeutete —, auf Leistun-
gen früherer Regierungen zurück. Herr Kollege Kurl-
baum und Herr Kollege Ravens haben soeben im 
Nachhinein die Steuerreform 1965 kritisiert, die sei-
nerzeit den Mittelstandsbogen abbaute. Sie stellen 
sich damit gegen die Auffassung der eigenen Regie-
rung, die ja diese Beseitigung der Steuerprogression 
bei mittleren Einkommen gerade als eine der Lei-
stungen zugunsten des Mittelstandes preist. Dabei 
ist diese Steuerreform nun wirklich nicht das Ver-
dienst der derzeitigen Bundesregierung. Die Steuer-
reform 1965 war notwendig und richtig. Es trifft nicht 
zu, daß es eine gemeinsame Auffassung dieses 
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Hauses gäbe, daß die Steuersenkung damals verfehlt 
gewesen wäre. Gerade die Ausführungen auf allen 
Seiten dieses Hauses einschließlich der Regierungs-
bank machen doch deutlich, daß wir eine Unterkapi-
talisierung im mittelständischen Bereich der Wirt-
schaft haben und daß diese Unterkapitalisierung 
den Prozeß der Anpassung an neue wirtschaftliche 
und technische Tatbestände und die Wettbewerbs-
fähigkeit dieser Betriebe beeinträchtigt. Die Kapital-
bildung der mittelständischen Wirtschaft muß des-
wegen gestärkt werden. Das können Sie doch aber 
nur, wenn Sie diesen Betrieben durch eine Minde-
rung ihrer Steuerlast die Möglichkeit der Selbst-
finanzierung eröffnen. Es klingt ja auch in dem mei-
nes Erachtens etwas verfehlten, aber zumindest in 
der Zielsetzung nicht falschen Antrag der SPD an, 
hier eine Steuererleichterung zu geben, die die 
Wettbewerbsfähigkeit der kleineren und mittleren 
Betriebe stärkt. 

Die Regierung weist darauf hin, daß die Mehr-
wertsteuer eingeführt worden sei. Nun, nicht durch 
sie, sondern durch die vorige Regierung. Es war 
zweifelsohne ein wichtiger Beitrag zur Verhinde-
rung weiterer Konzentrationen aus steuerlichen 
Gründen. 

Sie weist weiter darauf hin, daß ein besonderer 
Sonderkostenfreibetrag zur Alterssicherung für Selb-
ständige — zum Ausgleich des steuerfreien Arbeit-
geberbeitrags bei Arbeitnehmern — eingeführt 
worden ist, und sie weist — das hat mich am mei-
sten erstaunt — gleich am Anfang darauf hin, daß 
der Freibetrag bei der Gewerbesteuer —1961 wohl-
gemerkt, also vor mehr als acht Jahren — herauf-
gesetzt worden ist. Nun, auch das erfolgte nicht 
durch diese Regierung. 

Da möchte ich einhaken. Wer das heute als einen 
Erfolg im Sinne des Mittelstandes feiert, kann doch 
nicht darum herum, festzustellen, daß die Größen-
ordnung von 1961 mit 7200 DM im Jahr heute ein-
fach nicht mehr paßt und dringend geändert werden 
muß. Die Regierung weist darauf hin, daß dieser 
Freibetrag nicht dazu dasein sollte, den Unterneh-
merlohn in der Gewerbesteuer auszugleichen. Ich 
bin da genau anderer Meinung: Natürlich ist er dazu 
da, denn eine Kapitalgesellschaft kann eben doch 
das Gehalt des geschäftsführenden Vorstandsmit-
glieds voll und ganz von dem steuerpflichtigen Ge-
winn absetzen, so daß nur der Rest der Gewerbe-
steuer unterliegt. Einzelunternehmer und Gesell-
schafter in einer Personengesellschaft müssen aber 
alles, was sie für ihre Arbeitsleistung bekommen, 
voll nach dem Gewerberertrag versteuern, und das 
bedeutet ja bekanntlich mehr von über 10 %, d. h. 
2% Lohnsummensteuer — sofern sie überhaupt er-
hoben wird — gegenüber mehr als 12 % Gewerbe-
ertragsteuer. 

Meine Herren und Damen, das ist doch ohne Zwei-
fel eine große Ungerechtigkeit, und ich verstehe 
nicht, daß die Regierung diesen Zusammenhang 
offensichtlich nicht sehen will. Wir hatten vor 1961 
einen Freibetrag von 200 DM monatlich. Er wurde 
1961 auf 600 DM im Monat begrenzt. Und diese 
600 DM monatlich gelten nicht nur für einen Unter-
nehmer, sondern möglicherweise für zwei oder drei  

zusammen, wenn sie gemeinsam in einem Betrieb ar-
beiten. Wer glaubt denn ernstlich, den Betroffenen 
noch klarmachen zu können, das sei eine Wohltat? 
Hier muß doch geändert werden. Wir Freien Demo-
kraten bedauern daher sehr, daß unser Erhöhungs-
antrag, der noch rechtzeitig eingebracht worden ist 
und relativ kurzfristig hätte erledigt werden kön-
nen, nicht zum Zuge gekommen ist. Bei den nicht 
unerheblichen Geldwertverschiebungen seit 1961 war 
es doch kein Problem, festzustellen, daß der Betrag 
nicht mehr ausreicht. Die Annahme unseres Antrags 
wäre eine wesentliche Hilfe im Gewerbesteuerbe-
reich für die mittleren und kleinen Betriebe zur Ver-
besserung der Wettbewerbsgerechtigkeit. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Frau Abgeordnete 
Funcke, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abge-
ordneten Frau Kurlbaum-Beyer? 

Frau Kurlbaum-Beyer (SPD) : Frau Kollegin 
Funcke, haben Sie übersehen, daß Sie im Finanz-
ausschuß keinen Antrag gestellt haben, Ihren Antrag 
auf die Tagesordnung zu setzen? Wir haben ja dar-
über gesprochen, was alles noch wichtig ist. 

Frau Funcke (FDP) : Frau Kollegin, Sie wissen 
sehr genau, daß der Finanzausschuß zuletzt getagt 
hat, als wir Parteitag in Nürnberg hatten und ich 
wegen Sperrungen auf der Autobahn nicht rechtzei-
tig da sein konnte, um zu Beginn einer Sitzung — 
das ist geschäftsordnungsmäßig so notwendig — die 
Aufsetzung eines neuen Tagesordnungspunktes zu 
beantragen. 

(Abg. Dorn: Hört! Hört!) 

Im übrigen war es gegen Ende der Ausschußtätig-
keit vorgesehen — darüber hatten wir uns abge-
sprochen —, daß zunächst einmal alles, was noch 
offen ist, zur Diskussion gestellt werden sollte. Das 
ist bezüglich unseres Antrags leider nicht gesche-
hen, und zwar nicht durch meine Schuld. 

Meine Herren und Damen! die Gewerbesteuer — 
das hat uns Herr Kurlbaum hier ja dankenswerter-
weise dargelegt — ist in sehr vieler Hinsicht nach-
teilig und wettbewerbshemmend. Sie muß daher ab-
gebaut werden. Den Begründungen, die Herr Kurl-
baum gegeben hat, kann man leicht noch einige 
hinzufügen. Diese Steuer paßt weder in ihrer Syste-
matik noch in ihrer Höhe noch im Hinblick auf die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit in die heutige 
Landschaft. Wir haben es sehr bedauert, daß Herr 
Kurlbaum mit seiner Fraktion aus diesen Erkennt-
nissen, die richtig sind, bei der Beratung des Finanz-
reformgesetzes nicht die Konsequenzen gezogen hat. 
Im Gegenteil, die SPD hat seinerzeit unseren Wunsch 
— nebenbei: den Wunsch der Regierung —, die Ge-
werbesteuer ab 1971 abzubauen, abgelehnt. Wir 
stehen jetzt vor der Ungewißheit, wie lange, in 
welcher Höhe und ob überhaupt diese Steuer beste-
henbleibt bzw. ob sie wenigstens gesenkt wird. 

Wir sind der Meinung, daß die Gewerbeertrag-
steuer — und natürlich auch die Gewerbelohnsum-
mensteuer; das brauche ich, glaube ich, nicht extra 



13814 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 247. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Juli 1969 

Frau Funcke 
zu erwähnen — verschwinden muß, weil sie — ge-
genüber der Gewerbekapitalsteuer — die lohninten-
siven Betriebe belastet und weil sie in vieler Hin-
sicht, durch die Zurechnung der Dauerzinsen zum 
Gewerbeertrag und ähnliches, ungerecht, belastend 
und systemwidrig ist. Meine Herren und Damen, der 
Abbau ist der beste Weg, auf jeden Fall viel bes-
ser als der von der SPD eingereichte Vorschlag, die 
Gewerbesteuer steuerlich stärker oder weniger stark 
abzugsfähig zu machen. Wenn wir diesen Weg ge-
hen — und Herr Ravens deutete an, das wolle er 
auch mit den Abschreibungen machen —, kommen 
wir zu einer ganz interessanten Steuerreform. Dann 
werden wir in Zukunft überhaupt alle Kosten, die 
ein Betrieb hat, pauschalieren. Es gibt ja noch andere 
gewinnabzugsfähige Betriebskosten als Abschrei-
bungen oder Gewerbesteuer. Dann müßte man z. B. 
auch den Materialeinkauf bei den Großbetrieben 
und alle sonstigen Unkosten nicht mehr voll als 
Kosten anerkennen. Ich meine, dann könnten wir 
die ganze Buchhaltung einsparen und einfach sagen: 
vom Erlös sind 80 % abzugsfähig, 20 % werden ver-
steuert. Das wäre eine wunderbar einfache Steuer-
reform. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte, eine Zwi-
schenfrage! 

Frau Kurlbaum-Beyer (SPD) : Frau Kollegin 
Funcke, können Sie mir sagen, wie Sie die 11 Mil-
liarden DM bei den Gemeinden decken wollen? Und 
wenn Sie sagen, diese Mittel müssen aus den Haus-
halten der Länder und des Bundes genommen wer-
den, wie sollen denn der Bund und die Länder ihre 
Haushaltslücken füllen? 

Frau Funcke (FDP) : Frau Kollegin Kurlbaum, wir 
haben unseren Antrag vor der Entscheidung über 
die Verteilung der Finanzmassen zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden gestellt, um eben diese 
Frage zu berücksichtigen. In diesem Jahr erwarten 
wir Steuermehreinnahmen über die etatisierten Ein-
nahmen hinaus in Höhe von 5 bis 6 Milliarden DM. 
Da sollten wir uns doch nicht über einige relativ 
kleine Fragen streiten. Wir haben ja nicht von einer 
sofortigen und erstatzlosen Streichung der Gewerbe-
steuer gesprochen. Aber die 40 %ige Senkung zumin-
dest der Gewerbeertragsteuer und ihr allmählicher 
weiterer Abbau ist im Rahmen der europäischen 
Harmonisierung z. B. der Umsatzsteuer ohne weite-
res möglich. Es handelt sich hier nur um eine 
durchaus denkbare Umschichtung. 

(Abg. Frau Kurlbaum-Beyer: Die die Ver

-

braucher dann bezahlen!) 

— Die Verbraucher zahlen doch auch die Gewerbe-
steuer. Sie glauben doch nicht im Ernst, daß die Un-
ternehmen die Gewerbesteuer aus der Substanz be-
zahlen. Offensichtlich herrscht bei der SPD eine 
merkwürdige betriebswirtschaftliche Auffassung 
vor. 

(Beifall bei der FDP.) 

Alle Kosten, auch die Steuern, sind natürlich in den 
Preis einkalkuliert. Es verkauft ja keiner andern 

Leuten etwas, wenn er etwas dabei zusetzt; es sei 
denn in schlechten Zeiten zur Überbrückung einer 
Rezession. Im allgemeinen trifft nun einmal für eine 
Wirtschaft — und nicht nur für die westliche Wirt-
schaft, sondern für alle Wirtschaften dieser Welt  — 
der  Grundsatz zu, daß man nicht etwas zusetzt, son-
dern etwas herauswirtschaftet. Deswegen sind Ge-
werbesteuern natürlich Kostensteuern und müssen 
vom Verbraucher bezahlt werden. Ich wüßte nicht, 
wie das anders hergehen sollte. 

Wir bedauern auch, daß — dazu hat auch Herr 
Wieninger soeben etwas gesagt — bei Regierung 
und Koalitionsparteien so wenig Verständnis dafür 
besteht, daß die Alterssicherung der Selbständigen 
über steuerliche Erleichterungen verbessert werden 
muß. Durch die Festlegung dynamischer Renten im 
Sozialversicherungsbereich erkennt man doch an, 
daß einmal festgesetzte Beträge nicht auf Dauer den 
Wert behalten, den sie ursprünglich hatten. Wir ha-
ben den Antrag gestellt, die Höchstgrenzen bei den 
Sonderausgaben zu erhöhen; Sie haben ihn abge-
lehnt und lassen die Frage offen, wie denn diejeni-
gen, die nicht der Sozialversicherung zugehören, auf 
Dauer einem wachsenden Geldschwund begegnen 
sollen, wenn ihnen nicht gleichzeitig bessere Mög-
lichkeiten der steuerlichen Abzugsfähigkeit gege-
ben sind. 

Wir waren sehr erstaunt — das heißt, wir haben 
es eigentlich schon im vorhinein gewußt —, daß die 
Bundesregierung wiederum die Absicht bestätigt, 
die Grundsteuer zu erhöhen, sobald die neuen Ein-
heitswerte wirksam werden. Meine Herren und Da-
men, es gibt einen einstimmigen Beschluß dieses 
Hauses — ich bitte die Koalitionsfraktionen, sich 
daran zu erinnern, daß er seinerzeit mit besonderer 
Hartnäckigkeit von den Vertretern der SPD im 
Finanzausschuß durchgekämpft worden ist —, daß 
die Erhöhung der Einheitswerte nicht auf die Grund-
steuer durchschlagen sollte. Wir Freien Demokraten 
werden uns daran halten. Denn hier, Frau Kollegin 
Kurlbaum, können Sie einmal den Verbraucher ins 
Feld führen, d. h. den Mieter, 

(Sehr gut! bei der FDP) 

der von der Steuererhöhung gerade auf diesem Ge-
biet zweifelsohne besonders betroffen wird, zumal 
da sich die laufend steigenden Baukosten in den 
Mieten in besonderem Maße nachteilig niederschla-
gen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ein Wort zur Ergänzungsabgabe und damit zu den 
etwas widersprüchlichen Darlegungen des Herrn 
Kollegen Kurlbaum. Ich muß mich heute besonders 
viel mit der SPD beschäftigen; die CDU hat da etwas 
weniger gesagt. Herr Kollege Kurlbaum, ich frage 
mich noch immer, wann Sie denn eigentlich die not-
wendigen Steuersenkungen durchführen wollen. In 
Zeiten des Booms wollen Sie es nicht. In Zeiten der 
Rezession ist normalerweise der Staat klamm, dann 
haben Sie fiskalische Bedenken. 

(Abg. Kurlbaum: Dafür müssen jetzt eben 
Rücklagen gemacht werden, laut Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetz!) 
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— Zunächst müssen wir ja erst einmal all die Schul-
den zurückzahlen, die Sie seinerzeit aufgenommen 
haben. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Aber gut, anschließend wollen Sie dann Rücklagen 
bilden. Nur, wann wollen Sie denn dann eigentlich 
Steuersenkungen — die Sie ja für notwendig hal-
ten — durchführen? Das ist doch Augenwischerei, 
was Sie da betreiben. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Denn immer haben wir entweder Boom oder Rezes-
sion oder Beinahe-Boom oder abklingende Rezession 
— etwas anderes gibt es nicht —, und immer ist ent-
weder der Staat klamm oder die Wirtschaft auf 
Hochtouren; und dann würden Sie eben nie den Zeit-
punkt finden, der für eine solche Maßnahme geeig-
net zu sein scheint. Das heißt, die Steuersenkung 
findet nicht statt. 

Zum Kapitel Beförderungsteuer hat die Regierung 
einen interessanten Satz hingeschrieben. Ich hätte 
gern ein bißchen exakter gewußt, was er eigentlich 
bedeutet. Wir haben die Sorge, daß gerade die neue 
Beförderungsteuer im Bereich des mittleren und klei-
nen Gewerbes erhebliche Belastungen bringt, die bis 
zur Existenzgefährdung oder gar Existenzbedrohung 
gehen. Da schreibt die Regierung: „Sie" — die Re-
gierung — „hat bereits daran erinnert, daß wesent-
liche Teilentscheidungen des Verkehrspolitischen 
Programms darauf gerichtet sind, die durch kleine 
und mittlere Betriebe bestimmte Struktur des Ver-
kehrsgewerbes zu erhalten und zu stärken." Punkt. 
Hier, Herr Minister — ach, er ist nicht da —, hätte 
ich gern von der Regierung gewußt, was das eigent-
lich bedeutet. Denn wir haben bisher noch nicht emp-
funden, daß die Intentionen der Regierung gerade in 
ihrem Verkehrspolitischen Programm darauf gerich-
tet worden sind, kleine und mittlere Verkehrsbe-
triebe zu fördern; wir hatten eigentlich bisher immer 
den Eindruck, daß die Regierung einseitig die Bun-
desbahn fördert und nichts anderes. Wir hätten also 
gern diesen unverbindlichen Teil etwas exakter ge-
habt; und nicht nur wir, sondern, glaube ich, gerade 
das Verkehrsgewerbe und die verladende Wirt-
schaft, die von dieser Verkehrspolitik der Bundes-
regierung besonders betroffen sind. 

Meine Herren und Damen, was nun uns und 
gleichzeitig vielen Betrieben Sorge macht, ist die 
fatale Neigung dieser Bundesregierung, die Steuer-
politik mehr und mehr zum Instrument einer letzt-
lich dirigistisch bestimmten Wirtschaftspolitik zu 
machen. Steuern sind dafür da — das ist doch eigent-
lich das Primäre —, den Staatsbedarf zu decken. 
Aber diese Regierung hat in wachsendem Maße die 
Steuerpolitik zu einem Instrument der Wirtschafts-
politik gemacht — und diese Tendenz geht weiter —, 
und zwar zu einer Wirtschaftspolitik des Herrn 
Wirtschaftsministers Schiller, da ja die CDU seit 
zwei Jahren keine Wirtschaftspolitik mehr macht. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Diese fatale Neigung spiegelt sich in einer wach-
senden Unsicherheit im steuerpolitischen Bereich 
wider. Gerade die letzten Entscheidungen, Investi-
tionshilfen im Rahmen von Steuergesetzen anstatt  

in Form von Geldzuschüssen zu geben, zeigen, daß 
Steuergesetze nicht mehr mit dem Rechtsanspruch 
und mit der Rechtsverpflichtung zwingend für alle 
und gleich für alle betrachtet werden, sondern daß 
das Ermessen des Herrn Wirtschaftsministers in die 
Steuerpolitik hineingeht. 

Wenn das so weitergeht, meine Herren und Da-
men, dann allerdings wird unsere Steuerreform rela-
tiv einfach werden. Dann könnten wir nämlich eine 
Steuerreform machen, die aus drei Paragraphen be-
steht: 

§ 1: Zur Deckung des Staatsbedarfs hat jeder 
erwachsene Staatsbürger Steuern zu zahlen. 

§ 2: Die Höhe der Steuerschuld für jeden 
Steuerpflichtigen setzt der Wirtschaftsminister 
im Einvernehmen mit dem Finanzminister fest. 

§ 3: Die Steuerbelastung soll der Leistungs-
fähigkeit des einzelnen entsprechen und 90 % 
des Einkommens nicht übersteigen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU.) 

Das letzte ist wichtig, weil nach Art. 80 des Grund-
gesetzes für solcherlei Ermächtigungen Zweck, In-
halt und Umfang hinreichend deutlich festgelegt 
werden müssen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und bei 
der CDU/CSU. — Abg. Dr. Schmidt [Wup

-

pertal] : In welchem Ausschuß ist diese 
Vorlage geboren?) 

Meine Herren und Damen, diese fatale Neigung, 
mit Steuerpolitik Wirtschaftspolitik zu machen, 
bringt jene Unsicherheit in die Wirtschaft, gleich-
gültig, welcher Größe, die wir seit einiger Zeit zu 
beklagen haben und die ohne Zweifel dazu beige-
tragen hat, daß die Talsohle im Jahre 1966/67 nicht 
so schnell verlassen wurde, wie es nach dem begin-
nenden Aufschwung der Wirtschaft eigentlich hätte 
der Fall sein müssen. Die Steuern sind nun einmal 
Kostenfaktor in der Wirtschaft. Die Wirtschafts-
dispositionen der einzelnen Betriebe sind wesentlich 
abhängig von der Stabilität bei den kalkulierbaren 
Kostenfaktoren. Darum müssen wir diese Stabilität 
beachten. Was mit dem Absicherungsgesetz bei dem 
Eingriff in laufende Verträge geschehen ist, war hin-
gegen ein deutliches Beispiel dieser sich abzeichnen-
den Willkür steuerlicher Maßnahmen aufgrund wirt-
schaftlicher Zielsetzungen. 

Wir haben große Sorgen, daß hier weitere Fort-
schritte gemacht werden. Deshalb sagen wir Freien 
Demokraten an dieser Stelle eindeutig: halt und 
nicht weiter! Wir wollen bei unseren Bemühungen 
um die Steuerpolitik im Bereich der Wirtschaft für 
kleine, für mittlere und für große Betriebe keine 
Naturschutzparke für bestimmte Wirtschaftsgrößen 
errichten. Wir wollen den klaren Wettbewerb. Aber 
dieser klare Wettbewerb muß auch gleiche Faktoren 
für die Entscheidung haben. Es gibt in der Wirt-
schaft Bereiche, wo die derzeitige Größenordnung 
durch eine andere abgelöst werden muß. Aber die 
Entscheidung darüber sollte sich allein an wirt-
schaftlichen und technischen Daten orientieren und 
nicht an einseitigen steuerpolitischen Maßnahmen 
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der Regierung; denn alle solche Maßnahmen haben 
letztlich einen dirigistischen Kern. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Schwörer. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich mich 
der Aufgabe zuwende, die ich von der Fraktion über-
tragen bekommen habe, über die Steuerpolitik im 
Zusammenhang mit unseren mittelständischen Pro-
blemen zu sprechen, möchte ich auf einige Bemer

-

kungen eingehen, die der Kollege Ravens bzw. der 
Herr Bundeswirtschaftsminister hier gemacht hat. 

Es wird zur Zeit Mode, die Nichtaufwertung zum 
Prügelknaben für alle möglichen unangenehmen 
Dinge zu machen, die in der Öffentlichkeit diskutiert 
werden. Dazu gehört z. B. die Frage der Diskont-
erhöhung. Herr Ravens sagte, die Diskonterhöhung 
sei wegen der Nichtaufwertung erfolgt. Ich bin der 
Meinung: es ist gerade umgekehrt, die Diskont-
erhöhung war nötig, weil im Ausland hohe Zinsen 
wegen der Inflationspolitik dieser Länder zur Zeit 
üblich sind. Die Maßnahme der Bundesbank sollte 
gegen diese hohen Zinsen das Gefälle von der Bun-
desrepublik zum Ausland verringern. Wir haben 
die Aufwertung deshalb unterlassen, weil wir in den 
Partnerstaaten eine Stabilitätspolitik wollen, die wir 
nie bekommen, wenn wir vorher immer wieder 
Vorleistungen erbringen, ohne daß eine konzertierte 
Aktion zur Erreichung der Stabilität eingeleitet wor-
den ist. 

Das Zweite zu Herrn Professor Schiller! Er sagte, 
eine Exportbehinderung sei geradezu notwendig im 
Interesse unserer mittelständischen Firmen. Ich kann 
dazu nur folgendes sagen. Der Export ist für unsere 
mittelständischen Firmen zweifellos schwieriger als 
für die Firmen der Großwirtschaft. Aber sie sind 
genau so auf den Export angewiesen wie die Groß-
wirtschaft. Es gibt mittelständische Bereiche, deren 
Exportquote bis zu 50% beträgt. Selbst wenn man 
hier einen Gegensatz zu den Großbetrieben kon-
struieren will, kann ich sagen: Auch unsere Groß-
betriebe haben als Zulieferbetriebe Tausende von 
mittelständischen Firmen, die sofort in Mitleiden-
schaft gezogen werden, wenn bei den Großfirmen 
Schwierigkeiten im Export auftreten. 

Was mir am meisten Sorge macht, ist die Tat-
sache, daß bei einer Behinderung des Exports und 
bei dem Versuch, den Export trotzdem aufrechtzuer-
halten, unsere mittelständischen Firmen die Zeche 
dafür bezahlen müssen. Denn sie bekommen trotz 
steigender Kosten keinen höheren Preis für die von 
ihnen zugelieferten Waren. 

Deshalb bin ich der Meinung, daß auch für die 
mittelständischen Bereiche die Entscheidung der 
Bundesregierung vom Mai dieses Jahres richtig 
war, die Aufwertung nicht zu machen. 

Aber nun zur Steuerpolitik! Wir haben von der 
Gewerbesteuer gesprochen. Wir haben die Erklä-

rung der SPD gehört, daß die Gewerbesteuer auch 
nicht mehr ganz in ihrem Sinne sei, und die FDP 
will die Steuer abbauen. Hie r  stellt sich, wie schon 
einmal angeklungen ist, vor allem die Frage des 
Ersatzes für den hohen Ausfall von neun Milliarden, 
der bei der Beseitigung der Gewerbeertragsteuer 
entstehen würde. Zweitens ist die Frage, ob wir 
dann, wenn wir den Abbau vornehmen, unter Um-
ständen Vorschläge aufgreifen wollen, wie sie etwa 
von der Troeger-Kommission gemacht worden sind, 
z. B. eine obligatorische Lohnsummensteuer einzu-
führen. Dagegen würden wir uns im Interesse der 
lohnintensiven Bereiche mit allem Nachdruck weh-
ren. Ich habe an der vorsichtigen Ausdrucksweise 
unserer Frau Kollegin Funcke gemerkt, daß der 
FDP bei der Erhöhung der Sätze der Mehrwertsteuer 
als Ersatz für die Gewerbesteuer auch nicht ganz 
wohl ist. Zunächst einmal wissen wir nicht, wann 
die Harmonisierung der Mehrwertsteuer in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft praktisch 
wird. Aber wir müssen auch im Sinne unserer mittel-
ständischen Bereiche sagen, vor allem im Sinne des 
Handwerks, daß der Austausch: Gewerbesteuer ge-
gen Mehrwertsteuer unter Umständen in diesem 
Bereich zu Schwierigkeiten führen kann. Den weit-
aus größten Teil der Gewerbesteuer zahlen die 
Großbetriebe, die Großbetriebe der Produktion, 
des Handels und des Gewerbes. Nur der kleinere 
Teil des Gewerbesteueraufkommens stammt aus dem 
Bereich der mittelständischen Betriebe. Das zweite 
Problem ist die Überwälzungsmöglichkeit. Das Hand-
werk z. B. liefert überwiegend an den Endverbrau-
cher. Dadurch können in manchen Fällen Schwierig-
keiten der Überwälzung eintreten, wenn ein erhöh-
ter Satz der Mehrwertsteuer eingeführt wird. Ein 
Teil der Erhöhung bleibt also am mittelständischen 
Betrieb hängen. Damit wäre die Situation für unsere 
Bereiche schlechter als zur Zeit der Gewerbesteuer. 
Man muß also davor warnen, immer wieder zu 
sagen: Hier hat man ja in Bälde die erhöhte Mehr-
wertsteuer und damit einen Ausgleich für eine zu 
senkende oder zu beseitigende Gewerbesteuer. 

In dem Zusammenhang möchte ich ein Spezial-
problem ansprechen, das mittelstandspolitisch sehr 
bedeutungsvoll ist. Das ist das Problem der Ge-
werbesteuer der Handelsvertreter. Dieser Bereich 
ist ebenso wie die Produktion gewerbesteuerpflich-
tig, obwohl er doch eigentlich zu dem Bereich der 
freien Berufe gehört, die im Katalog des § 18 des 
Einkommensteuergesetzes aufgeführt sind. Man 
müßte sich überlegen, ob nicht in Bälde eine Ände-
rung vorgenommen werden sollte, die eine Erweite-
rung dieses Katalogs um die Handelsvertreter be-
deuten würde. Es ist sicher, daß in diesem Bereich 
die Gewerbesteuer eine zusätzliche und damit un-
gerechte zweite Einkommensteuer darstellt. 

Nun, Frau Kollegin Funcke, zu der Frage des 
Unternehmerfreibetrags. Ich muß Ihnen sagen, ich 
stimme weitgehend mit Ihnen überein, daß die Höhe 
des Freibetrags von 7200 DM nicht mehr zeitgemäß 
ist. Man braucht nicht nur daran zu denken, daß 
hier eine Wettbewerbsverzerrung vorliegt, sondern 
man muß darin auch eine echte steuerliche Ungleich-
behandlung sehen. 
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Als Freibetrag ist 1961 ein Monatsbetrag von 

600 DM festgelegt worden. Wir müssen im nächsten 
Bundestag unbedingt einen höheren Satz erreichen. 
Wo er liegen wird, kann man heute noch nicht 
sagen. Aber jedenfalls scheint mir der von einer 
Gruppe der CDU/CSU beantragte Satz von 12 000 
DM für die Nullstufe eine Zahl zu sein, bei der man 
nicht davon sprechen kann, daß sie überhöht wäre. 

In dem Zusammenhang zu dem Antrag der FDP. 
Der Gedanke, auch die mithelfenden Familienange-
hörigen gewerbesteuermäßig zu berücksichtigen, er-
scheint mir erwägenswert, weil gerade unsere mit-
telständischen Bereiche überwiegend in der Fami-
liengesellschaft organisiert sind und deshalb hier 
eine Verbesserung zweifellos berechtigt wäre. 

Nun zum Antrag der SPD auf Umdruck 719. Herr 
Kollege Kurlbaum, ich muß sagen: Hier sind zwei-
fellos erst einmal grundsätzliche Erwägungen anzu-
stellen, ob man diese Gewerbeertragsteuer in Zu-
kunft nicht mehr vom Steuermeßbetrag, sondern 
von der Steuerschuld absetzen läßt. Das ist eine 
ganz schwierige, grundsätzliche Entscheidung, für die 
wir heute in den paar Stunden, - die wir zusammen 
diskutieren können, sicherlich keine Lösung finden 
können. Wir wollen hier nichts präjudizieren. Wir 
wollen diesen Antrag an die Große Steuerkommis-
sion überweisen, die uns über dieses Thema dann 
sicherlich im Zusammenhang Darstellungen geben 
wird. 

Ich möchte aber auch noch vom Steuertechnischen 
her einen Einwand gegen Ihren Antrag machen. 
Wenn wir jetzt diesen Ihren Vorschlag anwendeten, 
dann wäre die Folge, daß zweierlei Gewerbesteuer-
berechnungen erfolgen müßten. Die Gewerbesteuer-
berechnung für die Gewerbeertragsteuer wäre an-
ders als bei der Gewerbekapitalsteuer. Es würde je-
weils von anderen Bemessungsgrundlagen ausge-
gangen. Wir würden damit nur eine unnötige Kom-
plizierung des ohnedies schon äußerst komplizier-
ten Gewerbesteuerrechts vornehmen. Aus diesen 
Gründen sollte man sehr ernsthaft überlegen, ob 
man dem Antrag der SPD nahetreten kann. 

Zur Ergänzungsabgabe. Ich habe mit meinen 
Freunden im Finanzausschuß dafür gestimmt, daß 
die Ergänzungsabgabe mit dem Ablauf der ersten 
mittelfristigen Finanzplanung aufhören soll. Wir 
sind der Meinung, daß das richtig ist, wir sind aber 
auch der Meinung, daß es in einer konjunkturellen 
Situation, wie wir sie momentan haben, nicht gut 
wäre, die Ergänzungsabgabe in diesem Augenblick 
zu beseitigen. Man sollte diese Maßnahme viel-
leicht im Zusammenhang mit irgendwelchen Kapital-
bildungsplänen diskutieren, die Sie auch schon auf 
Ihrem Tisch liegen haben, z. B. Umdruck 733. 

Dann, Frau Kollegin, zu der Frage der Erhöhung 
der Grundsteuer. Wir sind der Meinung, daß der 
Beschluß, den wir damals gegen eine Erhöhung ge-
faßt haben, weiter gilt. Man darf höchstens eine maß-
volle Erhöhung der Grundsteuer vorsehen. Man 
kann sich keinesfalls in den Höhen bewegen, wie 
sie der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesfinanz-
ministerium einmal mit 50 % vorgeschlagen hat. Das 
sind utopische Zahlen. Wir werden dafür sorgen, daß  

nicht — wir sind hier ja gefragt und haben noch die 
Möglichkeit, einzugreifen - über diesen Beschluß 
hinausgegangen wird, den wir damals gefaßt haben. 
So weit zu dem, was Sie angesprochen haben. 

Wir in der CDU/CSU-Fraktion wissen, daß die 
nächste Legislaturperiode auf steuerlichem Gebiet 
für unseren mittelständischen Bereich noch bedeu-
tungsvoller sein wird als die jetzt abgelaufene, vor 
allem wegen der kommenden Reform der Einkom-
mensteuer. Hier werden wir zweifellos Fragen der 
Abschreibung und auch der Tarifsätze zu beraten 
haben. Ich bin der Meinung, daß durch das ständige 
Wirtschaftswachstum eine laufende Überprüfung der 
Steuersätze notwendig wird. Das ist das Problem 
der heimlichen Steuererhöhungen, das wir, glaube 
ich, in irgendeiner Weise in den Griff bekommen 
müssen. Wir müssen ansprechen: die Frage der Ver-
einfachung, die Frage der Eigentumsbildung durch 
Verstärkung der Kapitalbasis; hier wurde schon ein-
mal der „Schmücker-Plan'' in die Debatte geworfen; 
es fehlt die Zeit, um dazu noch mehr zu sagen. Hier-
her gehört auch die Herabsetzung der Erbschaft- 
und Vermögensteuer, vor allem für den kleinen und 
mittleren Besitz. Hierher gehört ebenfalls — Frau 
Kollegin Funcke, hier sind wir bestimmt nicht gegen 
Ihre Anregungen — die Verbesserung der steuer-
lichen Berücksichtigung der privaten Altersversor-
gung. Wir haben Ihren Antrag seinerzeit nur abge-
lehnt, weil er im Augenblick zu teuer geworden 
wäre und weil er deshalb die Verabschiedung des 
Steueränderungsgesetzes gefährdet hätte, das eine 
Reihe anderer wichtiger Bestimmungen enthält, die 
wir unbedingt haben wollten. Wir sind also nicht 
grundsätzlich gegen eine Verbesserung, sondern nur 
gegen die Verbesserung im Augenblick. 

Außerdem wollen wir in der nächsten Legislatur-
periode dafür sorgen, daß eine Entlastung auf 
steuerlichem Gebiet erfolgt, wenn ein Betrieb wegen 
Alter oder Krankheit aufgegeben werden muß. Die 
Kapitalbildung der mittelständischen Betriebe soll 
auch dadurch verbessert werden, daß steuerliche An-
reize zur Unternehmensfinanzierung durch Ausgabe 
von Anteilscheinen gegeben werden. 

Als letztes ein Wort zur steuerlichen Förderung 
der zwischenbetrieblichen Kooperation, vor allem 
auch zu dem schon angesprochenen Thema Daten-
verarbeitung. Ich glaube, daß es hier eine Reihe von 
Möglichkeiten gibt, um unserer mittelständischen 
Wirtschaft in dem gegenwärtigen Prozeß der Kon-
zentration zu helfen, ihre Selbständigkeit zu erhal-
ten. 

An dem Bündel dieser jetzt dargebotenen Maß-
nahmen mögen Sie erkennen, wie wir uns auf 
steuerlichem Gebiet die Verbesserung der Situation 
des Mittelstandes vorstellen. Wir hoffen, daß die 
Kommission, die zum Einkommensteuerrecht ihre Re-
formvorschläge vorlegen soll, eine Lösung findet, die 
für die mittelständischen Bereiche dem gerecht wird, 
was dieser Bereich heute für die gesamte Volkswirt-
schaft und damit für uns alle leistet. Ich hoffe, daß 
sich dann auch die heute abgegebenen, mannigfalti-
gen Sympathieerklärungen für den Mittelstand in 
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der Praxis — hier im Hause bei der Abfassung 
neuer gesetzlicher Regelungen — bewähren werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmidt (Braunschweig). 

Schmidt (Braunschweig) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Herr Bundeswirt-
schaftsminister hat im Rahmen der Beantwortung 
der Frage 10 der zur Aussprache anstehenden Gro-
ßen Anfrage darauf hingewiesen, daß die Bundes-
regierung den sich zur Zeit auf dem Tankstellen-
sektor abzeichnenden strukturellen Veränderungen 
besondere Bedeutung beimißt. In diesem Zusam-
menhang möchte ich dem Herrn Bundeswirtschafts-
minister dafür danken, daß er es durch sein Ein-
greifen ermöglicht hat, daß das Tankstellengewerbe 
mit den großen Mineralölkonzernen in aussichts-
reiche Verhandlungen über seine Existenzfrage ein-
treten konnte. Es ist zu erwarten, daß diese Ver-
handlungen durch den Bundeswirtschaftsminister in 
der vor uns liegenden Zeit zu einem für das mittel-
ständische Tankstellengewerbe befriedigenden Er-
gebnis geführt werden. In den zurückliegenden Jah-
ren haben die Mineralölkonzerne in umfangreichem 
Maße stets neue Tankstellen errichtet. Durch diesen 
meiner Auffassung nach oft sehr unbedachten Tank-
stellenneubau ist nicht nur die Rentabilität der neu 
errichteten Tankstellen, sondern auch die der in der 
Nähe der Tankstellenneubauten vorhandenen Tank-
stellen gefährdet worden. Man kann notfalls noch 
verstehen, daß die Mineralölkonzerne untereinander 
im Konkurrenzkampf liegen. Vollends unverständ-
lich ist es aber, wenn die Mineralölkonzerne ihren 
eigenen Tankstellen Konkurrenz machen, wie es bis 
in die jüngste Zeit hinein leider laufend geschieht. 
Durch dieses volkswirtschaftlich unverständliche 
Verhalten sind viele Tankstellenbetreiber, die an 
Mineralölkonzerne durch Verträge mit teilweise bis 
zu 30 Jahren Laufzeit gebunden sind, sehr häufig an 
die Grenze ihrer Existenz gebracht worden. 

Die Fehlinvestitionen und der Kampf um Markt-
anteile werden heute im wesentlichen auf dem 
Rücken der Tankstellenpächter und -besitzer ausge-
tragen. Preisnachlässe werden den Tankstellen von 
den Mineralölkonzernen aufgezwungen und durch 
Maßnahmen, die die Provisionen verkürzen, mit-
finanziert. Bezeichnend hierfür ist, daß die Provisio-
nen seit 14 Jahren nicht erhöht worden sind. 

Die wirtschaftliche Situation der Tankstellen 
macht wieder einmal deutlich, wie notwendig eine 
Verbesserung des Kartellgesetzes ist, um Machtmiß-
brauch und Knebelungsverträge in Zukunft zu ver-
hindern. Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
und der Bundeswirtschaftsminister haben hierzu seit 
langem Vorschläge unterbreitet. 

Über 200 000 Beschäftigte in 45 000 Betrieben for-
dern zu Recht eine Entscheidung des Bundestages, 
und diese Entscheidung, so meine ich, sollte im 
Interesse eines nicht unbedeutenden Teiles der  mit-

telständischen Wirtschaft eine der vordringlichsten 
Aufgaben des neuen Bundestages sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wurbs. 

Wurbs (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat 
zum Schluß seiner Ausführungen festgestellt, daß 
die mittelständische Politik keine Politik für eine 
Sondergruppe sein sollte. Vielmehr müsse sie in 
die Gesamtwirtschaftskonzeption eingebettet sein. 
Diesen Ausführungen stimmen wir durchaus zu. Das 
schließt aber nicht aus, daß wir auf Einzelprobleme 
eingehen und daß wir Antworten auf die Fragen 
erwarten, die wir hier gestellt haben. Denn erst aus 
der Fülle der Antworten und der Beiträge läßt sich 
ein Gesamtbild erkennen. 

In der Antwort auf unsere Große Anfrage wird 
ausdrücklich die zentrale wirtschafts- und gesell-
schaftspolitische Aufgabe der kleineren und mittle-
ren Unternehmen herausgehoben. Es wird weiter 
hervorgehoben, daß es das Bemühen der staatlichen 
Wirtschaftspolitik sein müsse, die Wettbewerbsbe-
dingungen für diesen Bereich zu verbessern. Der 
Herr Bundeswirtschaftsminister hat, bevor er Bun-
deswirtschaftsminister war, folgende Ausführungen 
gemacht — ich darf zitieren — : 

Nichts gegen Großunternehmen und ihre Funk-
tion als Pole der Entwicklung! Aber was ge-
schähe, wenn wir den Dingen hier freien Lauf 
ließen? Sie bedürfen der Gegenkraft, sie bedür-
fen des dauernden Korrektivs aktiver staat-
licher Wettbewerbspolitik und Gesetzgebung. 

Wir können uns diesen Ausführungen durchaus an-
schließen. Ich darf hervorheben, daß die soziale 
Marktwirtschaft und der freie Wettbewerb die Exi-
stenz sowohl kleiner und mittlerer als auch der 

 Großunternehmen zulassen. Wenn man die Antwor-
ten der Bundesregierung auf unsere Anfrage ober-
flächlich betrachtet, könnte man zu dem Schluß 
kommen, daß im mittelständischen Bereich alles in 
bester Ordnung sei. Das ist aber keineswegs der 
Fall. Ich darf dazu noch wenige Ausführungen ma-
chen. 

Meine Freunde und ich sind der Auffassung, daß 
die Existenz und die Festigung der mittelstän-
dischen Wirtschaft nicht nur eine ökonomische, son-
dern vielmehr eine politische Aufgabe ist. Darüber 
besteht in diesem Hohen Hause wohl auch keine 
Meinungsverschiedenheit. Große Sorgen macht uns 
allerdings die zunehmende Konzentration innerhalb 
der Wirtschaft. Ich darf es vielleicht einmal etwas 
überspitzt formulieren: wenn diese Entwicklung so 
weitergeht, werden wir uns eines Tages in die Si-
tuation versetzt sehen, daß wir es nur noch mit 
einer Reihe von Großbetrieben zu tun haben, die 
das Geschehen allein beeinflussen und bestimmen. 
Jeder von uns kann sich ausmalen, welche Wirkun-
gen eine solche Entwicklung auf unserer gesamte 
Gesellschaftspolitik hätte. Wir sind grundsätzlich 
gegen jede Form des Dirigismus. Aber die Grenze 
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der Konzentration muß doch dort gegeben sein, wo 
der freie Wettbewerb eingeengt oder ausgeschaltet 
wird. 

Der Herr Bundesminister hat vorhin in seinen 
Ausführungen festgestellt, daß eine unausgewogene 
Konjunkturpolitik negative Auswirkungen nach bei-
den Seiten zeitigen würde. Er prägte in diesem Zu-
sammenhang den Begriff des leergefegten Arbeits-
marktes. Aber nicht nur .diese Aspekte spielen für 
die mittelständische Wirtschaft eine Rolle. Im we-
sentlichen geht es um die Wettbewerbsbedingungen. 

Gestatten Sie mir, daß ich Ihnen an dieser Stelle 
ein Beispiel aus meiner engeren Heimat nenne. Dort 
zieht ein Großunternehmen der Metallindustrie in-
folge seiner permanenten Expansion laufend der 
mittelständischen Wirtschaft Arbeitskräfte ab und 
gefährdet damit deren Existenz. Dabei handelt es 
sich keineswegs um die Gefährdung von Ein- oder 
Zwei-Mann-Betrieben oder um Betriebe, die ohne-
hin zwangsläufig dem Konjunkturwandel unterwor-
fen sind, sondern .es handelt sich um eine breitge-
streute Beeinträchtigung der mittelständischen Wirt-
schaft. Ich bin sehr gern bereit, dem Herrn Bundes-
wirtschaftsminister noch einzelne Daten mitzuteilen, 
damit er sich gegebenenfalls dieses Problems ein-
mal annehmen kann. 

Die Wichtigkeit und die Notwendigkeit des Be-
standes eines funktionsfähigen Mittelstandes wird 
in zunehmendem Maße in anderen Ländern erkannt, 
so auch neuerdings in den Ostblockstaaten, wo es 
keinen Mittelstand mehr gibt. Dort werden seitens 
des Staates Hilfen gewährt, um wieder einen funk-
tionsfähigen Mittelstand ins Leben zu rufen. 

Auf die Gewährung von Gewerbeförderungsmaß-
nahmen ist hier schon im einzelnen hingewiesen 
worden. Ich möchte mir eine Anregung erlauben. 
Meines Erachtens müßte etwas mehr getan werden, 
müßten weitere Hilfen zur Selbständigmachung und 
Gründung mittelständischer Betriebe gewährt wer-
den. Hier darf ich vielleicht ein Beispiel aus dem 
Bereich des Handwerks anführen: von zwei Meister-
prüflingen macht sich lediglich einer selbständig. Ich 
glaube, das charakterisiert die Situation des mittel-
ständischen Bereichs. 

Ich darf auf ein weiteres Problem, das den Mittel-
stand sehr berührt, noch eingehen, und zwar auf das 
Problem der Schwarzarbeit. Bereits im Jahre 1966 
hatte ich die Bundesregierung in einer Kleinen An-
frage gebeten, zu diesen Problemen Stellung zu 
nehmen. Aber die jüngsten Auslassungen des frü-
heren Präsidenten des Deutschen Bauernverbandes 
Rehwinkel und auch des Vorsitzenden der Industrie-
gewerkschaft Metall Brenner, auf die ich nicht im 
einzelnen eingehen möchte, veranlassen mich doch, 
darauf hinzuweisen, daß mit der zunehmenden Frei-
zeit dem Problem der Schwarzarbeit in verstärktem 
Maße Bedeutung zukommt. 

Die Bundesregierung hat auch in ihrer Antwort 
durchaus den Zusammenhang zwischen Freizeit und 
Schwarzarbeit bestätigt und auf die Gefahren lan-
ger arbeitsfreier Zeiten, insbesondere der freien 
Samstage, hingewiesen, die geradezu einen Anreiz 
bieten, Schwarzarbeit durchzuführen. 

Es ist meines Erachtens an der Zeit zu überlegen, 
ob das bestehende Gesetz zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit nicht einer Überprüfung bedarf, denn 
dieses bestehende Gesetz stellt geradezu eine Ge-
brauchsanweisung dar, wie Schwarzarbeit ausge-
führt werden soll. Die Bundesregierung ist zwar 
bisher der Auffassung gewesen, keine Novellierung 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
durchzuführen; aber ich frage die Bundesregierung: 
Will sie weiterhin tatenlos zusehen, daß dem Staat 
in erheblichem Maße durch Schwarzarbeit Steuern 
verlorengehen? Ich darf vielleicht hier an den Herrn 
Parlamentarischen Staatssekretär die Bitte richten, 
daß er sich einmal aus seiner Sicht mit diesen 
Problemen beschäftigt, um diese Frage einer Lösung 
zuzuführen, denn hier scheinen sich doch einige 
Möglichkeiten abzuzeichnen, die Steuerkraft aufzu-
bessern. 

Es ist meines Erachtens auf die Dauer unzumut-
bar, der Allgemeinheit die infolge von Schwarz-
arbeit fehlenden oder nicht eingehenden Steuer-
mittel anzulasten. Ich bin mir der Problematik einer 
Novellierung des Gesetzes zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit durchaus bewußt. Ich glaube, es liegt 
aber im allgemeinen Interesse, dieses Problem in 
Angriff zu nehmen, und ich ersuche die Bundes-
regierung, in diesem Sinne etwas zu tun. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie mir drei Bemerkungen. 
Herr Kollege Kurlbaum, Sie haben beim Umdruck 733 
einen Steuerverzicht von möglicherweise einigen 
hundert Millionen Mark genannt. Wenn Sie den An-
trag genau lesen, müssen Sie sehen, daß es sich nicht 
um eine zusätzliche Vergünstigung gegenüber bis-
her handelt, sondern darum, daß an Stelle von be-
reits vorhandenen Möglichkeiten eine andere Form 
genommen wird. Aus diesem Grunde kann man nicht 
sagen, daß hier irgendwelche steuerlichen Verluste 
in Kauf zu nehmen wären. Ich glaube, das sollte es 
uns erleichtern, an die Frage zu gehen, daß ein 
mittelständischer Unternehmer nicht auf der einen 
Seite die ihm bereits bisher zustehenden Möglich-
keiten steuerlicher oder prämienmäßiger Art aus-
nutzt und auf der anderen Seite für seinen mittel-
ständischen Betrieb Schulden bei der nächsten Bank 
aufnimmt. Ich glaube, es wäre viel sinnvoller, dem 
mittelständischen Unternehmer die Möglichkeit zu 
geben, im Rahmen dieser ihm bereits zustehenden 
Rechte darauf zu verzichten, seinem Betrieb Geld für 
Vermögensbildung außerhalb seines Betriebes zu 
entnehmen und auf der anderen Seite seinen Betrieb 
selbst finanziell schwächer dargestellt zu haben. 

Aus diesem Grunde halten wir, die Antragsteller, 
es für richtig, daß hier an Stelle einer bisher bereits 
bestehenden Form zusätzlich eine andere Form ge-
nommen wird, ohne daß dadurch größere Ausgaben 
entstehen. 
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Sie haben in Ihren Ausführungen auch darauf ver-

wiesen, daß bei der Gewerbesteuerermäßigung der 
Arbeitnehmerfreibetrag gegenüberzustellen wäre. 
Ich glaube, das ist doch ein gewisser Irrtum. Denn 
die Gewerbesteuer ist, wie vorher bereits wieder-
holt gesagt worden ist, ein echter Kostenfaktor. 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir auch 
gesagt!) 

Gut. 

Ich will ein weiteres nennen, Herr Kollege Kurl-
baum. Das ist die zweite Bemerkung, die ich machen 
will. Sie haben in Ihren Ausführungen auch auf die 
Situation im Herbst 1966 angespielt und dabei ins-
besondere die finanzpolitische Situation angespro-
chen. Herr Kurlbaum, so wie Sie es dargestellt haben, 
grenzt das doch etwas an eine Geschichtsklitterung. 
Ich möchte Sie fragen: Wie würde der Herr Wirt-
schaftsminister heute dastehen, wenn sich die Bun-
desbank auf Grund der Beschlüsse dieses Hauses 
nicht zu Zugeständnissen bereit erklärt hätte? Erst 
nachdem eine Reihe von Ausgabebeschlüssen durch-
geführt war, hat sie damals den Diskontsatz gesenkt 
und auf der anderen Seite gleichzeitig Beträge im 
Kreditrahmen freigegeben, damit die Wirtschaft 
angekurbelt werden konnte. Ich erinnere mich noch 
sehr gut an den 15. Dezember 1966, als der Herr 
Bundeswirtschaftsminister am späten Abend hier auf 
die Regierungsbank kam und diesem Hause sehr 
deprimiert zur Kenntnis gab, daß die Bundesbank 
sowohl in der Erhöhung des Diskontsatzes als auch 
in der Verweigerung von Krediten unnachgiebig 
hart bleibe. Ich glaube, Sie haben mit Ihrer Fraktion 
— und Herr Kollege Dr. Möller hat das seinerzeit in 
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" auch zuge-
geben — alle gemeinsam an dieser Sünde größerer 
Ausgaben, als es den Steuereinnahmen entsprach, 
mitgewirkt. 

Herr Kollege Ravens, ich habe heute mit Erstau-
nen und mit Befriedigung gehört, daß sich die Mit-
bestimmung nach Ihrer Meinung nur auf Groß-
betriebe beziehen soll, die bereits in dem Gesetz-
entwurf enthalten sind. Sie sagten, es werde nicht 
an eine Ausweitung auf mittelständische Betriebe 
gedacht. Das sagten Sie. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch nicht neu!) 

- Nicht neu? Dann will ich bloß fragen: Welcher 
Widerspruch besteht denn in der ungleichen Be-
handlung der Arbeitnehmer, die in Großbetrieben, 
und der Arbeitnehmer, die in Kleinbetrieben be-
schäftigt sind, wenn man draußen im Lande erklärt, 
man müsse diese Art Mitbestimmung zur Vervoll-
kommnung, damit die Demokratie nicht bereits am 
Werktor zu Ende gehe, eben bei den Großbetrieben 
einführen? Es erhebt sich dann die Frage: wollen Sie 
die Arbeitnehmer, die in Klein- und mittelständi-
schen Betrieben arbeiten, von dieser Ausweitung 
der Demokratie fernhalten, oder glauben Sie, daß 
die es nicht nötig hätten? Das ist eine Frage, die sich 
immerhin stellt, wenn man draußen gewisse Argu-
mentationen hört. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zwischen-
frage, Herr Abgeordneter Ravens. 

Ott (CDU/CSU) : Bitte! 

Ravens (SPD) : Herr Kollege Ott, Sie und die Kol-
legen werden Verständnis dafür haben, daß wir 
das hier nicht in einem Frage- und Antwortspiel 
vertiefen. Darf ich Sie nur bitten, einmal die Aus-
führungen meines Kollegen Helmut Schmidt anläß-
lich der Einbringung unserer Entwürfe durchzulesen. 
Dort werden Sie alle Antworten auf Ihre Fragen 
bekommen, die Sie eben gestellt haben. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Kollege Ravens, mir geht 
es darum, daß die Dinge draußen im Lande mit einer 
Argumentation dargestellt werden, als ob die De-
mokratie verletzt werde, wenn die Mitbestimmung 
in den Großbetrieben nicht komme. Auf der anderen 
Seite erklären Sie nun, daß Sie  die Klein- und Mit-
telbetriebe auf alle Fälle ausnehmen wollen. Die 
Diskrepanz besteht darin, daß hier einerseits zur 
Begründung der Mitbestimmung die Argumentation 
verwendet wird, die Demokratie solle nicht am Fa-
briktor haltmachen, wogegen Sie auf der anderen 
Seite keine Bedenken haben, das so laufenzulas-
sen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zwischen-
frage, Herr Abgeordneter Ravens. Ich möchte Sie 
aber bitten, diesmal das Fragezeichen hörbar zu 
machen. 

Ravens (SPD) : Herr Kollege Ott, darf ich aus 
Ihren Ausführungen entnehmen, daß Sie im Gegen-
satz zu uns die Mitbestimmung auch in kleinen und 
mittleren Unternehmen einführen wollen? 

Ott (CDU/CSU) : Herr Kollege Ravens, Sie dre-
hen die Dinge genau um. Mir geht es darum, daß 
Sie draußen eine Argumentation verwenden, die 
den Schluß zuläßt, daß die Mitbestimmung nicht nur 
bei den Großbetrieben eingeführt werden soll, son-
dern daß Sie, weil die Demokratie am Fabriktor 
nicht haltmachen soll, später konsequenterweise 
auch auf die Mittel- und Kleinbetriebe übergehen 
sollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es geht ja um 
Aufsichtsratsposten! — Zuruf von der SPD: 

Das reicht nicht, Herr Kollege!) 

Wir werden uns darüber im neuen Bundestag noch 
einmal unterhalten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Regling. 

Regling (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es würde mich fast reizen, zu sagen, 
ich gebe meine Rede zu Protokoll. Aber ich habe 
keine. Ich habe nur ein paar Stichworte, und ich 
will versuchen, sie im Telegrammstil vorzutragen. 
Es handelt sich um Punkte aus dem langen Fragen-
katalog, die in der Tat noch nicht angesprochen wor-
den sind. 

Zur Alterssicherung haben Sie ein paar Fragen ge-
stellt. Ich möchte sagen, daß auch wir von der sozial- 
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demokratischen Fraktion seit Jahren darum bemüht 
sind, für die selbständigen und freien Berufe eine 
Alterssicherung obligatorisch einzuführen. Über 
deren Höhe ist viel geredet worden. Wir wissen, 
daß viele Selbständige schon etwas in eigener Vor-
sorge getan haben. Das alles muß dabei berücksich-
tigt werden. 

Ich möchte der Kürze wegen dazu nur folgendes 
sagen. Es genügt nicht, daß die Regierung seit Jah-
ren immer wieder sagt: Wir sind bereit, die Ren-
tenversicherungen für die Selbständigen und die 
freien Berufe zu öffnen, während man andererseits 
abwartet, bis sich die verschiedenen Gruppen, unter 
denen bekanntlich sehr divergierende Meinungen 
herrschen, zu einem einheitlichen Vorgehen ent-
schließen. Bis dahin müssen wir, glaube ich, noch 
sehr lange warten. Ich bin der Meinung, daß wir 
uns in einem Stadium befinden, in dem wir eine 
Regierungsvorlage wirklich erwarten können, wenn 
sie nicht aus den Reihen der Fraktionen kommt. 
Dann muß geklärt werden, wie es weitergehen soll. 
Das größte Problem dabei ist die Altlast. Es sollte 
auch einmal gesagt werden, daß die Altlast nicht 
von vornherein als lästige Last und als ein unüber-
brückbares Element, um überhaupt weiterzukom-
men, angesehen werden sollte. 

Die Altlast ist häufig dadurch entstanden — wir 
kennen die Probleme aus eigenem Erleben aus un-
seren Beratungsstunden in den Wahlkreisen usw. —, 
daß alte, ehemals selbständige Menschen, von denen 
wir wissen, daß sie mit Erfolg gearbeitet haben, ihre 
einmal aufgebaute Alterssicherung durch Inflation 
und Währungsreform verloren haben. Denken wir 
daran, daß diese selbständigen und freischaffenden 
Menschen während der Zeit ihrer Tätigkeit Steuer-
zahler gewesen sind und damals zum Steueraufkom-
men beigetragen haben! Dann dürfte es uns etwas 
leichter fallen, diese Altlast nicht als lästige Last zu 
empfinden und möglichst bald eine Regelung anzu-
streben. Das zur Frage 4. 

Zur Frage 8 ist hier eigentlich wenig gesagt wor-
den. Ich will dazu auch nur ein paar Ausführungen 
machen. Es geht dabei um die Berufsausbildung. Wir 
sind der Meinung, daß eine betriebsnahe Berufsaus-
bildung die richtige ist. Wir begrüßen es sehr, daß 
die Bundesregierung die Höhe der Bezuschussung 
für überbetriebliche Ausbildungskurse nicht mehr 
von Jahr zu Jahr festlegt, sondern in die mittelfri-
stige Finanzplanung aufgenommen hat. Wir glauben 
aber, daß auf diesem Gebiet noch manches zu tun 
ist. Eine bessere Bezuschussung wird, meine ich, 
entschieden billiger sein als eine vollschulische Be-
rufsausbildung, die von verschiedenen Seiten gefor-
dert wird. 

Ein anderes Thema, das nicht im Fragenkatalog 
enthalten ist, das aber heute morgen von Herrn Kol-
legen Opitz angesprochen wurde, sind die lohn-
bezogenen Kosten. Das ist ein sehr heißes Eisen. 
Wir können aber auch sagen, es ist längst abge-
kühlt; denn wir reden daüber in diesem Hause seit 
12 oder 15 Jahren. Dabei wird die Situation immer 
prekärer. Denn die lohnbezogenen Kosten sind hö-
her bei der manuellen Arbeitsleistung im Vergleich 
zu den Kosten in den Betrieben, die Waren am 

Fließband herstellen, so daß man sich wirklich Ge-
danken darüber machen muß, ob alle Kosten, die 
letzten Endes entstehen, um.  die Kaufkraft auch für 
diejenigen Menschen zu erhalten, die, sei es durch 
Krankheit, sei es durch Alter, sei es aus welchen 
Gründen auch immer, aus dem Arbeitsprozeß aus-
scheiden, gedeckt werden können. Um die Kaufkraft 
auch für diese Menschen aufrechtzuerhalten, um 
auch deren Lebensstandard nicht absinken zu lassen, 
ist es wirklich wert, daß man sich überlegt, ob hier 
nicht eine andere Bezugsbasis unter Zuhilfenahme 
derjenigen Betriebe gefunden werden kann, die am 
Fließband arbeiten und die in erster Linie daran 
interessiert sind, daß die Kaufkraft erhalten bleibt. 
Was nützen Milliardenbeträge für die Werbung, 
wenn die Kaufkraft plötzlich nicht mehr ausreicht! 
Durch Milliardenbeträge für die Werbung kann man 
keine Kaufkraft ersetzen. Deshalb sollte in diesem 
Bereich sehr bald wirklich etwas in Angriff genom-
men werden. Dazu gehört eigentlich der Fragenkata-
log aus Ihrer Großen Anfrage zur Lohnfortzahlung. 
Ich will aber das Thema um Gottes willen nicht in 
seiner Gesamtheit aufrollen. Dazu haben wir vor 
14 Tagen Gelegenheit gehabt. Erwähnen möchte ich 
dennoch, daß mir die Ausgleichskasse mit 80 % Aus-
zahlungskurs für Betriebe bis zu 20 Beschäftigten 
nicht ausreichend erscheint. 

Ich habe kürzlich noch ein paar alte Zahlen, die 
mir zur Verfügung standen, nachgelesen. Ich darf 
daran erinnern, wie das während früherer Jahre 
war, zu der Zeit, als die Betriebe nur den Differenz-
betrag zwischen Krankengeld und 90/o des Netto-
lohns aufzubringen hatten. Das waren dann etwa 
10 % bis 12% des Lohnes. Aus der Zeit sind mir 
Zahlen bekannt, wonach bei Häufung von Krank-
heitsfällen schon sehr unterschiedliche Belastungen 
entstanden sind. Ein Betrieb mit 25 Beschäftigten 
hatte in einem dieser Jahre 0,4% Belastung seiner 
Lohnsumme, ein anderer Betrieb gleicher Größe 
wies eine Belastung von 3 %, aus. Jetzt sollen 20 % 
selbst getragen werden, also wäre im gleichen  Falle 
der doppelte Betrag aufzubringen. Meine Damen 
und Herren, das wäre noch möglich, wenn das über 
das Jahr über eine Ausgleichskasse verteilt wäre — 
das war ja immer unser Anliegen —; da aber die 
Belastung geballt auftreten kann, wie das häufig 
durch ansteckende Krankheiten der Fall ist, wird es 
zu einer Belastung, die für diese Betriebe untragbar 
wird. Ich wollte deswegen hiermit die Anregung 
gegeben haben, von dem § 19, mit dem über frei-
willige Zusammenschlüsse von Wirtschaftszweigen 
bessere Ausgleichskassen geschaffen werden kön-
nen, Gebrauch zu machen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Geldner. 

Geldner (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Als ich heute morgen 
vernommen habe, daß noch 15 Redner vor mir an-
standen, habe ich mich in Anbetracht der Geschäfts-
lage kurz entschlossen, meine Redenotizen in Rein-
schrift zu verfertigen. Ich möchte hier nur einige 
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ganz kurze Anregungen in bezug auf das Problem 
der Altersversorgung der Selbständigen geben. 

Wir Freien Demokraten sind der Meinung, daß 
gerade das Problem der Altersversorgung der Selb-
ständigen in der Großen Koalition weitaus zu kurz 
gekommen ist. Die Große Koalition ist nach unse-
rem Dafürhalten offensichtlich nicht bereit, zur 
Lösung des Problems der sogenannten Uraltlast und 
der sogenannten Altlast eine entsprechende Hilfe-
stellung zu geben. Das sind die Probleme, um die es 
im Grunde geht. Was in der Antwort auf die Große 
Anfrage der Freien Demokraten in Drucksache 
V/4441 hierzu geboten worden ist, ist nach unserem 
Dafürhalten ein sozialpolitischer Rückschritt gegen-
über dem, was in der vorigen Legislaturperiode 
bereits in einem Gesetzentwurf zur Altersversor-
gung der Rechtsanwälte vorgesehen war. Sie wis-
sen ja, daß das Problem der Altersversorgung der 
Rechtsanwälte damals im Rechtsausschuß hängen-
geblieben ist. Es geht um eine Beteiligung des Bun-
des an den Leistungen für diejenigen, die die Alters-
grenze bereits überschritten haben — sogenannte 
Uraltlast —, und für diejenigen, die auf Grund 
ihres fortgeschrittenen Alters bis zur Erreichung der 
Altersgrenze keine Rentenanwartschaft mehr erwer-
ben können, die sogenannte Altlast. Was in der 
Antwort der Bundesregierung geboten wird, ist 
nach unserem Dafürhalten nichts anderes als eine 
fatale Wiederholung von Versprechungen von CDU 
und SPD aus den vergangenen Legislaturperioden. 

Die Lebenssituation Selbständiger und ehemals 
Selbständiger ist im Alter heute nicht mehr die-
selbe wie in der Vergangenheit. Gerade zu diesem 
Problem ließe sich noch eine Anzahl detaillierter 
Ausführungen machen; aber in Anbetracht der Ge-
schäftslage möchte ich den Rest meiner Ausführun-
gen zu Protokoll geben. Ich möchte jedoch nicht ver-
gessen, darauf hinzuweisen, daß man in der näch-
sten Legislaturperiode alles daransetzen muß, das 
Problem der Altersversorgung der Selbständigen 
mit allem Nachdruck anzupacken, um hier endlich 
eine Regelung herbeizuführen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger:  Meine Damen und 
Herren, sind Sie damit einverstanden, daß der Ab-
geordnete Geldner den Rest seiner Ausführungen 
zu Protokoll *) gibt? - Jawohl. 

Dann darf ich erklären, daß der Abgeordnete 
Ravens eine weitere Rede, die er sonst gehalten 
hätte, im Hinblick auf die Geschäftslage ebenfalls 
zu Protokoll gibt **). — Auch damit besteht Einver-
ständnis. 

Das Wort hat der Abgeordnete Porsch. 

Porsch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zwei Themen ansprechen, 
die in der Antwort der Bundesregierung nur kurz 
angesprochen worden sind, erstens das Vergabewe-
sen und zweitens die Lage des Handwerks, vor al- 

*) Siehe Anlage 10 
**) Siehe Anlage 111 

lem des Bau- und Baunebengewerbes in den unter-
strukturierten Gebieten. 

Heute früh hat der Herr Wirtschaftsminister er-
klärt, daß nun auch den kleinen Betrieben die Mög-
lichkeit gegeben werden soll, an  den  Errungenschaf-
ten der Datenverarbeitung teilzunehmen. Ich glaube, 
in weiten Gebieten — z. B. im bayerischen Grenz-
land und im Zonenrandgebiet — ist auch in diesen 
Tagen, im Sommer dieses Jahres für mittelstän-
dische Betriebe die Sorge um lohnende und ge-
sicherte Aufträge die entscheidendere Frage. Das 
mag für die Damen und Herren dieses Hauses, die 
aus den Ballungsräumen kommen, überraschend 
sein. Gestern eingeholte Erkundigungen haben er-
geben, daß ein großer Teil von Betrieben im baye-
rischen Grenzland nur kurzfristig, nicht einmal bis 
tief in den Herbst hinein beschäftigt ist und sich 
deshalb wegen der Beschäftigungslage Sorgen 
macht. 

Die Bundesregierung weist in ihrer Antwort auf 
die Bemühensklausel hin, d . h. daß die Vergabe-
behörden darauf hingewiesen werden, daß Klein- 
und Mittelbetriebe verstärkt Arbeit bekommen sol-
len. Um das zu erreichen, ist allerdings Vorausset-
zung, daß dieser Erkenntnis auch bei den zuständi-
gen Ämtern und bei den zuständigen Beamten in 
der richtigen Form Folge geleistet wird. Ich glaube, 
es wird notwendig sein, in der Zukunft zwingendere 
Hinweise zu geben. 

Wir hören in diesen Tagen und Wochen oft Lob 
über die Hochkonjunktur. Die Überhitzung be-
kommt auch das Handwerk in den unterstrukturier-
ten Gebieten zu spüren, und zwar in negativer 
Form. Sie wirkt sich nicht in Form von Aufträgen, 
sondern in Schwierigkeiten bei der Materialliefe-
rung aus. Auf der einen Seite haben wir gestiegene 
Preise und freie Lieferbedingungen, auf der anderen 
Seite bedrücken gerade den mittelständischen Be-
trieb feste Fertigstellungstermine — im Hintergrund 
stehen Konventionalstrafen — und damit die Ge-
fahr, daß ihnen größere Betriebe die Aufträge weg-
nehmen. 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel nennen, wie die 
augenblickliche Lage ist. Ich habe gestern die Mit-
teilung bekommen, daß für ein mittleres Baupro-
jekt im bayerischen Grenzland in diesen Wochen 
bei gebührenpflichtigen Leistungsverzeichnissen 20 
Leistungsverzeichnisse abgeholt worden sind und 
immerhin 12 abgegeben worden sind. So etwas wer-
den Sie kaum in irgendeinem Ballungsraum finden, 
aus dem einfachen Grund, weil man dort teilweise 
schon darauf warten muß, ob man überhaupt Ange-
bote bekommt. Ich glaube, daß hier der starke Un-
terschied zwischen den an Überhitzung leidenden 
Ballungsräumen und den unterstrukturierten Gebie-
ten klar zum Ausdruck kommt. 

Eine Frage, mit der sich der nächste Bundestag 
beschäftigen muß, wird sein: Wie kann unseren 
Handwerksbetrieben in 'den unterstrukturierten Ge-
bieten langfristig eine bessere Auftragssicherung 
gegeben werden? Ich glaube, es ist für Sie alle klar, 
daß, wenn die öffentliche Hand in einem Gebiet 
— etwa im Zonenrandgebiet — eines Tages keine 
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Aufträge mehr zu vergeben hat, es für bestimmte 
Handwerkszweige sehr, sehr schlimm wird, die bis 
jetzt Hauptbestand des dort ansässigen Gewerbes 
gewesen sind. Wenn in einem Landkreis das Kreis-
krankenhaus und die letzten zentralen Schulen ge-
baut sind und noch irgendwelche anderen Aufgaben 
der öffentlichen Hand erfüllt sind, dann ist der Zeit-
punkt gekommen, wo die einzelnen Betriebe sich 
Sorgen machen, was sie weiterhin an Beschäftigung 
haben werden. 

Vizepräsident Dr.  Jaeger:  Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schwörer? 

Porsch (FDP) : Bitte sehr! 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Herr Kollege Porsch, 
sind Sie bereit zuzustimmen, daß das jetzt verab-
schiedete Steueränderungsgesetz mit den Investi-
tionsprämien gerade auch für das Zonenrandgebiet 
— das die CDU/CSU-Fraktion noch um die Förde-
rung der Rationalisierung in diesen Gebieten er-
weitert hat — eine entscheidende Abhilfe schafft? 

Porsch (FDP) : Herr Kollege Schwörer, ich bin der 
Meinung, daß es eine Abhilfe schafft. Aber auch 
hier kommt es wieder darauf an, wie groß der Be-
trieb ist. Ich will sagen: mittleren Betrieben wird es 
nützen; für die kleinen Betriebe wird es nicht die 
Hilfe sein, die wir brauchen. 

Ich nenne noch ein anderes Beispiel. Im Zonen-
randgebiet — das wollen wir durchaus zugeben — 
werden sehr viele Straßen gebaut. Häufig sind die 
Termine so gestellt, daß mittlere Firmen — etwa bis 
zu einer Beschäftigtenzahl von, ich gehe ziemlich 
weit, 200 — gar nicht daran teilhaben können, weil 
sie oft wegen der kurzfristigen Termine — ich denke 
an die Witterungsverhältnisse, die z. B. im Bayeri-
schen Wald den Bau zum Teil sehr frühzeitig be-
enden — zu einem großen Teil diese Arbeiten gar 
nicht bekommen! 

Erstaunlich ist — ich sage dies aus meiner eigenen 
Erfahrung als Bürgermeister und als stellvertreten-
der Landrat eines Landkreises in diesem Zonengrenz-
gebiet —, welch niedrige Preise wir in den letzten 
Wochen bekommen haben. Wir wissen, mit welcher 
Sorge die einzelnen angeboten haben, um noch Auf-
träge zu bekomemn. Gerade für Aufträge im Bereich 
dieser mittelständischen Firmen, Aufträge etwa mit 
einem Volumen von 100 000 bis 500 000 DM sind 
Preise abgegeben worden, bei denen man sich als 
Fachmann zum Teil gefragt hat, ob es eigentlich 
noch zu verantworten ist, den Auftrag zu diesen 
niedrigen Preisen zu vergeben. 

Ein letzter Punkt. Ich glaube, es bedarf in Zukunft 
auch einer größeren Beachtung, daß die vielen Mil-
lionen, die im Rahmen der Verteidigung z. B. für 
Reparaturen ausgegeben werden, etwas gezielter 
eingesetzt werden sollten, damit sie mittelständi-
schen Firmen zugute kommen. Vielleicht wäre man-

ches im Raume Köln erspart geblieben, wenn man 
auch an die Betriebe etwa in der Eifel gedacht hätte. 

(Abg. Schlager: Sehr richtig!) 

Ich spreche also nicht nur für das bayerische Grenz-
land; es gibt auch in einiger Entfernung davon Be-
triebe, die auf solche Aufträge warten. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Diese Debatte 
sollte die Einleitung für Maßnahmen sein, die im 
kommenden Bundestag bedacht werden müssen, wo-
bei aber auch einige Änderungen herbeigeführt wer-
den müssen: Änderungen im Bereich der Ausschrei-
bung von Aufträgen, bei denen der Bund beteiligt 
ist, bis hinunter zu den Gemeinden, bei denen er Zu-
schüsse gibt; Änderungen bei der Vergabe und in be-
zug auf die Berücksichtigung mittelständischer Hand-
werksbetriebe, vor allem in allen unterstrukturier-
ten Gebieten und besonders im Zonenrandgebiet 
und im bayerischen Grenzland. 

Ich meine, der Worte sind dabei genug gesagt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Staratzke. 

Dr. Staratzke (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Freien Demokra-
ten haben diese Große Anfrage eingebracht; wir 
erlauben uns daher auch ein paar Worte zum Schluß 
zu sagen. Ich darf ein Fazit aus dieser Debatte für 
uns ziehen, ein Fazit, das etwa so lautet: Die Ant-
wort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
der FDP-Fraktion zur mittelständischen Wirtschaft 
befriedigt nicht voll. Sie läßt Fragen offen. Das 
haben heute nicht nur Redner meiner Fraktion zum 
Ausdruck gebracht, sondern auch mehrere Redner 
anderer Fraktionen. 

In der Antwort auf die Große Anfrage gibt die 
Bundesregierung eine Bestandsaufnahme ihrer mit-
telstandspolitischen Leistungen und auch ihrer Ab-
sichten. Der Tenor dieser Antwort lautet — so muß 
es dem Leser erscheinen; auch durch die mündlichen 
Erläuterungen des Herrn Bundeswirtschaftsministers 
ist dieser Eindruck nicht verändert worden —: Die 
Bundesregierung hat für den Mittelstand genug 
getan, sie braucht ihre Phantasie nicht weiter anzu-
strengen. Dieser Eindruck sollte nicht stehenbleiben. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Dr. 
Schwörer.) 

Zwar wird die Bedeutung der Selbständigen und 
der  von ihnen geleiteten Unternehmen in allgemei-
nen Worten gewürdigt, aber in konkreten Sach-
fragen verweist man entweder auf längst überholte 
Maßnahmen wie z. B. auf die — scherzhaft ausge-
drückt — Abmagerung des Mittelstandsbauches, 
eine Leistung der vorherigen Regierung, oder auf 
die Große Steuerreform, hoffentlich eine Leistung 
der kommenden Regierung. Man kann sich des Ein-
drucks nicht erwehren, daß damit das Fehlen eigener 
Vorstellungen verdeckt wird. Der Bundesregierung 
zu helfen, diesen Eindruck zu verwischen, sollte un-
sere Aufgabe sein. Ich glaube, die Debatte hat dazu 
angeregt. Ich möchte jetzt natürlich nicht mehr zum 
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Schluß auf einzelne Fragen eingehen. Wir wissen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, daß der 
gewerbliche Mittelstand von dieser Debatte heute 
im Deutschen Bundestag keine konkretere Stellung-
nahme, als die schriftliche und die mündliche Ant-
wort erbracht haben, erwartet. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Mommer.) 

Wir sind deshalb der Meinung, daß das Hohe 
Haus als Ergebnis dieser Debatte eine gemeinsame 
Entschließung fassen sollte, die wir Ihnen auf Um-
druck 738 schon vorgezeichnet haben. Meine Frak-
tion bittet dringend, diesem Entschließungsantrag 
gemeinsam zuzustimmen. Dies würde dem Parla-
ment zum Schluß dieser Legislaturperiode für den 
deutschen gewerblichen Mittelstand gut anstehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, ehe ich das Wort weiter gebe, darf ich 
folgendes bekanntgeben. Die für morgen vorge-
sehene Behandlung der Dringlichen Mündlichen An-
fragen erfolgt heute zu Beginn der Fragestunde um 
14 Uhr. 

Weiter wollen wir auf Grund einer interfraktio-
nellen Vereinbarung den Antrag Drucksache V/4558 
auf die Tagesordnung setzen: Wahl der Mitglieder 
des Gemeinsamen Ausschusses. Das wollen wir auch 
noch vor der Fragestunde behandeln. 

Ferner darf ich bekanntgeben, daß, wie immer der 
weitere Verlauf, auch die Dauer der Fragestunde, 
sein wird, alle Mitglieder des Hauses gebeten wer-
den, sich um 15 Uhr vollzählig zu versammeln, da 
wir dann am Ende der V. Legislaturperiode ange-
kommen sein werden. 

(Zuruf: Morgen?!) 

— Wenn ich auf den Zwischenruf antworten darf: 
morgen wäre dann nur noch eine Fragestunde. Ich 
darf Ihnen sagen, meine Damen und Herren, daß 
ich es für kein gutes Ende halten würde, wenn mor-
gen hier noch einige wenige Fragen zu behandeln 
wären, die in Anwesenheit von einem Dutzend Ab-
geordneten beantwortet würden. 

(Beifall.) 

Ich behalte mir vor, später, wenn ich wieder unten 
sitze, einen Geschäftsordnungsantrag zu stellen, die 
Sitzung von morgen ausfallen zu lassen. Die Fragen 
würden dann schriftlich beantwortet. 

Das Wort hat in unserer Debatte der Parlamen-
tarische Staatssekretär Herr Leicht. 

Leicht, Parlamentarischer 'Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Eine Reihe von 
Kolleginnen und Kollegen haben in der heutigen 
Debatte naturgemäß zu Steuerfragen gesprochen, 
weil gerade mit der Steuerpolitik sicherlich auch 
gute Mittelstandspolitik gemacht werden kann. In-
sofern, Frau Kollegin Funcke, stimmt Ihre absolute 
Aussage — wenn sie so gemeint war — nicht, mit 
Steuerpolitik solle man keine Wirtschaftspolitik 
machen. Denn sie beweist gerade, daß man über  

die Steuerpolitik z. B. im Wirtschaftsbereich der 
mittelständischen und kleineren Betriebe sehr vieles 
tun kann. Wenn Sie allerdings gemeint haben — 
ich könnte mir vorstellen, daß es so ist —, daß man 
Steuerpolitik nicht dazu verwenden sollte, immer 
mehr zu dirigistischer Wirtschaftspolitik zu kom-
men, so würde ich — ich glaube, auch im Namen 
meines Ministers, unseres Kollegen Strauß — sagen 
können: da haben Sie recht. 

Ich will es machen wie Herr Kollege Dr. 
Staratzke: ich will auf Einzelfragen nicht mehr ein-
gehen. Denn die Bundesregierung hat ja zu den ge-
stellten Fragen ihre Meinung gesagt. Naturgemäß, 
Herr Kollege Staratzke, mußten bei der Beantwor-
tung dieser Fragen viele Probleme offenbleiben, 
schon deshalb, weil die Bundesregierung nunmehr 
dadurch, daß sie die Steuerreformkommission einge-
setzt und ihr einen klaren Auftrag gegeben hat, in 
manchen Fragen einfach nicht mehr selber tätig 
werden kann, bevor die Unterlagen und die Vor-
schläge der Steuerreformkommission vorliegen. Ich 
meine, Sie hätten nicht formulieren sollen, daß die 
Bundesregierung mit der Beantwortung Ihrer Fra-
gen den Eindruck erwecke, sie habe genug getan. 
Man sollte vielmehr objektiv feststellen: es wurde 
in den vergangenen Jahren in diesen Bereichen vie-
les getan. Andererseits ist auch noch manches offen, 
das in der Zukunft anders gestaltet bzw. ergänzt 
werden muß. 

Was hier heute morgen in der Debatte im steuer-
politischen Bereich angeschnitten worden ist, was 
an Vorschlägen und Anregungen vorgetragen wor-
den ist und was dann, wenn ich es richtig sehe, in 
den vorliegenden Anträgen der Fraktionen seinen 
Niederschlag gefunden hat, das sollte man gerade 
der Steuerreformkommission als Material für ihre 
Überlegungen geben. Ich habe mich als Ihr Kollege 
gefragt, was mit den Anträgen, wenn sie heute un-
erledigt bleiben, ohne daß die Bundesregierung da-
zu etwas sagen kann, nach der Geschäftsordnung ge-
schieht. Sie kennen es alle: sie gehen unter. Ich 
meine also, man sollte dieses ganze Material, das 
sich heute dargestellt hat, einschließlich der An-
träge — ich glaube, das könnte die Bundesregie-
rung zusagen —, sofort der Steuerreformkommission 
zuleiten, damit das alles in ihren Überlegungen mit 
berücksichtigt wird und bei der gutachtlichen Ver-
wertung auch seinen Niederschlag findet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Es liegen keine 
Wortmeldungen mehr vor. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die ein-
gegangenen Entschließungsanträge, zunächst über 
Umdruck 719 der Fraktion der SPD. Zur Abstimmung 
hat Herr Abgeordneter Kurlbaum das Wort. 

Kurlbaum (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich würde gern, wenn es gestattet ist, 
Herr Präsident, zur Abstimmung zu allen drei An-
trägen etwas sagen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ja, bitte sehr! 
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Kurlbaum (SPD) : Ich möchte vorschlagen, daß 
der Antrag der Abgeordneten Stücklen, Wagner, 
Ott, Umdruck 733, als Entschließungsantrag ebenso 
wie der SPD-Antrag Umdruck 719 *) der Bundes-
regierung als Material für ihre eigenen steuer-
politischen Initiativen und auch der Steuerkommis-
sion überwiesen wird. 

Zum Antrag Umdruck 738 der FDP muß ich sagen, 
daß wir Sozialdemokraten seiner Überweisung nicht 
zustimmen können, weil in ihm u. a. ganz massive 
Steuersenkungen empfohlen werden — ich weise 
nur darauf hin, daß es da z. B. um Senkungen für die 
Gesamtheit der direkten Steuern geht —, ohne daß 
ein einziger Deckungsvorschlag aufgezeigt wird. 
Angesichts der Bedeutung dieser Frage für die 
Ordnung unserer Finanzen können wir einem sol-
chen Antrag nicht zustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, Sie haben den Verfahrensantrag gehört. 
Wird dazu das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 
Dann können wir — so habe ich es verstanden — 

über die Anträge Umdrucke 719 und 733 gemeinsam 
abstimmen. Es wird vorgeschlagen, die beiden An-
träge der Bundesregierung als Material zur Ver-
fügung zu stellen. Wer diesem Antrag zustimmen 
will, gebe das Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Dann kommt der Antrag Umdruck 738. Wir stim-
men in der Sache ab. Ist alles klar? — Nicht klar. 
Bitte, Sie haben das Wort, Herr Abgeordneter Dr. 
Schwörer. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unser Kollege Staatssekretär 
Leicht hat beantragt, auch diesen Antrag als Mate-
rial der Bundesregierung zu überweisen. Wir unter-
stützen diesen Antrag und bitten, über die Verwei-
sung an die Bundesregierung als Material abzustim-
men. 

(Zurufe: Das geschieht ja!) 

Vizepräsident Dr.  Mommer: Nein, Herr Kurl-
baum hatte etwas anderes beantragt. Er wollte die-
sen Antrag nicht überwiesen haben, sondern es 
sollte darüber abgestimmt werden. Ich verstehe, daß 
er ihn ablehnen möchte. 

Jetzt bin ich in der Schwierigkeit, zu sagen, wel-
ches der weitergehende Antrag ist: Überweisung 
als Material oder die Abstimmung in der Sache. Ich 
würde sagen, daß der Verfahrensantrag Vorrang 
hat. Die Abstimmung über die Überweisung an die 
Bundesregierung ist hier also vorzuziehen. Wir 
stimmen darüber ab. 

Wer den FDP-Antrag Umdruck 738 der Bundes-
regierung als Material zuleiten will, gebe das Hand-
zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Gegen die Stimmen der sozialdemokratischen Frak-
tion ist so beschlossen. 

*) Siehe Anlage 4 

Damit ist die Behandlung der Großen Anfrage er-
ledigt. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen 
Absicherung gemäß § 4 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft 
— Drucksachen V/4333, V/4331 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache V/4548 —
Berichterstatter: Abgeordneter Röhner 

b) Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 
— Drucksache V/4494 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Lindenberg 

(Erste Beratungen 238. und 243. Sitzung) 

Wir treten in die zweite Beratung ein. — Das 
Wort in der allgemeinen Aussprache wird nicht ge-
wünscht. 

Ich rufe Art. 1 auf. Dazu liegt der Änderungs-
antrag der FDP-Fraktion Umdruck 732 *) vor. — Herr 
Staratzke hat das Wort. 

Dr. Staratzke (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir haben Ihnen 
einen Änderungsantrag auf Umdruck 732 vorgelegt. 
Nicht nur meine Fraktion, sondern auch eine große 
Anzahl von Kollegen aus den Koalitionsfraktionen 
haben bereits im November vorigen Jahres gegen 
dieses umstrittene Gesetz über Maßnahmen zur 
außenwirtschaftlichen Absicherung gestimmt. Ich 
will es mir jetzt versagen, noch einmal auf die 
Gründe im einzelnen einzugehen; sie sind alle nach-
zulesen. 

Auf eines möchte ich aber noch einmal hinweisen, 
meine Damen und Herren: Wir haben Ihnen damals 
prophezeit, daß mit diesem Gesetz die  Probleme 
wirtschaftspolitischer, konjunkturpolitischer und 
währungspolitischer Art nicht zu lösen sind. Genau 
das ist eingetreten. Die Debatten über die Frage der 
Stabilität und über die Aufwertung oder Nichtauf-
wertung haben gezeigt, was wir vorausgesagt haben. 
Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat sich damals 
mit Engelszungen für diese Sache eingesetzt. Sie 
war, wie Sie alle wissen, mit einer großen Anzahl 
von Fragezeichen, Schwierigkeiten, Systemwidrig-
keiten usw. behaftet. 

Und nun wollen — so haben wir das verstan-
den — die Koalitionsfraktionen ausgerechnet bei 
diesem Gesetz, über dessen Unzulänglichkeit seit 
der Verabschiedung allerorts gesprochen wird, die 
Aufhebung der Befristung vornehmen. Wer die lei-
denschaftlichen Debatten über Stabilität und außen-
wirtschaftliche Absicherung in den vergangenen 

*) Siehe Anlage 5 
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Monaten in diesem Hause und draußen erlebt hat, 
kann nicht verstehen, daß nunmehr für die Auf-
hebung der Befristung dieses Gesetzes eingetreten 
wird. 

Wir stellen auf Umdruck 732 einen Änderungs-
antrag, der praktisch die Aufhebung der Befristung 
ablehnt. Damit wollen wir dem Verbraucher und der 
Wirtschaft unseren Standpunkt klar darstellen und 
für die Zukunft dokumentieren. Ich begründe diesen 
Antrag mit einigen Punkten, die ich hier vortragen 
möchte. 

Erstens. Bei den Diskussionen über das Absiche-
rungsgesetz im vergangenen November ist sowohl 
von den Sprechern der Regierung wie von den Spre-
chern der Koalitionsfraktionen immer wieder die 
zeitliche Befristung der Laufzeit besonders betont 
worden. 

Zweitens. Die Bundesregierung stellt in dem um-
fangreichen Bericht Drucksache V/4015 über die 
steuerlichen Möglichkeiten der außenwirtschaft-
lichen Absicherung vom 19. März 1969 selbst fest — 
ich zitiere mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
wörtlich —: 

Steuerliche Maßnahmen, die ihre Rechtfertigung 
allein in der besonderen wirtschaftspolitischen 
Zielsetzung finden, sollten grundsätzlich nur 
von vorübergehender Dauer sein. 

Drittens. Der Wissenschaftliche Beirat beim Bun-
deswirtschaftsministerium hat sich ebenfalls in dem 
vor kurzem veröffentlichten Gutachten nachdrücklich 
gegen eine Prolongation der steuerlichen Absiche-
rungsmaßnahmen ausgesprochen, und ich glaube — 
ich will jetzt gar nicht die ganzen Gründe an-
führen — u. a. mit dem beachtlichen Hinweis auf 
den Verstoß gegen die Harmonisierungsrichtlinien 
der EWG und auf die Steuerneutralität des grenz-
überschreitenden Warenverkehrs. 

Viertens. Ebenso wie das Gesetz selbst ist seine 
Verlängerung unseres Erachtens nicht geeignet, die 
Unsicherheit zu beseitigen, die seit fast einem Jahr 
die unternehmerischen Dispositionen in der Wirt-
schaft weit über das übliche Maß hinaus belastet. 

Fünftens. Es ist auch in keiner Weise zu erkennen, 
wie die Aufhebung der Befristung des Gesetzes im 
jetzigen Zeitpunkt den währungspolitischen Spiel-
raum der Bundesregierung erweitern könnte, wie es 
in der Begründung heißt. Die Aufhebung der Be-
fristung ist unseres Erachtens nicht geeignet, eine 
neue Spekulationswelle im Herbst dieses Jahres zu 
verhindern. 

Sechstens. Das Entscheidende aber scheint mir zu 
sein, daß damit auf die Dauer andere wirtschafts-, 
konjunktur- und währungspolitische Maßnahmen 
nicht vermieden werden können, die für eine end-
gültige Bereinigung dieser Schwierigkeiten erforder-
lich sind. Abgesehen davon, lassen Sie mich das 
auch noch vermerken, würde die Verlängerung des 
Gesetzes außerdem neue verfassungsrechtlich be-
denkliche Rückwirkungstatbestände schaffen. 

Die Fraktion der Freien Demokraten appelliert 
deshalb an dieses Haus, auf die Verlängerung dieses 
Absicherungsgesetzes zu verzichten und unserem 

Änderungsantrag zuzustimmen. Die FDP-Fraktion 
erwartet vielmehr, daß die Bundesregierung nun-
mehr an Hand der Entwicklung der letzten Monate 
die wirtschaftspolitische und außenwirtschaftliche 
Lage erneut überprüft und die Konsequenzen zieht, 
die notwendig sind. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Wortmel-
dungen? — Bitte, Sie haben das Wort. 

Dr. Lindenberg (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bitte das Hohe Haus 
im Namen meiner Fraktion, den Änderungsantrag 
der FDP abzulehnen. Er läuft in der Sache auf eine 
Wiederaufwärmung der Währungsdiskussion hin-
aus, eine Diskussion, die wir heute ohne Anwesen-
heit der Fachminister auf keinen Fall führen kön-
nen. Die FDP verkennt auch, daß dieses Gesetz 
keine selbständige Bedeutung hat. Ich erinnere an 
unsere große Währungsdebatte am 14. Mai 1969 in 
der 235. Sitzung hier im Hohen Hause und darf ganz 
kurz mit Zustimmung des Präsidenten einen Auszug 
aus dem damaligen Protokoll vorlesen: 

Die Bundesregierung, so der Vorschlag des 
Kabinettsausschusses, soll den Fraktionen des 
Deutschen Bundestages vorschlagen, die Befri-
stung des steuerlichen Absicherungsgesetzes 
zum 31. März 1970 durch eine Änderung dieses 
Gesetzes aufzuheben. Der Sinn dieser Maß-
nahme ist, daß die Bundesregierung frei von 
Termindruck eine Überprüfung dieses Gesetzes 
vornehmen kann, wenn es die internationale 
und die nationale Lage angezeigt erscheinen 
läßt. 

Deshalb ist jetzt dieses Gesetz dem Hohen Hause 
vorgelegt worden. Ich lehne es ab, in eine Wäh-
rungsdebatte einzutreten, und bitte Sie deshalb, den 
Änderungsantrag der FDP abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Wortmel-
dungen mehr; wir kommen zur Abstimmung. Wer 
dem Änderungsantrag der Fraktion der FDP auf 
Umdruck 732 zustimmen will, gebe das Handzei-
chen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist gegen die Stimmen der Antragstel-
ler abgelehnt. 

Wir stimmen dann über die unveränderten, in der 
Ausschußfassung verbliebenen Art. 1 bis 3, die Ein-
leitung und Überschrift ab. Wer zustimmen will, 
gebe das Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Gegen die Stimmen der Freien 
Demokraten angenommen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Das Wort zur Aussprache in der dritten Beratung 
hat Frau Funcke. 

Frau Funcke (FDP) : Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Der Herr Kollege Dr. Staratzke hat 
eben begründet, warum wir dem vorliegenden Ver- 
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längerungsgesetz nicht unsere Zustimmung geben 
können. Wir können es nicht, obwohl wir auf Grund 
des Antrags der FDP bezüglich der Seehäfen eine 
kleine Verbesserung haben durchsetzen können. 

Meine Herren und Damen, ich glaube, wir sind in 
diesem Hause selbständig genug, Herr Kollege 
Lindenberg, um auch ohne Anwesenheit von Mini-
stern etwas zu beschließen. Ich würde sagen, das 
war nicht die stärkste Begründung, die Sie gegen 
unseren Streichungsantrag vorgebracht haben. 

Dieses Absicherungsgesetz ist ein lebendiger Be-
weis dafür, wie man Gesetze in diesem Hause nicht 
machen soll. Sie wissen alle, daß wir damals binnen 
drei Tagen die Einbringung, die drei Lesungen und 
dazwischen die Beratung des Finanzausschusses hin-
ter uns gebracht haben. Das Gesetz sieht auch dem-
entsprechend aus. Sowohl in Form wie in Inhalt ent-
spricht es nicht dem, was eine sorgfältige Beratung 
eines Gesetzes eigentlich bringen sollte. Es ist nun 
einmal Sinn der parlamentarischen Beratung, daß 
Gesetze nicht am grünen Tisch und nicht nur aus 
der Sicht der Regierung gemacht werden, sondern 
es ist Sinn eines parlamentarischen Systems, daß die 
Vorstellungen einer Regierung mit den Erfahrungen 
aus der Praxis und aus der Vielfalt der Anwen-
dungsmöglichkeiten und ihrer Rückwirkung in der 
Praxis konfrontiert werden. Dazu war keine Zeit, 
wenn man in einer knappen, wenigstündigen Bera-
tung einen fertigen und letzten Endes nur in aller 
Eile zusammengeschusterten Gesetzentwurf von der 
Regierung vorgelegt bekommt. 

Wir haben eindeutige Beweise, daß dieses Gesetz 
erhebliche Fehler und Mängel aufweist. Es geht an 
die Grenze des nicht mehr Vertretbaren, was die Re-
gierung durch Ausschöpfung und Überstrapazierung 
von Verordnungsmöglichkeiten nachträglich zur Re-
paratur eines schlechten Gesetzes tun mußte. Wir 
haben gerade jetzt durch die Vorlage unseres Ge-
setzentwurfs, der einstimmig von allen Fraktionen 
angenommen wurde, bewiesen, daß sich im Bereich 
der Seehäfen Rückwirkungen ergeben haben, die 
zweifelsohne nicht gewollt waren, und sich wegen 
der Eile der Beratungen erst nachträglich herausge-
stellt haben. 

Bitte schön, Herr Kollege! 

van Delden (CDU/CSU) : Gnädige Frau, würden 
Sie mir darin zustimmen, daß eine schnelle An-
nahme Ihres Änderungsantrages den Unsicherheits-
faktor, der in der Wirtschaft besteht und von dem 
Herr Dr. Staratzke gesprochen hat, noch erheblich er-
höhen würde? 

Frau Funcke (FDP) : Herr Kollege, ich verstehe 
nicht ganz, was Sie meinen. 

van Delden (CDU/CSU) : Weil dann nämlich die 
Währungsspekulation erneut, und zwar verstärkt 
angeheizt und bis zum Zusammentreten des neuen 
Bundestages eben diese Unsicherheit vermehrt be-
stehen würde. 

Frau FunCke (FDP) : Aber Herr Kollege, Sie wol-
len doch nicht behaupten, daß das Absicherungsge-
setz die Währungsdisparität korrigiert. Sie wissen 
doch sehr genau, daß der Export heute höher und 
nicht niedriger ist. Im Mai war er wieder höher als 
im November des vorigen Jahres. Daher können Sie 
doch wirklich nicht behaupten, daß dieses Gesetz 
einen besonderen Effekt gehabt hat außer dem, daß 
im Dezember eine Spitze im Export entstanden ist 
und im Januar dafür eine kleine Abschwächung. Al-
les andere läuft doch wie gehabt. Es ist doch keines-
wegs so, daß dieses Absicherungsgesetz in irgend-
einer Form die Währungsschwierigkeiten in dieser 
Welt vermindert hätte. Das ist doch Augenwische

-

rei. 

Wir begrüßen, daß bezüglich der Seehäfen eine 
kleine Verbesserung von uns erreicht werden 
konnte. In Richtung auf die Regierungsbank muß ich 
aber doch fragen, ob man das jetzt unter Umständen 
zum Vorwand nimmt, um aus den Überschüssen des 
Absicherungsgesetzes ab sofort keine Zuschüsse 
mehr an die betroffenen Seehäfen zu geben. Es sind 
da Bedenken laut geworden. Die gesetzliche Verbes-
serung kann nur für die Zukunft wirken; und sie 
kann auch nicht alle Nachteile, die das Gesetz ge-
rade für die Seehäfen bringt, bereinigen. Wir möch-
ten deshalb gegenüber der Regierung nachdrücklich 
unseren Wunsch und unsere Absicht ausdrücken, 
daß das, was zum Ausgleich von Nachteilen vorge-
sehen war, mit Sicherheit auch weiterhin gewährt 
wird. 

Nein, meine Herren und Damen, dieses Gesetz ist 
in Form und Inhalt ein schlechtes Gesetz, und wir 
lehnen es ab, es nun noch auf unabsehbare Zeit zu 
verlängern. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat der 
Abgeordneter Dr. Möller. 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
gegenüber der Frau Kollegin feststellen, daß ich von 
der Logik ihrer Ausführungen nicht bezwungen bin. 
Soweit ich die Währungsdebatte habe verfolgen 
können, sind die Kolleginnen und Kollegen der FDP 
für eine Aufwertung. Jeder hier von uns im Hause 
weiß, daß das, was wir mit dem Absicherungsgesetz 
gemacht haben, der Versuch war, eine Dämpfung 
der Konjunktur herbeizuführen. Eine so einfache 
Rechnung, wie Sie, Frau Kollegin Funck, sie hier 
anzudeuten versucht haben, kann man nun wirklich 
nicht aufmachen. Es kann doch niemand bestreiten, 
daß die Tatsache, daß die Exporte um 4 °/o verteuert 
sind, einen Einfluß gehabt hat, und es kann niemand 
bestreiten, daß die 4 % Erleichterung im Import eine 
Konsequenz nach sich gezogen haben. 

(Zuruf des Abg. Busse [Herford].) 

— Sie können dafür überhaupt keinen Gegenbeweis 
antreten. — Seien Sie doch vorsichtig! Sie könnten 
ihn nur antreten, wenn wir dieses Gesetz mit den 
4 % befristet hätten und es ausgelaufen wäre. Dann 
könnten Sie sagen: Bitte, jetzt haben wir die fakti- 
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schen Ergebnisse. Sie müssen, wenn Sie zu dem Ge-
setz etwas sagen, zunächst einmal feststellen, wie 
das nun vom November vorigen Jahres an bis heute 
ohne diese 4 % weitergelaufen wäre. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Kein Mensch in diesem Hause kann behaupten, daß 
diese 4 % keine Auswirkungen gehabt hätten. Dar-
über haben wir doch debattiert. Auch über die Be-
handlung der Altverträge und über alles, was dazu-
gehört, hat es Debatten gegeben. Wir haben das 
ganze Material auf dem Tisch gehabt, und man kann 
heute nicht sagen: Das war gar nichts; das war ein 
schlechtes Gesetz. Vielmehr haben wir im Novem-
ber versucht, das zu tun, was uns damals möglich 
und notwendig erschien, um die Hochkonjunktur zu 
dämpfen. Jetzt haben wir einen weiteren Schritt in 
der Konsequenz der Aufwertungsdebatte vom 9. Mai 
vollzogen. Wir haben aus diesen Debatten eine neue 
Erkenntnis gewonnen, und es ist eben der Vorzug 
der Koalitionsparteien, daß sie aus neuen Erkennt-
nissen politische Schlußfolgerungen ziehen. Und 
eine dieser politischen Schlußfolgerungen besteht 
darin, daß es nicht richtig wäre, es in dieser jetzi-
gen Situation bei einem festen Termin zu belassen. 
Warum nicht, das brauche ich hoffentlich hier nicht 
mehr auseinanderzusetzen. Es ist vielmehr vernünf-
tig, diesen Termin aufzuheben, alle damit verbun-
denen Effekte zu beseitigen und zum geeigneten 
Zeitpunkt dann das Richtige zu tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Kollege 
Möller, Herr Busse wollte Ihnen eine Frage stellen. 
— Nein, er gibt's auf, dann brauchen Sie nicht — — 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Jetzt 
haben Sie's aufgegeben, nachdem Sie mich 

angehört haben!) 

Wollen Sie das Wort, Herr Busse? Bitte, Sie haben 
das Wort! 

(Abg. Busse [Herford] : Nein, danke, ich 
will es nicht!) 

— Dann sind wir am Ende der Debatte in dritter 
Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Gesetzes-
vorlage im ganzen zustimmen will, möge sich er-
heben. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Die  Vorlage ist gegen die Stimmen der Freien De-
mokraten angenommen. 

Ich rufe dann den Zusatzpunkt auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Abzahlungs-
gesetzes 
— Drucksache V/2309—
Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 
— Drucksache V/4521 —  

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Stark (Nür-
tingen)  
(Erste Beratung 143. Sitzung) 

Ich frage, ob der Berichterstatter das Wort 
wünscht. — Das ist nicht ,der Fall. Wir treten in die 
zweite Beratung ein. Wird das Wort zu einer allge-
meinen Aussprache gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann rufe ich den Art. 1 auf. Dazu liegen drei 
Änderungsanträge vor: Umdruck 741 *) von der 
Fraktion der SPD, Umdruck 742 **) von der FDP und 
Umdruck 743 ***) von einigen Abgeordneten des 
Hauses. — Zur Begründung des SPD-Antrages Frau 
Kurlbaum-Beyer! 

Frau Kurlbaum -Beyer (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wie' wir soeben erfah-
ren, liegt ein Beschluß der CDU/CSU-Fraktion vor, 
nach dem bei Annahme dieses Antrages Fristein-
rede gegen die dritte Lesung erfolgen würde. Das 
hätte zur Folge, daß das ganze Gesetz in dieser Le-
gislaturperiode nicht mehr verabschiedet werden 
könnte. Die beschlossenen Verbesserungen aber, die 
in diesem Entwurf bezüglich des Vertragstextes, der 
Angabe über Bar- und Teilzahlungspreis sowie über 
den Gerichtsstand enthalten sind, halten wir für so 
wichtig, daß wir zu unserem Bedauern — das wer-
den Sie verstehen — unseren Antrag zurückziehen. 

Wir haben noch eine Hoffnung; der Rechtsaus-
schuß des Bundesrates hat sich nämlich für ein 
Rücktrittsrecht ausgesprochen. — Ich kann jedenfalls 
für meine Fraktion sagen, daß wir, wenn der Bun-
desrat nicht entsprechend entscheiden sollte, in der 
nächsten Legislaturperiode in dieser Frage neue Ini-
tiativen ergreifen werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Der Antrag ist 
also zurückgezogen. Wird das Wort zu den Anträ-
gen auf den Umdrucken 742 und 743 gewünscht? — 
Herr  Dr. Elbrächter hat das Wort zur Begründung 
des Antrags auf Umdruck 743. 

Dr. Elbrächter (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen! Meine Herren! Auch ich beuge mich 
den Möglichkeiten der Geschäftsordnung; ich be-
daure das aber außerordentlich. Wenn ich es auch 
bis vor kurzem abgelehnt habe, diesen ganzen Vor-
gang „Abzahlungsgesetz" als ein — so sagte es mir 
gestern ein Kollege — makabres Spiel in diesem 
Parlament zu bezeichnen, so möchte ich doch daran 
erinnern, daß diese Materie in der vergangenen 
Legislaturperiode in fast Bleichlautenden Formulie-
rungen Antrag der Fraktion der CDU/CSU — ich 
habe mich damals sehr engagiert — und auch der 
FDP war. 

Ich habe volles Verständnis für Egoismen in der 
Partei und für Notwendigkeiten, sich politisch zu 

*) Siehe Anlage 6 
**) Siehe Anlage 7 
***) Siehe Anlage 8 
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differenzieren. Im vergangenen Bundestag waren es 
im wesentlichen gerade die SPD-Kollegen, die die 
Verabschiedung aus Gründen ganz unterschiedlicher 
Art vereitelt haben; praktisch ist das Gesetz nicht 
zum Zuge gekommen. 

In dieser Legislaturperiode habe ich mich gefreut, 
daß die SPD die Initiative ergriffen hat, weil ich die 
Sache, insbesondere das Rücktrittsrecht, für gut 
halte. Ich bedaure, daß die Mitglieder unseres 
Rechtsausschusses zu einer Ablehnung gerade des 
Rücktrittsrechts gekommen sind. 

Nun bin ich der Meinung, daß ein Abzahlungs-
gesetz ohne Rücktrittsrecht im Grunde genommen 
eine Suppe ohne Salz ist; denn das ist das Entschei-
dende. 
Ich will Sie hier nicht damit langweilen — es sind 

sowieso nicht mehr viele da —, welche Möglichkei-
ten es sonst noch gäbe. Aber ich möchte die Kolle-
gen aus dem Rechtsausschuß auf folgendes hinwei-
sen. Erstens. Wenn ich recht informiert bin, hat der 
Deutsche Anwaltverein sich für das Rücktrittsrecht 
ausgesprochen. Zweitens. In den Staaten Österreich 
und Schweiz existiert ein solches Rücktrittsrecht und 
wird dort mit Erfolg praktiziert. Ich möchte doch 
annehmen, daß diese beiden Staaten zumindest ein 
anologes Rechtssystem und zumindest eine eben 
solange Rechtstradition wie unser Vaterland haben. 
Was die angelsächsischen Länder angeht, so wird es 
in England seit einiger Zeit praktiziert, und ich 
habe gerade erst heute erfahren — in der „Time" 
nachzulesen .— daß die USA seit 1. Juli dieses Jah-
res innerhalb von drei Wochentagen ein Rücktritts-
recht eingeführt haben. Sie sehen also, daß wir uns 
in bester Gesellschaft befunden hätten, wenn wir es 
angenommen hätten. Das möchte ich einmal klar-
stellen. 

(Abg. Ravens meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage.) 

— Darf ich das einmal zu Ende führen. 

Nun möchte ich das gleiche sagen, was Frau Kol-
legin Kurlbaum gesagt hat. Wenn ich recht infor-
miert bin, hat der Rechtsausschuß des Bundesrats 
vorgestern beschlossen, dem Plenum des Bundesrats 
zu empfeheln, den Vermittlungsausschuß anzurufen. 
Nur deshalb, weil jetzt noch eine Chance besteht, 
diesen Schaden — so möchte ich es bezeichnen —, 
der durch den Beschluß des Rechtsausschusses ent-
standen ist, im Vermittlungsausschuß zu reparieren, 
ziehe auch ich meinen Antrag zurück und vertraue 
darauf, daß das Plenum des Bundesrates gescheiter 
ist als dieses Haus. Das darf ich am Schluß meiner 
Tätigkeit in diesem Haus feststellen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Ravens? 

Dr. Elbrächter (CDU/CSU) : Ja. 

Ravens (SPD) : Herr Kollege Elbrächter, darf ich 
Sie fragen, ob Sie übersehen haben, daß der Deut-
sche Bundestag selber vor vierzehn Tagen ein Rück-
trittsrecht beschlossen hat, und zwar im Ausländer-
Investment-Gesetz. 

Dr. Elbrächter (CDU/CSU) : Ich weiß es. Aber es 
gibt nichts Kurioseres als Beschlüsse in diesem 
Hause. Das darf ich am Ende meiner parlamentari-
schen Tätigkeit mit einem gewissen Vergnügen und 
Humor feststellen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wird das Wort 
zu diesem zurückgezogenen Antrag gewünscht? — 
Herr  Dr. Stark hat das Wort. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich bin ,der Mei-
nung, daß die Feststellung, daß in dieser Frage 
wirklich kuriose Dinge passieren, zutreffend ist. 
Dieses völlig unausgegorene Rücktrittsrecht umfaßt 
alle seriösen 'Geschäfte. Es umfaßt auch den Fall, 
wonach man ein Rücktrittsrecht hat, wenn man ein 
Auto außerhalb der  Geschäftsräume des Verkäufers 
gekauft hat; es umfaßt auch den Fall, daß die Haus-
frau, der eine Elektrofirma einen Staubsauger vor-
führt und die sagt: „Ausgezeichnet, den behalte 
ich", trotzdem ein Rücktrittsrecht hat. Es ist kurios, 
daß man dem Rechtsausschuß ein so unausgereiftes 
Rücktrittsrecht zur Annahme empfiehlt. Wir haben 
uns damit in fünf Sitzungen — ich sehe den Vor-
sitzenden des Rechtsausschusses hier — eingehend 
befaßt, und wir müssen entschieden die Behauptung 
zurückweisen, wir seien grundsätzlich gegen ein 
Rücktrittsrecht. Nur in dieser Form, wie es hier zur 
Annahme empfohlen ist, wäre es wirklich eines 
Rechtsausschusses unwürdig, so etwas passieren zu 
lassen. Dieser Vorschlag ist völlig unausgegoren. 
Er widerspricht dem Gleichheitsgrundsatz. 

Mit denselben Argumenten — ich möchte es jetzt 
nicht vorlesen, ich will es der SPD ersparen — 
wurde das in der letzten Legislaturperiode im Wirt-
schaftsausschuß behandelt und von der SPD abge-
lehnt. Dort stehen all diese Argumente, ohne daß 
ich es wußte; denn ich bin in dieser Sache unbefan-
gen und vertrete hier keine Interessen, weder die 
des Mittelstandes noch die der Großindustrie, noch 
die des Versandhandels, sondern nur den Rechts-
ausschuß. Ich habe zu meinem Erstaunen festge-
stellt, ,daß erfreulicherweise die SPD meine Argu-
mente und die Argumente meiner Fraktion damals 
vorgebracht hat. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Dr. Stark, 
Herr Elbrächter möchte gern eine Frage stellen. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dr. Elbrächter (CDU/CSU) : Darf ich eine Frage 
zu der letzten Bemerkung stellen und dann zu ,dem 
kommen, was ich eigentlich sagen wollte? 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Ja. 

Dr. Elbrächter (CDU/CSU) : Herr Stark, sind Sie 
mit mir einer Meinung, daß sich nicht nur „Gesetz 
als böses Erbe fortpflanzt", um eine bekannte Li- 
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teraturstelle zu zitieren, sondern auch Argumente in 
diesem Hause? — Das ist nicht sehr beeindruckend. 
Worauf ich hinweisen möchte: Ist Ihnen bekannt, 
daß in der Schweiz, wo das Rücktrittsrecht genauso 
gehandhabt wird, wie wir es beabsichtigt haben, 
nur 5% aller Geschäfte davon tangiert werden und 
daß die betreffenden Firmen sagen, sie kämen damit 
bestens zurecht, denn vorher hätten sie auch 5% 
solcher Fälle gehabt. Sind Sie nicht mit mir der Mei-
nung, daß das Rücktrittsrecht das von Ihnen ge-
nannte Beispiel — Automobile — überhaupt nicht 
tangiert, weil es keine Passagen enthält, die den 
Kauf eines Automobils in den Geschäftsräumen be-
treffen? Ich glaube also, Sie gehen — — 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Elbrächter, 
Sie dürfen nur Fragen stellen. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Darf ich Ihnen 
kurz antworten. Als Jurist muß ich Ihnen entschie-
den widersprechen, Herr Elbrächter. Wir als Ju-
risten waren uns eigentlich alle darin einig, daß 
das, was ich hier vorgebracht habe, zutrifft. Man 
wollte es aus ganz anderen Gründen dennoch. Wir 
haben uns im Rechtsausschuß eingehend damit be-
faßt. Auch die Kollegen von der SPD haben früher 
gesagt: Gut, aber es muß ausgereift sein. Die SPD 
hat beim letztenmal gesagt, daß sie das wolle. Ich 
habe für unsere Fraktion erklärt: aber dann bitte 
in einem ausgereiften Abzahlungsgesetz und nicht 
mit einem Passus, mit dem man 98 % seriöser Ge-
schäfte ebenfalls unter die doch fragwürdige Rege-
lung des Widerspruchsrechts stelle. Die Konkurrenz, 
Herr Elbrächter, kommt sonst nach drei Tagen und 
sagt: Entschuldigen Sie, nehmen Sie doch mein Pro-
dukt; ich gebe es Ihnen um 50 Mark billiger. Dann 
kann der Betreffende noch zurücktreten. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

— Entschuldigung, das ist die Regelung, wie sie 
jetzt vorgeschlagen wird. Das muß ich einmal mit 
aller Entschiedenheit sagen. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Darüber mögen Sie sich noch sehr aufregen; 
aber so ist es jetzt vorgeschlagen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Kollege 
Stark, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau 
Kurlbaum-Beyer? 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Ja, bitte 
schön! 

Frau Kurlbaum-Beyer (SPD) : Herr Kollege 
Stark, ist Ihnen bekannt, daß Österreich bereits im 
Jahre 1931 ein Gesetz verabschiedet hat, wonach ein 
außerordentliches Rücktrittsrecht bei Verträgen, die 
außerhalb der ständigen Geschäftsräume abge-
schlossen werden, besteht und daß dieses Gesetz 
im Jahre 1961 sogar erneut bestätigt und verbessert 
worden ist und man also beste Erfahrungen damit 
gemacht hat? 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Frau Kol-
legin, das ist mir alles bekannt. Wir haben im 
Rechtsausschuß an Hand der Texte sowohl über die 
österreichische als auch die schweizerische Lösung 
beraten. Die österreichische Lösung ist aber nicht 
dieselbe wie die, die hier vorgeschlagen wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Arndt 
würde Ihnen auch noch gern eine Frage stellen. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Bitte schön, 
Herr Dr. Arndt! 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Kollege, wür-
den Sie dem Hause freundlicherweise bestätigen, 
daß die Rechtsansicht, die Sie eben vorgetragen 
haben, nur die Rechtsansicht einer kleinen Mehrheit 
im Rechtsausschuß war und die sozialdemokrati-
schen Mitglieder des Rechtsausschusses eine an-
dere Meinung vertreten haben, nämlich daß es 
rechtlich durchaus zulässig und vertretbar sei, eine 
solche Rücktrittsklausel nach österreichischem oder 
schweizerischem Vorbild aufzunehmen, so daß Sie 
also nicht für d i e Juristen im Rechtsausschuß spre-
chen können. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
das muß ich Ihnen bestätigen. Aber wenn Sie das 
Thema hier schon anschneiden: Wir haben uns im 
Rechtsausschuß meines Erachtens am Schluß darauf 
geeinigt, daß Sie auf das Rücktrittsrecht verzich-
ten und wir bei den beiden anderen Dingen mit-
machen würden. Das muß ich hier einmal sagen. 

Wenn das hier schon zu einer Debatte führt, darf 
ich mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident, folgende 
Argumente der SPD-Fraktion aus dem Jahr 1965 
vorlesen. Im Wirtschaftsausschuß haben alle SPD- 
Mitglieder folgender Begründung zugestimmt: 

Die Unterscheidung zwischen Haustür- und La-
dengeschäft führe zu einer Diskriminierung 
sämtlicher Vertreter. Dies gehe zu weit, da nicht 
alle Vertreter mit unlauteren Mitteln arbeiteten. 
Darüber hinaus 

— so die SPD damals einstimmig im Wirtschafts-
ausschuß — 

bestünden gegen die vorgeschlagene Teillösung 
— das ist diese Lösung hier —

verfassungsrechtliche Bedenken. 
— Es ist doch erstaunlich, daß diese Bedenken inzwi-
schen völlig ausgeräumt sind. — 

Der Gleichheitsgrundsatz 
— so die SPD-Fraktion damals im Wirtschaftsaus-
schuß —

werde verletzt, wenn nicht sämtliche Abzah

-

lungsgeschäfte unter diese Vorschrift fielen. 

Darum, meine Damen und Herren, geht es uns. Der 
Bürger, der im Kaufhaus über das Kreditgeschäft 
einen größeren Abzahlungskauf tätigt, fällt nicht 
unter das Widerrufsrecht. Nur derjenige, der zufäl-
lig etwas in seiner Wohnung kauft, kann, und zwar 
auch bei seriösen Geschäften, von diesem Wider- 
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spruchsrecht Gebrauch machen. Das ist so nicht mög-
lich. Deshalb lehnen wir das ab. 

Wir bitten, davon Kenntnis zu nehmen — das gilt 
auch für Sie, Herr Ravens —, daß wir durchaus 
bereit sind, im nächsten Bundestag nach einer ver-
nünftigen Regelung zu suchen, die aber dann alle 
Abzahlungsgeschäfte und nicht nur diesen Fall hier 
umfassen muß. Das war zur Klarstellung notwendig. 
Die Anträge sind zurückgezogen. 

Darf ich vielleicht gleich noch zu dem Antrag der 
FDP zur Gerichtsstandsklausel Stellung nehmen? 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte sehr, das 
vereinfacht die Dinge. Die Kollegen von der FDP 
werden einverstanden sein. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Die Gerichts-
standsregelung haben wir auch wohl erwogen, 
meine Damen und Herren. Mit dem Vorschlag der 
FDP ist der Käufer nicht genügend geschützt, weil er 
gar nicht weiß, daß er einen Antrag stellen und den 
Prozeß an seinen Wohnort ziehen kann. Bei unse-
rem Vorschlag, Herr Busse, muß dagegen automa-
tisch bei Klage an den Ort des Käufers verwiesen 
werden, und nur wenn der Käufer das aus bestimm-
ten Gründen nicht will, kann er den Antrag stellen, 
den Prozeß am Ort des Unternehmens zu führen. Ich 
bitte deshalb, diesen Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Busse hat 
das Wort. 

Busse (Herford) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren Kollegen! Ich 
will nicht noch einmal zu dem zurückgezogenen An-
trag sprechen, da es wirklich in dieser Situation nicht 
nötig ist, daß wir uns über die Fragen streiten. Das 
mag dem nächsten Bundestag vorbehalten bleiben. 

Ich möchte aber doch zu dem, was der Kollege 
Stark sagte, einige Bemerkungen machen. Unzweifel-
haft weichen wir mit der Fassung, die der Rechtsaus-
schuß beschlossen hat, von der normalen zivilprozes-
sualen Rechtslage ab, daß es nämlich eines Einwands 
bedarf, wenn die Unzuständigkeit des Gerichts gel-
tend gemacht wird, und daß nur da, wo die absolu-
ten Gerichtsstände bestehen, von Amts wegen dar-
auf zu achten ist, ob das Gericht zuständig ist. 

Sie sagen, der Grund für die vom Rechtsausschuß 
getroffene Regelung liege darin, das der Käufer ja 
nicht wisse, daß er dieses Recht habe. Ich meine, 
wenn wir unsere Gesetze danach ausbauen wollten, 
was die Beteiligten jeweils von dem Gesetz wissen, 
sind wir natürlich in einer schlechten Situation. Wir 
müßten dann nämlich noch einige Rechtsstudien in 
Volksschulen und höheren Schulen einführen. In 
Ihrem Bericht habe ich aber den Satz gelesen, daß 
der Käufer auf diese jetzt in unserer Vorlage ste-
hende Regelung in dem Anschreiben hingewiesen 
werden könne und solle. Warum soll man es nicht 

umgekehrt auch machen? Warum soll man nicht den 
normalen Weg beibehalten, daß nämlich die Unzu-
ständigkeit des Gerichts durch Einwand geltend ge-
macht werden muß. Das kann in der Belehrung ste-
hen, die dem Käufer mit dem Formular gegeben 
wird: Wenn du mit diesem Gerichtsstand nicht ein-
verstanden bist, kannst Du die Unzuständigkeit gel-
tend machen und Verweisung an das für Dich örtlich 
zuständige Gericht beantragen. — Dann sind wir 
auch weiterhin in der Systematik unserer Zivilpro-
zeßordnung. Darum meinen wir, daß Sie unserem 
Antrage zustimmen sollten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
noch einmal Herr Dr. Elbrächter. 

Dr. Elbrächter (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nur wenige Sätze. 
Ich liebe es nicht, nachzukarten, aber ich muß mich 
dagegen verwahren, wenn hier festgestellt wird, 
daß die Bestimmungen des § 1 b unausgegoren 
seien. Das ist einigermaßen verwunderlich, denn 
diese Formulierungen stammen weitgehend aus den 
Justizministerien, sie sind abgestimmt mit den Län-
derjustizministerien. Es ist doch starker Tobak, 
wenn man dann so schlicht und einfach sagt: unaus-
gegoren. 

(Abg. Busse [Herford] : Sind sie trotzdem!) 

Zweitens. Zumindest die Kollegen aus meiner 
Fraktion, die im Wirtschaftsausschuß tätig sind, 
haben sich diesen Formulierungen angeschlossen. 
In der vergangenen Legislaturperiode sind wir 
initiativ geworden, in dieser Legislaturperiode ist 
die SPD-Fraktion in der gleichen Sache mit nahezu 
ähnlichen Formulierungen initiativ geworden. Das 
sollte doch zu denken Anlaß geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir stimmen 
über den allein übriggebliebenen Antrag der Frak-
tion der FDP auf Umdruck 742 ab. Wer zustimmen 
will, gebe das Handzeichen. — Danke. Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist gegen 
die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Damit sind alle Artikel unverändert in der Aus-
schußfassung erhalten geblieben. Wir stimmen über 
Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift ab. Wer zu-
stimmen will, gebe das Handzeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstim-
mige Annahme fest. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen 
zur Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz im ganzen 
zustimmen will, möge sich erheben. — Danke. Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstim-
mige Annahme fest. 
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Vizepräsident Dr. Mommer 

Ich rufe Punkt 2 der ersten Zusatzliste zur Tages-
ordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zum Ausgleich von Schäden infolge 
besonderer Naturereignisse in der Forstwirt-
schaf t 
— Drucksache V/4070 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache V/4541 — 

Berichterstatter: Abgeordneter ... 

b) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(17. Ausschuß) 
— Drucksache V/4531 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Bewerunge 

(Erste Beratung 227. und 236. Sitzung) 

Anträge liegen nicht vor. Das Wort in zweiter 
Beratung wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung über die §§1 bis 13, 
Einleitung und Überschrift. Wer zustimmen will, 
gebe das Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Gegen die Stimme von Herrn Dr. 
Schmidt (Wuppertal) angenommen. 

Ich rufe zur 

dritten Beratung 

auf. Das Wort wird nicht gewünscht. — Wer dem 
Gesetz im ganzen zustimmen will, möge sich er-
heben. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Das Gesetz ist gegen einige Stimmen angenommen. 

Ich rufe Punkt 5 der ersten Zusatzliste zur Tages-
ordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Innen-
auschusses (6. Ausschuß) über den Bericht des 
Bundesministers des Innern vom 7. Oktober 
1968 betr. Bericht der Bundesregierung über 
die Anwendung der elektronischen Datenver-
arbeitung in der Bundesverwaltung 

über den Bericht des Bundesministers für 
wisenschaftliche Forschung betr. Bericht der 
Bundesregierung über den Stand der Vorbe-
reitungsarbeiten für den Aufbau regionaler 
Großrechenzentren 
— Drucksachen V/3355, V/4308, V/4546 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Gscheidle 

Anträge liegen nicht vor. Das Wort wird nicht 
gewünscht. Wer dem Ausschußantrag zustimmen 
will, gebe das Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 6 der ersten Zusatzliste zur Tages-
ordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Fi

-

nanzausschusses (14. Ausschuß) über den Be

-

richt der Bundesregierung über die Automa

-

tion der Steuerverwaltungen der Bundeslän-
der — Stand Dezember 1966 — 

über den Bericht der Bundesregierung über 
die Automation der Steuerverwaltungen der 
Bundesländer — Stand Dezember 1967 —
— Drucksachen V/1264, V/2749, V/4529 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Vit 

Das Wort wird nicht gewünscht. Änderungsan-
träge liegen nicht vor. Wer dem Ausschußantrag zu-
stimmen will, gebe das Handzeichen. — Danke. Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe Punkt 7 der ersten Zusatzliste zur Tages-
ordnung auf: 

Beratung der Übersicht 31 des Rechtsaus-
schusses (12. Ausschuß) über die dem Deut-
schen Bundestag zugeleiteten Streitsachen 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache V/4506 — 

Keine Anträge, keine Wortmeldungen. Wir stim-
men  ab. Wer dem Antrag des Rechtsausschusses zu-
stimmen will, gebe das Handzeichen. — Danke. Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe Punkt 8 der ersten Zusatzliste zur Tages-
ordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Rechts-
ausschusses (12. Ausschuß) über die Streit-
sache vor dem Bundesverfassungsgericht — 
Antrag der Deutschen Friedens-Union (DFU) 
vom 22. Mai 1969 betreffend die Unterlassung 
der Änderung des Gesetzes über die politi-
schen Parteien vom 24. Juli 1967 (BGBl. I 
S. 773) 

— Drucksache V/4507 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Reischl 

Keine Wortmeldungen. Keine Anträge. Wer dem 
.Ausschußantrag zustimmen will, gebe das Hand-
zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 9 dieser Zusatzliste: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuß) — Immunitäts-
angelegenheiten — betr. Genehmigung zur 
Zeugenvernehmung des Bundestagsabgeord-
neten Dr. Erhard gemäß § 382 Abs. 3 ZPO 
hier: Schreiben des Landgerichts Köln, 

4. Kammer für Handelssachen vom 
28. Mai 1969 (V/67) 

— Drucksache V/4519 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Bauer (Würz-
burg) 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Antrag 
des Geschäftsordnungsausschusses zustimmen will, 
gebe das Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
Ich rufe dann Punkt 1 der zweiten Zusatzliste zur 

Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Durchführungs-
gesetzes EWG-Fette 
- Drucksache V/4505 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten (17. Aus-
schuß) 
— Drucksache V/4541 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Logemann 
(Erste Beratung: 246. Sitzung) 

Es liegen keine Änderungsanträge vor. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. 

Wir stimmen in zweiter Beratung über Art. 1 
bis 3, Einleitung und Überschrift ab. Wer zustimmen 
will, gebe das Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! 
- Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige Annahme 
fest. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wer dem Gesetzentwurf im ganzen zustimmen 
will, möge sich erheben. — Danke. Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 2 der zweiten Zusatzliste zur 
Tagesordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuß) — Immunitäts-
angelegenheiten — 
betr. Genehmigung zur Durchführung eines 
Strafverfahrens gegen den Abgeordneten 
Dr. h. c. Güde gemäß Schreiben des Bundes-
ministers der Justiz (Az. 1044/1 E — 14/68) 
vom 8. April 1969 (N/65) 
— Drucksache V/4549) — 
Berichterstatter: Abgeordneter Genscher 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wir stimmen ab. 
Wer dem Antrag des Ausschusses zustimmen will, 
gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Dritter Punkt der Zusatzliste: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für das Bundesvermögen (23. Aus-
schuß) über den Antrag des Bundesministers 
der Finanzen betr. Tausch von bundeseigenen 
Grundstücken in Hannover, Vahrenwalder 
Straße, gegen stadteigene Grundstücke in 
Hannover, An der Breiten Wiese 
— Drucksachen V/4436, V/4552 —
Berichterstatter: Abgeordneter Strohmayr 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wir stimmen ab. 
Wer zustimmen will, gebe das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Punkt  4 der Zusatzliste:  

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für das Bundesvermögen (23. Aus-
schuß) über den Antrag des Bundesministers 
der Finanzen betr. Veräußerung des ehe-
maligen Exerzierplatzes und des ehemaligen 
Schießstandes in Paderborn an die Stadt Pa-
derborn 
— Drucksachen V/4448, V/4553 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Strohmayr 

Wer zustimmen will, gebe das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Damit sind diese Zusatzpunkte erledigt. 

Ich rufe den um 13 Uhr auf die Tagesordnung ge-
setzten Punkt auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP betr. Mitglieder des Ge-
meinsamen Ausschusses 
— Drucksache V/4558 — 

Die  Drucksache V/4558 liegt Ihnen vor. Wer der 
Wahl der dort vorgeschlagenen Mitglieder des Ge-
meinsamen Ausschusses zustimmen will, gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Soviel ich sehe, verbleibt dann für die Zeit nach 
der Fragestunde um 15 Uhr noch der Punkt 55 der 
Tagesordnung, der Raumordnungsbericht. 

Jetzt treten wir in die 

Fragestunde 
— Drucksache V/4504 — 

ein. Ich rufe die Dringlichkeitsfragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Verkehr auf. 
Zunächst die nicht als Dringlichkeitsfragen, aber 
doch früher eingereichten Fragen zu demselben 
Thema. 

Frage 113 und 114 des Abgeordneten Dr. Hudak: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Verordnung zur Erleichte-
rung des Ferienreiseverkehrs auf der Straße im Jahre 1969 dahin 
gehend zu ändern, daß der Transport von rasch verderblichem 
Obst (Erdbeeren und Kirschen) aus dem Raume Bamberg, Erlan-
gen und Gräfenberg nach Norddeutschland zugelassen wird? 

Ist sich die Bundesregierung im Falle der Ablehnung zur 
Frage 113 bewußt, daß sie dadurch die Existenz zahlreicher 
kleinerer und mittlerer landwirtschaftlicher Betriebe zerstört, 
nachdem der Anbau von Erdbeeren und Kirschen im o. a. Gebiet 
ausdrücklich unter dem Gesichtspunkt der Sicherung landwirt-
schaftlicher Existenzen auch durch den Staat gefördert worden 
ist? 

Die Fragen werden von Herrn Abgeordneten Dr. 
Prassler übernommen. 

Zur Beantwortung ist der Herr Bundesminister 
für Verkehr hier. Bitte, Herr Bundesminister, Sie 
haben das Wort. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Im Interesse 
eines flüssigen und sicheren Ablaufs des Ferien-
reiseverkehrs bin in nicht in der Lage, die Verord-
nung hinsichtlich des angesprochenen Punktes — 
Transport  von Erdbeeren und Kirschen — zu ändern. 
Die Befürchtung, daß dadurch die Existenz vieler 
kleiner und mittlerer landwirtschaftlicher Betriebe 
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Bundesminister Leber 
zerstört wird, teile ich nicht. Es bestehen ausrei-
chende andere Verkehrsmöglichkeiten, und auch 
der Lkw-Verkehr hat nach der Verordnung zahl-
reiche Ausweichmöglichkeiten. 

Hinzu kommt — und dies ist nicht ganz neben-
sächlich —, daß das Bundesverfassungsgericht eine 
Beschwerde des Güterfernverkehrs — nicht der Erd-
beererzeuger — gegen die „Verordnung zur Erleich-
teung des Ferienreiseverkehrs auf der Straße im 
Jahre 1969" als unbegründet verworfen hat. 

Um zu erläutern, was ich mit dem gewährleisteten 
Verkehr meine, darf ich hier noch einmal heraus-
stellen: Erstens. Der Betrieb mit Lkws bis zu 7,5 t 
ist auch auf den Autobahnen erlaubt. 

Zweitens. Gesperrt sind nur die Autobahnen und 
14 Straßen in solchen Gebieten, in denen es keine 
Autobahnen gibt, die aber nach meiner Überzeu-
gung für den Transport von Frischobst auch ohne 
Bedeutung sind, beispielsweise die Straße von 
München nach Garmisch oder von Ulm nach Kemp-
ten, weil dort noch keine Autobahnen bestehen. 

Wir sind damit in der gleichen Situation wie 
beispielsweise das Nachbarland Frankreich. Die Er-
zeugung von Erdbeeren und Frischobst im Elsaß ist 
nicht geringer als beispielsweise in Baden. Im Elsaß 
gibt es keine Autobahnen; der Transport funktio-
niert auch. 

Drittens. In der Nacht vom Freitag zum Samstag 
ist auch der schwere Lkw auf den Autobahnen zuge-
lassen. Das gilt auch für die Nacht vom Sonntag 
zum Montag ab 22 Uhr. 

Viertens hat die Deutsche Bundesbahn auf meine 
Anregung hin am 1. Juli ein Angebot für den Trans-
port von Frischobst gemacht, das nach meiner Über-
zeugung jede Gefährdung der Interessen der Erzeu-
ger völlig ausschließt. Die Deutsche Bundesbahn hat 
sich bereit erklärt, von allen Orten, in denen Obst 
aufkommt, bis zu jedem Absatzgebiet eine Garantie 
nach Zeit und Ort und gleichzeitig eine völlige Be-
förderungsgarantie für die Qualität der Beförderung 
zu übernehmen, so daß für die Erzeuger nach die-
sem Angebot der Deutschen Bundesbahn und der 
Garantie, die damit verbunden ist, überhaupt kein 
Schaden entstehen kann. 

Zusätzlich möchte ich noch vermerken, daß nach 
meinem Eindruck hier kein Streit zwischen Erzeu-
gern und deren Interesse an verkehrlicher Bedie-
nung einerseits und der Verordnung andererseits 
bestehen kann, sondern daß hier lediglich ein Streit-
punkt für Fuhrunternehmer und Werkverkehr trei-
bende Handelsorganisationen besteht, die die Er-
zeuger aufgewiegelt haben und sie als Speerspitze 
gegen die Verordnung betrachten 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Abg. 
Dr. Hauser [Sasbach]: Hört! Hört!) 

— und sie als Speerspitze gegen die Verordnung 
betrachten — und sich auch nicht scheuen, mit NPD 
und kommunistischen Entwicklungen zu drohen für 
den Fall, daß diese Verordnung nicht durchlöchert 
wird. 

Ich bleibe deshalb bei dieser Verordnung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Prassler? 

(Abg. Dr. Prassler: Im Moment nicht, da 
noch weitere Fragen anstehen!) 

Herr Ehnes wollte eine Zusatzfrage stellen. Bitte, 
Herr Ehnes! 

Ehnes (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, sind Sie 
nicht mit mir der Auffassung, daß man eine solche 
Wertgarantie und Qualitätsgarantie, wie Sie sie 
hier für die Bundesbahn erklären, gar nicht abgeben 
kann? Denn jede Verlängerung der  Transportzeit 
bedeutet in der gegenwärtigen Jahreszeit, daß 
zwangsläufig ein Teil dieser Ernte verdirbt. Das 
geht doch auf Kosten der Erzeuger und der Ver-
braucher gemeinsam. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Das ist nicht 
richtig, Herr Kollege. Die Bundesbahn hat eine 
volle, ,gar nicht bestreitbare, ausreichende Garantie 
für den Transport gegeben. Wenn sie das nicht be-
werkstelligen könnte, wäre der Geschädigte nicht 
der Erzeuger, sondern die Bundesbahn. Sie hätte 
dann den Wertverlust, der für den Erzeuger durch 
eine mangelhafte oder nicht zeitgerechte Beförde-
rung entsteht, voll auszugleichen. Dazu ist sie be-
reit. Hier geht es nicht um Kosten und Tarife, son-
der um allgemeine verkehrliche Interessen, denen 
sich erfreulicherweise auch ein im öffentlichen Be-
sitz befindliches Unternehmen wie die Deutsche 
Bundesbahn stellt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Ehnes. 

Ehnes (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ist 
Ihnen bekannt, daß gerade aus den süddeutschen 
Bereichen diese Ernte von Erdbeeren und Kirschen 
nach Norden transportiert werden soll? Ergibt sich 
daraus nicht zwangsläufig, daß gerade der Reisever-
kehr nicht beinträchtigt werden kann, weil der Ur-
lauberverkehr sich von Norden nach Süden abwik-
kelt, diese Lastenwagen aber, die man hier zu er-
fassen wünscht, sich auf der anderen Seite der 
Autobahn nach Norden bewegen, und zwar zu 
einem Zeitpunkt, wo kein Rückflußverkehr von Ur-
laubern zu erwarten ist? 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Dies ist eine 
Theorie, die ich nicht akzeptieren kann. Ich bin 
selbst mit dem Hubschrauber über den Autobahnen 
gewesen. Die inzwischen vorliegenden amtlichen 
Zählungen bestätigen meinen optischen Eindruck. 
Am vergangenen Wochenende war der Verkehr in 
der Süd-Nord-Richtung nicht minder stark als der 
in der Nord-Süd-Richtung. Im übrigen werden wir 
schon in  den  nächsten Wochen einen starken Rück-
reiseverkehr nach Urlaubsende haben. Der Urlaub 
dauert ja für viele nicht vier Wochen, sondern 
14 Tage, so daß der Rückfluß nach Norddeutschland 
schon bald beginnt. Wie wir alle wissen, ist der 
Verkehrsstau an Sonntagen in der Süd-Nord-Rich-
tung besonders erheblich. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dr. ,Hauser. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Bundes-
verkehrsminister, hat die Bundesbahn sich nicht im-
mer eine Karenzzeit von 48 Stunden ausbedungen, 
bevor sie für Schäden eintritt? 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Die Bundes-
bahn mag früher, Herr Kollege, getan haben, was 
sie gewollt hat. Sie wird hier pragmatisch und un-
bürokratisch den Transport durchführen und auch 
ihre Garantie realisieren für den Fall, daß sie in 
Anspruch genommen werden sollte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Schwörer. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Herr Bundesverkehrs-
minister, fürchten Sie nicht, daß durch diese Maß-
nahme die übrigen, weniger gut ausgebauten Stra-
ßen in diesen Tagen um so stärker belastet werden? 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Ich weiß 
nicht, ob es soviel Erdbeeren gibt, daß die anderen 
Straßen dadurch total zerstört werden können, Herr 
Kollege. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Dringliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hauser (Sasbach) auf Drucksache V/4540 auf: 

Warum hat die Bundesregierung pauschal die Autobahnen 
über die Wochenenden vom 28. Juni bis 27. Juli 1969 für Last-
kraftwagen gesperrt, obwohl weder zu Ostern noch zu Pfingsten 
Verkehrsstauungen auftraten, die dies rechtfertigten? 

Bitte, Herr Verkehrsminister! 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Wenn Sie 
gestatten, Herr Präsident, möchte ich die Fragen des 
Herrn Abgeordneten Hauser und des Herrn Abge-
ordneten Röhner im Zusammenhang beantworten, 
weil sie auch im Sachzusammenhang stehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Da die Fragen 
des Herrn Abgeordneten Röhner von Herrn Hauser 
übernommen werden, ist das möglich. Sonst wäre es 
wohl schwierig. Ich rufe also auch die Fragen des 
Herrn Abgeordneten Röhner auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, nachdem der Bundesver-
kehrsminister laut seiner Mitteilung bei der Aussprache mit den 
betroffenen Obstbauern in Weingarten (Baden) und Grötzingen 
am vergangenen 28. Juni 1969 persönlich die Verkehrssituation 
des gleichen Tages überprüft hat, wieviel Stunden die Verkehrs-
frequenz auf den Autobahnen ausgenützt war? 

Erscheint es nicht erwägenswert, sofern die Verkehrsfrequen-
zen wie in Frage 2 angesprochen, nicht ausgenutzt waren, die 
ergangene Verordnung über das Sonntagsfahrverbot zumindest 
zu ergänzen, um brachliegende Verkehrsfrequenzen wenigstens 
den notwendigen Bedürfnissen der Obstbauern zur Verfügung 
zustellen? 

Bitte, Herr Minister! 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Ich darf 
wegen der sachbezogenen Anfrage, die den Gegen-
stand auch der eben behandelten Frage betraf, auf 
meine Antwort von soeben verweisen. 

Nach den mir vorliegenden Ergebnissen verschie-
dener Dauerzähistellen auf den Autobahnen waren 
diese während der Sperre zu den Zeiten, die für den 
Transport des rasch verderblichen Obstes mit schwe-
ren Lkws in Frage kamen, jeweils voll ausgelastet. 
Beispielsweise lag die durchschnittliche Belastung 
am Sonntag, dem 29. Juni — und hier geht es in 
der Hauptsache um Ausnahmegenehmigungen für 
den Sonntag — bei 1100 bis 1800 Fahrzeugen je 
Stunde in jeder Richtung, und zwar von 16 bis 
22 Uhr. Die Verkehrsbelastung der Autobahnen am 
Sonnabend, dem 28. Juni, ist in diesem Zusammen-
hang ohne Belang, weil am Samstag keine Erzeu-
germärkte stattfinden. 

Ich darf überdies bemerken, daß ich im Gespräch 
den Erzeugern angeboten habe, zu prüfen, ob es 
nicht möglich sei, wenn sie das für notwendig hal-
ten, die Nacht vom Samstag zum Sonntag für den 
Lkw-Verkehr für dieses Transportgut zu öffnen. Dies 
ist nicht akzeptiert worden mit der Begründung: 
„Dann haben wir nichts zu fahren, weil sonntags 
keine Erzeugermärkte sind." 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Hauser. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, auf welche Kapazität ist denn die Autobahn 
ausgelegt? Ist es nach Ihren Mitteilungen nicht so, 
daß Sie etwa einen Verkehrsfluß von 100 bis 120 km 
pro Stunde festgestellt haben und daß bei der be-
obachteten Frequenz die Verkehrskapazität der 
Autobahn tatsächlich nicht voll ausgenutzt war? 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Herr Kol-
lege, diese Frage ist eine der interessantesten, die 
es in diesem Zusammenhang gibt. Wir haben am 
vergangenen Wochenende, sicher zur großen Freude 
von Hunderttausenden von Verkehrsteilnehmern, 
einen seit Jahren nicht mehr dagewesenen guten 
Verkehrsfluß und eine ganz geringe Zahl von Un-
fällen und Unfallschäden zu verzeichnen gehabt. 
Wenn man in diesen Verkehrsfluß hinein schwere 
Lastwagen mit auf den Weg schickt, dann entwickelt 
sich hinter jedem Lastwagen im einzelnen eine Ver-
kehrsschlange mit Auffahrunfällen — je nach der 
Wetterlage — und allem, was sonst noch dazu kom-
men kann. Nach unseren Ermittlungen, die ich früher 
einmal in diesem Zusammenhang habe betreiben 
lassen, entstehen bei einem Weg durch das Bun-
desgebiet in der Nord-Süd- oder in der Süd-Nord-
Richtung beispielsweise bei einem Regeneinbruch 
eine solche Fülle von Auffahrunfällen, daß die Schä-
den, die der Lastkraftwagen in der langen Schlange 
hinter sich anrichtet, in einem gar nicht mehr ver-
gleichbaren Verhältnis zum Wert der Ladung des 
Lastkraftwagens stehen. Das können Sie als Auto-
fahrer auf der Autobahn selber beurteilen. Man wird 
also dem Sachverhalt nicht gerecht, wenn man leicht-
hin fragt: was macht denn da schon ein Lkw, der 
kann doch das alles nicht hervorrufen? 

Wir haben nur für den Berlin-Verkehr eine Aus-
nahme gemacht — aus Gründen, über die wir hier 
sicher nicht zu diskutieren brauchen. Wir würden, 
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Bundesminister Leber 
wenn wir sonst auch nur eine Ausnahme zuließen, 
eine Fülle anderer, gleichgelagerter Forderungen 
auslösen, deren Verweigerung dann auch angesichts 
der Verfassungslage nicht mehr möglich wäre. 

Ich habe in der vergangenen Woche auch aus die-
sem Hohen Hause die Bitte auf den Tisch bekommen, 
ich möge Ausnahmen für den Transport von Renn-
pferden machen, weil sonst das Deutsche Derby in 
Hamburg nicht stattfinden könnte. Ich habe geant-
wortet: Es hat auch schon Derbys gegeben, ehe es 
Autobahnen gab. Ich habe keine Ausnahme erteilt. 
Meines Wissens hat das Derby stattgefunden. 

Ich habe eine Fülle anderer Begehren für Güter, bei 
denen die Verhältnisse ähnlich denen bei Erdbeeren 
und Frischobst gelagert sind. Da sind Speiseeisfabri-
kanten, die das Wohl und Wehe der Bundesrepublik 
davon abhängig glauben, daß sie am Sonntag mit 12 
bis 15 schweren Kühlwagen in der Nord-Süd-Rich-
tung durch das Bundesgebiet fahren, um die Bevöl-
kerung am Montag mit Speiseeis zu versorgen. Ich 
kann dort keine Ausnahmen machen und bitte um 
Verständnis dafür, nachdem die Interessen der Er-
zeuger gesichert sind; die brauchen sich doch um die 
Kostenrechnung der Eisenbahn keine Gedanken zu 
machen. Nachdem die Interessen der Erzeuger ge-
sichert sind, bleibt das andere eine Frage der Ord-
nung des Verkehrs auf unseren Straßen. 

Wir haben es hier mit einem spezifischen Fall zu 
tun, in dem die sehr wohl gerechtfertigten Inter-
essen einer Gruppe im Staat in Widerspruch stehen 
zur Sicherung der Interessen einer großen Mehrheit 
der Bevölkerung. Ich bitte darum, einzusehen, daß 
man da eine kleine Unbequemlichkeit — ich weiß, 
daß sie den Erdbeererzeugern zugemutet wird — auf 
sich nimmt und damit einen Beitrag für einen bes-
seren Fluß des Verkehrs und eine Erhöhung der 
Verkehrssicherheit für Millionen Menschen leistet, 
die gerade an diesen Wochenenden ihre Urlaubsziele 
anstreben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Hauser. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Wenn ich es 
noch recht in Erinnerung habe, sprachen Sie, Herr 
Minister, im Hinblick auf den vergangenen Sonntag 
von einer Frequenz von 1100 bis 1800 Fahrzeugen 
pro Stunde. Nach den Mitteilungen, die ich bekom-
men habe, liegt die Kapazität der Bundesautobahn 
bei 3000 Fahrzeugen pro Stunde. Mit anderen Wor-
ten, eine Kapazität von wenigstens 1200 Fahrzeugen 
wird nicht ausgenutzt. Herr Minister, verschenken 
Sie auf diese Weise nicht Frequenzen und damit 
auch Volksvermögen? 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Nein, ich 
verschenke weder Frequenzen noch Volksvermögen. 
Nur, wenn Sie einen langsamfahrenden Lastwagen 
dorthin lassen, sieht das Verkehrsbild im ganzen 
anders aus; dann bekommen Sie einen wesentlich 
träger fließenden Verkehr. Der Verkehr ist dann 
dickflüssiger, d. h. es ist ein nicht so dünner Ver-

kehr. Ein Verkehr, der fließt, verdünnt sich selber; 
er wird dickflüssiger und damit unsicherer im Maße 
des langsamsten Gliedes in der Kette, das man auf 
die Autobahn läßt. Das hat nichts mit der Frequenz 
zu tun, sondern es kommt auf die Geschwindigkeit, 
auf das langsamste Tempo, das ein Fahrzeug fährt, 
an. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, in den Erdbeeranbaugebieten geht das Ge-
rücht, daß den Holländern bereits 50 oder gar mehr 
Ausnahmegenehmigungen zugestanden worden 
seien. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Ich weiß, das 
sind Gerüchte, die zum Teil von Leuten ausgestreut 
werden, die hoffen, damit in den Deutschen Bundes-
tag zu kommen. Ich kann Ihnen hier versichern, 
Herr Kollege: es hat nicht eine einzige Ausnahme-
genehmigung für ein ausländisches Fahrzeug gege-
ben. Wenn das der Fall wäre, hätte ich vorher auch 
schon deutschen Fuhrunternehmern eine solche Aus-
nahmegenehmigung zugestanden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage mehr. Vielen Dank für die Beantwortung die-
ser Fragen, Herr Bundesminister. 

Wir kommen zu den noch nicht beantworteten 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Finanzen. Zur Beantwortung ist hier der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen. 

Zunächst rufe ich die Frage 37 des Abgeordneten 
Fritsch (Deggendorf) auf: 

In welchem Umfang haben sich die seit Beginn des Jahres 1968 
bis heute erlassenen Gesetze, insbesondere das Gesetz über 
Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen Absicherung und das 
Gesetz über die Mitwirkung der Zollverwaltung bei der Erstat-
tung der Visagebühren im Berlin-Verkehr und im Interzonen-
reiseverkehr auf die Personalsituation der Bundeszollverwaltung 
ausgewirkt? 

Können die drei Fragen des Abgeordneten Fritsch 
zusammen beantwortet werden? Ich übersehe es im 
Augenblick nicht. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident, ich 
würde die Fragen gern getrennt beantworten, weil 
das vielleicht schneller geht. 

Ich möchte Ihre erste Frage, Herr Kollege Fritsch, 
wie folgt beantworten. Die Mehrbelastung der Zoll-
stellen ist zweifellos nicht nur durch die  von Ihnen 
angezogenen Gesetze, die wir hier verabschiedet 
haben, eingetreten. Leider bin ich im gegenwärti-
gen Zeitpunkt noch nicht in der Lage, genaue An-
gaben über den hierdurch verursachten Personal-
mehrbedarf zu machen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
bitte! 
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Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, stimmen Schätzungen, wonach sich dieser Per-
sonalmehrbedarf etwa auf 10 bis 15 % des Personal-
stands belaufen soll? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: 10 bis 15%, Herr 
Kollege, beträgt wohl der Mehranfall an Arbeit für 
die Zollstellen. Ob er mit dem Personalmehrbedarf 
gleichzusetzen ist, kann ich im Augenblick noch nicht 
sagen. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
läßt sich überblicken, ob durch das 12. Zollände-
rungsgesetz oder durch die 16. Verordnung zur all-
gemeinen Zollordnung in einem gewissen Maß eine 
Entlastung des Personals eintritt? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Sicherlich werden 
nicht nur durch die von Ihnen angezogenen Verord-
nungen, sondern insgesamt durch die Entwicklung 
in manchen Bereichen Entlastungen eintreten. Es 
wird auf der anderen Seite — denken Sie nur an 
unsere Außenwirtschaft mit den steigenden Aus-
fuhren — aber auch eine Reihe von Dingen geben, 
die wiederum eine Mehrbelastung der Zollstellen 
mit sich bringen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich .rufe die 
Frage 38 des Abgeordneten Fritsch (Deggendorf) 
auf: 

Trifft es zu, daß die durch EWG-Einfuhren besonders stark 
betroffenen Oberfinanzdirektionen Münster, Düsseldorf, Köln, 
Koblenz, Saarbrücken und Freiburg unter erheblichem Personal-
mangel leiden? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Diese zweite Frage 
beantworte ich mit Ja. 

Vizepräsident Dr.  Mommer: Eine Zusatzfrage! 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
glauben Sie, daß über die Möglichkeit der Abord-
nung vermieden werden kann, daß Versetzungen — 
insbesondere, soweit ich im Bilde bin, im mittleren 
Dienst — mit all den dabei auftretenden Schwierig-
keiten erfolgen müssen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege Fritsch, 
Sie kennen meine Antwort, die ich einmal vor 
einigen Wochen — ich glaube, Ihnen oder dem 
Kollegen Weigl — in dieser Frage gegeben habe. 
Natürlich müssen wir dafür sorgen, daß dort, wo 
Personalmangel aufgetreten ist und wo wir eben die 
Leute brauchen, um eine reibungslose Abfertigung 
sicherzustellen, dieser Mangel behoben wird. Dabei 
sind unter Umständen auch für den einzelnen, per-
sönlichen Fall schwerwiegende Maßnahmen not-
wendig. Aber wo ist es nicht so — auch in anderen 
Bereichen unserer Wirtschaft —, wo man gewisse 

Eingriffe vornehmen muß, wenn man die Dinge 
wieder in Ordnung bringen will? 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Welche Oberfinanz-
direktionen, Herr Staatssekretär, hätten dabei be-
sonders zu befürchten, Personal abgeben zu müssen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Das kann ich im 
Augenblick noch nicht sagen, Herr Kollege Fritsch. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 39 des Abgeordneten Fritsch (Deggendorf) 
auf: 

Wie hoch ist der Personalfehlbestand bei den genannten Ober-
finanzdirektionen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege Fritsch, 
ich kann Ihnen auf Ihre dritte Frage, die Sie gestellt 
haben — wobei Sie ja schon in Ihrer zweiten Frage 
die Oberfinanzdirektionen genannt haben, die ins-
besondere den Personalmangel haben —, antworten, 
daß bei diesen von Ihnen genannten Oberfinanz-
direktionen insgesamt etwa 400 Beamte des Ab-
fertigungsdienstes fehlen. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
kann man die Ursache dafür, daß 400 Beamte fehlen, 
auch darin suchen, daß die Nachwuchsfrage für die 
Bundeszollverwaltung besser zu regeln wäre hin-
sichtlich der Einstellungs-, Anstellungs- und Beför-
derungsmöglichkeiten? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Sicherlich hat die Zoll-
verwaltung genauso wie viele andere Bereiche, ins-
besondere im öffentlichen Dienst mit der Frage des 
Nachwuchses zu tun. Das geht bis in die Ministerien 
hier in Bonn. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Fritsch. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist, sofern Versetzungen in manchen Fällen nicht 
vermeidbar sind, und davon — das ist meine ganz 
persönliche Erfahrung — auch Familienväter mit 
Kindern betroffen werden, damit zu rechnen, daß 
an den neuen Dienstorten Wohnungen für diese zu 
versetzenden Beamten bereitgestellt werden, und 
bestehen Überlegungen in dieser Richtung? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Unsere Bemühungen 
gehen insgesamt dahin, Herr Kollege Fritsch, daß 
wir nach Möglichkeit allzu große Härten vermeiden. 
Das umfaßt natürlich ein ganz weites Gebiet; ange-
fangen von dem von Ihnen genannten Bemühen, 
Wohnungen zu besorgen, bis zu der Beurteilung des 
Einzelschicksals. Ich habe vor wenigen Wochen er-
klärt, daß wir uns bemühen, auf diese Fragen Rück-
sicht zu nehmen, soweit das irgendwie möglich ist. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die  
Frage 40 des Abgeordneten Dr. Hauser (Sasbach)  
auf:  

Welche Überlegungen haben das Bundesfinanzministerium ver-
anlaßt, in seiner im Bundeszollblatt 1967, Seite 735 ff. verkünde-
ten Dienstanweisung zu §§ 8, 9, 116, 117, 218 und 223 b der 
Brennereiordnung vom 23. Juni 1967 anzuordnen, daß ein Antrag 
auf Übertragung von Abfindungsbrennereien abzulehnen sei, 
wenn es sich um „vertraglich (z. B. durch Pachtvertrag) vom 
Anwesen ausgegliederte Parzellen" handelt und solche Grund-
stücke also einen neuen Betrieb nicht bilden können? 

Bitte, Herr Staatssekretär!  

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim  
Bundesminister der Finanzen: Ich möchte die beiden  
Fragen des Herrn Kollegen Dr. Hauser gemeinsam  
beantworten, wenn es gestattet wird.  

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte! Dann rufe  
ich auch noch die Frage 41 des Abgeordneten Dr.  
Hauser (Sasbach) auf:  

Erscheint es nicht angebracht, die maßgeblichen brennereiwirt-
schaftlichen Gesichtspunkte so zu bestimmen, daß ein Bedürfnis 
zum Betrieb der zu übertragenden Brennerei als nachgewiesen 
gilt, wenn z. B. ein rechtlich selbständiger Grundstücksbesitz bei 
Verwertung der Obsternten aus selbständig bewirtschafteten 
Anlagen eine eigene Obstabfindungsbrennerei rechtfertigt? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim  
Bundesminister der Finanzen: Obstabfindungsbren-
nereien können auf ein anderes Grundstück über-
tragen werden. Dabei ist unter dem Grundstück das  
gesamte, eine wirtschaftliche Einheit bildende An-
wesen zu verstehen.  

Von einem Anwesen getrennte Parzellen können  
nicht als neue Grundstücke angesehen werden,  so-
lange sie keine eigene, in sich abgeschlossene selb-
ständige Wirtschaftseinheit bilden. Die Übertragung  
einer Abfindungsbrennerei auf die zwar rechtlich,  
aber nicht wirtschaftlich abgetrennten Parzellen  
würde nämlich zu einer unzulässigen Erhöhung der  
monopolbegünstigten Erzeugungsgrenze führen,  
wenn vor der Teilung des Anwesens bereits eine  
Brennerei vorhanden war.  

Werden dagegen mit der Teilung zwei wirtschaft-
lich völlig selbständige Betriebe geschaffen, was im  
einzelnen Fall zu prüfen ist, so können beide Be-
triebe eine Brennerei betreiben. Nur dann kann also  
auf den abgetrennten Grundstücksteil eine Abfin-
dungsbrennerei übertragen werden.  

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, Herr 
Dr. Hauser! 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wissen Sie, daß die in Frage stehende 
Dienstanweisung mit dem besonders angesprochenen 
Passus von nachgeordneten Dienststellen überaus 
einengend gehandhabt wird, so daß es selbst dort 
schon zu Schwierigkeiten kam, wo etwa der alte 
Hofbauer seinen Besitz samt Brennerei — wie das 
üblich ist — an seinen Sohn übergab, sich einen 
Nießbrauch an einer ausreichenden Zahl von Grund-
stücken vorbehielt, damit eine Teilung des Betriebes 
durchführte, und hierfür dann die Übertragung eines 
eigenen Brennrechts beantragt hat? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich könnte mir vor-
stellen, Herr Kollege Dr. Hauser, daß es das gibt. 
Ich selber kenne im Augenblick einen solchen Fall 
nicht. Wir werden aber die heutige Fragestunde 
zum Anlaß nehmen, auch das zu prüfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage,  
Herr Hauser.  

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ist nach Ihrer Meinung eine geschlossene  
Wirtschaftseinheit, die eine eigene Abfindungsbren-
nerei rechtfertigt, nicht auch gegeben, wenn die ent-
sprechende Größe durch Zupacht erreicht ist, und  
erscheint es nicht zu kleinlich, daß etwa nachgeord-
nete Dienststellen auf einmal als Bedingung für die  
Genehmigung zur Übertragung einer Brennerei die  
Erfüllung der Bestimmung des Landpachtgesetzes  
aus dem Jahre 1952 mit den dort unter ganz anderen  
Umständen eingesetzten Höchstfristen fordern?  

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim  
Bundesminister der Finanzen: Auch diese Frage  
werde ich prüfen. Ich muß allerdings gleichzeitig  
feststellen, Herr Kollege Hauser, daß wir natürlich  
auch darauf achten müssen, daß hier nicht unter Um-
ständen Ausweitungen geschehen, die wir dann nicht  
mehr vertreten können.  

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir kommen zu  
den Fragen 42 bis 44 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schmidt (Wuppertal), zunächst zur Frage 42: 

Trifft es zu, daß nahezu täglich eine Tankstelle auf einen  
Blindenbetrieb umgestellt wird?  

Bitte, Herr Staatsskeretär! 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Zur ersten Frage des 
Herrn Kollegen Schmidt (Wuppertal) möchte ich fol-
gendes feststellen: Der Bundesregierung ist dies 
nicht bekannt. Ich halte eine Zunahme der von Blin-
den betriebenen Tankstellen in dem Maße, das sich 
aus der Fragestellung ergibt, auch für unwahr-
scheinlich, nachdem den Oberfinanzdirektionen und 
Finanzämtern mit dem Erlaß vom 5. Februar 1969 
und einem Ergänzungserlaß vom 10. März 1969 eine 
klare Richtlinie an die Hand gegeben worden ist. 
Es ist seitdem — so sind unsere Feststellungen — 
eine merkliche Beruhigung eingetreten. Lediglich 
aus einem Oberfinanzdirektionsbezirk, nämlich 
Münster, kommen gegenwärtig noch Klagen. Die 
Oberfinanzdirektion Münster ist bereits mit der 
Prüfung der einschlägigen Fälle befaßt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage,  
Herr Dr. Schmidt. 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, haben Sie nicht ausreichende Verbin-
dungen zu den betroffenen Wirtschaftsverbänden, 
die mir unter anderem ein Verzeichnis von über 
hundert Tankstellen zugeleitet haben, von denen 
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Dr. Schmidt (Wuppertal) 
z. B. in einem Fall 15 Tankstellen zugunsten oder 
unter Herausstellung eines einzigen Blinden, aber 
von zehn Verwaltungsgesellschaften betrieben wer-
den? So haben Sie in diesem Verzeichnis eine ganze 
Fülle von Tatbeständen. In diesem Verzeichnis ist 
z. B. dargestellt, daß, nachdem Sie die Aussetzung 
des Vollzugs Ihrer Anordnungen zur Vermeidung 
des Mißbrauchs zugelassen haben — — 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Kollege 
Schmidt, auf das Fragezeichen lossteuern, bitte! 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Ja, ich 
hatte schon mit einer Frage begonnen, nämlich der 
Frage, ob das Ministerium nicht über die Unterlagen 
bzw. über Verbindungen zu den Wirtschaftsverbän-
den verfügt. Die geben solche Unterlagen doch nicht 
nur einem Abgeordneten in die Hand! 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich darf konkret zu 
Ihrer Frage sagen: Natürlich haben wir auch unsere 
gewissen Verbindungen. Wir versuchen, auch in die-
sem Bereich am Mann zu bleiben — wenn ich mich 
so ausdrücken darf. Nach unseren Feststellungen 
ist es allerdings so, Herr Kollege Dr. Schmidt: Uns 
sind bisher fünf Firmen bekannt. Davon ist, wie Sie 
zu Recht sagen, die Zahl der Tankstellen zu unter-
scheiden. Nach den uns vorliegenden Informationen 
sind es knapp fünfzig. Wir sind der Meinung, daß 
gerade auf Grund des Erlasses vom Februar und des 
Ergänzungserlasses vom März die Zahl der Blinden

-

tankstellen rückläufig ist, zumindest auch dadurch, 
daß auf Grund von Maßnahmen, die wir getroffen 
haben, ein größeres Tankstellennetz im Raum West-
falen wieder von der Lieferantenfirma übernommen 
wurde und nicht mehr durch einen Blinden betrieben 
wird. Aber ich wäre dankbar, wenn Sie mir viel-
leicht Ihre Unterlagen zur Verfügung stellen könn-
ten, damit wir die Sache auch auf Grund dieser Un-
terlagen prüfen können. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Das will ich 
gern tun!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Dann Frage 43: 
Trifft es zu, daß das Bundesfinanzministerium die Oberfinanz-

direktionen angewiesen hat, Anträgen von Blindenunternehmen 
im Tankstellengewerbe, die nach § 4 Nr. 19 a UStG 1967 nicht 
steuerfrei sind, auf Aussetzung der Vollziehung von Umsatz-
steuervorauszahlungen stattzugeben? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Eine allgemeine An-
weisung an die Oberfinanzdirektionen zur Aus-
setzung der Vollziehung von Steuerbescheiden und 
Steuerfestsetzungen, die der blinde Unternehmer 
unter Berufung auf die ihm zustehende Steuerfreiheit 
angefochten hat, ist seitens des Bundesfinanzmini-
steriums nicht ergangen. Das Bundesfinanzministe-
rung ist aber der Auffassung, daß entsprechenden 
Anträgen der blinden Unternehmer stattgegeben 
werden sollte, um den rechtlichen Bedenken, die 
gegen den Erlaß vom 5. Februar 1969 vorgebracht 
werden und die einer vom Wortlaut des Gesetzes 
abweichenden Auslegung immer anhaften, Rechnung  

zu tragen. Das soll nicht heißen — diese Feststellung 
möchte ich hier treffen —, daß wir etwa meinten, 
unsere Verordnung wäre nicht Rechtens. Allerdings 
kommt eine Aussetzung der Vollziehung — und dar-
auf lege ich besonderen Wert — nur gegen Sicher-
heitsleistungen in Betracht, da die streitigen Steuer-
beträge meistens sehr hoch sind und der Erfolg einer 
späteren Beitreibung nicht gewährleistet ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt. 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Haben Sie 
feststellen können, Herr Staatssekretär, daß inzwi-
schen an einer ganzen Reihe von Tankstellen steuer-
freies Benzin unter Bezugnahme auf diese Bestim-
mung des Mehrwertsteuergesetzes angeboten wird, 
obwohl die Tankstelle in keiner Beziehung zu 
irgendeinem Blinden steht? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Die Feststellung, Herr 
Kollege Dr. Schmidt, habe ich selber noch nicht 
treffen können. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Sie werden 
es hier in diesem Material finden!) 

— Ich bin dankbar. Wenn wir dieses Material haben, 
werden wir das untersuchen. 

Aber lassen Sie mich feststellen: diese Frage ist 
zu Recht aufgeworfen worden, und es ist eine unbe-
friedigende Geschichte, wenn hier Wege ausgenutzt 
werden, die man einfach als Mißbrauch bezeichnen 
muß. Wir werden von uns aus alles tun — ich habe 
das hier schon einmal erklärt —, damit bei nächst-
bester Gelegenheit im Gesetz klargestellt wird, daß 
ein solcher Mißbrauch in Zukunft nicht mehr möglich 
ist. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Darauf 
zielen meine Fragen!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Krammig. 

Krammig (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
sprachen soeben von einer Verordnung. Mir scheint 
Ihnen da ein Fehler unterlaufen zu sein. Es handelt 
sich um zwei Erlasse des Bundesministers der Fi-
nanzen. Weder der Wortlaut des § 4 Nr. 19 a noch 
seine Entstehungsgeschichte rechtfertigen es, diese 
Steuerzahler anders zu behandeln als andere. Darf 
ich die Frage anknüpfen, ob Ihre Antwort so zu ver-
stehen ist, daß blinde Unternehmer genauso als 
Steuerpflichtige hinsichtlich der Aussetzung der 
Vollziehung behandelt werden wie alle anderen 
auch. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Genau das, Herr Kol-
lege Krammig, wollte ich ausführen. Das ergibt sich 
auch aus der Antwort auf die  dritte Frage des Herrn 
Kollegen Dr. Schmidt, die ich vielleicht gleich beant-
worten darf. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Wir kommen 
jetzt zu der Frage 44 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schmidt (Wuppertal) : 

Steht eine derartige Anweisung nicht im Widerspruch zum 
Erlaß des Bundesfinanzministeriums vom 5. Februar 1969? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Die Handhabung, die 
ich bei der Beantwortung der zweiten Frage darge-
legt habe, entspricht den Vorschriften des § 242 
Abs. 2 der Reichsabgabenordnung bzw. des § 69 
Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung über die Ausset-
zung der Vollziehung streitiger Steuerforderungen 
und sichert gleichzetig den Steueranspruch des Fis-
kus, wie er auf Grund des Erlasses vom 5. Februar 
1969 durch Steuerbescheid festgestellt wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
fragen. Damit sind die Fragen aus diesem Geschäfts-
bereich beantwortet. Vielen Dank, Herr Staatssekre-
tär. 

Wir kommen nun zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. Der Herr Bundesmini-
ster ist zur Beantwortung selber hier. Ich rufe zu-
nächst die Frage 79 des Herrn Abgeordneten Reich-
mann auf. 

Sind die wissenschaftlichen und praktischen Erfahrungen derart 
ausgereift, daß das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten die Möglichkeit, durch Harnstoff in Verbin-
dung mit billigen Kohlenhydratfuttermitteln das pflanzliche 
Eiweiß zu ersetzen, als einen entscheidenden Faktor in der 
„Kritik und Alternative zum Mansholtplan" gegenüber den Vor-
schlägen zur Regelung des Öl- und Fettproblems benutzen kann? 

Sie wird von Herrn Logemann übernommen. — 
Bitte, Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: In der Darstellung „Der 
Mansholt-Plan — Kritik und Alternativen" ist auf 
Seite 22 darauf hingewiesen, daß die Milch- und 
Schlachtrinderproduktion von einer Verteuerung der 
Öl- und Eiweißfuttermittel am wenigsten betroffen 
sein würde, „weil in der Rindviehfütterung das 
pflanzliche Eiweiß in beträ chtlichem Ausmaß durch 
Harnstoff in Verbindung mit billigen Kohlehydrat

-

Trägern substituiert werden kann". 

Hierzu darf ich noch ergänzend bemerken: Die 
Verwendung von Harnstoff in der Rindviehfütterung 
ist etwa seit der Jahrhundertwende bekannt und 
wurde auf Grund günstiger wissenschaftlicher Beur-
teilung in einem gewissen Umfang als Eiweißersatz 
der Wiederkäuer empfohlen. Dem ist auch futter-
mittelrechtlich Rechnung getragen; denn der Einsatz 
von Harnstoff ist beim normengemäßen Rinder-
mastfutter bis zu 5 % und beim Milchviehfutter bis 
zu 3 % in der Bundesrepublik zugelassen worden. 
Abgesehen davon, daß diese Möglichkeit der  Harn

-

stoffverwendung in der Praxis derzeit noch nicht 
voll ausgeschöpft wird, ließe sich der Einsatz von 
Harnstoff als Eiweißersatz im. Rahmen von futter-
mittelrechtlichen Sondergenehmigungen gegebenen-
falls noch erhöhen. Damit ist es der Futtermittel

-

industrie und den Landwirten möglich, die im 
Mansholt-Plan vorgeschlagene Verteuerung der öl- 
und eiweißhaltigen Futtermittel teilweise zu unter-

laufen und auf den billigeren, jedoch gleich wirk-
samen Harnstoff als Ersatz für die verteuerten ei-
weißhaltigen Futtermittel auszuweichen. Das ist für 
sich allein kein entscheidender Faktor, aber sicher-
lich eine reale und ausnutzbare Möglichkeit, die mit 
einer Verteuerung von öl- und eiweißhaltigen Fut-
termitteln beabsichtigte Erhöhung der Produktions-
kosten für Milch- und Schlachtrinder in dem nicht zu 
unterschätzenden Bereich der Rindviehfütterung 
nicht voll wirksam werden zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Logemann. 

Logemann (FDP) : Herr Minister, ich darf Ihrer 
Antwort wohl entnehmen, daß Sie unterstellen, daß 
durch eine Verteuerung von Ölkuchenschroten ein 
besonderer Anreiz zum Ersatz dieser eiweißhaltigen 
pflanzlichen Futtermittel durch Harnstoffe gegeben 
sein wird. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Das muß man abwarten, 
aber es wäre bei ökonomischer Betrachtung durch-
aus möglich. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Logemann. 

Logemann (FDP) : Herr Minister, sehen Sie 
denn überhaupt noch in einer Verteuerung der Öl-
kuchenschrote angesichts des eben erwähnten mög-
lichen Ersatzes dieses pflanzlichen Eiweißfuttermit-
tels durch Harnstoffe eine wirksame Maßnahme zur 
Verminderung der Milchproduktion? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich glaube nicht, daß die 
beabsichtigte Verteuerung so, wie sie von der Kom-
mission vorgeschlagen worden ist, diesen Effekt 
haben wird. Es geht auch um finanzpolitische Über-
legungen von seiten der Kommission. Die Bundes-
regierung hat sich bisher nicht zustimmend zu diesen 
Vorschlägen geäußert. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die Fra-
gen 80 bis 82 des Abgeordneten Biechele auf: 

Erlauben die bisherigen Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Untersuchungen der Außenstelle Weißenau des Astronomischen 
Instituts der Universität Tübingen (Leiter Professor Dr. R. 
Mühleisen) den Schluß, daß die Hagelabwehr, vor allem zum 
Schutze der Obstanbaugebiete, erfolgreich mit Raketen betrieben 
werden kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese wissenschaftlichen Unter-
suchungen zu fördern? 

Werden in anderen Ländern ebenfalls Versuche zur Hagel-
abwehr durchgeführt? 

Die Fragen werden auf seinen Wunsch schriftlich 
beantwortet. Die Antwort liegt noch nicht vor. Sie 
wird nach Eingang im Sitzungsbericht abgedruckt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir kommen zu 
den Fragen 83 bis 85 des Herrn Abgeordneten Mül-
ler (Worms) : 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung daraus zu 
ziehen, daß bei Ausfuhren von Getreideerzeugnissen geringe Ab-
weichungen von der „Erstattungsverordnung Getreide, Reis, 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
Schweinefleisch, Eier, Geflügelfleisch und Fett" zur Verweigerung 
der Erstattung und zu langwierigen Prozessen führen, obgleich 
bei unterschiedlichen Analysenergebnissen mindestens der Er-
stattungssatz der Erstattungsstufe gewährt werden könnte, den 
die Verwaltung als erfüllt ansieht, und somit lediglich wegen der 
Differenz zu streiten wäre? 

Sieht die Bundesregierung ein, daß die großen bis zu 50 %  

betragenden Unterschiede zwischen dem innergemeinschaftlichen 
und dem Weltmarktpreisniveau für den Exporteur zum wirt-
schaftlichen Ruin führen können, wenn bei geringfügigen Ab-
weichungen Erstattungen prinzipiell verweigert werden und so-
mit gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verstoßen 
wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
Untersuchungen bei Ausfuhren so beschleunigt werden, daß 
Wartezeiten von 12 und mehr Monaten ausgeschlossen sind 
und bei amtlicher Musterziehung auch dem Exporteur ein Muster 
ausgehändigt wird? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich bitte, mir zu gestatten, 
die beiden ersten Fragen wegen des Sachzusammen-
hanges gemeinsam zu beantworten und die dritte 
Frage anschließend. 

Zu den Fragen 1 und 2 darf ich folgendes sagen. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Verweigerung der Erstattung eine Härte bedeuten 
kann, wenn die ausgeführte Ware nur geringfügig 
von der in der Ausfuhrlizenz angegebenen abweicht. 
In diesen Fällen sollte die Erstattung für die Quali-
tät gegeben werden, die tatsächlich ausgeführt wor-
den ist. Bislang stehen einer solchen Regelung das 
geltende Recht und die Rechtsprechung der deut-
schen Gerichte entgegen. 

Die Bundesregierung hat im April 1969 bei der 
Kommission eine entsprechende Ergänzung der ein-
schlägigen Verordnung Nr. 473/67/EWG beantragt. 
Die Kommission hat nach eingehender Aussprache 
im Verwaltungsausschuß Getreide zugesagt, einen 
Vorschlag baldmöglichst vorzulegen. Eine alle Be-
teiligten befriedigende Lösung ist allerdings schwie-
rig, weil bei zu großzügiger Handhabung die Ge-
fahr des Mißbrauchs besteht. 

Die Bundesregierung hat ihrerseits national für 
Mehl, Grütze und Grieß von Mais sowie für geschäl-
ten Hafer, bei denen am häufigsten Schwierigkeiten 
aufgetreten sind, eine vorläufige Regelung getrof-
fen. Sie ist durch Bekanntmachung der Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel im Bun-
desanzeiger Nr. 63 vom 1. April 1969 publiziert wor-
den. 

Zur dritten Frage: Bei den Untersuchungen für 
Ausfuhrerstattungen vergehen zwischen dem Ein-
gang der Probe und der Erstattung des Gutachtens 
regelmäßig nur knapp zwei Wochen. Eine Wartezeit 
von 12 Monaten ist mir nur bekanntgeworden beim 
Verlust von Ausfuhrpapieren. 

Bei der amtlichen Probenahme werden zwei Mu-
ster gezogen, von denen eines bei der Zollstelle 
verbleibt und in Zweifelsfällen zur Verfügung steht. 
Es ist den Exporteuren freigestellt, eine weitere 
Probe für sich zu ziehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Müller (Worms). 

Müller (Worms) (SPD) : Herr Bundesminister, ist 
Ihnen bekannt, daß im Falle eines Hamburger Expor-
teurs von der Verwaltung der Vorschlag gemacht  

worden ist, so zu verfahren, wie Sie eben vorge-
schlagen haben, daß nämlich bei einer geringfügigen 
Abweichung der Ausgleich auf der nächstniedrige-
ren oder -höheren Stufe zu erfolgen hat, daß dann 
aber der Exporteur die Verpflichtung eingehen 
mußte, über die Differenz keine Klage zu führen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Der Fall ist mir nicht be-
kannt. Ich bin gern bereit, ihn zu untersuchen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Müller (Worms). 

Müller (Worms) (SPD) : Den gleichen Fall betrifft 
es auch, daß eine Erstattung in der Größenordnung 
von 4,5 Millionen 18 Monate später zunächst zurück-
gefordert wurde, daß dieser Betrag nach langwie-
rigen Verhandlungen jedoch erlassen worden ist. 
Ist Ihnen das bekannt? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaften und Forsten: Nein, aber Herr Kollege, 
wir müssen ja immer mit menschlichen, mit allzu 
menschlichen Dingen rechnen. Davon werden wir 
nie ganz befreit sein. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Müller. 

Müller (Worms) (SPD) : Herr Bundesminister, 
darf ich zu meiner Befriedigung aus Ihren Ausfüh-
rungen entnehmen, daß auf Grund der von Ihnen 
getroffenen neuen Regelung solchen Erscheinungen 
in der Zukunft im wesentlichen wird vorgebeugt 
werden können? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe Frage 86 
des Herrn Abgeordneten Weigl auf: 

Bis wann dürfte sich eine zu erwartende Entscheidung der 
EWG-Kommission so auswirken, daß in allen EWG-Ländern 
die Milch Tbc-frei aus den Kuhställen zur Vermarktung geliefert 
wird? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Bisher bestehen keine Vor-
schriften der Gemeinschaft, nach denen innerhalb 
der Mitgliedstaaten nur Milch zur Vermarktung ge-
liefert werden darf, die aus tuberkulosefreien Rin-
derbeständen stammt. In allen Mitgliedstaaten be-
stehen aber staatliche Verfahren zur Bekämpfung 
der Rindertuberkulose. Mit Hilfe dieser Verfahren 
sind in einigen Ländern die Rinderbestände ganz, in 
den übrigen der größere Teil frei von Tbc gewor-
den. Gegenwärtig wird in Brüssel beraten, welche 
gesundheitlichen und tierseuchenrechtlichen Anfor-
derungen für Milch und Milcherzeugnisse im inner-
gemeinschaftlichen Handel zu stellen sind. Bis zum 
Inkraftreten einer solchen gemeinschaftlichen Vor-
schrift behalten die nationalen Bestimmungen Gül-
tigkeit. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
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Bundesminister Höcherl 
in der ganzen Gemeinschaft möglichst bald nur 
Milch zur Vermarktung kommen darf, die aus tuber-
kulose- und brucellosefreien Beständen stammt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Weigl. 

Weigl (CDU/CSU) : Herr Minister, würde die Ab-
schlachtung aller noch nicht Tbc-freien Kühe im 
EWG-Bereich zu einer wesentlichen Reduzierung 
der Überproduktion auf dem Milchsektor führen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich kenne die genauen Zah-
len über die Tbc-Bestände in anderen Ländern nicht. 
Aber das wäre zweifellos ein Reduktionsmittel, aber 
ein ziemlich teures, bei dem wir kostenmäßig wahr-
scheinlich beteiligt würden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Weigl? — Keine Frage. Bitte, Herr Bauer. 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Herr Minister, 
ist sichergestellt, daß mit der vermutlich eines 
Tages kommenden Abschlachtungsaktion wenigstens 
der Effekt verbunden wird, daß man nicht wahllos 
Tierbestände abschlachtet, sondern in erster Linie 
solche noch nicht gesunden Bestände in anderen 
Ländern? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Die Abschlachtungsaktion 
soll mit der Aufgabe der Milchproduktion verbun-
den sein. Man kann hier nicht eine zweite Kategorie 
einführen, weil sonst der Haupteffekt nicht erzielt 
wird. Aber es gibt gar keinen Zweifel, daß mit einer 
solchen Abschlachtungsaktion erfreulicherweise auch 
dieser Nebeneffekt verbunden sein wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Bauer. 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Ist Ihnen be-
kannt — ich bin sicher, es ist Ihnen bekannt —, daß 
gerade Tierbestände, die solche Erkrankungen auf-
weisen, nicht immer die schlechtesten Milchtiere 
sind? Das hat sich auch bei uns in der Bundesrepu-
blik bei der Sanierung der Bestände ergeben. Von 
daher dürften beide Zwecke miteinander zu verbin-
den sein. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja, man wird sie pragma-
tisch verbinden müssen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Unertl zu 
einer Zusatzfrage. 

Unertl (CDU/CSU) : Sind in Ihrem Hause Über-
legungen in der Form im Gange, daß man auch prüft, 
ob diese Abschlachtungsprämie nicht in der Form 
einer Erstattung gewährt werden könnte und damit 
ein Export von hochwertigem Milchvieh in Länder 
wie Nordafrika möglich wäre? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Mir ist das Motiv Ihrer 
Frage durchaus bekannt. Wenn man aber Abschlach-
tung und Prämien parallel hat, ist das noch viel 
besser als Erstattung an Stelle von Abschlachtung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Unertl. 

Unertl (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, um auf 
die Frage von Herrn Weigl noch einmal einzu-
gehen: Bis wann ist damit zu rechnen, daß in der 
EWG-Kommission für alle in der EWG zusammen-
geschlossenen Länder einheitliche Veterinärbestim-
mungen kommen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Die Deutschen sind der drän-
gende Teil. Ihre Frage, Herr Kollege, ist eine Frage 
an meine prophetische Gabe, und die ist nicht sehr 
entwickelt. Wir können nur drängen. Es wird soweit 
sein, wenn die anderen fünf zustimmen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Gleissner 
fragt weiter. 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
ist Ihnen bekannt, warum bayerische Molkereien 
Aufdrucke auf ihren Butterpackungen, die für Quali-
tät werben und wichtig sein können, wie z. B. „Tbc

-

frei", wieder entfernen und das Material vernichten 
mußten? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Weil bei uns „Tbc-frei" 
selbstverständlich ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Gleissner. 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Wäre aber diese 
Werbung „Tbc-frei" etc. nicht im Sinne des Milch-
absatzes und im Interesse unserer Erzeuger und 
Verbraucher werbewirksam und erfreulich? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich hätte nichts dagegen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Unertl, Ihr 
Kontingent ist erschöpft; es tut mir leid. 

Die Fragen aus dem Geschäftsbereich sind beant-
wortet. Vielen Dank, Herr Minister. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Wirtschaft. Zur 
Beantwortung ist Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Dr. Arndt anwesend. 
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Vizepräsident Dr. Mommer 

Ich rufe zunächst die Fragen 46 bis 48 der Frau 
Abgeordneten Blohm auf: 

Trifft es zu, daß ein Staatssekretär des Bundeswirtschafts-
ministeriums versucht hat, •  den  Vorstand der Stiftung Warentest 
zum Rücktritt zu bewegen? 

Wenn ja, was waren die Motive? 

Wie vereinbart sich dieses Vorgehen mit dem bei der Errich-
tung der Stiftung von der Stifterin ausdrücklich erklärten Willen 
zur völligen Unabhängigkeit der Stiftungsorgane? 

Dr.  Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Präsident, 
darf ich die Fragen 46 bis 48 zusammen beantwor-
ten? 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wenn Frau 
Blohm einverstanden ist, bitte. — Sie widerspricht 
nicht. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Es trifft nicht 
zu, daß ein Staatssekretär des Bundesministeriums 
für Wirtschaft versucht hat, den Vorstand zum Rück-
tritt zu bewegen. Der Hergang ist vielmehr folgen-
der. Anläßlich der Beratungen über die Mittel für 
die Stiftung Warentest hatten im vergangenen Jahr 
sowohl der Haushaltsausschuß als auch der Aus-
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen dieses 
Hohen Hauses eine wirksamere und handlungs-
fähigere Ausgestaltung der Stiftung Warentest ge-
fordert. Der Vorstand der Stiftung schlug hierauf 
eine Satzungsänderung vor. In dieser war u. a. vor-
gesehen, den derzeitigen Vorstand zu einem Ver-
waltungsrat mit Aufsichtsratsfunktionen umzuge-
stalten. Die Mehrheit des Vorstands der Stiftung 
Warentest stand dabei auf dem Standpunkt, daß 
nach Annahme dieser neuen Satzung der bisherige 
Vorstand zurücktreten sollte. Diese Aufassung 
wurde dann schließlich vom gesamten Vorstand 
akzeptiert. Am 23. Juni 1969 hat der Vorstand der 
Stiftung in einer internen Beratung die neue Sat-
zung einstimmig angenommen. Er wird auf eigenen 
Wunsch zum 1. Januar 1970 zurücktreten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Dr. Elbräch-
ter, eine Zusatzfrage. 

Dr. Elbrächter (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wenn ich Sie recht verstanden habe, hat der Staats-
sekretär im Wirtschaftsministerium nicht den ge-
samten Vorstand kontaktiert und versucht, ihn zum 
Rücktritt zu bewegen. Ist aber einzelnen Vorstands-
mitgliedern in dieser Weise nahegelegt worden — 
ich möchte das Wort „Druck" vermeiden —, zurück-
zutreten? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Elbrächter, die Mehrheit des Vorstands und auch 
alle Gruppen, die im Wirtschafts- und Verbraucher
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ausschuß der Stiftung vertreten waren, standen auf 
dem Standpunkt, daß nach Annahme einer neuen 
Satzung, die für einen Vorstand ein völlig neues 
Betätigungsfeld und völlig andere Funktionen vor-
sieht, der alte Vorstand, der unter ganz anderen 

Voraussetzungen verpflichtet worden ist, zurück-
treten sollte. Das ist auch die Meinung des Bundes-
ministers für Wirtschaft. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Elbrächter. 

Dr. Elbrächter (CDU/CSU) : Ist es möglich, die 
neue Satzung der Stiftung Warentest kennenzuler-
nen, und sind Sie bereit, diese Satzung den Frak-
tionen zuzuleiten? 

Dr.  Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Selbstver-
ständlich, Herr Kollege Elbrächter! Meines Wissens. 
ist das auch bereits geschehen. Es wird nur in dem 
Gedränge der letzten beiden Wochen nicht mehr 
zu der notwendigen Beratung im Haushaltsausschuß 
kommen können. Es wird dem sechsten Deutschen 
Bundestag vorbehalten bleiben müssen, die ent-
sprechenden Konzequenzen zu ziehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere Zu-
satzfrage, zunächst Herr Barche. 

Barche (SPD) : Herr Staatssekretär, die Aufgaben 
des Vorstands und der Geschäftsführung der Stiftung 
Warentest sind in der Satzung bisher nicht klar ge-
nug voneinander getrennt. Das hat die Arbeit der 
Stiftung erschwert. Hat die Bundesregierung bei der 
Konzipierung der neuen Satzung dafür Sorge ge-
tragen, daß eine klare Trennung zwischen den Auf-
gaben des Kontrollorgans Vorstand und des Lei-
tungsorgans Geschäftsführung besteht? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege, 
die neue Satzung ist ein Vorschlag des Vorstands. 
In diesem Vorschlag wird meines Erachtens mit Er-
folg versucht, diese Trennung herbeizuführen. Das 
Dilemma der alten Satzung besteht darin, daß es ein 
Vorstand mit ehrenamtlichen Aufgaben war und die 
Geschäftsführung eigentlich das zu erledigen hatte, 
was normalerweise der Vorstand einer derartigen 
Institution zu tun hat. Dieser Dualismus ist in der 
neuen Satzung vermieden. Es wird ein festbesoldeter 
Vorstand sein, und es wird darüber hinaus einen 
Aufsichtsrat und ein Kuratorium geben. Ich bin 
sicher, daß wir im Herbst in den zuständigen Aus-
schüssen des Deutschen Bundestages zu einer Be-
ratung über diese neue Satzung kommen werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Frau Blohm. 

Frau Blohm (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ich hätte gern noch gewußt, wann die neue Satzung 
in Kraft treten soll. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Die neue Sat-
zung wird erst dann in Kraft treten können — so ist 
es konzipiert —, nachdem dieses Haus zumindest 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Arndt 
durch die beiden zuständigen Ausschüsse seine Auf-
fassung zu der neuen Satzung geltend gemacht hat. 
Es ist klar, eine Stiftung wie die Stiftung Warentest 
ist unabhängig, aber sie erhält nennenswerte öffent-
liche Dotationen im Jahr, und ein gewisses Maß an 
Konsultationen mit der geldgebenden Instanz, also 
mit diesem Hohen Haus, ist wahrscheinlich auch in 
Zukunft unbedingt notwendig. 

Vizepräsident Dr.  Mommer: Noch eine Frage, 
Frau Blohm. 

Frau Blohm (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
mir schien die Frage, die Herr Dr. Elbrächter ge-
stellt hatte, doch nicht ganz richtig oder nicht voll-
ständig beantwortet, und ich hätte deshalb gerne 
noch gewußt: Ist es nicht so gewesen, daß der Staats-
sekretär des Hauses — ob mit Wissen oder ohne 
Wissen seines Ministers, kann ich nicht beurteilen — 
einzelne Mitglieder des Vorstandes angerufen und 
mit ihnen gesprochen hat, daß es doch gut wäre, 
wenn sie von sich aus den Beschluß faßten zurück-
zutreten, und wie ist dieser Beschluß insgesamt zu-
stande gekommen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Der Beschluß 
ist ein Beschluß des Vorstandes, und zwar der Mehr-
heit des Vorstandes, und besagt: Wenn das in Zu-
kunft keine ehrenamtliche, sondern eine besoldete 
Funktion ist, müssen wir von neuen Gegebenheiten 
ausgehen, müssen wahrscheinlich neue Verträge 
möglicherweise mit neuen Persönlichkeiten geschlos-
sen werden. Es ist selbstverständlich, daß der Bun-
desminister für Wirtschaft — durch wen auch immer 
befragt; in diesem Falle auf dem Wege über einen 
Staatssekretär befragt — sagt, daß dies der einzig 
mögliche Weg ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Frau Blohm. 

Frau Blohm (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
Sie haben meine Frage und auch die Frage von 
Herrn Dr. Elbrächter immer noch nicht beantwortet. 
Ich hätte gern gewußt, ob der Staatssekretär mit ein-
zelnen Vorstandsmitgliedern, bevor der Beschluß 
gefaßt worden ist, die Rücktrittsabsicht telefonisch 
besprochen hat. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist mir 
nicht bekannt, Frau Kollegin Blohm. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
von  Herrn Lenders. 

Lenders (SPD) : Herr Staatssekretär, nach der 
bisherigen Satzung der Stiftung ist die Verabschie-
dung einer neuen Satzung eigentlich Aufgabe so-
wohl des bisherigen Vorstandes als auch der Stifte-
rin, der Vorstand muß das also im Einvernehmen 
mit der Stifterin machen. Sind Sie sicher, daß die 
Verabschiedung der neuen Satzung nicht vor Herbst  

erfolgt, d. h. bis die zuständigen Ausschüsse des 
Bundestages dazu Stellung genommen haben? Ich 
persönlich bin nicht so sicher. Würden Sie das bitte 
einmal prüfen lassen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Selbstverständ-
lich, Herr Kollege Lenders. Der Bundeswirtschafts-
minister, das zuständige Ministerium im Rahmen 
der Bundesregierung, wird in dieser Richtung Erkun-
digungen einziehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Lenders. 

Lenders (SPD) : Für den Fall, .daß es vorher zu 
einer Verabschiedung der neuen Satzung käme, was 
durchaus Rechtens wäre, darf ich Sie  fragen, Herr 
Staatssekretär: Wären Sie bereit, darauf hinzuwir-
ken, daß entsprechend dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 15. Januar 1969 im Zusammen-
hang mit der Verabschiedung des Textilkennzeich-
nungsgesetzes dafür Sorge getragen wird, daß in 
der neuen Satzung für die Stiftung Warentest die 
Möglichkeit eröffnet wird, auch Qualitätskennzei-
chen oder Qualitäts- oder Gütesiegel zu vergeben? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Lenders, ich kann mir einfach nicht vorstellen — das 
mag aber an meiner Phantasie liegen —, daß diese 
Satzung autonom in Kraft gesetzt wird, ohne mit 
der geldgebenden Körperschaft, und das ist der 
Deutsche Bundestag, vertreten durch seine Aus-
schüsse, Fühlung genommen zu haben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank für 
die Beantwortung dieser Fragen, Herr Staatssekre-
tär. 

Ich rufe dann die Fragen 49, 50 und 51 des Ab-
geordneten Dr. Hammans auf: 

Ist es unter Bezugnahme auf meine Fragen in der Fragestunde 
am 27. März 1969 inzwischen zu den gegenseitigen Berichterstat-
tungen über die tatsächlichen Beihilfen für Investitionen und 
Infrastrukturmaßnahmen durch die einzelnen EWG-Mitglied-
staaten gekommen? 

Wann wird die Angelegenheit im Ministerrat behandelt? 

Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, als ersten 
Schritt zur Harmonisierung der Beihilfenpraxis eine Subventions-
beschränkung der Höhe nach zu vereinbaren, damit das Über-
bieten der Mitgliedstaaten aufhört? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt vom 
2. Juli 1969 lautet: 

Die Kommission überprüft laufend die Beihilfesysteme der 
Mitgliedstaaten. Erst vor kurzem wurden die deutschen Bei-
hilfen von den Mitgliedstaaten gemeinsam mit der Kommission 
erörtert. Infrastrukturmaßnahmen sind nicht Gegenstand dieser 
Beratungen, da sie dem Beihilfenverbot des Art. 92 EWG-Ver-
trag nicht unterliegen. 

Parallel zu diesen zu beantragenden Prüfungen bemüht sich 
die Kommission, ein Verfahren zu entwickeln, in dem wichtige 
Einzelfälle vorab gemeldet und geprüft werden. Die Bundes-
regierung ist damit einverstanden; sie ist auch bereit, Vor-
schläge für eine generelle Beschränkung von Beihilfen in der 
Gemeinschaft zu erörtern. 

Gegenwärtig läßt sich noch nicht übersehen, ob ein neues 
Prüfungsverfahren durch eine Verordnung (d. h. unter Einschal-
tung des Ministerrates) oder durch eine Entscheidung der Kom-
mission in Kraft gesetzt werden soll. 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
Ich rufe die Fragen 52 und 53 des Abgeordneten 

Raffert auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Haushalt der Film-

förderungsanstalt für das Jahr 1969 nur 1870,— DM als Zusatz-
beträge für die Förderung von Prädikatsfilmen und anderen 
Filmen nach § 9 Abs. 1 des Filmförderungsgesetzes ausgewiesen 
werden konnten? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus dieser Tat-
sache, die dem Sinn des Filmförderungsgesetzes, „die Qualität 
des deutschen Films auf breiter Grundlage zu steigern" (§ 2 des 
Filmförderungsgesetzes), entgegensteht? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt vom 
2. Juli 1969 lautet: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß im Haushalt der Film-
förderungsanstalt für das Jahr 1969 insgesamt nur 1870,— DM 
für Zusatzbeträge gemäß § 9 Filmförderungsgesetz (FFG) zur 
Verfügung stehen, d. h. für eine zusätzliche Förderungshilfe an 
die Hersteller prädikatisierter oder sogenannter guter Unter-
haltungsfilme. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, welche Konsequenzen 
aus dieser Haushaltssituation der Filmförderungsanstalt gezo-
gen werden müssen, um den vom Gesetzgeber in § 2 Abs. 1 
Nr. 1 FFG erstrebten Erfolg zu erzielen, die Qualität des deut-
schen Films auf breiter Grundlage zu steigern. 

Ich rufe die Fragen 54 und 55 des Abgeordneten 
Dr. Meinecke auf: 

Wieviel prädikatisierte Filme konnten bislang nicht aus Mitteln 
der Filmförderungsanstalt gefördert werden, weil sie die für 
diese Filme vorgesehene Einspielergebnisgrenze von 300 000 DM 
nicht erreicht haben? 

Welche Maßnahmen kann die Bundesregierung ergreifen oder 
vorschlagen, um möglichst sicherzustellen, daß Prädikatsfilme die 
Forderung nach dem Filmförderungsgesetz erhalten? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. 

Eine Förderungshilfe aus Mitteln der Filmförderungsanstalt 
wird dem Hersteller eines Prädikatsfilms gezahlt, sobald er 
nachweist, daß sein Film innerhalb von zwei Jahren nach seiner 
Erstaufführung in einem Filmtheater in der BRD einschließlich 
des Landes Berlin Bruttoverleiheinnahmen in Höhe von minde-
stens 300 000 DM hat. Bei Dokumentarfilmen stehen ihm hierfür 
sogar 5 Jahre zur Verfügung. 

Von den 40 seit dem 1. Januar 1967 in der BRD einschließlich 
des Landes Berlin erstaufgeführten Prädikatsfilmen haben be-
reits 17 Filme diese Voraussetzungen erfüllt. Bei 2 Prädikats-
filmen konnten die nach dem Gesetz erforderlichen Bruttoverleih
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einnahmen innerhalb der genannten Zweijahresfrist nicht ein-
gespielt werden. Bei den übrigen 21 läuft diese Frist noch. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, ob die bisher schon 
im Filmförderungsgesetz enthaltene Ausnahmevorschrift für 
jährlich 3 mit dem Prädikat „besonders wertvoll" ausgezeichnete 
Filme (§ 8 Abs. 2 Satz 3 Filmförderungsgesetz) auf die Dauer 
ausreicht, um den Prädikatsfilm der Systematik des Gesetzes 
folgend günstiger zu stellen. 

Ich rufe die Fragen 56 und 57 des Abgeordneten 
Ravens auf: 

Hält die Bundesregierung das gegenwärtige Auslandsnetz der 
Exportunion der deutschen Filmindustrie e. V. (Wiesbaden) für 
ausreichend, um den deutschen Film im Ausland erfolgreich an-
bieten und angemessen repräsentieren zu können? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die Organisation und Finanzierung der Exportunion der 
deutschen Filmindustrie e. V. (Wiesbaden) zu verbessern? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. 

Selbständige Vertretungen des deutschen Films im Ausland 
bestehen nicht. Die Bundesregierung fördert jedoch durch Zu-
schüsse das Entsenden von Vertretern der Export-Union der 
deutschen Filmindustrie e. V. nach London, Paris, Rom, Madrid, 
Buenos Aires und Rio de Janeiro. 

Ausstattung und Ausstellungsmöglichkeiten dieser Vertretun-
gen genügen nicht. Ferner erscheint die Errichtung von Vertre-
tungen in Tokio, New York, Stockholm, Hongkong und zu-
mindest in einer der osteuropäischen Hauptstädte wünschenswert. 
Das Bundesministerium für Wirtschaft hat die Filmförderungs-
anstalt unter Hinweis auf deren gesetzlichen Auftrag nach § 2 
Abs. 1 Nr. 6 Filmförderungsgesetz aufgefordert, hierfür Vor-
schläge zu unterbreiten. 

Ich rufe die Frage 58 des Abgeordneten Zebisch 
auf: 

In welcher Weise wird die Bundesregierung die Hochkonjunk-
tur zur Intensivierung der regionalen und sektoralen Struktur-
politik nutzen? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt vom 
2. Juli 1969 lautet: 

Die Bundesregierung hat in den letzten Monaten verschie-
dene Maßnahmen ergriffen, um die Kräfte der Hochkonjunktur 
auch für die Strukturpolitik zu nutzen. In diesem Zusammenhang 
möchte ich u. a. erwähnen, daß das Regionale Förderungspro-
gramm einmalig in diesem Jahr aus Mitteln des binnenwirt-
schaftlichen Absicherungsprogramms um 150 Mio DM auf 320 
Mio DM aufgestockt wurde. Bei der Fortschreibung der mehr-
jährigen Finanzplanung des Bundes wird noch zu prüfen sein, 
in welcher Höhe das Regionale Förderungsprogramm auch in den 
folgenden Monaten aufgestockt werden kann. 

Des weiteren wurden die Richtlinien des Regionalen Förde-
rungsprogramms erheblich verbessert und die früher übliche 
Förderung mit zinsgünstigen Krediten voll durch die wirksamere 
Zuschußförderung ersetzt. 

Das Hohe Haus hat ferner vor einigen Tagen als neues 
Finanzierungsinstrument für die Strukturpolitik eine 10%-Investi-
tionszulage rückwirkend ab 1. Januar 1969 beschlossen. 

Zusammen mit den Regionalen Aktionsprogrammen, die zur 
Zeit von den Ländern erarbeitet werden, sind damit sowohl 
in finanzieller wie auch in organisatorischer und planerischer 
Hinsicht die Weichen gestellt, um die gegenwärtige Konjunktur-
lage zur Verbesserung der Regionalstruktur zu nutzen. 

Ich rufe die Fragen 59 und 60 des Abgeordneten 
Seifriz auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß im Rahmen dieses 
Aktionsprogrammes der Unterweserraum ein Schwerpunktgebiet 
der industriellen Entwicklung sein muß? 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß eine von 
den beteiligten Bundesländern und Landkreisen zu gründende 
„Entwicklungsgesellschaft Unterweser" einer beschleunigten und 
gezielten Erschließung und wirtschaftlichen Entwicklung des 
Unterweserraums dienlich sein würde, und ist die Bundesregie-
rung bereit, die Gründung und die Arbeit einer solchen Gesell-
schaft zu unterstützen? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt vom 
2. Juli 1969 lautet: 

In dem Regionalen Aktionsprogramm „Nord- und West-
Niedersachsen" wird, Auskünften der Niedersächsischen Landes-
regierung zufolge, der Bedeutung des Unterweserraumes durch 
die Festlegung von gewerblichen Schwerpunktorten und von 
Förderungsmaßnahmen und -mitteln entsprechend Rechnung 
getragen werden. 

Im Rahmen dieses Programms könnte eine von den beteiligten 
Ländern und Landkreisen zu gründende Entwicklungsgesellschaft 
Unterweser ein geeignetes Instrument der Wirtschaftsförderung 
sein. Darüber müssen sich jedoch zunächst Niedersachsen und 
Bremen verständigen. 

Sobald das Ergebnis vorliegt, wird die Bundesregierung un-
verzüglich prüfen, in welcher Weise die Gesellschaft gegebenen-
falls durch den Bund unterstützt werden könnte. 

Ich rufe die Frage 61 des Abgeordneten Ravens 
auf: 

Hat die Landesregierung Niedersachsen das seit längerem 
angekündigte Regionale Aktionsprogramm für Nordwest-Nieder-
sachsen unter Einschluß des gesamten Regierungsbezirks Stade 
inzwischen dem Bundeswirtschaftsminister vorgelegt? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. 

Die Niedersächsische Landesregierung hat das Regionale 
Aktionsprogramm „Nord- und West-Niedersachsen" dem Bun-
deswirtschaftsminister bisher noch nicht vorgelegt. Nach Aus-
kunft des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft und 
Verkehr soll das Programm am 4. Juli 1969 zwischen den be-
teiligten Ressorts abschließend erörtert und dann unverzüglich 
dem Bundesminister für Wirtschaft zugeleitet werden. 

Nach dem Entwurf soll der gesamte Regierungsbezirk Stade 
in das Regionale Aktionsprogramm „Nord- und West-Nieder-
sachsen" einbezogen werden. 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
Wir haben noch einige Minuten für die Fragen 

aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung. Zur Beantwortung ist der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Adorno hier. Ich rufe 
zunächst die Fragen 62, 63 und 64 des Abgeordneten 
Dr. Kreutzmann auf: 

Trifft es zu, daß eine wesentliche Erweiterung des Truppen
-übungsplatzes Schwarzenborn im Knüllgebiet beabsichtigt ist? 

Ist es der Bundesregierung bekannt, daß seitens der hessischen 
Landesregierung und der kommunalen Behörden des Knüllgebiets 
ein Knüllentwicklungsplan geschaffen wurde, in dessen Rahmen 
bereits erhebliche finanzielle Investitionen zum Ausbau des 
Knülls als Fremdenverkehrsgebiet vorgenommen wurden? 

Ist es der Bundesregierung bekannt, daß bei dem dünnen 
industriellen Besatz des Knüllgebietes der Fremdenverkehr eine 
entscheidende Grundlage der Existenz- und Lebenssicherung der 
dortigen Bevölkerung darstellt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Präsident, 
ich würde die drei Fragen wegen ihres Sachzusam-
menhanges gerne zusammen beantworten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Der Fragesteller 
ist einverstanden. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, 
wegen des großen Mangels an Übungsplätzen prüft 
die Bundeswehr seit Jahren laufend, in welcher 
Weise zusätzliche Übungsmöglichkeiten geschaffen 
werden können. In diesem Zusammenhang werden 
auch Überlegungen angestellt, bestehende Truppen-
übungsplätze in geeigneter Weise zu erweitern. 
Ob eine solche Erweiterung für den Truppen-
übungsplatz Schwarzenborn anzustreben ist, wird 
zur Zeit überprüft. Sollte diese Überprüfung aus 
militärischer Sicht ein positives Ergebnis haben, 
wird im Raumordnungsverfahren nach dem Landbe-
schaffungsgesetz die Landesregierung eingeschaltet 
werden, um die Belange der Zivilbevölkerung zu 
vertreten. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die hes-
sische Landesregierung einen Entwicklungsplan für 
das Knüllgebiet vorsieht. Einzelheiten, insbesondere 
über Investitionen, liegen dem Bundesministerium 
der Verteidigung nicht vor. 

Der Bundesregierung ist auch der von Ihnen, Herr 
Kollege, angesprochene Fremdenverkehr bekannt. 
Diese Frage würde eventuell von der Landesregie-
rung im Raumordnungsverfahren anzusprechen sein. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kreutzmann. 

Dr. Kreutzmann (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß Schwarzenborn als Schießplatz 
für größerkalibrige Waffen völlig ungeeignet ist, 
da sich nach geologischen Untersuchungen die Ge-
fahr einer totalen Vermoorung des Geländes im 
Falle eines Einsatzes von großkalibrigen Waffen 
ergibt? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, 
Truppenübungsplätze haben sehr verschiedenartige 
Aufgaben zu erfüllen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Kreutzmann. 

Dr. Kreutzmann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
bestehen Absichten, den Truppenübungsplatz 
Schwarzenborn, der bisher ja nur für Übungen mit 
Infanteriewaffen vorgesehen war, auch für den Ein-
satz von Panzer- und panzerbrechenden Waffen mit 
zu benutzen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das ist mir nicht 
bekannt. Ich weise noch einmal darauf hin, daß hier 
— auch was die Erweiterung angeht — überhaupt 
noch nicht von einer Absicht gesprochen werden 
kann, sondern nur von Prüfungen und Überlegun-
gen, die sich auf alle Truppenübungsplätze beziehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Stahlberg. 

Stahlberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, füh-
ren militärische Forderungen dieser Art, die auf 
eine Ausweitung von Truppenübungsplätzen abzie-
len, grundsätzlich zu einem Beschluß des Verteidi-
gungsministeriums, einem solchen Petitum nachzu-
geben? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, ob 
sich eine militärische Forderung nach Vergrößerung 
eines Truppenübungsplatzes überhaupt je verwirk-
lichen läßt, hängt von einer großen Zahl von Fak-
toren ab und richtet sich nach dem jeweiligen Ein-
zelfall. Die Erfahrung lehrt, daß solch eine Planung 
oft Jahre in Anspruch nimmt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Stahlberg. 

Stahlberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird 
sich das Bundesministerium der Verteidigung, falls 
die militärische Forderung zu einer Planung in die-
ser Richtung führen sollte, in den dortigen kommu-
nalen Parlamenten und z. B. bei den Grundstücks-
eignern über deren Absichten unterrichten? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das wird selbst-
verständlich der Fall sein. Im übrigen wird die Bun-
desregierung in einem solchen Fall alle Gesichts-
punkte, die dafür und die dagegen sprechen, sorg-
fältig prüfen und miteinander abwägen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Kreutzmann. 
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Dr. Kreutzmann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
Werden dabei auch die besonders mißliche wirt-
schaftliche Situation dieses Raumes, die in einer 
sehr geringen industriellen Bestückung ihren Nie-
derschlag findet, und die Tatsache, daß der Fremden-
verkehr dort für die wirtschaftliche Entwicklung 
eine Lebensnotwendigkeit darstellt, Berücksichti-
gung finden? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Sicher wird das 
mit zu berücksichtigen sein, insbesondere dann, 
wenn die zuständige Landesregierung diese Ge-
sichtspunkte rechtzeitig geltend macht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage mehr. 

Die Fragen 65, 66 und 67 der Abgeordneten Frau 
Korspeter werden vom Bundesverkehrsminister 
schriftlich beantwortet. 

Dann rufe ich die Frage 68 des Herrn Abgeordne-
ten Zoglmann auf: 

Hält es die Bundesregierung für notwendig, daß Truppen eines 
befreundeten NATO-Partners derartige Manöverschäden auf land

-

wirtschaftlich genutztem Grund und Boden verursachen, wie sie 
jüngst im Amt Windheim zu Lande vorgekommen sind, obwohl 
sich in unmittelbarer Nähe ein Truppenübungsplatz der Bundes-
wehr befindet? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, 

I wenn Sie erlauben, würde ich Ihre drei Fragen gern 
im Zusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Zoglmann 
ist einverstanden. Dann rufe ich noch die Fragen 69 
und 70 des Herrn Abgeordneten Zoglmann auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um darauf 
hinzuwirken, daß in Zukunft solche Schäden verhindert werden 
können? 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß Manöver in 
der Hauptwachstumszeit abgehalten werden anstatt im Herbst? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, im 
vorliegenden Fall handelt es sich um eine Übung 
britischer Truppen in Stärke von 600 Mann mit 40 
Räderfahrzeugen und 80 Schützenpanzerwagen. Im 
Rahmen dieser Übung ist vom 23. bis 25. April 1969 
an der Weser im Raum nördlich von Minden das 
Überqueren von Gewässern geübt worden. 

In Anschluß an die Übung sind nach Mitteilung 
des Finanzministeriums des Landes Nordrhein

-

Westfalen nur 21 Schadensanträge wegen Übungs-
schäden angemeldet worden. Dabei soll sich der 
Schaden in einem Fall auf 10 000 DM, in fünf weite-
ren auf 1000 DM und in den restlichen Fällen auf 
zwischen 250 DM und 150 DM belaufen. 

Übungsschäden dieses überwiegend verhältnis-
mäßig geringen Ausmaßes hält die Bundesregierung 
im Hinblick auf den Übungszweck für vertretbar. 
Das in der Nähe des Übungsraumes gelegene Pio-
nier-Übungsgelände dei Bundeswehr konnte von 
den britischen Streitkräften nicht benutzt werden,  

weil diese Anlage noch nicht fertiggestellt war und 
im übrigen dem britischen Übungszweck nicht ent-
sprochen hätte. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich Schä-
den bei Truppenübungen nicht vermeiden lassen, 
insbesondere dann nicht, wenn die Truppe entspre-
chend dem Übungsauftrag auf privates Gelände an-
gewiesen ist. Die Entsendestreitkräfte haben gemäß 
Artikel 45 des Zusatzabkommens zum NATO-Trup-
penstatut das Recht, außerhalb ihrer militärischen 
Liegenschaften zu üben. Die Bundesregierung kann 
daher nur immer wieder auf die Entsendestreitkräfte 
dahin gehend einwirken, unvermeidbare Übungs-
schäden auf das unumgängliche Maß zu beschränken. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist es auch 
nicht zu vermeiden, daß außer den Herbstmonaten 
auch die übrigen Monate in das Gesamtübungsge-
schehen einbezogen werden, zumal von Übungen 
die Zeit der Frühjahrsbestellung, die Erntezeit, die 
Hauptreisezeit, Schlechtwetterperioden, kirchliche 
und andere Feiertage möglichst freigehalten wer-
den. Würden die Bundeswehr und die Entsende-
streitkräfte noch mehr bei der Planung ihrer Übun-
gen eingeschränkt, so würden sie den ihnen im Rah-
men der NATO erteilten Auftrag nicht mehr erfül-
len können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Zoglmann. 

Zoglmann (FDP) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie die zweite Hälfte des Monats April und die 
erste Hälfte des Monats Mai als eine Hauptwachs-
tumszeit ansehen oder nicht? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das hängt von 
der Witterung und den klimatischen Bedingungen 
ab, Herr Kollege Zoglmann. 

Zoglmann (FDP) : Darf ich noch eine Frage stel-
len. Sind Sie tatsächlich der Meinung, daß ein Scha-
den von 10 000 DM, der einem einzigen Besitzer 
bei einer solchen Übung erwächst, als ein gering-
fügiger Schaden — im Hinblick auf die Ertragslage 
der Landwirtschaft, anzusehen ist? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister .der Verteidigung: Für den, den es 
trifft, ist es sicherlich kein geringfügiger Schaden. 
Aber ich habe das im Zusammenhang mit den Schä-
den überhaupt dargelegt, die entstanden sind. 

(Vorsitz : Präsident von Hassel.) 

Präsident von Hassel: Ich rufe die Frage 71 
des Abgeordneten Dröscher auf: 

Trifft es zu, daß die ursprünglich geplante Erneuerung des 
Rollfeldes beim Flugplatz Pferdsfeld wegen Unklarheiten über 
den notwendigen Unterbau in diesem Jahr nicht durchgeführt 
werden kann und man sich mit Ausbesserungsarbeiten begnügt 
und deshalb die in diesem Jahr aufgewandten erheblichen Neben-
kosten für die monatelange Verlegung von Kampfeinheiten im 
nächsten Jahr in noch größerem Ausmaß entstehen werden? 
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Präsident von Hassel 
Ist der Abgeordnete im Saal? — Die Frage wird 

übernommen. Zur Beantwortung der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, ich 
kann Ihre Frage in der Form,  in .  der sie gestellt 
worden ist, nur mit Nein beantworten. 

Präsident von Hassel: Haben Sie eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Peiter? — Keine Zu-
satzfrage. 

Ich rufe die Frage 73 des Abgeordneten Schmitt

-

Vockenhausen auf: 
Läßt es sich ermöglichen, daß die Bundeswehr in ihre Übungen 

ebenfalls die für Lastwagen an den Wochenenden bei Ferien-
beginn und Ferienschluß bestehenden Verkehrsbeschränkungen 
einbezieht? 

Zur Beantwortung der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Schmitt-Vockenhausen: Ja, mit gewissen Einschrän-
kungen. 

Präsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, sind die Einschränkungen nicht so, daß sie 
das Ja wieder hinfällig machen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Nein. Nach § 3 
Abs. 3 der Verordnung des Bundesministers für 
Verkehr zur Erleichterung des Ferienreiseverkehrs 
auf der Straße im Jahre 1969 ist die Bundeswehr 
unter gebührender Berücksichtigung der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung von den Verboten 
der §§ 1 und 2 befreit, soweit das zuständige Wehr-
bereichskommando feststellt, daß dringende militä-
rische Bedürfnisse dies erfordern. Das ist die Vor-
aussetzung. 

Präsident von Hassel: Die Frage 72 des Abge-
ordneten Dr. Marx (Kaiserslautern) 

Wie werden Wehrdienstverweigerer in der „DDR" behandelt? 

wird im Einvernehmen mit dem Fragesteller schrift-
lich beantwortet. Die Antwort des Parlamentari-
schen Staatssekretärs Adorno vom 3. Juli 1969 lau-
tet: 

Im Gegensatz zu dem in westlichen Ländern möglichen Ersatz-
dienst leistet der Wehrdienstverweigerer in der SBZ nach § 25 
des Gesetzes über die allgemeine Wehrpflicht vom 24. 1. 1962 
und der Anordnung des Nationalen Verteidigungsrates der DDR 
vom 7. 9. 1964 einen „Wehrersatzdienst" als „Soldat ohne 
Waffe", jedoch in bewaffneten Organen mit der Folge, daß der 
Wehrdienstverweigerer auch der speziellen Militärgerichtsbarkeit 
untersteht. 

Innerhalb der NVA sind „Baueinheiten" (Bataillone und Kom-
panien) aufgestellt, die bis auf die Führer und Unterführer aus 
Wehrdienstverweigerern bestehen. Letztere tragen die Uniform 
ohne Dienstgradabzeichen und betreiben keine Formalausbildung. 
Sie werden meist zu Bauarbeiten in Verbindung mit militärischen 
Objekten eingesetzt. 

Bei Dienstantritt leisten sie ein Gelöbnis, „als Angehöriger der 
Baueinheiten durch gute Arbeitsleistungen aktiv beizutragen, daß 
die NVA . . . den sozialistischen Staat . . . verteidigen kann!" 

Die Verweigerung des Ersatzdienstes wird mit Gefängnis be-
straft. 

Damit sind wir am Ende der Fragestunde. Ich 
danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär, für die Beantwortung. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Punkt 55 
der Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen (9. Ausschuß) 
über den Raumordnungsbericht 1968 der Bun-
desregierung 
— Drucksachen V/3958, V/4372 —
Berichterstatter: Abgeordneter Erpenbeck 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Erpenbeck 
für seinen Bericht. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wort ge-
wünscht? — Herr Abgeordneter Erpenbeck hat das 
Wort. 

Erpenbeck (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es mag in man-
cher Hinsicht als beziehungsreich angesehen werden, 
daß als letzter Sachpunkt der Tagesordnungen die-
ser Legislaturperiode nunmehr ein Thema aufgeru-
fen ist, dessen Bedeutung und dessen Rang oft be-
schworen wird, das aber im Konzert politischer Ge-
staltung den ihm zukommenden Raum selten findet. 
Und doch wird sich jedes künftige Parlament so-
wohl zu Beginn als auch im Verlauf und zu Ende 
seiner Arbeit intensiv mit der Frage der Raumord-
nung befassen müssen, wenn die Lebensbedingun-
gen .der Bürger unseres Landes in der Zukunft ver-
bessert und gesichert werden sollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, am 
28. Juni 1967 hat dieses Hohe Haus die Bundesre-
gierung ersucht, im Raumordnungsbericht 1968 be-
sonderes Gewicht auf die Darstellung der zukünfti-
gen Entwicklungstendenzen in einem überschauba-
ren Zeitraum, der räumlichen Entwicklungsziele der 
Bundesregierung, insbesondere für die einzelnen 
Fachbereiche, und der zur Erreichung der Entwick-
lungsziele notwendigen Planungen und Maßnahmen 
zu legen. Der uns heute vorliegende Raumord-
nungsbericht 1968 ist nach unserer Meinung — das 
darf ich für die CDU/CSU-Fraktion erklären — die-
sem Auftrag im wesentlichen gerecht geworden. Ins-
besondere gibt der durch seine Analysen über 
Grundlagen und Tendenzen raumwirksamer Maß-
nahmen und Entwicklungen eine gute Übersicht. In 
dieser Hinsicht scheint er uns eine wertvolle und 
gute Ergänzung des Raumordnungsberichts 1966 zu 
sein, der seinen Schwerpunkt in der umfassenden 
Bestandsaufnahme hatte. Im Bericht des 9. Aus-
schusses, den abzugeben ich die Ehre hatte, ist auf 
die Schwerpunkte des Raumordnungsberichts 1968 
eingehend hingewiesen worden. Die dort festge-
stellten Sachverhalte und Konsequenzen entspre-
chen auch der Auffassung der CDU/CSU-Fraktion. 

Im Rahmen der heutigen Erklärung habe ich dazu 
zusätzlich folgendes zu bemerken. Ein dominieren-
des Kennzeichen unserer Zeit ist der rasche Wandel 
und eine sprunghafte, zum Teil rasante Entwicklung 
der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Struktu- 
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Erpenbeck 
ren. Für den in verschiedenen Bereichen wirkenden 
Politiker wird es zunehmend schwieriger, die ein-
zelnen Maßnahmen im Rahmen des vom Grundge-
setz postulierten Auftrags zur Wahrung bzw. Her-
stellung gleichwertiger Lebensbedingungen in allen 
Teilen der Bundesrepublik zu treffen. Eine zufrie-
denstellende Erfüllung dieses Verfassungsauftrags 
macht es zwingend erforderlich, dazu aber auch kon-
sequent, alle Maßnahmen sinnvoll zu koordinieren, 
die der Chancengleichheit aller Bürger in allen 
Räumen und Regionen der Bundesrepublik hinsicht-
lich der Lebensbedingungen und Bedürfnisse dienen 
sollen. 

In Kenntnis der raumbezogenen kulturellen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Grundbedingun-
gen wird die Wichtigkeit und der Rang raumord-
nundgspolitischer Maßnahmen besonders deutlich. 
Unsere Fraktion stimmt nicht der bisweilen anzu-
treffenden Meinung zu, daß Raumordnung geradezu 
ein Wundermittel zur konkreten politischen Gestal-
tung aller Lebensbereiche sei. Wohl aber meinen 
wir, daß der Raumordnung eine entscheidende 
Koordinierungsfunktion bei dem An- und Einsatz 
raumwirksamer Mittel und Förderungsmaßnahmen 
zukommt. 

Darum setzen wir uns dafür ein, daß die aus dem 
Raumordnungsbericht 1968 erkennbaren und zu 
ziehenden Konsequenzen weitgehend Bestandteil 
künftigen politischen Handelns werden müssen. 

Dabei weise ich auf folgende mir besonders wich-
tig erscheinende Punkte hin. 

1. Das im Raumordnungsbericht in Ansätzen er-
kennbare räumlich-konkrete Zielbild muß ohne Zeit-
verzug zu einer umfassenden raumordnungspoliti-
schen Konzeption für das gesamte Bundesgebiet 
ausgebaut werden. Der Erhaltung der durch Tech-
nisierung und Zivilisierung gefährdeten natürlichen 
Grundlagen ist verstärkte Aufmerksamkeit zuzu-
wenden. Die Tragfähigkeit des Raumes bildet ja 
letztlich die Basis menschenwürdigen und materiell 
überhaupt gesicherten Lebens. 

Innerhalb der Raumordnungskonzeption darf die 
relative Entwicklungsschwäche des nördlichen Bun-
desgebiets — und nach den Prognosen hält dieselbe 
an — nicht übersehen werden. Daß bei der Aufstel-
lung eines solchen Konzepts selbstverständlich die 
aus der Teilung unseres Landes entstandene raum-
ordnungspolitische Situation berücksichtigt werden 
muß, sei hier ausdrücklich betont. 

2. Die Koordinierungsmöglichkeiten und Koordi-
nierungsfunktionen der Raumordnung müssen zeit-
lich und in ihrer Intensität forciert werden. Der 
Raumordnungsbericht macht deutlich, daß die Chan-
cen, auf die weitere räumliche Entwicklung des 
Bundesgebiets nachhaltig Einfluß zu nehmen, bis 
1975 noch relativ gut sind, aber für die Zeit nach 
1975 geringer werden. Das geht eindeutig aus den 
Analysen und Prognosen zur Entwicklung der Be-
völkerungsstruktur und der wirtschaftlichen Ent-
wicklung hervor. 

3. Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt nachdrücklich 
die Ankündigung des für die Raumordnung zustän-

digen Ministers im Ausschuß, ein Bundesraumord-
nungsprogramm zu erarbeiten und vorzulegen. 

Unsere Fraktion hält es für dringend erforderlich, 
daß entsprechend den Zielen und Grundsätzen des 
Raumordungsgesetzes eine Zusammenfassung der 
raumwirksamen Mittel erfolgt. Das ist um so drin-
gender, wenn man weiß, daß im letzten Jahr 16 Mil-
liarden DM raumwirksamer Mittel ausgewiesen 
sind. Wir hoffen zuversichtlich, daß eine Koordinie-
rung und ein regionalisierter Einsatz raumwirk-
samer Mittel nicht an Ressorts- und Kompetenz-
schwierigkeiten scheitert. 

Auf die Koordinierungsverpflichtung der Bundes-
regierung möchte ich in diesem Zusammenhang be-
sonders hinweisen. Mit Sorge betrachten wir, daß 
die Verwaltungsreformbemühungen in den einzel-
nen Ländern erheblich auseinanderstreben. Die sich 
hier abzeichnenden Tendenzen können dazu führen, 
daß die relative Einheitlichkeit des gebietlichen 
Verwaltungsaufbaus der Bundesrepublik zunehmend 
beeinträchtigt und damit auch die Raumordnung 
nachteilig betroffen wird. Wir fordern die Bundes-
regierung auf, die Möglichkeit gemeinsamer Bera-
tung mit den Ländern nach § 8 des Raumordnungs-
gesetzes voll zu nutzen. 

Zum Schluß möchte ich für meine Fraktion auch 
darauf hinweisen, daß die große Aufgabe der Raum-
ordnung in der Bundesrepublik und über die Gren-
zen unseres Landes hinweg Notwendigkeiten und 
Chancen für junge Menschen aufzeigt, sich in die-
sem Bereich zu engagieren. Deswegen auch unsere 
Bitte an die Bundesregierung und die Länder, ge-
sicherte Grundlagen für die Aus- und Fortbildung 
im Bereich der Raumordnung und Raumplanung zu 
erarbeiten; denn, meine Damen und Herren, ohne 
den begeisterten Einsatz und ohne die von der Auf-
gabe überzeugte Einsatzbereitschaft junger Men-
schen werden wir die Möglichkeiten der Raumord-
nung niemals voll zum Wohle aller Bürger unseres 
Staates nutzen können. Daß das aber so sein soll, 
diese Bitte möchten wir der Bundesregierung noch 
einmal nachdrücklich nahelegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, die Geschäftslage sieht so aus, daß sich noch 
zwei Vertreter der Fraktionen und zu einer kurzen 
Schlußerklärung der Herr Minister gemeldet haben. 
Mit Rücksicht auf die große Bedeutung dieses Tages-
ordnungspunktes, aber auch mit Rücksicht darauf, 
daß wir alle ein wenig unter Zeitnot stehen, 

(Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

ist es notwendig, daß sich die Beteiligten, die noch 
sprechen werden, wirklich kurzfassen. Das ist die 
Bitte, die ich, glaube ich, namens des ganzen Hauses 
aussprechen darf. 

(Beifall.) 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Jacobi. 
Es folgt der Abgeordnete Jung. 

(Zurufe von der FDP.) 
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Jacobi (Köln) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich werde die Ungeduld des 
Hauses nur wenige Minuten in Anspruch nehmen. 

(Beifall.) 

Es ist in der Tat so, daß hier heute zu einer sehr un-
glücklichen Stunde ein Tagesordnungspunkt aufge-
rufen wurde, dem wir größte Beachtung zu schenken 
hätten und der an sich auch verdienen würde, aus-
giebig behandelt zu werden. Ich habe aber bereits 
seit gestern abend gespürt, daß es, wenn man der 
Geschäftslage des Hauses Rechnung tragen will, un-
möglich ist, hier lange Ausführungen zu machen, und 
habe infolgedessen das, was ich zur Sache zu sagen 
habe, schriftlich fixiert. Ich werde es nach wenigen 
Bemerkungen, die ich jetzt noch mache, zu Protokoll 
überreichen. 

Ich beschränke mich deshalb jetzt auf einige Fol-
gerungen, die wir aus dem Raumordnungsbericht 
1968 ziehen, aus einem Bericht, zu dem sowohl Posi-
tives als auch Kritisches zu sagen ist. Die Folgerun-
gen, die wir ziehen, darf ich in sieben Punkten zu-
sammenfassen. 

1. Die im Raumordnungsgesetz verankerten Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung bedürfen drin-
gend der weiteren Konkretisierung. 

2. Auf diesen konkretisierten Zielen und den mit-
telfristigen Prognosen aufbauend, ist die Entwick-
lung einer raumordnerischen Konzeption für die ge-
samte Bundesrepublik Deutschland, eines Bundes-
raumordnungsprogramms, das übrigens die SPD be-
reits in ihrem Regierungsprogramm 1969 forderte, 
überfällig. 

3. Die Koordinierung der raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen ist zu verbessern. 

4. Unabdingbare Voraussetzung zur besseren 
Abstimmung der raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen des Bundes ist die alsbaldige Vorlage 
der  zusammenfassenden Darstellung der großräumi-
gen und langfristigen raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen des Bundes, wie sie das Bundes-
raumordnungsgesetz von 1965 fordert. 

5; Beim Einsatz der raumbedeutsamen Mittel ist 
mehr denn je auf die Bildung räumlicher Schwer-
punkte zu achten. 

6. Eine intensive Politik zur Sanierung der zu-
rückgebliebenen Gebiete darf nicht zu einer Ver-
nachlässigung der Strukturprobleme der Verdich-
tungsräume führen. 

7. Im Vordergrund der künftigen Raumordnungs-
politik müssen in Verdichtungsgebieten städtebau-
liche Ordnungsmaßnahmen und in zurückgebliebe-
nen Gebieten städtebauliche Entwicklungsmaßnah-
men stehen. 

Es ist auf das tiefste zu bedauern, daß diese Auf-
gaben wegen des Scheiterns des Städtebauförde-
rungsgesetzes in dieser Legislaturperiode vorerst 
nur unbefriedigend bewältigt werden können. 

Nur wenn diese Forderungen erfüllt werden, 
meine Damen und Herren, ist Raumordnung nicht 
bloß auf dem Papier, sondern auch in der Praxis  an

-

gewandte Gesellschaftspolitik. Nur dann kann die 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung 
unserer räumlichen Umwelt so gesteuert werden, 
daß die freie Entfaltung der Persönlichkeit im Rah-
men der Gemeinschaft in zufriedenstellender Weise 
gesichert ist. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und 
gebe meine übrigen Ausführungen zu Protokoll. *) 

(Beifall.) 

Präsident von Hassel: Herr Kollege Jacobi, 
der besondere Dank des Hauses hat Sie dieses Mal 
begleitet. 

Das Wort hat der Abgeordnete Jung. 

Jung (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Angesichts der Bedeutung 
der Raumordnung für unsere Zukunft wäre es na-
türlich notwendig, längere, grundsätzliche Ausfüh-
rungen zu machen, aber wegen der Geschäftslage 
möchte ich auch nur ganz kurz skizzieren, was ich zu 
diesem Raumordnungsbericht 1968 der Bundesregie-
rung sagen wollte. 

Ich darf mich darauf beschränken, zu sagen, daß 
ich an der Bundesregierung, insbesondere natürlich 
auch an dem zuständigen Ministerium, Kritik üben 
wollte, weil ich glaube, daß diesem ganz bedeut-
samen Kapitel bisher zuwenig Beachtung geschenkt 
wurde. Ich möchte damit die Forderung verknüpfen, 
daß die Zeitplanung für die Vorlage des nächsten 
Raumordnungsberichtes und für eine intensive De-
batte in diesem Hause so erfolgt, daß wir die Mög-
lichkeit haben, die Ziele der Raumordnung, aber 
auch die Auskünfte der Bundesregierung über ihre 
Verwirklichung, und zwar insbesondere über die 
finanzielle Verwirklichung, ausgiebig debattieren zu 
können. Hierzu ist zu sagen, daß wir bereits bei dem 
Bericht 1966 die Bundesregierung aufgefordert hat-
ten, uns zu unterrichten über die zukünftigen ge-
planten Maßnahmen der Bundesregierung zur Beein-
flussung der voraussichtlichen Entwicklung, und 
zwar wiederum insbesondere im Hinblick auf ihre 
finanzielle Verwirklichung. Diese Erwartung wurde 
nun wirklich nicht erfüllt. 

Ich habe mir zwar nur kurze Redenotizen gemacht, 
aber ich hoffe, daß die Herren vom Stenographi-
schen Dienst in der Lage sind, sie zu entziffern und 
daraus eine kurze Rede zu machen, 

(Heiterkeit) 

so daß Sie das im Anschluß nachlesen können. Ich 
nehme ja nur Rücksicht auf die Zeitnot, in der wir 
uns befinden. **) 

(Beifall.) 

Ich möchte Ihnen allen doch zum Schluß noch 
sagen, daß sich in der Raumordnung ein weites, 
ein bedeutendes Betätigungsfeld für uns alle eröff- 

*) Siehe Anlage 12 
**) Siehe Anlage 13 
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net, um unserem Volk eine menschenwürdige, eine 
glückliche Zukunft zu sichern. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Herr Abgeordneter, 
wir werden versuchen, daraus eine fulminante Rede 
zu machen. 

(Heiterkeit.) 

Das Wort hat der Herr Bundesinnenminister. 

Benda, Bundesminister des Innern: Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn es nicht täuscht, Herr Präsident, bin ich der 
letzte Redner, der sich zur Sache in der 5. Wahl-
periode des Deutschen Bundestages äußert. Manch 
einer mag sagen: schon einer zuviel! 

(Heiterkeit.) 

Ich werde mit der mir dankenswerterweise zur Ver-
fügung gestellten Zeit so rationell wie möglich um-
gehen, und ich bitte Sie, mir noch drei oder vier 
Minuten Gehör zu schenken. Es hat sicherlich in die-
sen vier Jahren in diesem Hause längere Reden 
gegeben als die, die Sie jetzt hören werden. 

Ich möchte nur eines in diesem Augenblick sagen, 
und vielleicht wird das auch manchem in diesem 
Hohen Hause neu sein. Worum geht es eigentlich 
bei dem Thema Raumordnung? Es scheint mir von 
beinahe symbolhafter Bedeutung — so zufällig, wie 
es ist — zu sein, daß wir jetzt als letztes über Raum-
ordnung reden. Es gibt kein Sachthema von den 
vielen Themen, die wir in den vergangenen vier 
Jahren in diesem Parlament zu behandeln hatten 
und sicherlich auch in den nächsten vier Jahren zu 
behandeln haben, das so zukunftsbezogen ist. Es 
gäbe für mich kein besseres Thema, das sich ein 
scheidendes Parlament als Fragestellung für die Zu-
kunft vornimmt, 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr gut!) 

als das Thema der Raumordnung. 

Der Bericht, meine Damen und Herren, der die 
Grundlage unserer Überlegung ist — und ich bin 
dankbar für die Kommentare der Herren Vorred-
ner —, gibt eine Bestandsaufnahme, mehr nicht. Ich 
glaube, mehr kann er auch nicht geben. Aber die 
Frage, die daran anknüpft, ist natürlich: Was ge-
schieht in der Zukunft? 

In den Beratungen des Kommunalpolitischen Aus-
schusses vor einigen Wochen habe ich etwas vorge-
tragen, was ich mit einem Arbeitstitel als den Ent-
wurf eines Bundesraumordnungsprogramms be-
zeichnet habe. Herr Kollege Jacobi hat für seine 
Fraktion und seine Partei ähnliche Gedanken, sehr 
zusammengefaßt, noch einmal wiederholt. Ich freue 
mich, zu hören, daß bereits der Urheberrechtsstreit 
über die Sache angeht. Das ist eigentlich ein gutes 
Zeichen dafür, daß man sich in der Sache einig ist, 
wenn man wechselseitig für sich das Verdienst in 
Anspruch nimmt. Das will ich jetzt gar nicht disku-
tieren. Das ist auch gar nicht wichtig, sondern wich-
tig ist jetzt die Sachfrage. 

Meine Damen und Herren, ich will nicht mehr tun, 
als Sie mit ganz kurzen Sätzen auf die Bedeutung 
der Sache aufmerksam zu machen. Ich werde mir er-
lauben, da ich keine vorbereitete Rede habe,  die  ich 
zu Protokoll geben könnte, und da ich den Herren 
Protokollführern nicht zumuten möchte, auch meine 
Stichworte noch zu einer Rede zusammenzubauen, 
Ihnen das, was ich im Kommunalpolitischen Aus-
schuß ausgeführt habe, einzeln zuzuschicken, um 
Ihnen die Möglichkeit zu geben, das in einer ruhi-
gen Stunde nachzulesen. Ich würde Sie herzlich ein-
laden, das zu tun. Sie werden merken — Herr Kol-
lege Erpenbeck hat darauf schon mit einigen Bemer

-

kungen Bezug genommen —, meine Damen und 
Herren, hier ist ein ganz wichtges, ein hochpoli-
tisches, übrigens auch hochbrisantes Thema. 

Es geht nämlich um die Frage, ob und wie es ge-
lingt, die Vergabe von Bundesmitteln, die nach den 
bisherigen Erfahrungen in der Größenordnung von 
etwa 16 Milliarden  DM  jährlich liegen, in einer 
Weise zu koordinieren und zu lenken, daß ihre 
Raumwirksamkeit gewährleistet ist; eine Möglich-
keit, die wir bisher nicht gehabt haben. Zählt man 
zu diesem immerhin beachtlichen Betrag die etwa 
40 Milliarden DM, die im Bereich der Länder, der 
Gemeinden und der übrigen Körperschaften mittel-
bar in gewisser Weise beeinflußt werden, hinzu, 
dann wird man erkennen, um welche Größenord-
nung und damit um welches gewaltige politische 
Unternehmen es bei dieser Sache geht. 

Meine Damen und Herren, wir haben in der Ver-
gangenheit so etwas wie eine Euphorie über die 
raumordnungspolitischen Möglichkeiten, insbeson-
dere des Bundes, gehabt. Diese Zeit scheint mir vor-
bei zu sein. Wir sind zu nüchternen Erkenntnissen 
gekommen und — und das ist das Wichtigere — zu 
der Folgerung, daß wir jetzt daran gehen müssen, 
ein Instrument zu schaffen, das den Bund in die 
Lage versetzt, dem schon erwähnten Verfassungs-
auftrag mit den Möglichkeiten eines Bundesraum-
ordnungsprogramms, wie ich sie hier in ganz weni-
gen Worten angedeutet habe, nachzukommen; um 
es noch einmal inhaltlich zu bezeichnen: es geht 
um eine konkrete gesamträumliche Zielvorstellung 
für die Entwicklung des Bundesgebiets. Das, meine 
Damen und Herren, wird die Aufgabe der vor uns 
liegenden nächsten Wahlperiode sein. Ich meine, 
daß die Bundesregierung — das wird dann nur die 
kommende, die nächste Bundesregierung sein kön-
nen — dem nächsten Bundestag so bald, wie es 
eben geht — und darunter würde ich mir vorstel-
len: Ende dieses oder Anfang des nächsten Jah-
res —, ein konkretisiertes und in den Einzelheiten 
ausgearbeitetes Programm zur Beratung und als-
baldigen Verabschiedung vorlegen sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Ich danke Ihnen, Herr 
Bundesminister. 

Meine Damen und Herren, Sie haben die Druck-
sache V/4372 mit dem Antrag des Ausschusses vor-
liegen. Wer dem Ausschußantrag zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
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die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ich stelle die 
einstimmige Annahme fest. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abge-
ordneter Dr. Mommer erbeten. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben in diesen Wochen 
eine große Arbeitslast bewältigt. Jetzt ist noch ein 
Teilpunkt übriggeblieben: die restlichen Fragen der 
Fragestunde. Wir müßten, wenn wir uns an den 
ursprünglichen Plan hielten, deswegen morgen noch 
eine Plenarsitzung abhalten. Ich würde das für sehr 
unvernünftig halten. Ich schlage vor, daß wir unsere 
Kollegen, die Fragen gestellt haben, auf den Weg 
der schriftlichen Beantwortung verweisen, und be-
antrage deswegen, daß das Haus beschließen möge: 
morgen versammelt es sich nicht. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident von Hassel: Ich sehe aus dem Bei-
fall, daß vermutlich das Wort zu diesem Geschäfts-
ordnungsantrag nicht mehr gewünscht wird.  — 
Dann  lasse ich darüber abstimmen. Wer dem An-
trag, daß wir uns morgen nicht mehr zur Fragestunde 
versammeln, zustimmt, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Gegen 
zwei Stimmen hat das Haus so beschlossen. Damit 
entfällt für morgen die Präsenzpflicht. 

Inzwischen hat mich ein interfraktioneller Antrag 
im Zusammenhang mit der humanitären Hilfe für 
Biafra erreicht. Er kam erst vor wenigen Minuten 
und könnte deshalb nicht mehr ausgedruckt wer-
den. Sie sind wohl damit einverstanden, daß dieser 
Antrag, der von allen drei Fraktionen gemeinsam 
eingebracht worden ist, von mir verlesen wird und 
daß wir ihn dann hier annehmen. Der Antrag hat 
folgenden Wortlaut: 

Der Deutsche Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag hat mit Sorge zur 
Kenntnis genommen, daß die Versorgungsflüge 
der humanitären Hilfsorganisationen in das 
eingeschlossene Gebiet Ost-Nigerias eingestellt 
werden mußten. Im Interesse der Versorgung 
der Zivilbevölkerung würde es der Deutsche 
Bundestag begrüßen, wenn die Hilfsflüge so 
rasch wie möglich wieder aufgenommen und 
außerdem ein Wasserweg für den Transport 
von Nahrungsmitteln und Medikamenten geöff-
net werden könnte, damit die Gefahr einer 
erneuten schweren Hungersnot, die das Leben 
von Hunderttausenden von Kindern, Frauen, 
Alten und Kranken bedroht, abgewendet wird. 

In diesem Zusammenhang drückt der Deutsche 
Bundestag gegenüber der nigerianischen Regie-
rung seine Hoffnung aus, daß in Ausführung 
ihrer früher bereits generell erteilten Zustim-
mung zu Hilfsflügen und durch die Öffnung 
eines Wasserweges die  notwendigen Voraus-
setzungen für eine rasche Durchführung der 
Transporte geschaffen werden. 

Zugleich drückt der Deutsche Bundestag seine 
Hoffnung aus, daß auch General Ojokwu die 

notwendigen Genehmigungen erteilt und alle 
Maßnahmen trifft, die zur Durchführung der 
Versorgungstransporte der humanitären Hilfs-
organisationen notwendig sind. 

Die Bundesregierung wird ersucht, sich den 
obengenannten Appell zu eigen zu machen und 
darüber hinaus in ihren Bemühungen fortzufah-
ren, eine Befriedung dieses Raumes herbeizu-
führen. 

Ich gehe davon aus, daß das Wort nicht ge-
wünscht wird. Wer diesem Antrag seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Ich stelle einstimmige Annahme dieses Antrages 
fest. 

Meine Damen und Herren, mit der Erledigung der 
Tagesordnung stehen wir am Ende der Parlaments-
arbeit dieser 5. Legislaturperiode. 

Ich kann dem Hause mitteilen, daß nach dem 
Überfall auf unsere Kollegin Frau Geisendörfer die 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft und der Krimi-
nalpolizei erfolgreich gewesen sind. Vor wenigen 
Minuten hat der Täter die Tat gestanden. Ich 
spreche sicherlich in Ihrem Namen, wenn ich den 
beteiligten Beamten den Dank des Hauses für ihren 
konzentrierten Einsatz ausspreche. 

(Allseitiger Beifall.) 

Ich habe bereits in den frühen Morgenstunden unse-
rer Kollegin die besten Wünsche des Hauses zur 
baldigen Genesung übermittelt. 

Wir haben heute voraussichtlich zum letztenmal 
vor den kommenden Wahlen getagt. Wir alle hof-
fen, daß uns politische Ereignisse nicht zwingen, 
vor dem 28. September erneut zusammenzutreten. 
Am 19. Oktober 1969 um 24 Uhr endet die Legislatur-
periode. Nach § 1 der Geschäftsordnung des Bun-
destages obliegt es dem amtierenden Präsidenten, 
den neuen Bundestag einzuberufen, der spätestens 
am 30. Tag nach der Wahl zusammentreten muß, 
d. h. in diesem Jahr in der Zeit zwischen Montag, 
dem 20., und Dienstag, dem 28. Oktober. 

Bevor wir auseinandergehen, möchte ich noch 
einen kurzen Blick zurücklenken auf das parlamen-
tarische Geschehen der vergangenen vier Jahre, in 
denen wir hier gemeinsam gearbeitet haben. 

Lassen Sie uns als erstes noch einmal unserer 
19 Kolleginnen und Kollegen gedenken, die wir in 
diesen vier Jahren verloren haben. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Es sind dies der Abgeordnete und erste Bundes-
kanzler der Bundesrepublik Deutschland, Dr. Ade-
nauer, die Abgeordneten Braun, Dr. Dehler, Erler, 
Dr. Frede, Gibbert, Hussong, Dr. Jaksch, Mengel-
kamp, Merten, Dr. Philipp, Frau Dr. Probst, Reinholz, 
Dr. Seebohm, Schlüter, Stein (Mainz), Dr. Verbeek, 
Wellmann und Wilper. 

Am 3. August 1967, also während dieser Legis-
laturperiode, verstarb auch ein ehemaliges Mitglied 
dieses Hauses, dem ganz unstreitig ein besonderer 
Ehrenplatz in der deutschen Parlamentsgeschichte 
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zusteht: Paul Löbe, der einstmalige Präsident des 
Deutschen Reichstages. 

Sie haben sich in Gedanken und im Gedenken an 
unsere verstorbenen Kollegen von Ihren Plätzen er-
hoben. Ich danke Ihnen. 

In diesen vier Jahren sind 19 Abgeordnete durch 
Niederlegung ihres Mandates ausgeschieden. 

Meine Damen und Herren! Auch in dieser Legis-
laturperiode ist der Bundestag wieder regelmäßig 
zu Arbeitssitzungen in Berlin zusammengetreten 
und hat dadurch seine Verbundenheit mit der alten 
deutschen Hauptstadt bekundet. Er hat sich durch 
den Versuch der anderen Seite, den freien Zugang 
seiner Mitglieder nach Berlin zu verhindern und ihre 
Sitzungen dort zu stören, nicht beirren lassen. Uns 
allen ist noch in frischer Erinnerung, wie die Ver-
antwortlichen in Ostberlin versucht haben, durch 
massive Drohungen die Abhaltung der Bundesver-
sammlung zur Wahl des neuen Bundespräsidenten 
in diesem Jahr zu verhindern. Wir haben unser 
Recht auf Sitzungen in Berlin wahrgenommen und 
sind entschlossen, uns auch in Zukunft nicht von 
Drohungen, nicht von Behinderungen, nicht von 
Störungen einschüchtern zu lassen. 

In den hinter uns liegenden vier Jahren haben wir 
besonders deutlich gespürt, daß wir auf vielen Le-
bensgebieten in eine Epoche des beschleunigten 
Wandels eingetreten sind. Stärker als vorher und 
auf vielen Gebieten zugleich sind in den letzten 
Jahren Kräfte der Veränderung sichtbar geworden. 
Sie haben die Themen auch der Beratungen dieses 
Parlaments wesentlich mitbestimmt. Der Bundestag 
hat lebhafte, von der Öffentlichkeit mit Interesse 
verfolgte Debatten geführt, die durch diese Erschei-
nungen des Wandels ausgelöst wurden. Von der 
Situation des Bildungs- und Hochschulwesens und 
der Unruhe unter der jungen Generation bis zur 
Energiepolitik, von den großen Reformen im Straf-
recht bis zur Finanzverfassung, von Stabilisierungs-
maßnahmen in Wirtschaft und Finanzen bis zur 
Verabschiedung der Verfassungsänderungen zur 
Vorsorge für den Ernstfall, von der Lohnfortzahlung 
bis zum Lastenausgleich für die Mitteldeutschen aus 
der Zone — es gibt wohl kein Gebiet, mit dem sich 
dieses Haus nicht zu beschäftigen hatte. 

Es waren darunter große Gesetzeswerke, an denen 
der Bundestag schon seit vielen Jahren gearbeitet 
hatte. Aber der 5. Bundestag hat nicht nur Reform-
werke weitergeführt und abgeschlossen, an denen 
seit langer Zeit gearbeitet wurde. Er selbst hat neue 
Wege eröffnet. Der Bundestag hat manche Gelegen-
heit wahrgenommen, das Verhältnis von Parlament 
und Regierung und die Gewichtsverteilung zwischen 
ihnen neu zu durchdenken. 

Es kann nicht Sache des Präsidenten sein, am Ende 
einer Legislaturperiode Ergebnis und Erfolg der 
Arbeit des Parlaments im einzelnen darzustellen und 
zu würdigen. Sie werden mir, so hoffe ich, darin zu-
stimmen, daß man eine zusammenfassende Darstel-
lung, gleichsam die Bilanz des Parlaments, in schrift-
licher Form vorlegen sollte. Der nüchterne Betrachter 
dieser Bilanz wird sich dann selbst ein Urteil bilden 
können. 

Lassen Sie mich dennoch einige sehr wenige Zah-
len nennen, die ausdrücken, wie die Arbeit eigent-
lich aussah. Der Bundestag trat in vier Jahren zu 
247 Plenarsitzungen zusammen, Das sind 50 mehr 
als in der Wahlperiode zuvor. Wir verabschiedeten 
436 Gesetze. Wir behandelten 4450 Vorlagen. Die 
Zahl der Mündlichen Anfragen betrug mehr als 
10 000 und hat sich im Vergleich mit der vergange-
nen Legislaturperiode mehr als verdoppelt. Die 
Plenartätigkeit findet in über 13 000 Seiten der ge-
druckten Stenographischen Berichte ihren Nieder-
schlag. Das sind ein Drittel mehr als in der Legis-
laturperiode zuvor. Wer zu lesen versteht, weiß, 
was sich an Arbeit und an Bemühungen um gemein-
same Lösungen hinter diesen Zahlen verbirgt. 

Auf der Ausschußebene hat der Bundestag häufi-
ger öffentliche Sitzungen abgehalten. In dieser 
Wahlperiode ist das Verfahren der Anhörung zum 
erstenmal ausgiebig zur Anwendung gekommen, bei 
dem Sachverständige und Vertreter von betroffenen 
Verbänden und Interessengruppen gehört wurden, 
die sich im Stadium der Ausschußberatungen äußern 
konnten. Im vorhergehenden Bundestag, dem 4. Bun-
destag, waren es vier verschiedene Themen, zu 
denen in sechs öffentlichen Sitzungen Anhörungs-
verfahren durchgeführt wurden. In diesem Bundes-
tag sind es dagegen 31 Themen; in 56 Sitzungen 
wurden sie in öffentlichen Anhörungsverfahren be-
handelt. Diese Gegenüberstellung verdeutlicht, so 
scheint mir, daß wir die politischen Angelegenheiten 
unsere Gemeinwesens eingehend unter den Augen 
der Öffentlichkeit diskutieren. Ein Außenstehender 
kann sich kaum eine Vorstellung davon machen, 
wieviel Arbeit auf jedem Abgeordneten lastete. Bei 
vielen von Ihnen, meine Damen und Herren, ging 
die Arbeitsbelastung an die Grenze der physischen 
Leistungsfähigkeit, und ich meine, daß auf diese 
Tatsache auch einmal hingewiesen werden muß. 

Aus einigen dieser vorgetragenen Angaben über 
Verlauf und Umfang der Parlamentsarbeit ist zu er-
sehen, warum es für den Bundestag unumgänglich 
wurde, sich nun auch der Reform seiner eigenen 
Arbeitsmethoden und der Verfahrensweisen zuzu-
wenden. Zunächst waren es die unerträglich werden-
den Arbeitsbedingungen, der Druck der steigenden 
Arbeitslast und die damit verbundene Zeitnot. Aber 
uns haben noch andere Motive vor diese Aufgabe 
einer inneren Reform des Parlaments gestellt. Es 
besteht gar kein Zweifel, daß ein Teil der großen 
Reformgesetze, die wir hier in den letzten Jahren 
beschlossen haben, auf eine verfassungspolitische 
Gewichtsverlagerung zugunsten der Regierung hin-
auslaufen. Dieser Entwicklung durch entsprechende 
Reformen des Parlaments zu begegnen, war für uns 
eine nicht mehr zu übersehende Notwendigkeit. 

Wir haben begonnen, die Arbeit des Parlaments 
zu modernisieren, und ich bin überzeugt davon, daß 
der Bundestag in dem jetzt eingeleiteten und keines-
wegs schon abgeschlossenen Prozeß der Reform für 
die Weiterentwicklung des Parlamentarismus und 
für seine Anpassung an die Erfordernisse von Staat 
und Gesellschaft beispielhaft wirken wird. Diese An-
passung mag der Außenstehende auf den ersten 
Blick lediglich als eine Veränderung von Technik 
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und Verfahrensweisen oder als Einführung neuer 
Methoden ansehen. Wir haben die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen, eine Neuregelung und eine 
Straffung verschiedener Verfahrensweisen für Ple-
num und Ausschußarbeit beschlossen. Aber das ist 
gar nicht das Entscheidende. Entscheidend ist die 
diesen Maßnahmen zugrunde liegende Entschlossen-
heit, der starke und lebendige Wille dieses Hauses, 
die besten Bedingungen dafür zu schaffen, daß unser 
Land auch in Zukunft zeitgemäß parlamentarisch 
regiert wird. 

Es ist zuweilen behauptet worden, daß der Wan-
del der sozialen, der wirtschaftlichen und der tech-
nischen Lebensbedingungen notwendigerweise den 
Niedergang der parlamentarischen Regierungsform 
zur Folge habe. Doch wenn ein Parlament wie der 
Bundestag trotz der gerade im letzten Abschnitt 
einer Legislaturperiode zu bewältigenden Fülle 
dringender Arbeiten sich entschlossen und fähig 
zeigt, auch seine eigene innere Reform einzuleiten 
und wichtige Beschlüsse zu fassen, so kann dies nur 
als ein Zeichen der parlamentarischen Lebenskraft 
und des parlamentarischen Selbstbewußtseins ge-
wertet werden. 

Viele unter uns beenden mit dieser Wahlperiode 
ihre parlamentarische Arbeit. Den Kolleginnen und 
den Kollegen, die uns verlassen, möchte ich für die 
in diesem Hause geleistete Arbeit herzlich danken  

und ihnen die Anerkennung des Deutschen Bundes-
tages aussprechen. 

(Allseitiger Beifall.) 

Allen Mitgliedern dieses Hauses danke ich für die 
gemeinsame Arbeit zum Wohl des deutschen Volkes. 

Ich danke den Mitarbeitern der Verwaltung des 
Deutschen Bundestages, von deren loyaler Pflicht-
erfüllung und sachkundiger Mitarbeit ganz wesent-
lich unsere eigene Arbeit abhängt. 

(Allseitiger Beifall.) 

Ich danke vor allem meinen Kollegen im Präsi-
dium und den Mitgliedern des Ältestenrates für 
ihren Miteinsatz bei der Leitung dieses Hauses. 

(Beifall.) 

Meine Damen und Herren, Sie alle hätten sich 
wahrlich zunächst einmal eine Erholungspause ver-
dient, in der Sie auch Ihren Familien, die vieles ent-
behren mußten, zur Verfügung stehen können. Das 
ist es, was wir alle wohl zunächst einmal nötig 
hätten. Sie alle aber wissen auch, daß Sie in diesem 
Wahljahr sicher morgen schon wieder gefordert sein 
werden. Dennoch darf ich Ihnen ein wenig Aus-
spannung und Ruhe und dann die Kraft für unsere 
weitere Arbeit wünschen. 

Ich schließe die Sitzung. 

(Beifall.) 

(Schluß der Sitzung: 15.48 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten  

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Achenbach 5. 7. 
Dr. Aigner * 5. 3. 
Frau Albertz 4. 7. 
Dr. Apel * 5. 7. 
Arendt (Wattenscheid) * 5. 7. 
Dr. Arnold  5. 7. 
Dr. Artzinger * 5. 7. 
Bading * 5. 7. 
Bazille 5. 7. 
Behrendt * 5. 7. 
Bergmann * 5. 7. 
Dr. Birrenbach 4. 7. 
Dr. Brenck 15. 7. 
Dr. Burgbacher * 5. 7. 
Burgemeister 3. 7. 
Corterier * 5. 7. 
Deringer * 5. 7. 
Dichgans * 5. 7. 
Dr. Dittrich * 5. 7. 
Dröscher * 5. 7. 
Frau Dr. Elsner * 5. 7. 
Faller * 5. 3. 
Fellermaier * 5. 7. 
Dr. Friderichs 3. 7. 
Dr. Furler * 5. 7. 
Frau Geisendörfer 5. 7. 
Gerlach * 5. 7. 
D. Dr. Gerstenmaier 5. 7. 
Freiherr von und zu Guttenberg 15. 7. 
Hahn (Bielefeld) * 5. 7. 
Dr. Heck 5. 7. 
Hellenbrock 15. 7. 
Frau Herklotz ** 3. 7. 
Illerhaus * 5. 7. 
Dr. Ils 4. 7. 
Iven 5. 7. 
Jahn (Marburg) 4. 7. 
Killat 5. 7. 
Frau Kleinert 4. 7. 
Klinker * 5. 7. 
Kriedemann * 5. 7. 
Kühn (Hildesheim) 3. 7. 
Kulawig * 5. 7. 
Kunze 15. 7. 
Lautenschlager * 5. 7. 
Lemmer 5. 7. 
Lenz (Brühl) * 5. 7. 
Dr. Löhr * 5. 7. 
Lotze 15. 7. 
Lücker (München) * 5. 7. 
Mauk * 5. 3. 
Memmel * 5. 7. 
Dr. Mende 3. 7. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 4. 7. 
Metzger * 5. 7. 
Missbach 5. 7. 
Müller (Aachen-Land) * 5. 7. 
Dr. Müthling 5. 7. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Nellen 5. 7. 
Frau Pitz-Savelsberg ** 3. 7. 
Richarts * 5. 7. 
Riedel (Frankfurt) * 5. 7. 
Rock 5. 3. 
Dr. Schmidt (Offenbach) ** 3. 7. 
Schulhoff 4. 7. 
Frau Dr. Schwarzhaupt 3. 7. 
Springorum * 5. 7. 
D. Starke (Franken) * 5. 7. 
Dr. Stecker 5. 7. 
Steinhoff 15. 7. 
Frau Wessel 15. 3. 
Dr. Wilhelmi 5. 7. 

Anlage 2 	 Umdruck 733 

Antrag der Abgeordneten Stücklen, Wagner, 
Ott, Wieninger und Genossen zur Großen Anfrage 
der Fraktion der FDP betr. mittelständische Wirt-
schaft - Drucksachen V/4198, V/4441 -. 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. dem Deutschen Bundestag alsbald einen Gesetz-
entwurf zur Änderung des Einkommensteuerge-
setzes vorzulegen, der den buchführenden Steu-
erpflichtigen die Möglichkeit eröffnet, anstelle 
von beschränkt abzugsfähigen Sonderausgaben 
und prämienbegünstigten Aufwendungen für 
Konten- bzw. Bausparen in Höhe des nicht ent-
nommenen Gewinns eine steuerbegünstigte 
Rücklage zu bilden, die zur Eigenfinanzierung 
des Betriebes bestimmt sein soll. Die Rücklage 
soll mindestens die Höhe des nicht entnomme-
nen Gewinns, höchstens aber die Höchstbeträge 
der beschränkt abzugsfähigen Sonderausgaben 
und prämienbegünstigten Aufwendungen errei-
chen; 

2. dem Deutschen Bundestag alsbald einen Gesetz-
entwurf vorzulegen, nach dem das Entgelt für 
Arbeitsverhältnisse von Ehegatten im Betrieb 
des anderen Ehegatten auch dann nicht der Ge-
werbesteuer unterliegt, wenn keine Gütertren-
nung vorliegt. 

Bonn, den 1. Juli 1959 

Stücklen 
Wagner 
Ott 
Wieninger 
Dr. Althammer 

Bauer (Wasserburg) 
Dr. Becher (Pullach) 
Ehnes 
Dr. Franz 
Frau Geisendörfer 

*Für die Teilnahme an einer Tagung des Europäischen 
Parlaments 
** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Beraten-
den Versammlung des Europrats 
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Dr. Pohle 
Prochazka 
Röhner 
Schulhoff 
Dr. Schulze-Vorberg 
Stiller 
Unertl 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 

Geisenhofer 
Gierenstein 
Dr. Gleissner 
Dr. Jaeger 
Dr. Hudak 
Dr. Kempfler 
Krug 
Lemmrich 
Memmel 

Anlage 3 	 Umdruck 738 

Antrag der Fraktion der FDP zur Großen An-
frage der Fraktion der FDP betr. mittelständische 
Wirtschaft — Drucksachen V/4198, V/4441 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß in 
einer Wirtschaftsentwicklung mit schnellen tech-
nischen und wirtschaftlichen Veränderungen kleine 
und mittlere Unternehmen ohne hinreichende Kapi-
taldecke schwer zu kämpfen haben. Aber jede Wett-
bewerbswirtschaft mit dem Ziel einer bestmöglichen 
Verbraucherversorgung braucht eine Vielzahl von 
Betrieben unterschiedlicher Größe, die den vollen 
Wettbewerb garantieren. Aus diesem Grund müssen 
Bundestag und Bundesregierung den Schwierigkei-
ten, die durch geringe Unternehmensgröße, unzu-
längliche Kapitalkraft und Marktstellung entstehen, 
in der die Wirtschaft beeinflussenden Gesetzgebung 
Rechnung tragen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, insbeson-
dere zu beachten, daß 

1. in der Vorbereitung der großen Steuerreform 
besonderer Wert darauf gelegt wird, daß die 
Neugründung von Unternehmen und deren Ka-
pitalbildung erleichtert und die Einkommen-
steuerprogression im mittleren Bereich eher ge-
mildert als verschärft wird, 

2. die Wettbewerbsneutralität der Steuersysteme 
national und international verbessert wird, 

3. die Gewerbesteuer abgebaut wird, 

4. die Ergänzungsabgabe beseitigt wird, 

5. im Interesse einer europäischen Steuerharmoni-
sierung die Höhe der direkten Steuern gegen-
über den indirekten gesenkt wird, 

6. die Beteiligung der mittelständischen Wirt-
schaft bei der öffentlichen Auftragsvergabe wei-
ter verstärkt wird, 

7. die Rentenversicherung für Selbständige auf 
freiwilliger Basis geöffnet wird, 

8. den Altersversorgungswerken von Berufsgrup-
pen die Altlast erleichtert wird, 

9. bei Betriebsaufgabe aus Altersgründen für Al-
tersvorsorge Steuererleichterungen gewährt 
werden, 

10. im Wettbewerbsrecht alle Maßnahmen ergrif-
fen werden, die der mittelständischen Wirt

-

schaft gegenüber dem Großunternehmen die 
Möglichkeit erleichtert, sich im Wettbewerb zu 
behaupten. 

Bonn, den 1. Juli 1969 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 719 

Antrag der Fraktion der SPD zur Großen An-
frage der Fraktion der FDP betr. mittelständische 
Wirtschaft — Drucksachen V/4198, V/4441 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deut-
schen Bundestag bis Ende 1969 einen Gesetzentwurf 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes vor-
zulegen, der die Gewerbesteuerpflichtigen berech-
tigt, von ihrer Einkommen- oder Körperschaft-Steu-
erschuld einen festen für alle Gewerbesteuerpflich-
tigen einheitlichen Prozentsatz der von ihnen be-
zahlten Gewerbeertragsteuer in Abzug zu bringen. 
Dafür soll bei der Ermittlung des zu versteuernden 
Gewinns die Gewerbeertragsteuer unberücksichtigt 
bleiben. 

Der Prozentsatz ist so festzulegen, daß sich das 
Aufkommen an Einkommen- und Körperschaftsteuer 
nicht erhöht. 

Bonn, den 24. Juni 1969 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 732 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Maßnahmen zur 
außenwirtschaftlichen Absicherung gemäß § 4 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft — Drucksachen V/4331, 
V/4333, V/4494 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 werden Nummer 1 Buchstaben a und c 
sowie die Nummern 2 und 3 gestrichen. 

Bonn, den 1. Juli 1969 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 741 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Abzahlungsgesetzes — Drucksachen V/2309, 
V/4521 —. 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel I Nr. 1 wird § 1 b in der Fassung des Ent-
wurfs wiederhergestellt. In § 1 b Absatz 3 wird fol-
gende Nummer 4 eingefügt: 

„4. wenn der Verkäufer dem Käufer schriftlich das 
Recht einräumt, die gelieferte Sache binnen 
einer Frist von mindestens einer Woche nach 
Empfang zurückzugeben." 

Bonn, den 1. Juli 1969 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 

Anlage 7 	 Umdruck 742 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des von der SPD eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Abzah-
lungsgesetzes — Drucksachen V/2309, V/4521 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 Nr. 2 erhält § 6 a Abs. 3 folgende Fas-
sung: 

„(3) Erhebt der Käufer im Falle des Absatzes 2 
Nr. 2 gegen den Anspruch oder einen Teil des An-
spruchs Widerspruch (§ 694 ZPO) oder gegen den 
Vollstreckungsbefehl Einspruch (§ 700 ZPO), so ver-
weist das Gericht auf Antrag des Käufers den Rechts-
streit ohne mündliche Verhandlung an das nach Ab-
satz 1 zuständige Gericht. Wird die Verweisung be-
schlossen, so gilt der Rechtsstreit mit der Zustellung 
des Beschlusses als bei dem im Beschluß bezeich-
neten Gericht anhängig. Im übrigen sind die Vor-
schriften des § 276 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 der ZPO an-
zuwenden." 

Bonn, den 3. Juli 1969 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 8 	 Umdruck 743 

Änderungsantrag des Abgeordneten Dr. El-
brächter und Genossen zur zweiten Beratung des 
von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Abzahlungsgeset-
zes — Drucksachen V/2309, V/4521 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 Nr. 1 wird § 1 b in der Fassung des 
Initiativantrags — Drucksache V/2309 — wiederher-
gestellt. 

ln § 1 b Abs. 3 wird nach Nummer 2 folgende Num-
mer 2 a eingefügt: 

„2 a. bei Abzahlungsgeschäften über Verlagserzeug-
nisse, ausgenommen Zeitschriften und ähnliche 
Periodika." 

Bonn, den 3. Juli 1969 

Dr. Elbrächter und Genossen 

Anlage 9 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Frerichs (CDU/CSU) zu Punkt 56 
der Tagesordnung. 

Die Große Anfrage betreffend mittelständische 
Wirtschaft gibt Gelegenheit, auch einige grundsätz-
liche Bemerkungen zu den Gegenwartsfragen der 
Klein- und Mittelbetriebe vor dem Hohen Haus zu 
machen. Die Antwort der Bundesregierung auf 
Drucksache V/4441 bietet eine Fülle von Maßnahmen 
zur Erhaltung und Förderung der selbständigen 
Unternehmen und viele wertvolle Ansatzpunkte 
einer Hilfe zur Selbsthilfe, die genutzt werden soll-
ten, weil sie einmalig — ich wiederhole: einmalig — 
in  den vergleichbaren Ländern der westlichen Welt 
sind. Wir haben also durchaus ein gutes Gewissen, 
wenn heute über Lage und Entwicklung der mittel-
ständischen Wirtschaft gesprochen wird. 

Lassen Sie mich daher heute den Versuch machen, 
einen Blick in die Zukunft zu werfen, um die Ten-
denzen aufzuzeigen, mit denen der kleine und mitt-
lere Unternehmer rechnen muß. 

Die Ergebnisse von Wissenschaft und Forschung 
bestimmen das wachsende Tempo des technologi-
schen Wandlungsprozesses in allen Bereichen der 
Wirtschaft. Computertechnik und Kernenergie er-
obern die industrielle Produktion mittels numerisch 
gesteuerter Großanlagen und erzwingen neben der 
Massenfabrikation auch die Massendistribution. 
Nationale Märkte gehen in Wirtschaftsgemeinschaf-
ten auf, und politische Souveränitätsrechte werden 
auf supranationale Institutionen delegiert. Der 
Mensch erobert einerseits den Weltraum und fördert 
andererseits Entwicklungsprogramme für schwach 
industrialisierte Völker. Die Wirtschaft schlechthin 
bildet die Brücke über die ideologischen Gräben der 
Machtblöcke der Welt, die sich höher gerüstet denn 
je zuvor in der Geschichte der Menschheit gegen-
überstehen. 

Inmitten dieses rasanten, sich beschleunigenden 
Prozesses steht der Mensch, steuernd, mitgerissen, 
unterliegend, je nach dem Standort seiner Beteili-
gung. In der ersten und zweiten Phase der indu-
striellen Revolution war Zahl und Kraft der selb-
ständig Wirtschaftenden groß und mächtig. Sie ist 
heute noch bedeutend und wesentlich mitgestaltend 
an der Erstellung des Sozialprodukts, aber die Fra-
gen nach der Existenzerhaltung und Zukunftschance 
der selbständigen Unternehmer aller Wirtschafts-
stufen werden ernster, dringlicher, unsicherer, wenn 
es heißt, Weg und Standort in den kommenden 
Jahren zu bestimmen. Das ist so im produzierenden 
Sektor wie im Dienstleistungsbereich. Am deutlich- 
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sten ist diese Entwicklung im Handel aller Stufen 
sichtbar, wenn man von der Landwirtschaft einmal 
absieht. 
Die aufblühende, freiheitlich orientierte deutsche 

Volkswirtschaft ohne Gewerbezwang und Staats-
dirigismus förderte die Entfaltung Hunderttausender 
selbständiger Unternehmen im Handel, vornehmlich 
von Klein- und Mittelbetrieben, die europäische 
Spitzenleistungen erstellten. 
Ständige Kapazitätsausweitung in Industrie und 

Import, äußerste Verschärfung des Wettbewerbs 
untereinander und mit den vor- und nachgelagerten 
Wirtschaftsstufen, immer neue, rationellere Betriebs- 
und Vertriebsformen führten im Handel zur Lei-
stungsausweitung, Vergrößerung der Unternehmens-
einheiten, Intensivierung des Kapitaleinsatzes und 
ständiger Rationalisierung und Technisierung im 
Betriebsablauf. Verbraucherwünsche (nicht -bedürf-
nisse) und Verbraucherverhalten bestimmen Art und 
Weise der Dienstleistung in Angebot und Nachfrage. 
Der Konsument gebietet zunehmend, was herge-
stellt und gehandelt werden soll. Er ist der eigent-
liche „Markt-Macher" und „Markt-Entwickler" und 
wird es in Zukunft noch mehr sein. 

Dieser dynamische, sich beschleunigende Prozeß 
führt zu internen Strukturänderungen ungekannten 
Ausmaßes. Er muß in Verbindung mit der Entwick-
lung in den kommenden zehn Jahren in der Bundes-
republik gesehen werden, in der Ende der siebziger 
Jahre 10 Millionen mehr Menschen leben werden, 
jedoch in einem anderen Altersaufbau, in anderen 
Wohnungseinheiten, Städte- und Gemeindeformen, 
bei größerer Verkehrsdichte und differenzierter 
regionaler Streuung sowie mit anderen Kauf- und 
Verbrauchsgewohnheiten. 

Der moderne Mensch will auch modern bedient 
werden oder sich modern selbst bedienen, in Menge, 
Qualität und Preis. Er wird noch aufgeklärter, 
selbstbewußter und kritischer sein als heute und 
dem Leistungsprinzip mehr Geltung verschaffen 
wollen. Das stärker ausgeprägte rationale Verhalten 
des Menschen wehrt sich gegen eine Ideologisierung 
der sozialen Stellung im Arbeitsprozeß und erkennt 
letztlich nur noch die im Rahmen der Gesellschaft 
erstellten Leistungen der einzelnen und seiner Grup-
pen an. Die Beurteilung einer selbständigen oder un-
selbständigen Tätigkeit erfolgt demnach in Zukunft 
ausschließlich nach dem Leistungsprinzip und nicht 
nach weltanschaulichen Wertbildern. Selbständig 
tätig sein ist kein Wert an sich, ebensowenig wie 
unselbständig Wirtschaften mit einem besonderen 
Privileg versehen werden darf. Auf einer solchen 
wertfreien Basis lassen sich auch die technologischen 
Entwicklungsprozesse realistischer beurteilen und 
die erforderlichen wirtschafts- und gesellschafts-
politischen Maßnahmen zweckbezogener ansetzen. 
Sie sind am Ablauf der Strukturveränderungen zu 
orientieren, sollen die Anpassungsfähigkeit der be-
troffenen Menschen erhöhen und ihnen durch ge-
eignete Förderung die Umstellung erleichtern sowie 
die Vorbedingungen zu sich stets verbessernden 
Leistungen schaffen. 

Es wäre daher grundfalsch und eine Verkennung 
des zukünftigen Wirtschaftsgeschehens, wenn sich  

im Hinblick auf die stärkere Technisierung des Wirt-
schaftsablaufes, den höheren Kapitaleinsatz, die stei-
genden Anforderungen hinsichtlich einer wissen-
schaftlicheren, planvolleren Unternehmensführung 
und die weltweite Verschärfung des Wettbewerbs 
Resignation im Lager der Selbständigen ausbreiten 
würde. Die Entwicklung im 20. Jahrhundert beweist, 
daß trotz des Wachstums der Großbetriebe die Lei-
stungskraft der mittleren und kleinen Unternehmen 
ungebrochen ist und geradezu immer wieder zu 
Spitzenergebnissen herausgefordert wird. Entschei-
dende Erfindungen und technologische Entwicklun-
gen werden zunehmend im mittleren Bereich ge-
macht. Impulse zur Rationalisierung kommen stärker 
aus diesem Sektor als aus den oft schon bürokratisch 
erstarrten Großbetriebsformen. Besonders im sich 
noch bedeutend ausweitenden Dienstleistungssektor 
hat der mittlere Betrieb seine große Chance. Hier 
ist das weite Feld zur Entfaltung von Ideen, Initiati-
ven und Leistungen jedes einzelnen im Wettbewerb, 
wo es keine starren Formen gibt und stets alles in 
Fluß ist. In keinem anderen Bereich wie im Handel 
aller Formen und Stufen sind daher die Zukunfts-
möglichkeiten besser und größer, wenn sie recht 
genutzt werden. Hier zählt die tatsächlich erbrachte 
Leistung. Der Verbraucher stimmt täglich, stündlich 
mit dem Einsatz seiner Mark ab (Professor Röpke), 
wer in diesem Leistungswettbewerb gewinnt und 
wem die Zukunft gehört. Die bunte Vielfalt an An-
gebotsformen verschiedenster Betriebs- und Ver-
triebstypen und Absatzmethoden beweist, daß in 
einer marktwirtschaftlich orientierten, freiheitlichen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der Nähr-
boden für die Lebensfähigkeit einer möglichst gro-
ßen Zahl leistungsfähiger selbständiger Unterneh-
mer gesehen werden muß, ohne die eine gesund ge-
gliederte Wirtschaftsstruktur im Rahmen einer 
rechtsstaatlichen Demokratie einfach nicht möglich 
ist. 

Die Grundvoraussetzungen für Bestand und 
Lebensfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen 
ist die auf den Prinzipien der Freiheit und sozialen 
Gerechtigkeit aufgebaute marktwirtschaftliche Ord-
nung. Sie zu erhalten und auszugestalten ist stän-
dige Aufgabe der Politik. Im Ringen der Politischen 
Kräfte entstehen die Programme und Leitbilder, mit 
denen die Parteien um Gunst und Stimmen der 
Wähler werben. Daher ist von geradezu ausschlag-
gebender Bedeutung, aus welchen soziologischen 
Kreisen sich die Mitglieder der Parteien, ihre Dele-
gierten und schließlich Mandatsträger zusammen-
setzen; denn die gewählten Abgeordneten haben 
den Willen ihrer Wähler — orientiert am Partei-
programm — allein ihrem Gewissen verpflichtet in 
der Gesetzgebung zu vollziehen. Je stärker die Mit-
wirkung der einzelnen Gruppen des Volkes in den 
Parteien ist, um so größer sind auch die Erfolgsaus-
sichten zur Verwirklichung ihrer berechtigten Anlie-
gen. Diese simplen Tatsachen werden allzu leicht 
vergessen und Klage dort erhoben, wo tätige Mit-
hilfe im politischen Willensprozeß auf unterster 
Ebene bereits vonnöten wäre. In der Demokratie 
werden die Stimmen nicht gewogen, sondern ge-
zählt, und die Mehrheit allein entscheidet, was poli-
tisch und damit auch wirtschaftspolitisch im weite- 
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sten Sinne geschieht. Hier liegt für die selbständig 
Tätigen eine große Verantwortung, die ihnen keiner 
abnehmen kann: ihr eigenes wirtschaftliches und 
politisches Schicksal entscheidend mitzugestalten! 

Die Verwirklichung der Grundsätze der sozialen 
Marktwirtschaft ist eine Daueraufgabe, an der durch 
laufende Überprüfung der Gesetze und neue legis-
lative Ordnungen ständig gearbeitet werden muß. 
Hierbei handelt es sich einmal um das gesetzliche 
Instrumentarium zur Sicherung des Leistungswett-
bewerbs, um eine den Belangen der Klein- und Mit-
telbetriebe gerecht werdende Finanz- und Steuer-
politik und eine wirtschaftskonforme Sozialpolitik. 
Die Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft wird hierbei vorausgesetzt, weil ohne 
eine stabilitätsorientierte Wachstumspolitik, Fort-
schritt und soziale Gerechtigkeit für alle Gruppen 
des Volkes nicht denkbar wäre. 

Es ist nicht zu leugnen, daß sich Wettbewerbsver-
zerrungen entwickelt haben, die zu Lasten der an-
gesprochenen Unternehmensgrößen gehen. In der 
Förderung des Leistungswettbewerbs muß daher 
das Hauptanliegen der Ordnungspolitik gesehen 
werden. Ein erster wichtiger Schritt auf diesem 
Wege war die Novellierung des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb (UWG), mit der eine Ver-
besserung des rechtlichen Instrumentariums zur 
Sicherung eines lauteren und fairen Wettbewerbs 
erzielt wurde. Vor allem sollen die Tatbestände der 
irreführenden Werbung in Zukunft wirksamer und 
schneller bekämpft werden als bisher, wobei dem 
heftig umstrittenen „Lockvogelangebot" besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden wird. Es wird 
nun darauf ankommen, daß die beteiligten Kreise 
diese rechtlichen Möglichkeiten auch voll ausschöp-
fen; denn das beste Gesetz kann rasch wirkungslos 
werden, wenn die Praxis nicht zu seiner Durchset-
zung beiträgt. 

Um die Chancengleichheit zu verbessern, ist ein 
weiterer Ausbau des Kartellgesetzes erforderlich. 
Hierbei handelt es sich einmal um eine Verstärkung 
der Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen und eine Überprüfung der Diskrimi-
nierungsbestimmungen, zum anderen aber auch um 
den Abbau der Verbotsbestimmungen bei Verein-
barungen, die der Stärkung der partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit dienen, und um Erleichterungen 
bei der Schaffung von Regeln und Ordnungen zur 
Sicherung des Leistungswettbewerbs. Diese ange-
strebte Reform muß auch die Harmonisierung im 
Bereich der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
im Auge behalten und auch hier Wettbewerbsver-
zerrungen und Diskriminierungen zu Lasten der 
deutschen Wirtschaft beseitigen und vermeiden. 
Schließlich gehört auch die Reform des Konkurs- und 
Zivilprozeßrechts einschließlich von Maßnahmen 
gegen Wirtschaftsverbrechen in diesen großen Auf-
gabenbereich. 

Die moderne Wirtschaftspolitik betreibt neben der 
Konjunkturpolitik eine Strukturpolitik im Dienste 
von Stabilität, Wachstum und Vollbeschäftigung. 
Sie soll auf ein ausgewogenes Verhältnis der Sek-
toren, Regionen und Betriebsgrößen gerichtet sein 
und zur qualitativen Verbesserung der wirtschaft-

lichen Leistungsfähigkeit beitragen. Eine zukunfts-
orientierte Strukturpolitik sollte die Anpassung der 
Wirtschaft auf allen Gebieten fördern durch 

— Abbau von Anpassungshemmnissen und Gewäh-
rung von Anpassungshilfen, um die Umstellung 
auf veränderte Marktlagen zu erleichtern und 
wirtschaftliche und soziale Schäden bei abrupten 
Strukturwandlungen zu vermeiden, 

— Förderung der beruflichen und regionalen Mobi-
lität der Arbeitskräfte durch Ausbau der Um-
schulungs- und Fortbildungsmöglichkeiten und 
der finanziellen Hilfen beim Übergang zum 
neuen Arbeitsplatz, 

— Verbesserung der Kapitalbasis der Wirtschaft, 
insbesondere der kleinen und mittleren Unter-
nehmen durch eine wirtschaftsgerechte Steuer-
politik und Formen für die Aufnahme von haf-
tendem Kapital (z. B. Kapitalbeteiligungsgesell-
schaften), sowie durch weiteren Ausbau der ERP- 
Kreditprogramme und Unterstützung der Kredit-
garantiegemeinschaften, 

— Erhaltung einer möglichst großen Schicht lei-
stungsfähiger kleiner und mittlerer Unternehmen 
im Interesse einer gesellschaftspolitisch befriedi-
genden Wirtschaftsstruktur, 

— Stärkung der Wirtschaftskraft schwach oder ein-
seitig entwickelter Regionen durch staatliche 
Hilfe. 

Die Strukturpolitik ist demnach eine Aufgabe, die 
nicht im Rahmen eines Gesamtprogrammes oder 
eines einzigen Gesetzes sinnvoll zu lösen wäre. Ihre 
Grundsätze müssen vielmehr unter dem Gesichts-
punkt der Chancengleichheit und Gleichbehandlung 
für möglichst alle Unternehmen unabhängig von 
ihrem Standort bei allen wirtschaftspotilischen Maß-
nahmen mit berücksichtigt werden. 

Von entscheidender Bedeutung für die Zukunft 
der selbständigen Unternehmen, aber letztlich auch 
für die Wettbewerbsfähigkeit aller deutschen Be-
triebe, ist die Reform des Steuersystems, die der 
Bundestag in der nächsten Legislaturperiode durch-
führen will. Die Reform der Besteuerung muß mit 
dem Ziel erfolgen: 

— das Steuerrecht zu vereinfachen, 

— die Steuerlast gerechter zu verteilen, 

— das Verfahrensrecht zu vereinfachen, 

— den Rechtsschutz zu verbessern, 

— die Belastungen durch Ertrags- und Besitzsteuern 
zu verringern, 

— die Eigenkapitalbasis in den Betrieben entschei-
dend zu verbessern. 

Diese Ziele sollen vornehmlich erreicht werden 
durch: 

— eine unterschiedliche Besteuerung von Spar- und 
Verbrauchsausgaben zur Förderung des gesamt-
wirtschaftlichen Wachstums und der privaten 
Vermögensbildung (sogenannter Schmücker

-

Plan), 
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— eine schrittweise Senkung der Gewerbesteuer, 
insbesondere durch Anhebung der sogenannten 
Nullstufe, 

— eine spürbare Herabsetzung der Erbschaft- und 
Vermögensteuer vor allem für kleineren und 
mittleren Besitz, 

— die Möglichkeit erhöhter Abschreibungen bzw. 
die Anpassung der Abschreibungsmodalitäten 
nach dem Einkommensteuergesetz, 

— eine Änderung des Steuerrechts zur Entlastung 
bei Betriebsaufgabe infolge Alter oder Krank-
heit, 

— durch eine steuerliche Erleichterung der Unter-
nehmensfinanzierung, durch Ausgabe von An-
teilscheinen (Aktien), 

— die steuerliche Förderung der zwischenbetrieb-
lichen Kooperation, insbesondere auch bei ge-
meinsamer Datenverarbeitung. 

Entscheidend kommt es darauf an, die Wett-
bewerbsneutralität des Steuersystems weiter zu 
verbessern und dafür Sorge zu tragen, daß das 
Steuersystem ein gesundes wirtschaftliches  Wachs

-

tum  fördert. Die Steuer darf nicht leistungshem-
mend, sondern muß leistungsanreizend sein. 

Erhebliche Sorge bereitet im Bereich der kleinen 
und mittleren Unternehmen die wirtschaftliche 
Sicherung im Alter. Da das System der dynamischen 
Rente von der Idee der Parallelentwicklung des 
Lebensstandards von Aktiven und Rentnern getra-
gen wird, müssen bei Festsetzung und Anpassung 
der Renten die steigenden Belastungen der Einkom-
men der Aktiven berücksichtigt werden. Die Be-
lastung durch Beiträge und Steuern darf nicht in 
eine Sozialisierung der Löhne und Gehälter der 
Aktiven umschlagen. Die gesetzliche Altersversor-
gung muß daher künftig auch den Selbständigen 
und Angehörigen der freien Berufe auf der Basis 
der Freiwilligkeit geöffnet werden. 

Die von einigen politischen Kräftegruppierungen 
vorgeschlagene Neuordnung der Unternehmensver-
fassung für die Großbetriebe ist in der jetzt be-
kannten Form mit den Grundprinzipien unserer 
Wirtschaftsordnung nicht vereinbar. Ihre Verwirk-
lichung hätte auch für die mittleren und kleinen 
Betriebe erhebliche Auswirkungen. Die Mitbestim-
mung darf nicht in Widerspruch geraten zu der auf 
der freien Unternehmerinitiative, dem privaten 
Eigentum und dem Wettbewerb beruhenden sozia-
len Marktwirtschaft. Eigentum erweitert den Frei-
heitsspielraum des Staatsbürgers und ist eine wich-
tige Grundlage für eine Stärkung seiner Verantwor-
tung in Wirtschaft und Gesellschaft. Die Förderung 
der Eigentumsbildung muß in der Zukunft wieder 
eine größere Bedeutung gewinnen, wobei an fol-
gende Maßnahmen gedacht werden kann: 

— Förderung der Kapitalbildung in privater Hand 
— damit auch im Betrieb — durch unterschied-
liche Besteuerung der Spartätigkeit und des Ver-
brauchs, 

— Privatisierung von Vermögen des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und der gemeinnützigen 
Wohnungsbauunternehmen, 

— Fortführung der Sparförderung, 

-- Abschaffung der Doppelbesteuerung der Kapital-
erträge, 

— Starthilfen für Kapitalbeteiligungsgesellschaften, 
die den nicht emissionsfähigen Unternehmen den 
Zugang zum Kapitalmarkt erleichtern. 

Über den verstärken Ausbau aller Formen und 
Arten der Gewerbeförderung ist eingehend berichtet 
worden. Die CDU/CSU betrachtet diese Aufgabe als 
ein wesentliches Instrument moderner Wirtschafts- 
und Strukturpolitik. Jede nur mögliche Förderung 
wird zugesagt. Dabei wird es zunächst darauf an-
kommen, den Einbau der Gewerbeförderungshilfen 
in die mittelfristige Finanzplanung auf Dauer zu er-
reichen, so daß die Kontinuität der Arbeiten ge-
sichert bleibt. In der Drucksache V/3678 sind im ein-
zelnen die Vorstellungen entwickelt worden. 

Zieht man das Fazit der zukünftigen Entwicklung 
des Mittelstandes, dann kann man heute folgendes 
feststellen. 

Bei ständiger Bereitschaft zur Anpassung, bei den 
angekündigten Reformmaßnahmen sowie bei dem 
festen Willen, sich täglich neu einzusetzen und zu 
bewähren, haben die selbständigen Unternehmer 
und die in ihren Betrieben wirkenden Mitarbeiter 
eine reale und große Chance in der Zukunft. Hoffen 
wir, daß sie recht genutzt wird. 

Anlage 10 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Geldner (FDP) zu Punkt 56 der 
Tagesordnung. 

Der Regierung Kiesinger/Brandt und der Großen 
Koalition fehlt es an dem nötigen Verständnis für 
die Altersversorgung alter und ehemaliger Selbstän-
diger. Sie ist offensichtlich nicht bereit, zur Lösung 
des Problems a) der sogenannten uralten Last und 
b) der sogenannten alten Last eine entsprechende 
Hilfestellung zu geben. Das sind die Probleme, um 
die es im Grunde geht. 

Was in der Antwort auf die Große Anfrage der 
FDP Drucksache V/4441 hierzu geboten wird, ist 
ein sozialpolitischer Rückschritt gegenüber dem, was 
in der vorigen Legislaturperiode in einem Gesetz-
entwurf zur Altersversorgung der Rechtsanwälte 
bereits vorgesehen war, nämlich eine Beteiligung 
des Bundes bei Leistungen für diejenigen, die die 
Altersgrenze bereits überschritten haben — soge-
nannte uralte Last —, und diejenigen, die aufgrund 
ihres fortgeschrittenen Alters bis zur Erreichung 
der Altersgrenze eine Rentenanwartschaft nicht mehr 
erfüllen können — sogenannte alte Last —. Was 
in der Antwort dieser Bundesregierung geboten 
wird, ist nichts anderes als die fatale Wiederholung 
von Versprechungen der CDU und SPD aus der ver-
gangenen Legislaturperiode. 
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Die Lebenssituation Selbständiger und ehemals 
Selbständiger ist heute im Alter nicht mehr dieselbe 
wie in der Vergangenheit: 

1. Durch die Währungsreform ist die private Vor-
sorge zahlreicher Selbständiger weitgehend ver-
nichtet worden, während die öffentliche bzw. ge-
setzliche Vorsorge und Versorgung im Rahmen von 
Pensions- und Rentenansprüchen nicht nur voll er-
halten blieb, sondern außerdem durch die Dynami-
sierung der allgemeinen Einkommensentwicklung 
angepaßt wurde. Gerade den älteren Selbständigen 
war es vielfach nicht mehr möglich, eine private 
Altersvorsorge von neuem voll aufzubauen. 

2. In der Vergangenheit bedeutete eine selbstän-
dige Existenz in den meisten Fällen gleichzeitig 
Altersversicherung, sei es im Rahmen von Versor-
gungsverpflichtungen bei der Übergabe des Betrie-
bes, sei es durch Einkünfte aus der Verpachtung 
oder sei es durch den Verzehr des Vermögens oder 
des Erlöses aus dem Verkauf des Unternehmens. 
Was heute noch als eine gesicherte Existenz auch 
für die Zukunft erscheint, kann morgen schon durch 
den schnellen Wandel unserer Bedarfsstruktur keine 
ausreichende Erwerbsgrundlage, geschweige denn 
eine Alterssicherung mehr sein. 

3. Auf Grund dieser Entwicklungen hat sich bei 
den Selbständigen — soweit wir das überblicken 
können — das elementare Bedürfnis nach einer Al-
ters-Grundsicherung außerhalb der eigentlichen 
selbständigen Existenz entwickelt. Diesem Bedürfnis 
nach einer Grundsicherung wird in mannigfacher 
Weise Rechnung getragen: 

a) durch berufsständische Versorgungswerke auf 
berufsständischer Basis, teilweise unter Einbeziehung 
der sogenannten alten und uralten Last. Die Ver-
sorgungswerke sind langfristig jedoch nur funktions-
fähig, wenn eine gewisse Relation zwischen Bei-
tragsaufkommen und Leistungsverpflichtungen, d. h. 
zwischen Beitragszahlern und Anspruchsberechtig-
ten gewährleistet erscheint. In den Bereichen, in 
denen mit einem Rückgang der Zahl der Selbstän-
digen auf Grund des Strukturwandels zu rechnen ist, 
sind solche eigenständige Einrichtungen nicht mög-
lich und existenzfähig, insbesondere dann, wenn mit 
langfristigen öffentlichen Mitteln nicht zu rechnen 
ist. 

b) durch private Vorsorgemaßnahmen in den ver-
schiedenen Formen der Kapitalbildung (Kontenspa-
ren, Versicherungen, Wertpapiere usw.). Diese For-
men scheiden jedoch heute in weiten Bereichen aus, 
da die selbständige Existenz keine ausreichenden 
Einkünfte für solche Vorsorgemaßnahmen mehr ge-
währt oder weil die entsprechenden Beträge für 
Neu- oder Ersatzinvestitionen zur Erhaltung der 
Existenz gebraucht werden und weil im Notfall 
durch Rückgriffe auf Reserven die geplante Alters-
vorsorge in Frage gestellt wird.  

c) durch die Weiterversicherung oder die Pflicht-
versicherung in der Rentenversicherung bzw. der 
Altersversorgung der Landwirte. Die Grundsiche-
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung wird 
vor allem nach den schlimmen Erfahrungen mit der 
Währungsreform angestrebt. Ein entscheidender 

Grund für die Weiterversicherung ist auch die 
Pflichtversicherung aus einem entsprechenden Ar-
beitsverhältnis der Vergangenheit. 

4. Selbständige sind jedoch im Hinblick auf die 
Möglichkeiten einer Versicherung in der gesetz-
lichen Rentenversicherung in mancherlei Weise be-
nachteiligt. 

a) Die CDU hat ihnen 1957 mit der Rentenreform 
die Möglichkeit zur Selbstversicherung genommen. 
Es besteht nur noch die begrenzte Möglichkeit der 
freiwilligen Weiterversicherung, wenn der betref-
fende eine entsprechende Zeit (5 Jahre) in einem ab-
hängigen Arbeitsverhältnis war. Wenn man die Pro-
tokolle der Vergangenheit nachliest, gewinnt man 
den Eindruck, daß die CDU 1957 nur aus wahltak-
tischen Gründen nicht alle Selbständigen aus der 
Rentenversicherung hinausgeworfen hat und die be-
grenzte Möglichkeit der freiwilligen Weiterversi-
cherung offenließ. 

b) Wir Freien Demokraten haben in der vergan-
genen Legislaturperiode Anträge vorgelegt, die die 
Selbstversicherung, d. h. die Öffnung der Renten-
versicherung für die Selbständigen herbeiführen 
sollten. In einer damaligen schwarz-roten Abstim-
mungskoalition — nicht Regierungskoalition — ha-
ben sich CDU und SPD gegen die Selbständigen 
entschieden. Dies ist um so merkwürdiger, als die 
SPD sich 1957 noch für die Selbstversicherungsmög-
lichkeit im Bundestag einsetzte, die sie in der letz-
ten Legislaturperiode ablehnte. 

Diese ablehnende Haltung von CDU und SPD 
war um so unverständlicher, als sie gleichzeitig mit 
großen Worten Entscheidungen zur Altersversor-
gung der Selbständigen für diese Legislaturperiode 
ankündigten und versprachen. Das einzige, was 
beide als Koalition konkret fertiggebracht haben, 
war jedoch das Ausklammern dieses Problems und 
eine Wiederholung der Versprechungen aus der 
Vergangenheit. 

c) CDU und SPD waren nicht einmal bereit, die 
Diskriminierung der Selbständigen im Hinblick auf 
die Anerkennung von Ausfall- und Zurechnungszei-
ten bei einer entsprechenden freiwilligen Weiter-
versicherung zu beseitigen. Sie haben den FDP-An-
trag abgelehnt, entsprechende freiwillige Beitrags-
leistungen genauso zu bewerten wie Pflichtbei-
träge. Was ist die Folge? Ein Selbständiger, der die 
gleichen Beiträge in gleichem Zeitraum wie ein 
Pflichtversicherter leistet, hat unter Umständen mit 
einer wesentlich niedrigeren Rente zu rechnen. Man 
kann daraus nur schließen, daß ,das vielzitierte „so-
ziale Gewissen" von CDU und SPD offensichtlich 
nicht nur in der Vergangenheit vor den Selbständi-
gen haltgemacht hat, sondern dies auch heute noch 
tut. 

5. Die Sozialenquete ist nicht nur unergiebig im 
Hinblick auf die Darstellung der Einkommens- und 
Lebenssituation alter Arbeiter und Angestellten, sie 
ist genauso unergiebig im Hinblick auf die Lebens-
situation alter und ehemaliger Selbständiger. Diese 
Erkenntnis hätte die Bundesregierung veranlassen 
müssen, sich dieses Fragenkomplexes ausreichend 
anzunehmen. Vor allem die sozialpolitische Denk- 
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pause hätte hierfür nutzbringender verwendet wer-
den können. Die Antworten bzw: die Nichtantwor-
ten der Bundesregierung auf entsprechende Kleine 
Anfragen der FDP sind ein Beweis dafür, daß dieser 
Fragenkomplex nicht ernsthaft genug behandelt und 
angegangen worden ist. Was in Teilbereichen ge-
schehen ist, kann nicht als ausreichend betrachtet 
werden. 

6. Wir Freien Demokraten schlagen daher für 
die Zukunft folgendes vor: 

a) Es sind die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß für jeden Selbständigen auf der Basis freiwil-
liger Entscheidung die Möglichkeit einer Grund-
sicherung bei einer Mindestversicherungszeit und 
einem Mindestbeitrag im Rahmen der gesetzlichen 
Rentenversicherung geschaffen wird. 

b) Für andere Versorgungsmaßnahmen, die ein-
deutig der Altersvorsorge und der Alterssicherung 
dienen (z. B. Versicherungsverträgen), wird eine 
Art Währungsgarantie insoweit übernommen, als 
für diese Formen eine spätere Leistung wie bei 
gesetzlicher Vorsorge gewährleistet wird. 

c) Berufsständische Versorgungswerke erhalten 
zur Finanzierung der sogenannten alten und uralten 
Last einen befristeten Zuschuß. 

d) Bei Berufsgruppen, für die eine Mindestver-
sicherungszeit bei entsprechenden Mindestbeiträgen 
beschlossen wird, werden Maßnahmen entsprechend 
dem Fremd-Rentengesetz getroffen, so daß auch die-
jenigen, die aus Altersgründen durch eigene Bei-
träge eine entsprechende Anwartschaft nicht mehr 
erwerben können, Leistungen erhalten. 

Die Selbständigen haben durch ihre Steuerleistun-
gen oft ihr Leben lang über die Bundeszuschüsse 
indirekt zur Alterssicherung anderer mit beigetra-
gen. Ihre eigene Alterssicherung ist häufig nicht zu-
letzt deshalb gefährdet, weil ihre Kinder im Rah-
men einer anderen Berufstätigkeit ihre Beiträge an 
Institutionen leisten, die ihre eigenen Eltern nicht 
versorgen; d. h. in solchen Fällen findet eben kein 
Solidarausgleich — wie es häufig so schön heißt — 
zwischen den Generationen statt. 

Wir Freien Demokraten sind daher der Auffas-
sung, daß eine Grundalterssicherung der Selbstän-
digen nach ihren Bedürfnissen mit Unterstützung 
der öffentlichen Hand in pragmatischer Weise gere-
gelt werden soll, ohne daß auf Grund einer fehl-
geleiteten Gleichheitsideologie das Modell der ge-
setzlichen Rentenversicherung der Arbeitnehmer 
auf die Selbständigen übertragen werden müßte. 
Gerade, wenn man wie wir die Probleme der Alters-
vorsorge und der Alterssicherung nicht ausschließ-
lich oder vorwiegend in einer Maximierung der 
Umverteilungsprozesse über Steuern und Sozial-
abgaben sieht, sondern in einer Politik, die dem 
einzelnen durch eine entsprechende Verfügungsfrei-
heit über sein Erwerbseinkommen alternative For-
men der Vorsorge überläßt, müssen in diesem Zu-
sammenhang auch die steuerpolitischen Möglichkei-
ten mit gesehen und mit geregelt werden. 

Es sind uns Pläne bekanntgeworden, nach denen 
die erhöhten Sonderausgaben nach Vollendung des  

50. Lebensjahres wieder eingeschränkt werden sol-
len. Die Verwirklichung solcher Pläne wäre ein 
Zeichen eines fatalen Unverständnisses für die Vor-
sorgemöglichkeiten eines Arbeitslebens. 

Wer dem einzelnen noch einigermaßen Raum für 
eigene Entscheidungen lassen will, muß gleichzeitig 
sehen, daß die Möglichkeiten zur zusätzlichen priva-
ten Vorsorge wegen der unterschiedlichen fami-
liären und sonstigen Verpflichtungen in den einzel-
nen Lebensabschnitten eben unterschiedlich sind. 
Wenn im Rahmen der indirekten und direkten För-
derung von Vorsorgemaßnahmen diese Probleme 
nicht gesehen werden, werden dem einzelnen die 
Chancen, sie wahrzunehmen, eingeschränkt oder 
genommen und damit die ganze Zielsetzung gefähr-
det oder ungerechte Zustände herbeigeführt. 

Alles in allem betrachtet sind wir durch die soge-
nannte Große Koalition keinen Schritt weiter ge-
kommen. Der neue Bundestag bzw. die neue Regie-
rung wird im Prinzip dort anfangen müssen, wo die 
vorletzte Regierung aufgehört hat. 

Anlage 11 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Ravens (SPD) zu Punkt 56 der 
Tagesordnung. 

Ein bekannter Journalist schrieb vor kurzem im 
Industriekurier (Hans Mundorf, IK 31. 5. 1969) nicht 
ohne aktuellen Anlaß: „Die Parteien spekulieren 
darauf, daß gerade die fehlende Definition des Be-
griffes Mittelstand und der unverkennbare Appeal, 
den dieses Wort auf jeden ausübt, der nicht gerade 
Krupp oder Flick heißt, für sie werbend wirken." 
Wenn wir uns von diesem Vorwurf freimachen wol-
len, dann kommt es darauf an, die Lage der Selb-
ständigen, der kleinen und mittleren Unternehmen, 
der Branchen, in denen kleine und mittlere Unter-
nehmen eine Rolle spielen, ohne Emotion zu analy-
sieren und von jedem Appell an Ressentiments ab-
zusehen. 

Erlauben Sie mir, hier einige wirtschaftspolitische 
Überlegungen vorzutragen. Zu den Fragen der 
Steuerpolitik und der Sozialpolitik werden meine 
Kollegen Kurlbaum und Regling Stellung nehmen. 

Die Rezession der Jahre 1966/67 hatte die mittel-
ständische Wirtschaft insbesondere in den struktur-
schwachen Gebieten sehr hart getroffen. In dieser 
Situation — ich zitiere aus dem Bericht des Bundes-
wirtschaftsministers über Lage, Entwicklung und 
Förderung kleiner find mittlerer Unternehmen vom 
Dezember 1968 (Drucksache V/3678) — hat sich ge-
rade die „Wendigkeit und Anpassungsfähigkeit der 
kleineren Unternehmen ... als besondere Stärke er-
wiesen." Diese Eigenschaften und eine aktive Kon-
junkturpolitik haben einen neuen Aufschwung auch 
der mittelständischen Wirtschaft bewirkt. Die bei-
den Konjunkturhaushalte mit ihren Infrastruktur

-

programmen, mit ihren Maßnahmen zur Modernisie-
rung und Sanierung von Altbauwohnungen und ih-
rer regionalen Gewichtung haben nachhaltige Aus- 
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Wirkungen auf das Baugewerbe und auf Zulieferbe-
triebe gehabt. Der Mittelstand hat von der Wachs-
tumspolitik des Bundeswirtschaftsministers profi-
tiert und am wirtschaftlichen Aufschwung in vollem 
Umfang teilgenommen. Wer die Rezession als ein 
Mittel der Wirtschaftspolitik sieht, zielt an den ele-
mentaren Interessen der mittelständischen Wirt-
schaft vorbei. Kleine und mittlere Unternehmen ver-
fügen nicht über Kapitalreserven, mit der sie lange 
Durststrecken überstehen können. Dies haben so-
wohl die wirtschaftlichen Schwierigkeiten wie der 
sprunghafte Anstieg der Konkurse (rund 4 000) bei 
mittelständischen Unternehmen in den Jahren 
1966/67 gezeigt. 

Das Jahr 1967 brachte dem Handwerk gegenüber 
dem Vorjahr 1966 einen Umsatzrückgang von 3,6 %, 
der Industrie einen Rückgang von 1,9 %, dem Groß-
handel eine Stagnation des Umsatzes von 0 % und 
lediglich dem Einzelhandel einen sehr bescheidenen 
Umsatzzuwachs von durchschnittlich 1,2 %, der die 
branchenmäßigen und unternehmensgrößenbezoge-
nen Schwankungen bekanntlich überdeckt. Der Ver-
gleich der Umsatzziffern des Jahres 1967 mit denen 
des Jahres 1968 ist auf Grund der Einführung der 
Mehrwertsteuer nicht ganz exakt. Folgendes läßt 
sich jedoch feststellen: 1968 lag der Umsatzzuwachs 
gegenüber dem Vorjahr einschließlich Mehrwert-
steuer beim Handwerk über 6 % (die Umsätze ein-
schließlich Mehrwertsteuer stiegen von 24,2 Milliar-
den DM im ersten Quartal auf 39,1 Milliarden DM 
im vierten Quartal 1968), bei der Industrie bei 
14,5 %, beim Großhandel bei 11 % und beim Einzel-
handel bei 4,3 %. Im März 1969 lagen die Umsätze 
zu jeweiligen Preisen ohne Mehrwertsteuer gegen-
über dem gleichen Vorjahresmonat bei der Industrie 
bei 16,6 %, beim Großhandel bei 11,7 % und beim 
Einzelhandel bei 9,6 %. Beim Handwerk liegen die 
statistischen Ergebnisse für März 1969 noch nicht 
vor. In diesen Zahlen spiegelt sich der wirtschaft-
liche Aufstieg der mittelständischen gewerblichen 
Wirtschaft. 

Von größter Bedeutung ist, daß in der Industrie 
die Umsätze innerhalb der Größenklassen von 1 bis 
500 Beschäftigten in bezug auf die gesamte Indu-
strie überproportional steigen und auch die Umsatz-
entwicklung in der Größenklasse von 500 bis 1 000 
Beschäftigten überdurchschnittlich verläuft, während 
die Umsatzexpansion in Unternehmen über 1 000 
Beschäftigten langsamer vor sich geht. Dieses Fak-
tum zeigt deutlicher als vieles andere, daß kleine 
und mittlere Unternehmen in unserer Industriege-
sellschaft ihren Platz haben und daß der deutsche 
Mittelstand über ausgezeichnete unternehmerische 
Qualitäten verfügt. Damit zeigt sich gleichzeitig die 
Funktionsfähigkeit unseres marktwirtschaftlichen 
Systems. Die mittelständische gewerbliche Wirt-
schaft ist trotz innerer Strukturumstellungen lei-
stungsfähig. Die Selbständigen bedürfen keines Na-
turschutzparks. 

Staatliche Politik sollte helfend und führend dort 
eingreifen, wo Fehlentwicklungen zu erwarten sind 
oder eingetreten sind. Dies gilt auch für Bereiche, in 
denen strukturelle Umstellungen aus eigener Kraft 
nicht zu leisten sind. Beispiele für solche Struktur-

hilfen bieten die Maßnahmen für die Landwirtschaft, 
den Steinkohlenbergbau, die Partikuliere und die 
Textilwirtschaft. Besondere Sorgen bereitet uns ge-
genwärtig der rasante strukturelle Wandel inner-
halb des Einzelhandels. Hier zeigt sich deutlich, daß 
der Umsatzzuwachs mit steigenden Betriebsgrößen 
wächst und kleine Unternehmen aus dem Markt ge-
drängt werden. Dabei handelt es sich nicht nur um 
Tante-Emma-Läden. Die fast explosive Entwicklung 
einer neuen Vertriebsform, der Verbrauchermärkte, 
hat für den traditionellen Fachhandel eine schwie-
rige Lage geschaffen. In den Verbrauchermärkten 
ist selbst den Kaufhäusern und dem Versandhandel 
eine ernst zu nehmende Konkurrenz erwachsen. Dies 
belegt auch die jüngste Reaktion eines großen Wa-
renhauskonzerns (Kaufhof), der nunmehr eigene 
Schritte für ein Engagement auf dem Verbraucher-
marktsektor unternehmen will. Der Erfolg der Ver-
brauchermärkte und der cash and carry-Betriebe 
zeigt, daß sich die optimale Betriebsgröße in be-
stimmten Sparten des Einzelhandels nach oben ver-
schoben hat. Dieser Entwicklung muß der traditio-
nelle Einzelhandel durch Spezialisierung, verstärk-
ten Gruppenwettbewerb, Zusammenschluß von Be-
trieben und Beteiligungen an Verbrauchermärkten 
Rechnung tragen. Einige Handelsketten haben durch 
Zusammenschluß bereits reagiert. Im Einzelhandel 
findet jedoch heute keine strukturelle Umschichtung, 
sondern ein struktureller Umbruch statt. Aus die-
sem Grund sind wir der Auffassung, daß die Bun-
desregierung aus den vorhandenen Fördertiteln im 
ERP-Haushalt und im Bundeshaushalt ein zeitlich 
begrenztes Anpassungsprogramm für den Einzelhan-
del aufstellen muß. 
Lassen Sie mich nun ganz freimütig die Verdäch-

tigungen aufgreifen, denen sich die Wirtschaftspoli-
tik heute ausgesetzt sieht. Es wird gesagt, unsere 
Wirtschaftspolitik begünstige einseitige Großunter-
nehmen und Unternehmenskonzentrationen. In un-
serem Konzept gebe es folglich für kleine und mitt-
lere Unternehmen keinen Raum. Wir wissen, der 
Gemeinsame Markt und die weltwirtschaftliche Ver-
flechtung haben großräumige Märkte mit vielen im 
Wettbewerb stehenden Unternehmen entstehen las-
sen. Wir befinden uns in Europa inmitten eines 
industriellen Strukturwandels. Der Konzentrations-
schub, den wir in der Bundesrepublik beobachten, 
scheint eine etwas abrupte Reaktion der Unterneh-
mensleitungen auf die veränderten Marktdaten zu 
sein. Wir unterstützen die strukturelle Anpassung 
der Unternehmen an die dynamische Entwicklung 
der Märkte, — auch auf dem Wege der Zusammen-
arbeit, soweit eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit 
und des Leistungswettbewerbs zu erwarten ist. Dies 
gilt für große wie kleine und mittlere Unternehmen. 

Damit ist über das Problem der Marktmacht der 
Großunternehmen noch nichts gesagt. Wir wissen 
aus Erfahrung, welche Möglichkeiten der Beeinflus-
sung den großen Unternehmenskomplexen zur Ver-
fügung stehen. Ihre Marktmacht führt zu einer di-
rekten und indirekten Beherrschung vieler kleiner 
und mittlerer Unternehmen. Und die Konzentration 
von Großunternehmen weist gerade nicht in die 
Richtung von Verstaatlichungen, sondern umgekehrt 
in die Richtung einer verstärkten Einflußnahme der 
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großen Unternehmenskomplexe auf den Staat. Ge-
hört es bei Großkonzernen nicht zum guten Ton, in 
Parlamenten ihre Vertreter sitzen zu haben? 

Wir sind uns wohl alle darin einig, daß die Frei-
heit der wirtschaftlichen Betätigung, eine freiheit-
liche Wirtschaftsordnung uns nur dann erhalten 
bleibt, wenn der Marktmacht rechtliche Normen ge-
genüberstehen, die deren Mißbrauch wirksam ver-
hindern, und wir sind uns nach über zehnjährigen 
Erfahrungen mit unserem Kartellrecht darin einig, 
daß es einer Reform bedarf. Die Tätigkeitsberichte 
des Bundeskartellamtes für die Jahre 1966, 1967 und 
1968 sprechen zusammen mit den Stellungnahmen 
der Bundesregierung eine sehr deutliche Sprache. 
Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat ihre 
Vorschläge für eine Reform des Wettbewerbsrechts 
bereits in einer umfassenden Kartellnovelle in der 
4. Legislaturperiode (Drucksache IV/2337) unterbrei-
tet. Bundeswirtschaftsminister Professor Karl Schil-
ler legte im Sommer vergangenen Jahres eine Kar-
tellnovelle vor, die vorsichtig dosiert einige Dinge 
kartellrechtlich zu verbessern suchte. Diese Novelle 
wäre wettbewerbspolitisch ein Schritt vorwärts ge-
wesen. Sie ist am Einspruch der CDU/CSU unter 
namhafter Beteiligung von Mittelstandspolitikern 
gescheitert. Die Novelle hätte insbesondere mittel-
ständischen Unternehmen die Zusammenarbeit er-
leichtert und eine verbesserte Mißbrauchsaufsicht 
über marktbeherrschende Unternehmen gebracht. 
War nicht dieses letztere der eigentliche Grund der 
Ablehnung? Und war die Preisbindungsfrage nicht 
nur vorgeschoben? 

Wer Kooperationserleichterungen zwischen klei-
nen und mittleren Unternehmen wünscht, wer die 
wettbewerbspolitische Verhinderung von Knebe-
lungsverträgen, d. h. endlich einen wirksamen Schutz 
von Vertragsbeteiligten bei Ausschließlichkeitsver-
trägen will, um den wir seit Jahren ringen, wer eine 
verstärkte Mißbrauchsaufsicht über marktstarke und 
marktbeherrschende Unternehmen und eine präven-
tive Fusionskontrolle fordert, hätte diese wettbe-
werbspolitischen Verbesserungen bereits seit Jahren 
haben können, wenn er in der 4. und 5. Legislatur-
periode unsere wettbewerbspolitischen Anträge un-
terstützt hätte. Wir werden unsere Vorstellungen in 
der nächsten Legislaturperiode diesem Hause wie-
der vorlegen und Ihnen Gelegenheit geben, die wett-
bewerbspolitischen Vorschläge, die Sie heute auf 
Kongressen und in Wahlprogrammen so gefällig 
verkünden, gesetzlich zu verwirklichen. Wir neh-
men Sie beim Wort. Und lassen Sie mich ein weite-
res hinzufügen. Die SPD, ihr Bundeswirtschaftsmini-
ster und ihre Bundestagsfraktion setzen sich mit 
aller Konsequenz für eine ausgewogene Struktur 
zwischen kleinen und mittleren Unternehmen und 
Großunternehmen ein. Kleine und mittlere Unter-
nehmen entfalten gegenüber Großunternehmen sehr 
häufig eine größere Dynamik, nehmen Marktchan-
cen schneller wahr und passen sich elastischer der 
Veränderung von Marktdaten an. Mittelständische 
Unternehmen sind somit als selbständige Träger des 
wirtschaftlichen und technologischen Fortschritts das 
Salz in unserer Wirtschaft. Wir fassen dies weniger 
als Lob als vielmehr als Verpflichtung auf. 

Lassen Sie mich auch hier ein für allemal die Le-
gende ausräumen, die SPD wolle eine Ausdehnung 
der Mitbestimmung bis hinunter zum letzten Dorf-
krug. Dies ist purer Unsinn. Wir haben mit unseren 
Größenmerkmalen (ab 2 000 Beschäftigten, 150 Mil-
lionen DM Umsatz, 75 Millionen DM Bilanzsumme) 
in den Unternehmen eine klare Grenze gezogen. Die 
qualifizierte Mitbestimmung ist für kleine und mitt-
lere Unternehmen aus grundsätzlichen Erwägungen 
ungeeignet. Diese unsere Entscheidung ist definitiv. 

Mitbestimmung ist für uns alles andere als eine 
Vorstufe zur Sozialisierung oder ein Sozialisierungs-
ersatz. Ganz im Gegenteil. Wir verstehen die quali-
fizierte Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der 
Großwirtschaft als eine freiheitliche, aus der euro-
päischen Tradition kommende Antwort auf die Her-
ausforderung des kollektivistischen Kommunismus. 
Zu dieser Antwort müssen wir uns aufraffen, und 
an dieser Forderung wird die SPD festhalten. Papst 
Paul VI., die höchste Autorität der katholischen Kir-
che, hat bei seinem Besuch in Genf vor der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) sehr nach-
drücklich die Forderung nach Mitbestimmung und 
Mitverantwortung der Arbeitnehmer in der Wirt-
schaft unterstützt. Für diese Haltung sind wir ihm 
dankbar. 
Von großer Bedeutung für die mittelständische 

Wirtschaft ist auch die Reorganisation der regiona-
len Wirtschaftspolitik. Mittelstandspolitik war lange 
Jahre hindurch Subventionspolitik. Die Konservie-
rung überholter gewerblicher Strukturen führte in 
den strukturschwachen Gebieten zu einer Stagna-
tion der wirtschaftlichen Entwicklung. Diese Politik 
haben wir in der Großen Koalition Schritt für Schritt 
abgebaut. Zu keinem Zeitpunkt gab es in Berlin, 
dem Zonenrandgebiet, in den Steinkohlengebieten 
an Ruhr und Saar und in den anderen struktur-
schwachen Regionen eine wirksamere Wirtschafts-
förderung als heute. Die Investitionszulagen und 
Investitionskredite werden unabhängig von der Ge-
winnsituation gewährt und bieten gerade der mittel-
ständischen Wirtschaft eine echte Chance, sich von 
veralteten Produktionsverfahren zu lösen und den 
Anschluß an die technologische Entwicklung zu fin-
den. Im Gegensatz dazu haben erweiterte Abschrei-
bungsmöglichkeiten stets den Großverdienern am 
meisten genützt. Ich möchte des weiteren daran erin-
nern, daß auf unsere Initiative hin die Förderung der 
„grundlegenden Rationalisierung" in das 2. Steuer-
änderungsgesetz und in das Gesetz über die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" geschrieben wurde; ein struk-
turpolitisches Angebot an das in strukturschwachen 
Gebieten ansässige mittelständische Gewerbe. Der 
Bundeswirtschaftsminister entwickelt darüber hin-
aus in den regionalen Aktionsprogrammen ein In-
strument der wirtschaftlichen Sanierung struktur-
schwacher Regionen, das gerade auch der ansässi-
gen mittelständischen Wirtschaft zugute kommen 
wird. Wir würden es begrüßen, wenn endlich auch 
das ERP-Vermögen fortschrittlich eingesetzt würde. 
Lassen Sie mich zu diesem Punkt in aller Beschei-
denheit hinzufügen: in der regionalen Wirtschafts-
förderung haben wir Sozialdemokraten unser Kon-
zept voll verwirklicht. 
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Wir sollten uns davor hüten, die Selbständigen 
in die Rolle der Schutzbedürftigen zu drängen und 
den Mittelstand als Almosenempfänger zu behan-
deln. Die Selbständigen gehören zum dynamischen 
Teil unserer Gesellschaft. Der Mittelstand sucht 
nicht Bevormundung, er sucht Partnerschaft. Wir 
Sozialdemokraten sind für einen partnerschaftlichen 
Dialog mit den Selbständigen jederzeit offen. Wir 
geben hier keine Subventionierungsversprechen ab. 
Unsere Politik wird stets darauf gerichtet sein, die 
Selbständigen zur Selbsthilfe in einer sich perma-
nent wandelnden Wirtschaft zu befähigen. Dazu 
einige marktwirtschaftliche Überlegungen. 

Bekanntlich gewähren Bund und Länder den Kre-
ditgarantiegemeinschaften — Selbsthilfeeinrichtun-
gen der Wirtschaft — Bürgschaften, um mittelstän-
dischen Unternehmen, denen ausreichende bank-
mäßige Sicherheiten nicht zur Verfügung stehen, die 
Fremdfinanzierung zu erleichtern. Die Statistik zeigt, 
daß die Kreditgarantiegemeinschaften in der Haupt-
sache vom Handwerk, in geringerem Umfang vom 
Handel, von der mittelständischen Industrie kaum in 
Anspruch genommen werden. 1968 wurden rund 
150 Millionen DM an Kreditmitteln durch Bürg-
schaftsübernahmen der Kreditgarantiegemeinschaf-
ten mobilisiert. Dieses Ergebnis steht zu dem großen 
Finanzmittelbedarf der kleinen und mittleren Unter-
nehmen in keinem Verhältnis. Die Kreditgarantie-
gemeinschaften müssen kontinuierlich zu einem In-
strument ausgebaut werden, das die Kapitalbeschaf-
fungsmöglichkeiten für kleine und mittlere Unter-
nehmen auf breiter Basis verbessert. 

Wir sind uns sicherlich alle dessen bewußt, daß 
kleine und mittlere Unternehmen auch heute noch 
bei der Beschaffung von Finanzmitteln gegenüber 
Großunternehmen benachteiligt sind, sowohl hin-
sichtlich des Zugangs zu Kreditmärkten als auch 
hinsichtlich der Kreditkosten. Dies ist ein schwer-
wiegender Wettbewerbsnachteil der mittelständi-
schen Wirtschaft, die insbesondere in strukturschwa-
chen Gebieten einen Nachholbedarf in der Einfüh-
rung kapitalintensiver Verfahren aufweist und die 
durch den rasanten technologischen Fortschritt her-
ausgefordert ist. Wir sind der Auffassung, daß hier 
die Bundesregierung gefordert ist, ein System er-
leichterter zinsverbilligter Kreditaufnahmen für die 
mittelständische Wirtschaft aufzubauen, das den 
entscheidenden Engpaß unternehmerischer Betäti-
gung im mittelständischen Bereich, den Kapitalman-
gel, überwinden hilft. Die ERP-Programme, die die 
Mittelvergabe an bestimmte Kriterien knüpfen, sind 
hierfür ein Ansatz, der nicht hinreicht. 

Die Eigenkapitalbasis kleiner und mittlerer Unter-
nehmen ist häufig zu schmal, um ständig steigende 
Investitionsanforderungen aus eigener Kraft finan-
zieren zu können. Die Schwierigkeiten der Eigen-
kapitalbeschaffung bei Einzelkaufleuten und Perso-
nengesellschaften sind uns bekannt. Wir begrüßen 
es deshalb, daß das Bundeswirtschaftsministerium 
die Möglichkeiten der Errichtung von Kapitalbeteili-
gungsgesellschaften für kleine und mittlere Unter-
nehmen geprüft und Gesellschaftsmodelle entwik-
kelt hat. Diese Vorschläge sollten nunmehr zur Dis-
kussion gestellt werden. Wir sind uns darüber im  

klaren, daß Kapitalbeteiligungsgesellschaften im 
Hinblick auf die Unabhängigkeit der Unternehmen 
Probleme aufwerfen. Alle Initiativen bedürfen des-
halb einer engen Abstimmung mit den Verbänden 
der mittelständischen Wirtschaft. Im Grundsatz sind 
wir jedoch der Auffassung, daß Kapitalbeteiligungs- 
und Kapitalvermittlungsgesellschaften für die mit-
telständische Wirtschaft dazu geeignet wären, die 
Eigenkapitalbeschaffung zu erleichtern. Im Hinblick 
auf den Engpaß an Eigenkapital halten wir darüber 
hinaus die Bildung von Leasing -Gesellschaften, die 
ausschließlich für kleine und mittlere Unternehmen 
tätig sind, für erforderlich. Ein erster Schritt hierzu 
ist von der Bundesregierung in Zusammenarbeit mit 
privaten Unternehmen in Berlin getan. Dieser Weg 
muß energisch fortgesetzt werden. Wir werden uns 
dafür einsetzen, daß bei der Bildung der genannten 
Gesellschaften in den kommenden Jahren Haus-
haltsmittel als Starthilfezuschuß zur Verfügung ge-
stellt werden. 

Lassen Sie mich noch einen Schritt weitergehen. 
Es ist bekannt, daß das bisherige Abschreibungssy-
stem kleine Unternehmen gegenüber größeren be-
nachteiligt. Wir halten das für sehr mißlich und 
möchten anregen, die mit dem heutigen Abschrei-
bungssystem verbundenen Nachteile für kleinere 
Unternehmen in die Diskussion um die Steuerreform 
mit einzubeziehen. Meine Damen und Herren von 
der CDU/CSU, in der für den Mittelstand lebens-
wichtigen Frage der Kapitalbeschaffung helfen aka-
demische Debatten über potemkinsche Ordnungsvor-
stellungen nicht weiter, in dieser sich sehr konkret 
stellenden Frage führt allein rationales, pragmati-
sches Handeln zum Erfolg. 

Für die Anpassungsfähigkeit und Wettbewerbs-
fähigkeit der mittelständischen Wirtschaft spielen 
nicht nur die Fragen der Kapitalbeschaffung eine 
Rolle. Seit geraumer Zeit ist in der Wirtschaft, ge-
nauer gesagt in der Großwirtschaft, ein Trend zu 
beobachten, der von der universellen Ausübung 
der unternehmerischen Aufgaben, von der Integra-
tion aller Funktionen unter einem Unternehmens-
dach wegführt. Für viele Großunternehmen ist die 
Inanspruchnahme spezialisierter Firmen, die Ent-
scheidungshilfen gewähren oder direkt Unterneh-
mensaufgaben wahrnehmen, heute eine Selbstver-
ständlichkeit. Nicht so für kleine und mittlere Unter-
nehmen. Die Gründe hierfür sind einerseits in einem 
überholten Traditionalismus zu suchen, auf der an-
deren Seite sind die Dienste, die spezialisierte Fir-
men anbieten, viel zu sehr auf größere Unterneh-
men zugeschnitten. Das Ergebnis ist eine Lücke des 
know how und der efficiency bei kleineren Unter-
nehmen gegenüber Großunternehmen. Diese Lücke 
könnte sich in Zukunft noch erweitern, wenn nicht 
Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Entscheidungs-
hilfen und spezialisierte Dienste, die großen Unter-
nehmen zur Verfügung stehen, sollten qualitativ 
gleichwertig auch mittelständischen Unternehmen 
zur Verfügung gestellt werden. Wir halten es da-
her für wünschenswert, daß Gesellschaften gebildet 
werden, die ihre qualifizierten Dienste auf die be-
sonderen Erfordernisse mittelständischer Branchen 
bzw. kleiner und mittlerer Unternehmen abstellen. 



13866 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 247. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Juli 1969 

Dies kann in der Form von Gemeinschaftsunterneh-
men oder in der Form unabhängiger, selbständiger 
Unternehmen geschehen. Aufgabe dieser small-
business-Unternehmen wäre es, den Einkauf oder 
Vertrieb zu bündeln, wie das zum Teil im mittel-
ständischen Bereich heute schon der Fall ist, dar-
über hinaus aber alle Dienste zur Verfügung zu stel-
len, die eine Behauptung im Markt sichern: Wer-
bung, Marketing, Factoring, innere Organisation und 
Information, Investitionsberatung, EDV-Beratung, 
Ausbildung und Management-Schulung etc. Die 
small-business-Unternehmen würden die Beratungs-
arbeit der Fachverbände, Kammern, Anstalten und 
Institute, die zum Teil selbst Träger dieser Unter-
nehmen sein könnten, wirkungsvoll ergänzen. Die 
Bundesregierung wie die Wirtschaft sollten diesen 
Gedanken aufgreifen. Hinsichtlich hockentwickelter 
Leistungen für kleine und mittlere Unternehmen be-
stehen nicht nur Marktlücken, sondern auch echte 
Marktchancen. 

Auch bei einer oft weitgehenden Spezialisierung 
ihres Produktionsprogrammes werden kleinen und 
mittleren Unternehmen im Zuge des technischen 
Wandels steigende Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung abverlangt. Diese Anforderungen 
haben zur Bildung von Forschungsvereinigungen 
geführt, die zum überwiegenden Teil unter dem Dach 
der Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs-
vereinigungen (AIF) zusammenwirken. Der Bund 
unterstützt bisher „Gemeinschaftsvorhaben der 
Grundlagenforschung, die den Ausgangspunkt für 
die firmeneigene, weiterführende Forschung oder für 
spezielle Entwicklungen der Industrie bilden" 
(Drucksache V/3678, Seite 85). Diese Förderung ist ein 
guter Ansatz, die technologische Wettbewerbsfähig-
keit kleiner und mittlerer Unternehmen zu stärken. 
Diese Politik sollte weiterentwickelt werden. Klei-
nen und mittleren Unternehmen, die willens sind, 
partnerschaftlich Forschungs- und Entwicklungsstät-
ten einzurichten, müssen in Zukunft Startzuschüsse 
gewährt werden. 

Kooperationsverträge sind für mittelständische 
Unternehmen — auch wegen ihres personalen Cha-
rakters — gegenüber einer echten Konzentration 
häufig die geeignetere Form des Zusammenwirkens. 
Meine Fraktion hält eine gesetzliche Ausnahme von 
Kooperationsverträgen der mittelständischen Wirt-
schaft vom Kartellverbot für vordringlich. Bis zu 
deren Verwirklichung sollten die bereits heute ge-
gebenen Kooperationsmöglichkeiten genutzt werden. 
Bisher fehlte es jedoch an einem Überblick über die 
heute rechtlich unanfechtbaren Kooperationsformen. 
Hier ist das Bundeskartellamt berufen, für Interes-
sen- und Arbeitsgemeinschaften, Konsortien und an-
dere Kooperationsformen Vertragsmodelle zu ent-
wickeln, die auf die mittelständische Wirtschaft zu-
geschnitten sind. 

Aber selbst eine größere Rechtssicherheit hinsicht-
lich der Ausgestaltung der Vertragsformen und ge-
setzliche Kooperationserleichterungen erscheinen 
für die Zusammenarbeit mancher Berufsgruppen der 
Selbständigen nicht immer ausreichend. Wir fordern 
daher die Bundesregierung auf, zu prüfen, inwie-
fern die Gesellschaftsformen des bürgerlichen Rechts  

und des Handelsrechts den heutigen Erfordernissen 
einer optimalen Unternehmensorganisation kleine-
rer und mittlerer Unternehmen noch entsprechen. 
Das Ergebnis dieser Prüfung sollte dem Bundestag 
zu Anfang der nächsten Legislaturperiode vorlie-
gen. Die Bundesregierung sollte insbesondere Vor-
schläge für neue Unternehmensformen, beispiels-
weise für ein „einzelkaufmännisches Unternehmen 
mit beschränkter Haftung" oder eine „Partnerge-
sellschaft" ausarbeiten. 

Kooperation ja, aber mit wem? So stellt sich heute 
oft die Frage. Die Kooperationsbörse, die der Ini-
tiative des RKW entspringt, hat für die Zusammen-
führung von Kooperationswilligen gute Vorausset-
zungen geschaffen. An dieser Einrichtung muß fest-
gehalten werden. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat in seinem 
6-Punkte-Programm zur Selbständigenpolitik unter 
anderem ein Netz von Informationszentralen vorge-
schlagen. Ein solches integriertes Informationsnetz 
in der Bundesrepublik, das sich der elektronischen 
Datenverarbeitung bedient, wäre ein ganz wesent-
licher Beitrag für eine umfassende und zugleich ak-
tuelle Information der Unternehmensleitungen. In 
der Mittelstandspolitik der Bundesregierung spielen 
Information und Beratung über die verschiedensten 
Träger bereits eine bedeutende Rolle. Imponierend 
sind auf diesem Gebiet die Leistungen des Rationa-
lisierungskuratoriums der Deutschen Wirtschaft 
(RKW). Ein integriertes Datennetz entwickelt diese 
Politik konsequent weiter. Der Bundeswirtschafts-
minister wird bei der Verwirklichung dieses Projek-
tes unsere volle Unterstützung finden. 

Mit meinen Ausführungen habe ich unser markt-
wirtschaftlich akzentuiertes Konzept einer Selbstän-
digenpolitik skizziert. Lassen Sie mich abschließend 
sagen: sozialdemokratische Wirtschaftspolitik inte-
griert abgewogen die Belange aller Schichten unse-
res Volkes; sie ist eine Absage an die Interessen-
politik. Bei uns gibt es keine einseitige Begünsti-
gung: dies gilt hinsichtlich der Großunternehmen 
genauso wie hinsichtlich der Selbständigen, der 
Landwirtschaft und der Arbeitnehmerschaft. Das ist 
die Stärke unserer Wirtschaftspolitik, und dabei 
bleibt es. 

Anlage 12 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Jacobi (Köln) (SPD) zu Punkt 55 
der Tagesordnung. 

Der Raumordnungsbericht, über den wir heute de-
battieren, hätte dem Parlament bis 31. Dezember 
1968 erstattet werden müssen. Tatsächlich wurde er 
jedoch erst Mitte März 1969 vorgelegt. Diese ver-
spätete Vorlage ist um so unverständlicher, als der 
Bericht bereits im Herbst 1968 abgeschlossen wor-
den ist. So klafft zwischen der Abfassung des Be-
richtes und seiner Vorlage eine bedauerliche und 
schädliche zeitliche Lücke von rund einem halben 
Jahr. Das ist vor allem deshalb bedauerlich, weil der 
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Bericht sich weder mit dem Jahresgutachten 1968 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung noch mit dem Jah-
reswirtschaftsbericht 1968 der Bundesregierung aus-
einandersetzt, die sich beide ausführlich mit den für 
die Raumordnung hoch bedeutsamen Fragen der 
Regionalpolitik befassen. Ein weiteres Manko: Im 
Raumordnungsbericht wurden die Vorschläge des 
Bundeswirtschaftsministeriums zur Intensivierung 
und Koordinierung der regionalen Strukturpolitik 
vom 26. September 1968 in keiner Weise angespro-
chen. Das alles sind wesentliche Mängel, die zur 
bedauern sind. 

Von Einzelheiten abgesehen verdient der Raum-
ordnungsbericht 1968 die an einen Werbeslogan an-
gelehnte Feststellung: Der beste Raumordnungsbe-
richt des Bundes, den es je gab! Er unterscheidet 
sich von seinen Vorgängern insbesondere dadurch, 
daß er nicht nur den Charakter einer Bestandsauf-
nahme trägt, sondern erstmals eine wissenschaftlich 
fundierte Prognose über die Entwicklungstendenzen 
eines überschaubaren Zeitraumes enthält. Dieser 
Prognose ist deshalb große Bedeutung beizumessen, 
weil eine derartige Vorausschau für eine zukunfts-
orientierte Raumordnungspolitik unentbehrlich ist! 
Damit ist ein altes sozialdemokratisches Verlangen 
erfüllt. Wir erkennen das dankbar an. 

Ich habe in einer ersten Stellungnahme zu dem 
Raumordnungsbericht am 18. März 1969 bereits be-
tont, es sei der Auffassung der Bundesregierung zu-
zustimmen, daß die Möglichkeiten einer Beeinflus-
sung der durch Wanderungsbewegungen verursach-
ten Bevölkerungsentwicklung künftig stärker als 
bisher durch eine integrierte und vorausschauende 
Planung, vor allem im Bereich der Infrastrukturver-
besserung, genutzt werden müßten. Dazu sind vor 
allem nötig: 

1. städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen in den 
hinter der allgemeinen Entwicklung zurückge-
bliebenen Gebieten. Es geht hierbei vor allem um 
die Schaffung und den Ausbau von zentralen 
Orten als Entwicklungsschwerpunkte sowie um 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
und zur Schaffung außerlandwirtschaftlicher Er-
werbsplätze, 

2. in Verdichtungsräumen städtebauliche Ord-
nungsmaßnahmen, insbesondere die städtebau-
lich-strukturelle Erneuerung, die Anpassung an 
den Strukturwandel sowie die Entwicklung und 
der Ausbau von Entlastungsorten. 

Leider fehlt das zur Bewältigung der für die 
Raumordnung vordringlichen städtebaulichen Sanie-
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen notwendige 
rechtliche und finanzielle Instrumentarium auch wei-
terhin. Schuld daran ist, daß der gegenwärtige Bun-
destag sich einer Verabschiedung des überfälligen 
Städtebauförderungsgesetzes versagt hat. Wir be-
klagen dies sehr, denn die Erfüllung dringender 
städtebaulicher Aufgaben wird dadurch erheblich er-
schwert, verzögert und zu Lasten der Steuerzahler 
verteuert. Ohne das Gesetz werden städtebauliche 
Mißstände und städtebauliche Fehlentwicklungen  

weiter fortschreiten. Zugleich werden die Kosten für 
die Beseitigung der Folgen dieser Mißstände, der 
sogenannten sozialen Folgekosten, d. h., der Kosten 
zur Bekämpfung der Lärmbelästigung, der Luftver-
unreinigung, der Wasserverschmutzung, des Ver-
kehrschaos, weiter ansteigen, ohne daß die Wurzel 
des Übels beseitigt wird. 

Im Rahmen einer Raumordnungsdebatte ist hinzu-
zufügen, daß unzureichende Siedlungsstrukturen 
einem optimalen Wirtschaftswachstum hindernd im 
Wege stehen. In einer auf dem Wohnungs- und 
Städtebaukongreß der SPD vor kurzem verabschie-
deten Entschließung heißt es mit Recht: „Raumpla-
nung ist eine unabdingbare Voraussetzung für ein 
stetiges wirtschaftliches Wachstum." Auf dem er-
wähnten Kongreß stellte die Raumordnungspolitik 
eines der zentralen Themen dar. Dies unterstreicht, 
welch große Bedeutung die Raumordnung für meine 
politischen Freunde besitzt. 

Ein optimales Wirtschaftswachstum erfordert, wie 
ich bereits sagte, insbesondere Maßnahmen zur Ver-
besserung der Infrastruktur. Aus ökonomischen 
Gründen, aus Gründen der Effizienz, ist eine schwer-
punktmäßige Entwicklung der Infrastruktur anzu-
streben. Unter schwerpunktmäßiger Entwicklung ist 
dabei allerdings nicht allein die Schaffung und der 
Ausbau von zentralen Orten zu verstehen. In der 
jüngsten Diskussion der Fachleute gewinnt die Idee 
der Entwicklungsachsen oder der Entwicklungsbän-
der zunehmend an Bedeutung. Entscheidend ist, räum-
liche Schwerpunkte für die öffentlichen Investitionen 
zu schaffen und dadurch einer Mittelverzettelung 
vorzubeugen. Das bedeutet: wir müssen als ein we-
sentliches Ziel der Raumordnungspolitik die Ver-
dichtung von Wohn- und Arbeitstätten in solchen 
Räumen fixieren, in denen verkehrs- und versor-
gungsgünstige Verhältnisse vorliegen oder geschaf-
fen werden können. Nur durch eine solche Politik 
der Bündelung von Verkehrs- und Versorgungsein-
richtungen der Infrastruktureinrichtungen können 
auch Gebiete mit einer geringen Siedlungsdichte, 
Gebiete, die in ihrer allgemeinen Entwicklung 
hinter dem Bundesdurchschnitt zurückgeblieben sind, 
an der allgemeinen wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Entwicklung teilhaben; nur durch eine solche 
Politik kann es erreicht werden, daß sich die Schere, 
das Wohlstandsgefälle zwischen den Verdichtungs-
gebieten und den zurückgebliebenen Gebieten, 
schließt. 

Stetiges wirtschaftliches Wachstum setzt eine pro-
gressive Raumordnungspolitik voraus. Andererseits 
ist auch die Raumordnung von der Konjunkturpoli-
tik in hohem Grade abhängig. Der Raumordnungs-
bericht zeigt deutlich, daß ein Konjunkturrückgang 
zur Abwanderung von Industrie und Menschen führt. 
Dagegen wachsen bei steigender Konjunktur die 
Möglichkeiten der Strukturpolitik in wirtschafts-
schwachen Räumen. Dazu zählen keineswegs allein 
zurückgebliebene agrarisch strukturierte Gebiete, 
sondern auch Verdichtungsgebiete mit krisenanfälli-
ger Monostruktur. Erst durch den Konjunkturauf-
schwung, die Überwindung der Rezession, sind die 
Voraussetzungen für die von Bundeswirtschaftsmi-
nister Schiller mit so großem Erfolg praktizierte in- 
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tensive regionale Strukturpolitik geschaffen wor-
den! 

Nur wenige Anmerkungen zu dem Verhältnis 
zwischen Raumordnung und Wohnungsbaupolitik. 
Der Raumordnungsbericht kommt zu dem Ergebnis, 
daß die in den zurückgebliebenen Gebieten, in den 
Abwanderungsgebieten wohnenden Menschen die 
Beantwortung der Frage, ob sie dort bleiben oder ob 
sie ihre Heimat verlassen und sich in weiter ent-
fernten Räumen niederlassen wollen, fast aus-
schließlich von den Arbeitsplatz- und Wohnungsver-
hältnissen abhängig machen. Die Bedeutung der 
Wohnung für die Frage der Abwanderung wird 
durch die Tatsache unterstrichen, daß zahlreiche 
Wohnungen in ländlichen Gebieten in ihrer Aus-
stattung nicht mehr den Anforderungen unserer Zeit 
entsprechen. In den meist ländlichen Gemeinden mit 
weniger als 5 000 Einwohnern sind drei Viertel aller 
Wohnungen bereits vor 1919 errichtet worden. In 
den Gemeinden mit mehr als 50 000 Einwohnern da-
gegen beträgt der Anteil dieser „Ältestwohnungen" 
lediglich ein Drittel. Daraus folgt, in den ländlichen 
und zurückgebliebenen Gebieten fällt der Anteil der 
alten Wohnungen mit schlechter Ausstattung weit 
stärker ins Gewicht als in den Verdichtungsgebie-
ten. Wenn wir ein Ausbluten des flachen Landes, 
also eine Bevölkerungsabwanderung nicht vertret-
baren Ausmaßes, verhindern wollen, müssen wir 
solche Räume nicht zuletzt auch durch ein qualitativ 
befriedigendes Angebot an Wohnungen attraktiver 
machen. Über der Politik zur Sanierung der zurück-
gebliebenen Räume dürfen jedoch die Probleme der 
Verdichtungsgebiete nicht in den Hintergrund gera-
ten. Die stärksten Bevölkerungszunahmen sind auch 
künftig in den Ballungsrandzonen zu verzeichnen. 
Die Wohnungsbaupolitik muß vor allem auf diese 
Brennpunkte des Bedarfes ausgerichtet sein. Raum-
ordnungs-, Wohnungs- und Städtebaupolitik sind 
künftig stärker als bisher aufeinander abzustimmen. 

Damit ist das Stichwort Koordinierung angespro-
chen. Es ist weithin unbestritten, daß die Koordinie-
rung der raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men sowohl auf Bundesbene, d. h. horizontal, als 
auch zwischen dem Bund und den Ländern, d. h. 
vertikal, manche Wünsche offenläßt. 

Im Bereich der Koordinierung zwischen dem Bund 
und den Ländern sind seit der Bildung der Minister-
konferenz für Raumordnung, der die beim Bund und 
den Ländern für die Raumordnung und Landespla-
nung zuständigen Minister und Senatoren angehö-
ren, nicht wenige Mißstände beseitigt und ursprüng-
lich bestehende Widerstände einiger Länder abge-
baut worden. Ich habe die Hoffnung, daß die Ab-
stimmung zwischen dem Bund und den Ländern 
durch eine Politik der partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit, der Überzeugungskraft und nicht der Pa-
ragraphenreiterei noch verbessert zu werden ver-
mag. 

Im Bereich der Koordinierung auf Bundesebene 
sind die Schwierigkeiten wohl zu einem Großteil auf 
allzu starres Ressortdenken, mitunter auch auf 
einen ausgesprochenen Ressortegoismus zurückzu-
führen. 

Es bedarf seines Abbaues. Optimisten meinen, die 
in Aussicht genommene Kabinettsreform könne hier 
Abhilfe schaffen. Mögen sie Recht behalten. Die 
mangelhafte Zusammenarbeit auf Bundesebene im 
Aufgabenbereich der Raumordnung ist — so meine 
ich — allerdings wohl auch darauf zurückzuführen, 
daß der für die Raumordnung zuständige Bundes-
innenminister das ihm zur Verfügung stehende in-
stitutionalisierte Instrumentarium nur sehr zögernd 
benützt. So hat der Interministerielle Ausschuß für 
Raumordnung, ein Koordinierungsgremium auf Re-
ferentenebene, während des letzten Jahres meines 
Wissens kein einziges Mal getagt. Der Kabinetts

-

ausschuß für Raumordnung gar, dem alle von der 
Raumordnung fachlich berührten Bundesminister an-
gehören, hat sich noch nicht einmal zu seiner konsti-
tuierenden Sitzung zusammengefunden. Stoff zur Be-
ratung aber gab und gibt es sicher in Hülle und 
Fülle. Als wesentliche Beispiele seien nur genannt 
die Studie des Bundeswirtschaftsministeriums zur 
Intensivierung und Koordinierung der regionalen 
Strukturpolitik, das Agrarprogramm des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten, das Jahresgutachten 1968 des Sachverständi-
genrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung und der Jahreswirtschaftsbericht 
1968 der Bundesregierung, die alle unter dem Ge-
sichtspunkt der regionalen Strukturpolitik für die 
Raumordnung von erheblicher Bedeutung sind. Ich 
kann mich leider des Eindrucks nicht völlig erweh-
ren, daß die Bundesraumordnung mitunter durch ein 
etwas zu passives Verhalten selbst das Heft aus der 
Hand gab. 

Nicht selten hört man die Auffassung, die Koor-
dinierung im Bereich der Raumordnung kranke 
daran, daß das Raumordnungsgesetz dem Raumord-
nungsminister allzuwenig brauchbare Instrumente 
liefere und allzuviele abstrakte Leerformeln enthal-
te. Aus diesem Grunde sei eine Novellierung des 
von diesem Hause 1965 verabschiedeten Gesetzes 
unbedingt vonnöten. Ich vermag mich dieser Auf-
fassung nicht anzuschließen. Bevor man nach einer 
Novellierung des Gesetzes ruft, sollten zunächst ein-
mal die bereits gegebenen Möglichkeiten, die das 
Gesetz anbietet, voll ausgenutzt werden. Daß es 
damit nicht zum Besten bestellt ist, darf ich kurz zu 
belegen versuchen. Nach dem Raumordnungsgesetz 
ist der für die Raumordnung zuständige Bundes-
minister verpflichtet, die langfristigen und großräu-
migen raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men des Bundes zusammenfassend darzustellen. Die-
se Darstellung muß mehr sein als eine bloße Be-
standsaufnahme, als eine bloße Wiedergabe des ge-
genwärtigen Zustandes. Die zusammenfassende 
Darstellung muß vielmehr die in die Zukunft gerich-
teten raumordnungspolitischen Absichten des Bun-
des integriert und koordiniert aufzeigen. Sie ist da-
mit ein wesentliches Instrument sowohl zur Koordi-
nierung auf Bundesebene als auch zur Erarbeitung 
der dringend erforderlichen raumordnerischen Ge-
samtkonzeption des Bundes. Es ist zu bedauern, daß 
diese zusammenfassende Darstellung der langfristi-
gen und großräumigen Planungen und Maßnahmen 
des Bundes bis heute, rund vier Jahre nach Inkraft- 
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treten des Raumordnungsgesetzes, noch nicht vor-
liegt. 

Auf das Beispiel der Nichtbenutzung institutiona-
lisierter Möglichkeiten zur Koordinierung auf Bun-
desebene habe ich bereits hingewiesen. 

Aus dem bisher Gesagten folgt, daß die Koordinie-
rung auf Bundesebene auch unter dem unvollständi-
gen Wissen darüber leidet, was zu koordinieren ist. 
Koordinierung setzt aber ferner voraus, daß man 
weiß, auf welches Ziel hin zu koordinieren ist. Die 
im Raumordnungsgesetz verankerten Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung sind vom Gesetzgeber 
der nötigen Flexibiltät wegen bewußt weitgehend 
abstrakt angelegt worden. Es ist nötig, diese Ziele 
zu konkretisieren. Es genügt dabei nicht, sie einfach 
nebeneinander aufzureihen. Vielmehr ist es erfor-
derlich, sie im Rahmen eines konkreten und zugleich 
flexiblen Leitbildes der räumlichen Ordnung gegen-
einander abzuwägen. Das setzt keineswegs eine No-
vellierung des Raumordnungsgesetzes voraus; es 
erfordert vielmehr endlich die Erarbeitung einer 
raumordnerischen Konzeption für das gesamte Bun-
desgebiet, wie ich sie bereits bei der Debatte über 
den ersten Raumordnungsbericht der Bundesregie-
rung von diesem Platze aus im Namen meiner politi-
schen Freunde gefordert habe. Die Forderung nach 
einem Bundesentwicklungsplan oder Bundesraum-
ordnungsprogramm, zwei Namen für eine im Grunde 
identische Sache, ist inzwischen in der Entschließung 
des von mir bereits angesprochenen Wohnungs- und 
Städtebaukongresses meiner Partei konkretisiert 
worden. Ich darf zitieren: „Die zwangsläufig wach-
senden Aufwendungen für die öffentliche Grundaus-
stattung erfordern die noch weithin fehlende Abstim-
mung der Fach- und Regionalplanungen. Als uner-
läßliches Integrationsinstrument ist der Bundesent-
wicklungsplan, wie ihn schon das Regierungspro-
gramm der SPD 1969 fordert, überfällig." Wir haben 
mit Genugtuung vernommen, daß inzwischen auch 
Herr Bundesinnenminister Benda diese Auffassung 
teilt und daß in seinem Hause bereits mit den Vor-
arbeiten zur Aufstellung eines solchen Planes be-
gonnen wurde. 

Aus dem Raumordnungsbericht der Bundesregie-
rung 1968 ist die Folgerung zu ziehen, daß bei stei-
gendem Wohlstand, zunehmender Verdichtung von 
Wohn- und Arbeitsstätten und der abnehmenden 
Standortbildung der Industrie die Gestaltungsfähig-
keit der räumlich-strukturellen Entwicklung des 
Bundesgebietes wächst. Auf Grund dieser Erkenntnis 
sind folgende Forderungen an die Raumordnungs-
politik des Bundes zu stellen: 

1. Die im Raumordnungsgesetz verankerten Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung bedürfen drin-
gend der weiteren Konkretisierung. 

2. Auf diesen konkretisierten Zielen und den mittel-
fristigen Prognosen aufbauend ist die Ent-
wicklung einer raumordnerischen Konzeption für 
die gesamte Bundesrepublik Deutschland, eines 
Bundesraumordnungsprogrammes, wie ihn be-
reits das SPD Regierungsprogramm 1969 forderte, 
überfällig. 

3. Die Koordinierung der raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen ist zu verbessern. 

4. Unabdingbare Voraussetzung zur besseren Ab-
stimmung der raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen des Bundes ist die alsbaldige Vor-
lage der zusammenfassenden Darstellung der 
großräumigen und langfristigen raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen des Bundes, wie 
sie das Bundesraumordnungsgesetz von 1965 for-
dert. 

5. Beim Einsatz der raumbedeutsamen Mittel ist 
mehr denn je auf die Bildung räumlicher Schwer-
punkte zu achten. 

6. Eine intensive Politik zur Sanierung der zurück-
gebliebenen Gebiete darf nicht zu einer Vernach-
lässigung der Strukturprobleme der Verdich-
tungsräume führen. 

7. Im Vordergrund der künftigen Raumordnungs-
politik müssen in Verdichtungsgebieten städte-
bauliche Ordnungsmaßnahmen und in zurückge-
bliebenen Gebieten städtebauliche Entwicklungs-
maßnahmen stehen. Es ist zu bedauern, daß 
diese Aufgaben wegen des Scheiterns des Städte-
bauförderungsgesetzes in dieser Legislaturpe-
riode vorerst nur unbefriedigend bewältigt wer-
den können. 

Nur wenn diese Forderungen erfüllt werden, ist 
Raumordnung nicht bloß auf dem Papier, sondern 
auch in der Praxis angewandte Gesellschaftspolitik; 
nur dann kann die wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Entwicklung unserer räumlichen Umwelt so 
gesteuert werden, daß die freie Entfaltung der Per-
sönlichkeit im Rahmen der Gemeinschaft in zufrie-
denstellender Weise gesichert ist. 

Anlage 13 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Jung (FDP) zu Punkt 55 der 
Tagesordnung 

Was bereits in der 89. Sitzung — Raumordnungs-
bericht 1966 — von allen Sprechern der Fraktionen 
betont wurde, hat der Ausschußbericht über den 
Raumordnungsbericht 1968 der Bundesregierung er-
neut festgestellt: daß nämlich die Raumordnung die 
bedeutendste Aufgabe für die Zukunft ist. 

Um den Anforderungen der Zukunft konforme 
Regionen zu schaffen, bedarf es nicht nur des Zu-
sammenwirkens bestimmter Sektoren, z. B. der Wirt-
schaft, des Verkehrs, des Städtebaus. Vielmehr muß 
sich der Kreis vollständig schließen durch die Einbe-
ziehung der Agrarpolitik, Bildungspolitik, Finanz-
politik sowie auch der Verfassungspolitik im Hin-
blick auf das Prinzip des Föderalismus. Auch Er-
kenntnisse der Futurologie müssen besondere Be-
rücksichtigung finden. Um so bedauerlicher ist es, 
daß wir angesichts der Geschäftslage des Hauses 
nicht ausreichend Zeit haben, diesen Raumordnungs-
bericht intensiv zu analysieren und zu diskutieren. 
Im Namen meiner Fraktion erhebe ich die Forde- 
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rung, in der nächsten Legislaturperiode Termin- und 
Zeitplanung so zu vereinbaren, daß eine umfassende 
Darstellung der Ziele der Raumordnung mit konkre-
ten Aussagen über ihre Verwirklichung und Finan-
zierung möglich ist. 

Ich unterstelle, daß die Forderung erfüllt wird, 
und möchte deshalb meine grundsätzlichen Ausfüh-
rungen zu diesem Thema bis zu diesem günstigeren 
Zeitpunkt zurückstellen. Ich kann mir aber an dieser 
Stelle nicht die Kritik ersparen, daß Sie, Herr Bun-
desinnenminister, ebenso wie ihr Vorgänger, der mit 
Notstands- und Wahlrechtsänderungen überbeschäf-
tigt war, die Raumordnung nur als Hobby mitführten 
und dieser wichtigen Zukunftsaufgabe zu wenig Be-
achtung schenkten. Es scheint fast so, daß Sie der 
umfangreichen Materialsammlung für ihre Verbots-
ankündigungen mehr Bedeutung beimessen als der 
Raumordnung. Wenn Sie aber, Herr Minister, über-
zeugende Lösungen zur Bewältigung unserer Gegen-
wartsaufgaben in der Raumordnung anbieten und 
damit die Weichen für die Fahrt in das Jahr 2000 
richtig stellen würden, wären Ihre Anstrengungen, 
unzufriedene Radikale aus diesem Haus fernzu-
halten, völlig überflüssig. Auf diesen Gebieten könn-
ten Sie sicher viel erfolgreicher wirken. 

Ich bedauere, daß der Herr Bundeswohnungsbau-
minister nicht anwesend ist. Ich würde ihm gerne 
empfehlen, die Raumordnungsabteilung wieder in 
sein Ministerium zurückholen. Das wäre wenigstens 
ein Erfolg in seiner bisher glücklosen Ministerzeit. 
Ich sage glücklos, weil es ihm nicht gelungen ist, 
das wichtige Instrument zur Erreichung raumord-
nerischer Ziele, das Gemeindeentwicklungs- und 
Städtebauförderungsgesetz, in dieser Koalition 
durchzusetzen. An der Unfähigkeit, die Kernfrage: 
a) Eigentums- bzw. Bodenneuordnung und b) Finan-
zierung der erforderlichen Maßnahmen zu regeln, 
und an den Querelen innerhalb der Koalition, wer 
sich die Meriten für dieses bedeutsame Gesetzes-
werk zuschreiben darf, ist es leider in dieser Legis-
laturperiode wieder gescheitert. Durch das Hinaus-
schieben wurden in unverantwortlicher Weise wie-
der Milliardenbeträge ohne ein sinnvolles Gesamt-
konzept verplant und verbaut. Aber der Wohnungs-
bauminister hat aus dieser Niederlage ebensowenig 
Konsequenzen gezogen wie andere SPD-Minister, 
die ebenfalls mit ihren Vorstellungen scheiterten. 

Unabhängig vom Zustand dieser Koalitionsregie-
rung erwartet meine Fraktion mit dem Ausschuß 
und mit dem gesamten Bundestag von diesem Raum-
ordnungsbericht eine Unterrichtung über gegenwär-
tige und zukünftig geplante Maßnahmen der Bun-
desregierung zur Beeinflussung der voraussichtlichen 
Entwicklung. Diese Erwartung wurde nicht erfüllt! 
Wir haben bereits bei der Beratung des Raumord-
nungsberichtes 1966 auf die Notwendigkeit von 
Maßnahmen und Planungen im Rahmen der öffent-
lichen Haushalte hingewiesen, welche die Ziele der 
anzustrebenden räumlichen Ordnung notwendiger-
weise ergänzen müssen. Aber wo ist die klare Aus-
sage der Bundesregierung hierzu in diesem Bericht? 
Wo ist der Mittelbedarf exakt beziffert? Wo ist die 
Mittelbereitstellung zugesagt? Nicht einmal in Teil-
bereichen ist der Bundesregierung eine klare Aus-

sage möglich gewesen. Denken Sie an die Aus-
sprache über Strukturmaßnahmen im Bereich des 
Saarlandes und Rheinland-Pfalz. 

Ich verkenne nicht die Schwierigkeiten, die aus 
dem föderativen Aufbau unserer BRD in der Ver-
folgung der Raumordnungsziele erwachsen. Aber 
wäre es nicht Aufgabe dieser 9/10-Koalition gewe-
sen, den Föderalismus auch gerade im Bereich der 
Raumordnungs- und Strukturpolitik funktionsfähi-
ger zu macher, mittels einer an der Zukunft orien-
tierten Verfassungspolitik? Nicht einmal der hier 
durch das Raumordnungsgesetz auferlegten Koordi-
nierungspflicht ist die Bundesregierung in dem er-
forderlichen Maße nachgekommen. Es ist einfach 
unerläßlich, die vielfältigen regionalwirksamen Pro-
gramme und Pläne, sowohl der Bundesregierung als 
auch der Länder und Kommunen, miteinander abzu-
stimmen. 

Der Ausschuß erwartet deshalb mit Recht die 
Vorlage eines Bundesraumordnungsprogramms, das 
die Regionalisierung der raumwirksamen Bundes-
mittel entsprechend den Zielen und Grundsätzen 
des Raumordnungsgesetzes zum Ziel hat. Wir Freien 
Demokraten unterstützen diese Forderung, wonach 
die Bundesregierung darüber in ihrem nächsten 
Raumordnungsbericht vorrangig zu berichten hat. 
Wir unterstützen auch die Forderungen nach 

1. Koordination der an zahlreichen Stellen durchge-
führten Prognosearbeiten, 

2. einer umfassenden Entwicklungskonzeption für 
unsere Landwirtschaft und 

3. einer verbesserten Regionalstatistik. 

Die Schaffung hinreichender Grundlagen für ein 
Berufsbild des Raumplaners scheint auch uns wün-
schenswert zu sein. Aber Raumordnung wird immer 
Teamarbeit sein (z. B. zwischen verantwortungs-
freudigen Politikern, Architekten, Ingenieuren, 
Wirtschaftlern, Verwaltungsbeamten, Soziologen). 
Daß aber die Teamarbeit, die Koordination zwischen 
Bund und Ländern, bisher nicht klappte, können 
wir ablesen an der Entwicklung der immer mehr di-
vergierenden Verwaltungsstrukturen in den Län-
dern. Das wirkt sich natürlich nachteilig auf die 
Raumordnung aus. Denn wenn wir nicht dahin kom-
men, daß am Ende jeder Verwaltungsreform die 
Identität der Region mit der Verwaltungseinheit her-
gestellt wird, werden wir nie zu einer vernünftigen 
Strukturpolitik kommen, die nahtlos vom Bund über 
die Länder bis hinein in die Region wirksam ist. 

Verwaltungsegoismen können die besten Pro-
gramme zunichte machen! Dafür gibt es durchaus 
Beispiele, und es ist deshalb bedauerlich, daß den 
Verwaltungsreformbemühungen der Länder nicht 
immer raumordnerische Zielvorstellungen zugrunde 
lagen. Bei der Bildung von Verbandsgemeinden, bei 
Kreis- und Bezirksreform, standen sehr oft macht-
politische Überlegungen Pate. Nicht die Regionen, 
die Ober-, Mittel- und Unterzentren, die zentralen 
Orte, waren hauptsächliches Leitbild der Reform, 
sondern zum Teil die Frage: Wie sind da oder dort 
diese oder jene parteipolitischen Mehrheiten zu 
erzielen? 
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So ist natürlich auch der Widerstand der einen 
oder anderen großen Partei gegen eine sinnvolle 
Neugliederung der Bundesländer zu erklären. Aber 
ich will dies alles jetzt nicht mehr vertiefen. Ich 
glaube, es wurde deutlich, daß sich in der Raumord-
nung ein weites, ein bedeutendes Betätigungsfeld 
für uns alle eröffnet, um unserem Volk eine men-
schenwürdige, eine glückliche Zukunft zu sichern. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. von Heppe vom 3. Juli 1969 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Weigl 
(Drucksache V/4504 Frage 8) : 

Muß in nächster Zeit mit der Einstellung der Lehrtätigkeit an 
weiteren Universitäten bzw. Hochschulen gerechnet werden? 

Von der Einstellung des gesamten Lehrbetriebes 
ist z. Z. keine Universität oder Hochschule in der 
Bundesrepublik betroffen. 

Der Bundesregierung sind nur Fälle bekannt, in 
denen es zu zeitlich begrenzten Unterbrechungen 
der Lehrtätigkeit an einzelnen Hochschulinstituten 
gekommen ist bzw. sich einzelne Hochschullehrer 
außerstande gesehen haben, ihre angekündigten 
Vorlesungen und anderen Lehrveranstaltungen ab-
zuhalten. 

Die Einstellung der Lehrtätigkeit durch einzelne 
Hochschullehrer oder Hochschulorgane erfolgt nur 
dann, wenn die Abhaltung von Lehrveranstaltungen 
durch systematische, andauernde Störungen oder 
durch unmittelbare Behinderung von Hochschulleh-
rern unmöglich wird. Ob der Lehrbetrieb in nächster 
Zeit in weiteren Einzelfällen oder gar in ganzen 
Fakultäten oder Hochschulen eingestellt werden 
muß, hängt in erster Linie von der Entwicklung in 
der Studentenschaft ab. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die  Mündlichen Anfragen der Ab-
geordneten Frau Korspeter (Drucksache V/4504 Fra-
gen 65, 66 und 67) : 

Trifft es zu, daß seit mehreren Jahren Eisenbahnmunitions-
transporte auf dem Güterbahnhof in Celle vor der Weiterleitung 
zu den Truppenübungsplätzen mit offenbar ungenügender Siche-
rung und Bewachung in den Nachtstunden abgestellt werden? 

Für den Fall, daß dieser Zustand den Tatsachen entspricht: 
Sieht die Bundesregierung nicht darin nach dem Explosions-
unglück in Hannover eine Gefahr für die Bevölkerung? 

Sieht die Bundesregierung eine bessere Möglichkeit der Über-
wachung bei notwendigen Wartezeiten, wenn sie über das An-
schlußgleis des nahegelegenen Fliegerhorstes Celle-Wietzenbruch 
den Munitionszug abstellen und bewachen lassen würde? 

Gegen eine Abstellung von Munitionstransporten 
auf dem Güterbahnhof Celle bestanden auf Grund 
der Deklaration der Sendungen bisher keine Be-
denken, zumal der Güterbahnhof aus einer einzigen 
großen Gleisgruppe besteht, in der Tag und Nacht 
Betrieb gemacht wird. Allgemein richten sich die 
Maßnahmen beim Transport von Sendungen für die 

Bundeswehr nach den Angaben im Frachtbrief. Die 
Bundeswehr entscheidet bei den einzelnen Trans-
porten, ob sie durch Soldaten der Bundeswehr zu 
bewachen sind. Wird eine durchgehende militärische 
Bewachung von der Bundeswehr nach Art der Sen-
dung nicht für erforderlich gehalten, überwacht das 
Bahnpersonal Transporte, die explosionsgefährliche 
Güter enthalten. Es kann dabei die zuständigen 
Ortspolizeibehörden einschalten. Die Kennzeich-
nung der Sendungen und die danach zu treffenden 
Maßnahmen haben bisher allgemein, also auch für 
die in Celle behandelten Sendungen, ausgereicht. 

Die Deutsche Bundesbahn wird, soweit es sich 
um geschlossene Munitionszüge handelt, Ihre Anre-
gung aufnehmen, solche Züge nach Möglichkeit in 
den Anschlußgleisen des nahegelegenen Fliegerhor-
stes Celle-Wietzenbruch bei längeren Wartezeiten 
abzustellen. Militärischerseits stehen dem keine 
grundsätzlichen Bedenken entgegen. 

Im übrigen werden für den Fall, daß sich im Zuge 
der noch nicht abgeschlossenen Untersuchungen 
über die Ursache des bedauerlichen Explosionsun-
glücks in Hannover Anhaltspunkte dafür ergeben, 
daß die bisher vorgeschriebene Transportsicherung 
für bestimmte Sendungen verschärft werden muß, 
unverzüglich ,entsprechende Anordnungen erlassen 
werden. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn vom 
30. Juni 1969 auf die Mündliche Anfrage des Ab

-

geordneten Rollmann (Drucksache V/4430 Frage 86) : 
Was tut die Bundesregierung, um insbesondere in den arabi-

schen Ländern der gegen die Bundesrepublik Deutschland gerich-
teten Propaganda von „Radio Berlin International" entgegenzu-
wirken? 

„Radio Berlin International" sendet täglich etwa 
zehn Stunden in arabischer Sprache; sein Programm 
besteht überwiegend in der Verbreitung von be-
wußten Unwahrheiten, Halbwahrheiten und Falsch-
interpretationen der Politik der Bundesregierung. 

Demgegenüber sendet die Deutsche Welle täglich 
3 1 /2 Stunden für arabischsprachige Hörer. Der Inhalt 
ihres Programms ist von dem Bemühen bestimmt, 
den Hörern ein objektives Bild in- und auslän-
discher Verhältnisse zu vermitteln. Die Diskrepanz 
zwischen den Sendezeiten, die auf den zur Zeit noch 
engen Grenzen der technischen Kapazität der Deut-
schen Welle beruht, sollte nicht die Erfolge dieser 
Anstalt verdunkeln: Die Deutsche Welle erhält mo-
natlich etwa 1000 Hörerbriefe aus den arabischen 
Gebieten; etwa 6000 Personen haben an ihrem letz-
ten Preisausschreiben teilgenommen. 

Ferner sind die Pressereferenten an unseren Ver-
tretungen im Nahen Osten laufend bemüht, der Ost

-

Berliner Propaganda entgegenzuwirken, z. B. durch 
Verbreitung schriftlichen Informationsmaterials, 
durch Einladungen in die Bundesrepublik und durch 
persönliche Verbindungen zu Publizisten des Gast- 
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landes. Die ganze Skala ihrer Tätigkeit läßt sich 
naturgemäß im Rahmen der Beantwortung dieser 
Anfrage nicht ausbreiten. Eingeschränkt sind ihre 
Bemühungen allerdings dort, wo wir infolge Feh-
lens diplomatischer Präsenz nur mit zahlenmäßig 
geringem Personal, das unter der Obhut einer 
Schutzmachtvertretung arbeitet, vertreten sein kön-
nen.  

Als bestes Argument ihrer Öffentlichkeitsarbeit 
betrachtet die Bundesregierung schließlich ihre Poli-
tik der Einhaltung strikter Neutralität im Nahost

-

Konflikt. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn vom 
1. Juli 1969' auf die Mündliche Anfrage des Abge

-

ordneten Dr. Mommer (Drucksache V/4504 Frage 90) : 
Welche Gründe haben den Bundesaußenminister veranlaßt, auf 

der jüngsten Ministerkonferenz der WEU in Den Haag eine 
Konferenz der Regierungschefs und Außenminister der sechs 
Mitgliedstaaten der EWG und Großbritanniens vorzuschlagen, 
nicht aber auch der drei kleineren Staaten, die ihre Aufnahme in 
die EWG beantragt haben? 

Von der neuen französischen Regierung wird 
allgemein eine flexiblere Haltung in der Europa-
politik erhofft. Dies könnte dazu führen, daß die 
europäischen Dinge wieder in Bewegung geraten. 
Das Auswärtige Amt ist der Auffassung, daß einer-
seits im Augenblick nichts überstürzt werden sollte, 
daß aber andererseits die Entscheidungen über die 
Weiterentwicklung der Europäischen Gemeinschaften 
und der politischen Zusammenarbeit nicht auf die 
lange Bank geschoben werden können und dürfen. 
Noch vor Ende dieses Jahres sollten daher die 
Grundlinien für die weitere innereuropäische Ent-
wicklung erörtert und festgelegt werden. Auf dem 
Hintergrund dieser Überlegungen hat der Herr Bun-
desminister des Auswärtigen bei der WEU-Ratsta-
gung in Den Haag am 5./6. Juni 1969 den Gedanken 
einer Ad-hoc-Konferenz der Regierungschefs und 
Außenminister der Sechs und Großbritanniens zur 
Diskussion gestellt; eine solche Konferenz sollte 
nicht im Rahmen einer der bestehenden Organisatio-
nen stattfinden und nicht in deren Zuständigkeiten 
eingreifen, könnte aber, nach angemessener Vorbe-
reitung, politische Leitlinien festlegen, die dann von 
den zuständigen europäischen Gremien in konkrete 
Maßnahmen zu übersetzen wären. Die Konferenz 
hätte also den Sinn, sozusagen ein Vehikel zur Wie-
deringangsetzung des europäischen Einigungspro-
zesses zu bilden. 

Was die Teilnehmer anbetrifft, so ergibt sich die 
Beschränkung auf Sieben daraus, daß es Probleme 
in der EWG und in der WEU gibt, die einen gemein-
samen Kern haben, nämlich die grundsätzliche Frage 
der Stellung Großbritanniens in einem sich einigen-
den Europa. Es sollten daher die Regierungen, die 
in diesen beiden europäischen Organisationen zu-
sammenwirken, zunächst über die Hauptursachen  

für die jahrelange Stagnation in den europäischen 
Einigungsbestrebungen und die Möglichkeiten ihrer 
Überwindung zu einer grundsätzlichen Klärung 
kommen, und Orientierungen für die weitere Ent-
wicklung setzen. 

Im übrigen sind es die Länder der Gemeinschaften 
und Großbritannien, die sich auch in der Vergan-
genheit am intensivsten mit den Grundsatzfragen 
der europäischen Zusammenarbeit . beschäftigt 
haben. Großbritannien ist zudem der unbestrittene 
Schrittmacher der übrigen Beitrittskandidaten, de-
ren Anträge erklärtermaßen akzessorisch zum briti-
schen Antrag sind. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Dr. Hofmann (Mainz) (Drucksache V/4504 
Frage 103) : 

Wie gedenkt die Bundesregierung die Bevölkerung vor dem 
von Tag zu Tag steigenden Kraftfahrzeuglärm (Lastkraftwagen, 
Personenwagen, Krafträder aller Art) zu schützen, um schwere 
gesundheitliche Schäden unserer Mitbürger zu vermeiden, ins-
besondere, wenn man berücksichtigt, daß die Zahl der Kraftfahr-
zeuge im Bundesgebiet ständig zunimmt? 

Nach § 49 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung darf die Geräuschentwicklung der Kraftfahr-
zeuge das nach dem Stand der Technik unvermeid-
bare Maß nicht übersteigen. Bestimmt wird dieses 
Maß durch höchstzulässige Grenzwerte, die in Richt-
linien festgelegt sind, und die im Rahmen der Mög-
lichkeiten weiter gesenkt werden, wie es bisher 
laufend geschah. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Dr. Hofmann (Mainz) (Drucksache V/4504 
Fragen 104 und 105) : 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, um 
auf dem Gebiete der Abgasentgiftung bei Kraftfahrzeugen endlich 
Fortschritte zu erzielen? 

Sind die entsprechenden technischen Vorrichtungen für die Ab-
gasentgiftung nur deshalb noch nicht von der Industrie einge-
baut worden, weil die Kraftfahrzeugindustrie die dadurch ent-
stehenden Kosten scheut? 

Die Abgasvorschriften für Kraftfahrzeuge wurden 
im Jahre 1968 erlassen und werden für Neufahr-
zeuge vom 1. Oktober 1970 an voll wirksam. Bis zu 
diesem Zeitpunkt muß die Industrie ihre Entwick-
lung und Produktionsumstellung abgeschlossen ha-
ben und vorschriftsgemäße Fahrzeuge ausliefern. 
Bei der Festlegung der Übergangsfristen ist die 
Frage des wirtschaftlich vertretbaren Aufwandes 
gebührend berücksichtigt worden. 
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Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Müser (DrucksacheV/4504 Frage 106) : 

Stimmt die Bundesregierung mit der Auffassung der nord-
rhein-westfälischen Landesregierung darin überein, daß auf der 
Bundesbahnstrecke Düsseldorf Hbf.—Ratingen West—Lintorf-
Duisburg-Wedau in naher Zukunft ein S-Bahn-Verkehr ein-
gerichtet werden soll? 

Der Bundesregierung ist eine solche Auffassung 
der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen bis-
her nicht bekannt geworden. Auch ist die Deut-
sche Bundesbahn in dieser Angelegenheit nicht an 
den Bundesminister für Verkehr herangetreten, so 
daß keine Unterlagen zur Beurteilung der Zweck-
mäßigkeit des Ausbaus dieser Strecke für den S- 
Bahn-Verkehr vorliegen. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Müser (Drucksache V/4504 Fragen 107 
und 108) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Untere Fulda als 
Schiffahrtsweg heute nahezu bedeutungslos ist und daß 1967 
im Hafen Kassel im Versand und Empfang insgesamt nur 
7000 t Güter umgeschlagen wurden? 

Würde es die Bundesregierung angesichts der im Verhältnis 
verschwindend geringen Verkehrsmengen, die auf absehbare Zeit 
für einen Transport auf der Unteren Fulda in Betracht kommen 
können, nicht für wirtschaftlicher halten, die abgängigen An-
lagen nur noch insoweit zu erneuern, als sie nicht dem Schiff-
fahrtsbetrieb dienen und im übrigen den Status einer Bundes-
wasserstraße aufzuheben? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Schiffs-
verkehr nach Kassel mit nur noch 9000 t im Jahre 
1967 praktisch zum Erliegen gekommen ist. 

Diese Entwicklung ist durch den antiquierten Zu-
stand der Bundeswasserstraße Untere Fulda be-
dingt, deren aus dem vorigen Jahrhundert stam-
mende, handbediente Schleusen nur nutzbare Ab-
messungen von 58 m Länge und 8,20 m Breite auf-
weisen. Die mögliche Abladetiefe auf der Unteren 
Fulda liegt zwischen 1,20 m und 1,40 m. Ein rationel-
ler Binnenschiffsverkehr nach Kassel ist wegen der 
Unzulänglichkeit der Anlagen nicht mehr möglich. 

Die Bundesregierung ist an das Abkommen vom 
30. September 1968 mit den Ländern Hessen, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Bremen sowie der 
Stadt Kassel gebunden. Sie hält es zudem im Hin-
blick auf die Entwicklungsmöglichkeiten im Kasseler 
Raum nicht für wirtschaftlicher, die zwingend not-
wendige Erneuerung auf die Stauanlagen der Un-
teren Fulda zu beschränken. Vielmehr ist im Hin-
blick auf die erzielbaren Strukturverbesserungen 
die mit den Vertragspartnern vereinbarte Umkanali-
sierung aus gesamtwirtschaftlicher Sicht vorzuziehen. 

Unter diesem Gesichtspunkt erübrigt es sich, die 
Aufhebung des Status der Unteren Fulda als Bun-
deswasserstraße in Erwägung zu ziehen. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündlichen Anfragen der Abge-
ordneten Frau Stommel (Drucksache V/4504 Fragen 
109, 110 und 111) : 

Glaubt die Bundesregierung, daß durch die neue Sonderaktion 
der Deutschen Bundesbahn „Alles dreht sich ums Wochenend" 
für kinderreiche Familien tatsächlich die Möglichkeiten, gemein-
same Reisen zu unternehmen, verbessert worden sind, nachdem 
kinderreiche Familien erfahrungsgemäß kaum in der Lage sein 
werden, für eine solche gemeinsame Wochenendreise allein 
95 DM an Fahrgeld auszugeben? 

Wie steht die Bundesregierung zu der Forderung der Familien-
verbände, die allgemeine Ermäßigung für kinderreiche Familien 
günstiger zu gestalten? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß durch Er-
mäßigung für Kinderreiche der Deutschen Bundesbahn kein 
Defizit entsteht, sondern daß in jedem Falle damit ein neues, 
bisher zwangsläufig abseits stehendes Reisepublikum gewonnen 
werden könnte? 

Vorab darf ich bemerken, daß die Tarifbildung 
nach dem Gesetz 'bei der Deutschen Bundesbahn 
liegt, die vor allem auch für die Sonderaktionen 
auf dem Gebiete des Reiseverkehrs allein zuständig 
ist. Im Vordergrund steht für sie dabei der Gesichts-
punkt einer Verbesserung ihrer im Personenver-
kehr schwierigen finanziellen Lage. Sie erfüllt auf 
diese Weise die ihr wiederholt, zuletzt noch in der 
Novelle zum Bundesbahngesetz vom 6. März 1969, 
auferlegte Verpflichtung zur Führung ihres Betrie-
bes nach kaufmännischen Gesichtspunkten. 

Im übrigen darf ich bemerken, daß die neue 
Aktion „Alles dreht sich ums Wochenend" lebhaf-
ten Widerhall gefunden hat, und daß insbesondere 
auch schon zahlreiche Familien mit Kindern von die-
ser Vergünstigung Gebrauch gemacht haben, ob-
wohl die Ferienzeit für die meisten Bundesländer 
noch nicht begonnen hat. 

Ich darf hervorheben, daß bei den deutschen 
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs die  fort-
schrittlichste aller europäischen Regelungen auf 
dem Gebiet der Familientarife eingeführt ist. In der 
Bundesrepublik Deutschland, und nur hier, können 
Jugendliche aus kinderreichen Familien, und zwar 
im Alter bis zu 25 Jahren, auch einzeln beliebig oft 
und zu beliebigem Zweck gegen Lösung einer hal-
ben Fahrkarte reisen. Das ist sicherlich viel günsti-
ger als die Regelung in anderen Ländern. Dort sind 
gemeinsame Reisen mehrerer Familienmitglieder 
zur Voraussetzung gemacht. Die Reisegewohnheiten 
der älteren Jugendlichen sind also dort nicht berück-
sichtigt. 

Eine Erweiterung würde für die Deutsche Bundes-
bahn mit zusätzlichen Einnahmeausfällen verknüpft 
sein. Der Deutschen Bundesbahn erscheint das bei 
ihrer bekannt schwierigen Finanzlage nicht vertret-
bar.  

Die Bundesbahn, der die Beurteilung dieser Frage 
überlassen werden muß, ist der Ansicht, daß Ermä- 
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ßigungen für Kinderreiche erhebliche Verluste ver-
ursachen, weil sie im wesentlichen von denen in 
Anspruch genommen werden, die ohnehin die Eisen-
bahn benutzen. Sie geht dabei auch von der Erfah-
rungstatsache aus, daß die Fahrkosten jeweils nur 
einen Teil der Gesamtkosten einer Reise ausma-
chen. Nach ihren Erfahrungen sind nur zeitlich be-
grenzte Angebote, wie die jetzt laufende Sonder-
aktion geeignet, den Verkehr wesentlich zu beleben. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Richter (Drucksache V/4504 Frage 112) : 

Wird der vorgesehene Neubau des Empfangsgebäudes des 
Bahnhofs in Wertheim (Main) im laufenden Jahr begonnen? 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn mitteilt, wird 
mit dem Neubau des Empfangsgebäudes des Bahn-
hofs Wertheim (Main) in der zweiten Hälfte dieses 
Jahres begonnen. Gleichzeitig werden auch die Ar-
beiten für die Erneuerung der Güterabfertigung 
aufgenommen. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündlichen Anfragen des Abge-
ordneten Lemmrich (Drucksache V/4504 Fragen 115, 
116 und 117) : 

Wann werden die koordinierenden Verhandlungen mit den 
Bundesländern über den Zweiten Ausbauplan für die Bundes-
fernstraßen endgültig abgeschlossen sein? 

Welchen Anteil haben die Bundesländer an der Erarbeitung 
des Fernstraßennetzes für den Zweiten Ausbauplan? 

Wird der Bundesverkehrsminister noch vor dem 28. September 
1969 die Grundüberlegungen über das Bundesfernstraßennetz für 
den Zweiten Ausbauplan der Öffentlichkeit mitteilen? 

Die Vorarbeiten zum zweiten Ausbauplan für die 
Bundesfernstraßen laufen nach einem festen Zeit-
plan ab. Darin ist vorgesehen, die koordinierenden 
Beratungen mit den Ländern, die das volle Pro-
gramm des zweiten Ausbauplanes umfassen, bis 
Jahresende abzuschließen. Über einzelne wichtige 
Vorhaben konnte bereits während der diesjährigen 
Bereisung mit den Ländern Einvernehmen erzielt 
werden. 

Die Länder wirken an der Erarbeitung des künf-
tigen Fernstraßennetzes mit. So beruhte die Grund-
konzeption des auf Bauwürdigkeit und Dringlichkeit 
zu untersuchenden künftigen Fernstraßennetzes 
weitgehend auf den Mitteilungen und Vorstellungen 
der Länder. Ferner wird in einem gemeinsamen 
Arbeitsausschuß zwischen Bund und Ländern über 
den Fortgang der Arbeiten berichtet und beraten. 

Der Bundesminister für Verkehr wird die Öffent-
lichkeit anläßlich einer Bundespressekonferenz am 
10. Juli 1969 über den derzeitigen Stand der Über-
legungen zum zweiten Ausbauplan unterrichten. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Meister (Drucksache V/4504 Fragen 118, 
119 und 120) : 

Beabsichtigt der Bundesverkehrsminister, vor Bekanntgabe sei-
ner Grundvorstellungen über den Zweiten Ausbauplan diese 
Vorstellungen 1m Bundeskabinett beraten zu lassen? 

Wurden die finanzpolitischen Abklärungen für den Zweiten 
Ausbauplan mit dem Bundesfinanzminister vorgenommen, nach-
dem der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesverkehrs-
minister vor dem Verkehrsausschuß am 25. Juni 1969 äußerte, 
daß „finanzpolitische Entscheidungen von hohem Rang getroffen 
werden müßten"? 

Inwieweit baut der Zweite Ausbauplan auf den Arbeiten des 
früheren Bundesverkehrsministers Dr. Seebohm auf? 

Es ist beabsichtig, den zweiten Ausbauplan ähn-
lich wie den ersten Ausbauplan dem Deutschen Bun-
destag in Gesetzesform vorzulegen. Spätestens im 
Rahmen der Vorbereitung der Gesetzesvorlage wird 
sich das Bundeskabinett mit dem Planwerk befas-
sen. 

Die finanzielle Grundlage des zweiten Ausbau-
planes ist die 50%ige Zweckbindung des auf den 
Kraftverkehr entfallenden Anteils der Mineralöl-
steuer. Über die voraussichtliche Höhe des auf den 
Zeitraum des Planes 1971-1985 entfallenden Vo-
lumens von 93 Mrd. DM und über das darauf auf-
bauende Planungsvolumen wurde mit dem Bundes-
minister der Finanzen Einigung erzielt. 

Der zweite Ausbauplan schließt an den im Jahre 
1957 konzipierten ersten Ausbauplan an. Im Ver-
gleich zu den Aufgaben und der Situation des Jah-
res 1957, die noch von dem Zwang zur Überwindung 
der Nachkriegsverhältnisse im Straßenbau geprägt 
war, geht es jedoch heute um die Vorbereitung 
auf die siebziger und achtziger Jahre in infrastruk-
tureller Hinsicht. Hierfür wurde selbstverständlich 
insoweit auf frühere Vorarbeiten zurückgegriffen, 
als der Übergang vom ersten in den zweiten Aus-
bauplan harmonisch zu vollziehen sein wird. 

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Zebisch (Drucksache V/4504 Frage 121) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, auch Arbeiter- 
und Schülerzüge mit Milch-, Kaffee- und anderen Getränke-
automaten auszustatten? 

Nach den Angaben der Deutschen Bundesbahn ist 
es nicht möglich, die im Arbeiter- und Schülerver-
kehr eingesetzten Fahrzeuge mit Getränkeautoma-
ten auszurüsten. Vor allem sind die technischen 
Voraussetzungen für eine laufende Energieversor-
gung der Reisezugwagen gegenwärtig nicht gege-
ben. Ich darf mich hierzu auch auf die Antworten an 
den Herrn Kollegen Dröscher vom 5. Oktober 1966 
und den Herrn Kollegen Jaschke vom 10. Mai 1968 
beziehen. 
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Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Josten (Drucksache V/4504 Frage 122) : 

Wie weit sind die Pläne für eine am Berghang geführte Um-
gehungsstraße der B 9 für Bad Breisig gediehen? 

Die Pläne für eine Umgehungsstraße der B 9 für 
Bad Breisig sind noch in Arbeit und liegen dem Bun-
desminister für Verkehr daher noch nicht vor. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Juli 1969 auf die Mündlichen Anfragen des Abge-
ordneten Hanz (Dahlen) (Drucksache V/4504 Fragen 
123, 124 und 125) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in den einzelnen 
Bundesländern verschiedenen Vorschriften über den Umfang der 
Fahrerlaubnis, speziell die Bestimmungen über die Einschränkung 
der Erlaubnis auf das Fahren von Wagen mit Schaltautomatik 
für Prüflinge, die ganz oder teilweise auf solchen geschult 
worden sind, bereits dazu geführt haben, daß Führerschein-
erwerbern, die in einem anderen Bundesland ihre Prüfung erfolg-
reich und ohne Einschränkung abgelegt hatten, von der heimi-
schen Zulassungsstelle besagte Einschränkung in die Fahrerlaub-
nis eingetragen wurde? 

Ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, daß ein deutscher 
Staatsbürger, der in den USA, wo fast nur auf Wagen mit 
Schaltautomatik geschult und gefahren wird, seinen Führerschein 
erworben hat, diesen bei einer deutschen Zulassungsstelle ohne 
die einschränkende Eintragung „Nur für PKW mit Schaltauto-
matik" umgeschrieben erhält, wenn er sich mindestens ein Jahr 
in der Bundesrepublik Deutschland aufgehalten hat, gleichgültig, 
welchen Wagen er in dieser Zeit gefahren hat? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, diese un-
gleiche Behandlung zu beseitigen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in den Län-
dern eine unterschiedliche Verwaltungspraxis in 
der Frage besteht, ob Fahrerlaubnisbewerbern, die 
ihre Fahrprüfung auf einem Kraftfahrzeug mit auto-
matischer Kupplung oder mit automatischem Ge-
triebe abgelegt haben, auch die Fahrerlaubnis unter 
dieser Beschränkung erteilt werden soll. 

Einem deutschen Staatsangehörigen, der in den 
USA die Fahrerlaubnis nach einer Fahrprüfung auf 
einem Fahrzeug mit automatischer Kraftübertragung 
erworben hat, kann unter den Voraussetzungen des 
§ 15 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung die 
deutsche Fahrerlaubnis für die entsprechende Klasse 
von Kraftfahrzeugen erteilt werden, ohne daß eine 
Beschränkung auf Fahrzeuge mit automatischer 
Kraftübertragung vorgenommen wird. 

Die Bundesregierung steht in Verhandlungen mit 
den zuständigen obersten Landesbehörden, um eine 
für die Bundesrepublik einheitliche Verwaltungs-
praxis in dieser Frage zu erreichen. 




	247. Sitzung
	Bonn, den 3. Juli 1969
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18
	Anlage 19
	Anlage 20
	Anlage 21
	Anlage 22
	Anlage 23
	Anlage 24
	Anlage 25
	Anlage 26
	Anlage 27
	Anlage 28




